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Teil I  Einsetzung, Auftrag und Verfahren 

1. Einsetzung 

1.1  Bekanntwerden des „Nationalsozialistischen Untergrundes“ 

„Am 4. November 2011 überfielen gegen 9 Uhr zwei maskierte Männer mit Schuss-
waffen eine Filiale der Sparkasse in Eisenach in Thüringen. Vor dem Eintreffen der 
örtlichen Polizei flüchteten die beiden Männer mit einer Beute von 71.920 Euro auf 
Fahrrädern. Ein Passant teilte einem Polizeibeamten mit, ihm seien zwei männliche 
Radfahrer aufgefallen, die ihre Fahrräder schnell in ein in der Nähe geparktes 
Wohnmobil luden, dessen amtliches Kennzeichen mit „V“ begann, und damit zügig 
davonfuhren. Kurz vor 12 Uhr fiel einer Funkstreife in einem Wohngebiet in Eisen-
ach-Stregda ein Wohnmobil mit diesem Kennzeichen auf. Als sich die Polizisten dem 
Wohnmobil näherten, vernahmen sie aus dem Innern des Fahrzeugs mehrere 
Schüsse. Um 12:07 Uhr sahen die Polizisten im Innenraum des Wohnmobils Rauch 
und Feuer und riefen die Feuerwehr. 

Nach Löschen des Brandes wurden im Innern des Wohnmobils zwei männliche Lei-
chen mit Schussverletzungen am Kopf aufgefunden. Die Bekleidung der Toten ent-
sprach den Zeugenaussagen zu den Bankräubern. Durch Abgleich von Fingerabdrü-
cken wurde noch am selben Tag eine Leiche als Uwe Mundlos identifiziert. Dass es 
sich bei der zweiten Leiche um Uwe Böhnhardt handeln könnte, ergab sich erst am 
folgenden Tag. 

In dem Wohnmobil wurden mehrere Schusswaffen gefunden. Es stellte sich heraus, 
dass zwei der aufgefundenen Schusswaffen die damals entwendeten Dienstwaffen 
der am 25. April 2007 in Heilbronn ermordeten Polizistin Michèle Kiesewetter und 
ihres schwer verletzten Kollegen waren. Dieses Verbrechen war bislang nicht aufge-
klärt. 

Zu den toten Bankräubern wurde ermittelt, dass sie Mitglieder des rechtsextremisti-
schen „Thüringer Heimatschutzes“ und am 26. Januar 1998 nach einer Durchsu-
chung, bei der funktionstüchtige Rohrbomben mit 1,4 kg Sprengstoff TNT gefunden 
wurden, gemeinsam mit einer Frau namens Beate Zschäpe untergetaucht waren. 

Ebenfalls am 4. November 2011 kam es kurz nach 15 Uhr in einem Mehrfamilien-
haus in der Frühlingsstraße 26 in Zwickau-Weißenborn in Sachsen zu einer Explosi-
on. Mehrere Hauswände stürzten ein. Die stehen gebliebenen Gebäudeteile brann-
ten. Als die Feuerwehr gegen 16:30 Uhr die Löscharbeiten abgeschlossen hatte, wa-
ren die verbliebenen Gebäudeteile einsturzgefährdet. Bei der Suche nach Bewoh-
nern, die in dem Haus zu Tode gekommen sein konnten, stellte sich heraus, dass die 
Explosion absichtlich herbeigeführt worden war. Nach Zeugenaussagen soll kurz vor 
der Explosion eine Bewohnerin das Haus verlassen haben.  

Am 7. November 2011 erließ das Amtsgericht Zwickau gegen Beate Zschäpe einen 
Haftbefehl. Sie sei dringend verdächtig, das Haus in der Frühlingsstraße 26 in Brand 
gesetzt zu haben. Frau Zschäpe stellte sich am folgenden Tag der Polizei in Jena 
und wurde festgenommen.  
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Am 8. November 2011 wurden in dem Brandschutt in Zwickau die Waffen, mit denen 
Frau Kiesewetter erschossen und ihr Kollege angeschossen wurden, sowie die ihr 
bei der Tat entwendete Handschelle gefunden. 

Am 9. November 2011 wurde in der ausgebrannten Wohnung in der Frühlingsstra-
ße 26 in Zwickau neben anderen Waffen eine Pistole Marke Česká 83, Kaliber 
7,65 mm mit verlängertem Lauf sichergestellt. Zwei Tage später stellten die Ermitt-
lungsbehörden fest, dass mit dieser Waffe in den Jahren 2000 bis 2006 neun Ge-
schäftsleute mit türkischen bzw. kurdischen und griechischen Wurzeln erschossen 
worden waren. Hinter dieser Mordserie war noch wenige Monate zuvor eine „mafiöse 
Organisation türkischer Nationalisten in Deutschland“ oder die „Fußball-Wettmafia“ 
vermutet worden. Spekuliert worden war, dass die Morde „die Rechnung für Schul-
den aus kriminellen Geschäften oder die Rache an Abtrünnigen“ gewesen seien. 

Ebenfalls in dem Schutt in der Frühlingsstraße 26 wurden am 10. November 2011 
mehrere DVD-Datenträger und Festplatten mit Videos gefunden. In den Videos be-
zeichnet sich eine Gruppierung unter dem bis dahin unbekannten Namen „National-
sozialistischer Untergrund“ (NSU) „als ein Netzwerk von Kameraden mit dem Grund-
satz ‚Taten statt Worte’“. Mittels Ausschnitten von Fernsehberichten und Zeitungsar-
tikeln werden die neun Morde an den türkisch- bzw. kurdisch- und griechischstämmi-
gen Geschäftsleuten, die zwei Sprengstoffanschläge in Köln am 19. Januar 2001 und 
am 9. Juni 2004 sowie der Mord an der Polizistin in menschenverachtender Weise 
dargestellt.  

Am 11. November 2011 übernahm der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichts-
hof die Ermittlungen gegen Frau Zschäpe unter anderem wegen des Verdachts der 
Bildung einer terroristischen Vereinigung und beauftragte das Bundeskriminalamt mit 
der Wahrnehmung der kriminalpolizeilichen Aufgaben.“1 

Das Bekanntwerden des „Nationalsozialistischen Untergrundes“ führte im Freistaat 
Sachsen zur parlamentarischen Befassung mit der Thematik und mündete letztend-
lich in der Einsetzung eines Untersuchungsausschusses durch das Parlament. 

Diese Ausführungen leiteten in den Abschlussbericht des 3. Untersuchungsaus-
schusses der 5. Legislaturperiode des Sächsischen Landtags ein und sind für ein 
besseres Verständnis auch diesem Bericht vorangestellt. Der 3. Untersuchungs-
ausschuss konnte nicht alle Themenkomplexe seines Untersuchungsauftrags abar-
beiten, sodass der 6. Sächsische Landtag die Einsetzung eines neuen Untersu-
chungsausschusses zur Befassung mit dieser Problematik beschlossen hat. 

                                            
1 Beschlussempfehlung und Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deutschen Bundesta-

ges, Drs 17/14600, S. 1 - 2 
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1.2  Einsetzungsbeschluss des Sächsischen Landtags 

Der Sächsische Landtag hat in seiner 11. Sitzung am 27. April 2015 (Plenar-
protokoll 6/11, S. 586 – 592) dem Dringlichen Antrag der Abgeordneten der Fraktio-
nen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 19. März 2015 (Drucksa-
che 6/1241) gemäß Art. 54 Abs. 1 der Verfassung des Freistaates Sachsen in Ver-
bindung mit § 2 Abs. 1 des Gesetzes über die Einsetzung und Verfahren von Unter-
suchungsausschüssen des Sächsischen Landtags (Untersuchungsausschussgesetz 
– UAusschG) auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses „Untersuchung mög-
licher Versäumnisse und etwaigen Fehlverhaltens der Staatsregierung und der ihrer 
Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht unterliegenden Sicherheits-, Justiz-, Kommunal- 
und sonstigen Behörden im Freistaat Sachsen beim Umgang mit der neonazistischen 
Terrorgruppe, die sich selbst als ‚Nationalsozialistischer Untergrund (NSU)‘ bezeich-
net, deren personell-organisatorischem Umfeld und etwaigen Unterstützernetzwer-
ken, insbesondere im Hinblick auf ihre Entstehung, Entwicklung und ihr Agieren in 
bzw. von Sachsen aus sowie bei der Aufklärung, Verfolgung und Verhinderung von 
Straftaten, die der Terrorgruppe ‚NSU‘ und ggf. den mit ihr verbundenen Netzwerken 
zurechenbar sind und den hieraus zu ziehenden Schlussfolgerungen (Neonazisti-
sche Terrornetzwerke in Sachsen)“ (im Folgenden: 1. Untersuchungsausschuss) 
mehrheitlich zugestimmt. 

Danach sollte der 1. Untersuchungsausschuss Folgendes untersuchen: 

„ I. In Prüfung einer eventuellen Mitverantwortung der Staatsregierung und der 
ihrer Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht unterliegenden Sicherheits-, Justiz-, 
Kommunal- und sonstigen Behörden im Freistaat Sachsen die Umstände und 
Rahmenbedingungen für die Entstehung und Entwicklung der sich selbst als 
„Nationalsozialistischer Untergrund (NSU)“ bezeichnenden neonazistischen 
Terrorgruppe, deren personellen und organisatorischen Umfelds sowie etwai-
ger Unterstützungsnetzwerke auf dem Hoheitsgebiet des Freistaates Sachsen 
sowie das Ausmaß und die Folgen des Agierens der Terrorgruppe „NSU“ so-
wie sie unterstützender Netzwerke oder Einzelpersonen, insbesondere im 
Hinblick auf die zurechenbare Begehung teils schwerster Straftaten und sons-
tiger Rechtsverletzungen. 

II. Die Ursachen und Gründe sowie möglichen Fehler und Versäumnisse der 
Staatsregierung und der ihrer Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht unterliegen-
den Sicherheits-, Justiz-, Kommunal- und sonstigen Behörden im Freistaat 
Sachsen, die es ermöglichten oder mutmaßlich sogar begünstigten, dass die 
Terrorgruppe „NSU“, die ihr zuzurechnenden Unterstützernetzwerke und Ein-
zelpersonen über einen langen Zeitraum unerkannt und ungehindert gerade in 
Sachsen und von Sachsen aus agieren und schwerste Straftaten begehen 
konnten. 

III. Den jeweiligen Informations- und Erkenntnisstand der Staatsregierung und der 
ihrer Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht unterliegenden Sicherheits-, Justiz-, 
Kommunal- und sonstigen Behörden im Freistaat Sachsen über die Terror-
gruppe „NSU“, über andere mit dieser ggf. kooperierende neonazistische 
Gruppierungen, über sie unterstützende Personen und Organisationen sowie 
über der Terrorgruppe „NSU“ oder ihren Mitgliedern zuzurechnende, zum Teil 
schwerste Straftaten und andere Rechtsverletzungen sowie den diesbezügli-



4 

chen Informations-, Erkenntnis- und Datenaustausch mit den zuständigen Be-
hörden anderer Bundesländer oder des Bundes und die jeweiligen Aktivitäten 
der zuständigen sächsischen Sicherheits- und Justizbehörden hinsichtlich die-
ser Personen, Netzwerke und diesen zurechenbaren Straftaten, die kontinuier-
liche Unterrichtung bzw. das In-Kenntnis-Setzen im Einzelfall der Staatsregie-
rung, deren Mitgliedern bzw. Vertretern der zuständigen Staatsministerien 
darüber durch die jeweils handelnden Behörden. 

IV. Das Handeln oder mögliche Unterlassen sowie etwaige Fehler und Versäum-
nisse der Staatsregierung, deren Mitgliedern bzw. Vertretern der zuständigen 
Staatsministerien bei der rechtzeitigen Information, Unterrichtung oder Über-
mittlung konkreter Erkenntnisse zur Terrorgruppe „NSU“, zu anderen mit die-
ser ggf. kooperierenden neonazistischen Gruppierungen, über sie unterstüt-
zende Personen und Organisationen sowie über den der Terrorgruppe „NSU“ 
oder ihren Mitgliedern sowie Unterstützern zuzurechnenden, zum Teil 
schwersten Straftaten sowie den diesbezüglichen Informations-, Erkenntnis- 
und Datenaustausch mit den zuständigen Behörden anderer Bundesländer 
oder des Bundes und die jeweiligen Aktivitäten der zuständigen sächsischen 
Sicherheits- und Justizbehörden hinsichtlich dieser Personen, Netzwerke und 
diesen zurechenbaren Straftaten gegenüber dem Landtag, insbesondere sei-
nen zuständigen Ausschüssen und besonderen parlamentarischen Gremien 
(Parlamentarische Kontrollkommission [PKK], Parlamentarisches Kontrollgre-
mium [PKG] und G10-Kommission des Sächsischen Landtags).  

V. Etwaige konkrete Handlungen oder Unterlassungen, mögliche Fehleinschät-
zungen, Falschbewertungen sowie Versäumnisse der Staatsregierung und der 
ihrer Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht unterliegenden Sicherheits-, Justiz-, 
Kommunal- und sonstigen Behörden im Freistaat Sachsen, welche die Bil-
dung, Entwicklung und das Agieren der Terrorgruppe „NSU“, der sie ggf. un-
terstützenden Personen und Netzwerke sowie die Bildung, die Entwicklung 
und das Agieren organisierter neonazistischer Gruppen und Netzwerke in 
Sachsen seit 1990 begünstigt, unterstützt oder gefördert bzw. die Aufklärung, 
Verfolgung und Verhinderung von diesen zurechenbaren teils schwersten 
Straftaten und anderen Rechtsverletzungen erschwert oder zeitlich ver-
schleppt haben. 

VI. Das Handeln oder mögliche Unterlassen sowie etwaige Fehler und Versäum-
nisse der Staatsregierung, deren Mitgliedern bzw. Vertretern der zuständigen 
Staatsministerien sowie der ihrer Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht unterlie-
genden Sicherheits-, Justiz-, Kommunal- und sonstigen Behörden im Freistaat 
Sachsen bei der Aufklärung und Unterstützung der Ermittlungsbehörden und 
Gerichte, einschließlich der Sonderermittler und Untersuchungsausschüsse in 
den Parlamenten bei der Aufklärung der Verbrechen der Terrorgruppe „NSU“, 
der sie ggf. unterstützenden Personen und Netzwerke nach dem Bekanntwer-
den der Verbrechen des „NSU“ im November 2011. 

VII. Das Tätigwerden, etwaige Unterlassungen sowie mögliche Versäumnisse der 
Staatsregierung und der ihrer Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht unterliegen-
den Sicherheits-, Justiz-, Kommunal- und sonstigen Behörden im Freistaat 
Sachsen sowie der jeweils handelnden sächsischen Behörden bei der Ge-
währleistung, Berücksichtigung und Inanspruchnahme von Rechten, schüt-
zenswerten Interessen, Entschädigungs- und Wiedergutmachungsansprüchen 
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der von der Terrorgruppe „NSU“, deren Unterstützerumfeld sowie von rechter 
Gewalt organisierter neonazistischer Gruppen und Netzwerke in Sachsen be-
troffenen Opfer, deren Angehörigen und Hinterbliebenen.  

VIII. Ggf. erforderliche Schlussfolgerungen hinsichtlich Struktur, Organisation, Zu-
sammenarbeit, Befugnissen und Qualifizierung der zuständigen Sicherheits-, 
Justiz-, Kommunal- und sonstigen Behörden im Freistaat Sachsen zur Ein-
schätzung des Ausmaßes und der Gefährlichkeit neonazistischer Strukturen 
im Freistaat Sachsen und für eine effektive Bekämpfung rechter Gewalt und 
der sie tragenden Organisationen, Strukturen und Netzwerke sowie mögliche 
diesbezügliche Empfehlungen gegenüber dem Landtag und der Staatsregie-
rung. 

Dazu sollen insbesondere auch die nachfolgend aufgeführten Fragestellungen 
umfassend untersucht, aufgeklärt und beantwortet werden: 

1. Wann, auf welchem Weg, in welchen Zusammenhängen und unter Übermitt-
lung durch welche Behörden und Stellen des Freistaates Sachsen, des Bun-
des oder anderer Bundesländer erlangten die Staatsregierung und die ihrer 
Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht unterliegenden zuständigen Sicherheits-, 
Justiz-, Kommunal- und sonstigen Behörden im Freistaat Sachsen konkrete 
Kenntnis davon, dass Mitglieder der Terrorgruppe „NSU“ unter Weiterführung 
bereits Ende der 90-er Jahre in Thüringen unternommener schwerer Strafta-
ten nach dem bisherigen Erkenntnisstand in den Jahren 2000 bis 2006 bun-
desweit zehn Morde sowie Sprengstoff- und Brandanschläge, weitere zahlrei-
che Banküberfälle mit Waffengewalt und andere schwere Straftaten begangen 
haben und dabei auf dem Hoheitsgebiet des Freistaates Sachsen wohnhaft 
waren bzw. von diesem aus operierten? 

2. Über welche Informationen und Erkenntnisse aufgrund eigener Aktivitäten und 
Maßnahmen und/oder aufgrund der Übermittlung von Informationen, Hinwei-
sen oder Mitwirkungsersuchen durch Behörden anderer Bundesländer, des 
Bundes oder aufgrund von Hinweisen und Mitteilungen sonstiger Personen 
und Organisationen verfügten die Staatsregierung und die ihrer Fach-, Rechts- 
und Dienstaufsicht unterliegenden zuständigen Sicherheits-, Justiz-, Kommu-
nal- und sonstigen Behörden im Freistaat Sachsen zu welchem Zeitpunkt zu 
den Personen Beate Zschäpe, Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos sowie zu 
den von diesen genutzten weiteren Identitäten bzw. Aliasnamen, eingeschlos-
sen die Informationen und Erkenntnisse zu den Vorgängen und Hintergründen 
der Beschaffung und Verwendung entsprechender Ausweis- und Personaldo-
kumente oder sonstiger Urkunden? 

3. Inwieweit und in welcher Weise waren dabei das Landesamt für Verfassungs-
schutz Sachsen (LfV Sachsen), das Landeskriminalamt Sachsen (LKA Sach-
sen), der Polizeiliche Staatsschutz oder andere Behörden im Freistaat Sach-
sen, ggf. im Zusammenwirken mit den zuständigen Behörden des Bundes 
oder anderer Bundesländer, am „Untertauchen“ bzw. am Verbergen oder Tar-
nen von Beate Zschäpe, Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos sowie weiterer 
mutmaßlicher Mitglieder und Unterstützer der Terrorgruppe „NSU“ beteiligt, 
und aus welchen Motiven, mit dem Wissen bzw. Zustimmung welcher vorge-
setzten Behörde oder welches die Aufsicht führenden Staatsministeriums so-
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wie auf welcher Rechtsgrundlage und mit welcher rechtlichen Rechtfertigung 
geschah dies? 

4. Inwieweit, aus welchen Gründen und Anlässen, in welchem Umfang, mit wel-
chen Folgen und mit welcher Rechtfertigung waren sächsische Sicherheits- 
und Justizbehörden ggf. in die Entstehung und den Aufbau sowie in die finan-
zielle, sachliche und organisatorische Unterstützung der Terrorgruppe „NSU“, 
deren Mitglieder und Unterstützer sowie mit dieser ggf. kooperierenden neo-
nazistischen und anderen Strukturen, Organisationen und Vereine in Sachsen 
und in anderen Bundesländern, insbesondere auch durch die von diesen Be-
hörden geführten und genutzten sogenannten Quellen bzw. Informationsge-
bern, Hinweispersonen, Vertrauensleute, Gewährspersonen, Auskunftsperso-
nen oder andere Vertrauenspersonen (sog. Quellen und V-Leute) und durch 
von diesen Behörden eingesetzte verdeckte Ermittler involviert? 

5. Inwieweit wurden von Seiten des LfV Sachsen, des LKA Sachsen, des Polizei-
lichen Staatsschutzes oder anderer Behörden in Sachsen den von ihnen ge-
führten sog. Quellen oder V-Leuten in neonazistischen und rechten Struktu-
ren, Organisationen, Vereinen etc. Geldleistungen oder andere Vergünstigun-
gen seit dem Jahre 1998 insbesondere für die Übermittlung von Informationen 
und Hinweisen zu Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und Beate Zschäpe sowie zu 
anderen Mitgliedern und Unterstützern des „Thüringer Heimatschutzes“, spä-
ter des „NSU“ und den mit diesem ggf. kooperierenden Gruppierungen, Orga-
nisationen und Vereinen angeboten oder gewährt, sowie welche Informationen 
erhielten diese Behörden dadurch? 

6. Inwieweit und auf welcher Ministerial- oder Behördenebene ist über die Einbe-
ziehung des LfV Sachsen, des LKA Sachsen, des Polizeilichen Staatsschut-
zes, des Mobilen Einsatzkommandos des damaligen Polizeipräsidiums 
Chemnitz oder sonstiger Polizei-, Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehörden 
im Freistaat Sachsen in Maßnahmen der Zielfahndung, Observationen, Be-
obachtungen und Überwachungen oder in Ermittlungen gegen die neonazisti-
sche Terrorgruppe „NSU“ und deren Unterstützerumfeld entschieden worden, 
und in welcher Weise wurden diese koordiniert sowie gegenüber der Staats-
regierung bzw. der für diese die Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht verantwor-
tenden Mitarbeiter der zuständigen Staatsministerien beraten, abgesprochen 
und ggf. unter Beachtung der Sachleitbefugnis der Staatsanwaltschaft ge-
nehmigt? 

7. Welche Informationen und Erkenntnisse aufgrund welcher eigenen Maßnah-
men und/oder aufgrund von Übermittlungen und Hinweisen durch Behörden 
anderer Bundesländer, des Bundes sowie von Einzelpersonen, Organisatio-
nen und Strukturen hatten die Staatsregierung und die ihrer Fach-, Rechts- 
und Dienstaufsicht unterliegenden Sicherheits-, Justiz-, Kommunal- und sons-
tigen Behörden im Freistaat Sachsen zu welchen Zeitpunkten über etwaige 
Unterstützer der Terrorgruppe „NSU“, über Mitglieder der mit dieser ggf. ko-
operierenden neonazistischen Gruppierungen, über Mitglieder und Unterstüt-
zer mit dem „NSU“ kooperierenden weiteren sonstigen Organisationen und 
Vereinen sowie zu rechtsextremen und rechtsextremistischen Personen, Krei-
sen oder Organisationen und Vereinen, die mit der Terrorgruppe „NSU“ bzw. 
deren Unterstützern in Verbindung standen bzw. von dieser und ihrem Agieren 
Kenntnis hatten, und wie wurden diese zur Aufklärung, Verfolgung bzw. vor-
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beugenden Verhinderung von Straftaten sowie sonstigen Rechtsverstößen 
aufbereitet und verwertet? 

8. Welche Informationen, Erkenntnisse, Daten und Hinweise über Mitglieder der 
Terrorgruppe „NSU“, deren Unterstützerumfeld, diesem zurechenbaren 
rechtsextremistischen und anderen Personen, Gruppierungen, Organisationen 
und Vereinen haben die Staatsregierung und die ihrer Fach-, Rechts- und 
Dienstaufsicht unterliegenden Sicherheits-, Justiz-, Kommunal- und sonstigen 
Behörden im Freistaat Sachsen zu welchen Zeitpunkten an welche Behörden 
anderer Bundesländer oder des Bundes übermittelt oder anderweitig weiter-
gegeben? 

9. Welche Aktivitäten und Maßnahmen haben die Staatsregierung und die ihrer 
Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht unterliegenden Sicherheits-, Justiz-, Kom-
munal- und sonstigen Behörden im Freistaat Sachsen zu welchen Zeitpunkten 
unternommen, vorbereitet und umgesetzt, um die Mitglieder der Terrorgruppe 
„NSU“ sowie deren Unterstützer aus anderen neonazistischen Gruppierungen 
oder über Mitglieder und Unterstützer mit dem „NSU“ kooperierenden weiteren 
sonstigen Organisationen und Vereinen sowie Netzwerke an der Planung, 
Vorbereitung und Durchführung selbiger zurechenbarer teils schwerster Straf-
taten zu hindern? 

10. Welche Aktivitäten und Maßnahmen haben die Staatsregierung und die ihrer 
Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht unterliegenden Sicherheits-, Justiz-, Kom-
munal- und sonstigen Behörden im Freistaat Sachsen zu welchen Zeitpunkten 
selbstständig, im Zusammenwirken oder in Abstimmung mit Behörden anderer 
Bundesländer oder des Bundes unternommen und durchgeführt, um die nach 
den derzeit vorhandenen Erkenntnissen von den Mitgliedern der Terrorgruppe 
„NSU“ und deren Unterstützern begangenen Straftaten und deren Täter auf-
zuklären, zu ermitteln und zu verfolgen? 

11. Welche Rolle haben im Zusammenhang mit der Terrorgruppe „NSU“, ihres 
Unterstützernetzwerks sowie ihres personellen und organisatorischen Umfelds 
seitens der zuständigen sächsischen Behörden der Einsatz von nachrichten-
dienstlichen Mitteln (Vertrauensleute, Gewährspersonen, Observationen, 
heimliche Bild- und Tonaufzeichnungen, Tarnpapiere, Tarnkennzeichen usw.), 
die Anwendung der in § 5a SächsVSG geregelten besonderen Befugnisse 
sowie bezogen auf beteiligte Polizei- und Strafverfolgungsbehörden der Ein-
satz verdeckter Ermittler und sonstiger nicht offen ermittelnder Beamter nach 
Maßgabe der §§ 38, 39 SächsPolG und der Anlage D zur RiStBV (Gemein-
same Richtlinien der Justizminister/-senatoren und der Innenminister/-
senatoren des Bundes und der Länder über die Inanspruchnahme von Infor-
manten sowie über den Einsatz von Vertrauenspersonen [V-Personen] und 
Verdeckten Ermittlern) im Rahmen der Strafverfolgung gespielt, auf welcher 
rechtlichen und tatsächlichen Grundlage erfolgte dieser Einsatz jeweils und 
inwieweit wurde der Einsatz ausreichend kontrolliert und evaluiert? 

12. In welcher Weise, in welchem Umfang und mit welchen Folgen kam es ggf. im 
Umgang mit bzw. bei der Beobachtung und Verfolgung der Terrorgruppe 
„NSU“, ihres Unterstützernetzwerks bzw. ihres sonstigen personellen und or-
ganisatorischen Umfelds sowie bei der Verfolgung und Aufklärung von durch 
diesen Personenkreis begangener Straftaten zu etwaigen Überschreitungen 
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von der Staatsregierung, den zuständigen Staatsministerien, den jeweiligen 
Mitgliedern der Staatsregierung sowie den Behördenleitern und Bediensteten 
der jeweils handelnden Sicherheits-, Justiz und anderen Behörden, sowie den 
von diesen eingesetzten verdeckten Ermittlern gesetzlich übertragenen Be-
fugnisse sowie von diesen durch Tun oder Unterlassen begangene mögliche 
Verstöße gegen Rechtsvorschriften beim Einsatz, Führen und Beaufsichtigen 
von sog. Quellen und V-Leuten? 

13. Welche Erkenntnisse hatten ggf. die Staatsregierung und die ihrer Fach-, 
Rechts- und Dienstaufsicht unterliegenden Sicherheits-, Justiz-, Kommunal- 
und sonstigen Behörden im Freistaat Sachsen zu welchen Zeitpunkten selbst-
ständig oder aus der Abstimmung und dem Zusammenwirken mit Behörden 
anderer Bundesländer oder des Bundes hinsichtlich der Beschaffung von 
Sprengstoffen, Waffen, falschen oder illegalen echten Ausweispapieren bzw. 
vergleichbaren Urkunden, verdeckten Wohnungen sowie der Zahlung oder 
Entgegennahme von Geldmitteln durch die Terrorgruppe „NSU“ zum einen, 
sie unterstützende Personen, neonazistische Gruppierungen sowie sonstige 
Organisationen oder Vereine zum anderen? 

14. Welche Informationen und Erkenntnisse aufgrund welcher eigenen Maßnah-
men und/oder aufgrund von Übermittlungen und Hinweisen durch Behörden 
anderer Bundesländer, des Bundes sowie von Einzelpersonen, Organisatio-
nen und Strukturen hatten die Staatsregierung und die ihrer Fach-, Rechts-, 
und Dienstaufsicht unterliegenden Sicherheits-, Justiz-, Kommunal- und sons-
tige Behörden im Freistaat Sachsen zu welchen Zeitpunkten über Aufrufe, An-
leitungen und Unterstützungen zur Bildung weiterer terroristischer neonazisti-
scher Zellen „analog“ dem „NSU“ durch neonazistische Gruppierungen, Orga-
nisationen und Vereine und deren Mitglieder und sonstige rechtsextreme und 
rechtsextremistische Personen und Kreise sowie dazu, dass aufgrund oder in-
folge etwaiger solcher Aufrufe und Anleitungen nachweislich Tötungsdelikte, 
Sprengstoff- oder Brandanschläge bzw. sonstige schwere Straftaten mit er-
wiesener oder mutmaßlicher rechtsextremer Tatmotivation in Sachsen began-
gen wurden, und wie wurden derartige Erkenntnisse bewertet oder hätten sie 
zum damaligen Zeitpunkt sachgerecht bewertet werden müssen? 

15. Ist, und wenn ja, in welcher Weise und mit welchen Folgen durch mögliches 
Handeln oder Unterlassen sowie durch Maßnahmen beteiligter sächsischer 
Behörden die Bildung, die Straftatbegehung oder sonstiges rechtswidriges 
Agieren der Terrorgruppe „NSU“ sowie deren möglichen Unterstützernetzwer-
ke begünstigt, „abgeschirmt“ oder gar gefördert worden? 

16. Inwieweit und in welcher Art und Weise haben etwaige Aktivitäten und Maß-
nahmen der gegenüber der Terrorgruppe „NSU“ und ihren Unterstützernetz-
werken handelnden sächsischen Behörden die Aufklärung, Verfolgung und die 
ggf. mögliche Verhinderung der allen derzeit vorliegenden Kenntnissen nach 
von der Terrorgruppe „NSU“ bzw. von deren Mitgliedern und Unterstützern 
begangenen Straftaten erschwert, behindert oder zeitlich verschleppt? 

17. Ob und inwieweit tragen die Staatsregierung und deren Mitglieder bzw. maß-
gebliche Verantwortungsträger von Staatsministerien und die ihrer Fach-, 
Rechts- und Dienstaufsicht unterliegenden Sicherheits-, Strafverfolgungs-, 
Justiz-, und sonstigen Behörden im Freistaat Sachsen dafür Verantwortung, 
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dass Mitglieder und Unterstützer der Terrorzelle „NSU“ ggf. durch sächsische 
Behörden, insbesondere seitens oder mit Unterstützung des LfV Sachsen 
bzw. den jeweiligen Behörden anderer Bundesländer und des Bundes mit 
neuen Identitäts-, Personal- und Ausweispapieren sowie sonstigen Urkunden 
versorgt worden sind, mithin dadurch zur Verschleierung ihrer tatsächlichen 
Identität und ihrer Aufenthaltsorte mit der Konsequenz fehlender Ermittelbar-
keit bzw. Begünstigung der Fortsetzung der Begehung schwerster Straftaten 
durch die Terrorgruppe beigetragen wurde? 

18. Inwieweit und zu welchen Zeitpunkten lagen der Staatsregierung und der ihrer 
Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht unterliegenden Sicherheits-, Strafverfol-
gungs-, Justiz- und sonstigen Behörden im Freistaat Sachsen konkrete An-
haltspunkte und/oder Anknüpfungstatsachen für eine Strafverfolgungszustän-
digkeit des Bundes bzw. auf Bundesebene vor, und in welcher Weise, und 
wem gegenüber wurden dahingehend Maßnahmen mit welchem Ergebnis 
eingeleitet? 

19. Inwieweit und mit welchen Folgen erfolgte möglicherweise eine Vernichtung 
oder Unterdrückung von Beweismitteln, Erkenntnissen, Informationen, Infor-
mations- und Hinweisgebern, Hinweisen, sonstigen Daten oder Unterlagen 
über Mitglieder der Terrorgruppe „NSU“, deren personellem und organisatori-
schem Unterstützerumfeld sowie über mit dieser Terrorgruppe ggf. kooperie-
render neonazistischer und anderer Gruppierungen, Personen, Organisatio-
nen und Vereine, die für die Ermittlungen von Bedeutung hätten sein können, 
durch sächsische Behörden, und inwieweit entsprach dies generell bzw. im 
Einzelfall den diesbezüglichen einschlägigen Rechtsvorschriften? 

20. Inwieweit sind durch die sächsischen Behörden, die mit der Beobachtung, 
Aufklärung, Ermittlung oder sonstigen Untersuchung der von der Terrorgruppe 
„NSU“ bzw. mit dieser Terrorgruppe ggf. kooperierenden neonazistischen und 
anderen Gruppierungen sowie sonstigen Unterstützern begangenen oder ge-
förderten Straftaten befasst waren, die nach den einschlägigen bundes- und 
landesrechtlichen Vorschriften geltenden Unterrichtungs- und Informations-
pflichten gegenüber dem Landtag, insbesondere dessen zuständigen Aus-
schüssen und den von diesem gebildeten besonderen parlamentarischen 
Gremien (Parlamentarische Kontrollkommission [PKK], Parlamentarisches 
Kontrollgremium [PKG] und G10-Kommission des Sächsischen Landtags) so-
wie gegenüber der Staatsregierung oder den zuständigen Staatsministerien 
beachtet und eingehalten bzw. aus welchen Gründen und aus welchen er-
kennbaren Ursachen heraus nicht erfüllt worden?  

21. Inwieweit sind die Staatsregierung, deren Mitglieder und die Vertreter der je-
weils zuständigen Staatsministerien ihrerseits in diesem Zusammenhang den 
diesbezüglich nach Bundes- und Landesrecht bestehenden Informations- und 
Unterrichtungspflichten gegenüber dem Landtag, den zuständigen Ausschüs-
sen und den besonderen parlamentarischen Kontrollgremien des Landtags 
nachgekommen, oder aus welchen Gründen und aus welchen erkennbaren 
Ursachen heraus sind diese Unterrichtungen und Informationen unterblieben 
bzw. unterlassen worden? 

22. Inwieweit und zu welchen Zeitpunkten ist die Parlamentarische Kontrollkom-
mission des Landtags im Rahmen der Unterrichtungspflichten nach 
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§ 17 SächsVSG von der Einbeziehung des LfV Sachsen in die Beobachtung 
von Personen, die im Verdacht der Vorbereitung bzw. des Versuchs von 
Sprengstoffanschlägen und mithin terroristischen, die freiheitlich-
demokratische Grundordnung gefährdenden Handlungen standen, mit nach-
richtendienstlichen Mitteln, unterrichtet worden, bzw. aus welchen sachlich 
und rechtlich gerechtfertigten Gründen unterblieb das, und welche Mitglieder 
der Staatsregierung bzw. zuständige Vertreter von Staatsministerien und an-
dere maßgebliche Behördenvertreter tragen hierfür persönlich die Verantwor-
tung?  

23. Welche Schlussfolgerungen zur wirksamen Bekämpfung rechter Gewalt und 
der sie tragenden Organisationen, Strukturen und Netzwerke sowie für eine 
effektive Prävention, Aufklärung, Verfolgung und Verhinderung von Straftaten 
rechter Gewalt sind ggf. in Bezug auf Struktur, Aufbau und Organisation der 
Sicherheits-, Strafverfolgungs- und Justizbehörden des Freistaates Sachsen, 
für deren Zusammenarbeit sowie für die Gewinnung und den Austausch von 
Erkenntnissen und Informationen mit den zuständigen Behörden anderer 
Bundesländer und des Bundes zu ziehen? 

24. Inwieweit sind durch die Staatsregierung und die ihrer Fach-, Rechts- und 
Dienstaufsicht unterliegenden Sicherheits-, Justiz-, Kommunal- und sonstigen 
Behörden im Freistaat Sachsen die Rechte, schützenswerten Interessen, Ent-
schädigungs- und Wiedergutmachungsansprüche der von der Terrorgruppe 
„NSU“, deren Unterstützerumfeld sowie von rechter Gewalt organisierter neo-
nazistischer Gruppen und Netzwerke in Sachsen betroffenen Opfer, deren 
Angehörigen und Hinterbliebenen gewahrt und berücksichtigt worden, und 
welche diesbezüglichen Schlussfolgerungen zur künftigen Vermeidung und 
Begrenzung des Leids der Opfer von rechter Gewalt bzw. der Angehörigen 
der von rechter Gewalt betroffenen Menschen sowie zur Wiedergutmachung 
und Entschädigung gegenüber den Opfern und Betroffenen rechter Gewalt 
durch den Freistaat Sachsen sind hieraus gezogen worden und weiter zu zie-
hen?“ 

1.3  Mitglieder und stellvertretende Mitglieder des Ausschusses 

In der 11. Plenarsitzung am 27. April 2015 legte der Sächsische Landtag gemäß § 23 
Abs. 1 der Geschäftsordnung des Sächsischen Landtags (GO) einstimmig auf Antrag 
der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 6/1399, die 
Stärke des 1. Untersuchungsausschusses auf 18 Mitglieder fest.  

In der 13. Plenarsitzung am 30. April 2015 wählten die Mitglieder des Sächsischen 
Landtags gemäß § 4 Abs. 2 Satz 1 des Untersuchungsausschussgesetzes die Mit-
glieder des Untersuchungsausschusses und deren Stellvertreter nach den Vorschlä-
gen der Fraktionen.  

Die Verteilung der Mitglieder auf die Fraktionen erfolgte gemäß § 4 Abs. 2 Satz 2 des 
Untersuchungsausschussgesetzes nach den Mitgliederzahlen der Fraktionen, wobei 
nach § 15 Abs. 2 Satz 1 der GO das Verfahren nach d´Hondt zur Anwendung kam. 
Bei den zu besetzenden 18 Sitzen bedeutete dies, dass auf Vorschlag der CDU-
Fraktion neun Mitglieder, auf Vorschlag der Fraktion DIE LINKE vier Mitglieder, auf 
Vorschlag der SPD-Fraktion zwei Mitglieder, auf Vorschlag der AfD-Fraktion zwei 
Mitglieder und auf Vorschlag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ein Mitglied zu 
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wählen waren. Bei der Wahl der stellvertretenden Mitglieder durfte gemäß § 23 
Abs. 2 Satz 2 der GO die Anzahl der von einer Fraktion benannten Stellvertreter die 
doppelte Anzahl der von dieser Fraktion zu benennenden Ausschussmitglieder nicht 
überschreiten. 

Entsprechend den Wahlvorschlägen der Fraktionen von CDU, DIE LINKE, SPD, AfD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wurden folgende Personen gewählt: 

Mitglieder Stellvertretende Mitglieder 
  
Fraktion der CDU:  
Rico Anton (ab 11. Dezember 2018) Rico Anton (bis 11. Dezember 2018) 
Christian Hartmann (bis 16. Oktober 2018) Alexander Dierks 
Steve Ittershagen Aline Fiedler 
Svend-Gunnar Kirmes (ab 14. März 2017) Iris Firmenich 
Jan Löffler Sebastian Fischer 
Andreas Nowak Holger Gasse 
Gerald Otto Jan Hippold 
Christian Piwarz (bis 31. Dezember 2017) Stephan Hösl 
Lars Rohwer Jörg Kiesewetter 
Patrick Schreiber Svend-Gunnar Kirmes (ab/bis 14. März 2018) 
Oliver Wehner Gernot Krasselt 
 Daniela Kuge 
 Sven Liebhauser 
 Dr. Stephan Meyer (ab 14. März 2018) 
 Martin Modschiedler 
 Wolf-Dietrich Rost 
 Ronny Wähner 
 Patricia Wissel 
 Prof. Dr. Roland Wöller (bis 28. Februar 2018) 
  
Fraktion DIE LINKE:  
Kerstin Köditz Klaus Bartl 
Lutz Richter Sarah Buddeberg 
André Schollbach Antje Feiks (ab 27. September 2017) 
Mirko Schultze René Jalaß (ab 11. April 2017) 
 Juliane Nagel 
 Falk Neubert (bis 31. August 2017) 
 Luise Neuhaus-Wartenberg 
 Janina Pfau 
 Sebastian Scheel (bis 21. Februar 2017) 
 Enrico Stange 
  
Fraktion der SPD:  
Harald Baumann-Hasske (ab 14. Dezember 2017) Thomas Baum 
Sabine Friedel Henning Homann 
Albrecht Pallas Hanka Kliese (ab 14. Dezember 2017) 
 Dagmar Neukirch 
 Mario Pecher (ab 14. Dezember 2017) 
 Juliane Pfeil-Zabel 
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Fraktion der AfD  
André Barth (bis 13. Oktober 2017) Mario Beger 
Carsten Hütter Dr. Stefan Dreher (bis 31. August 2015) 
 Dr. Kirsten Muster (bis 23. Oktober 2017) 
 Sebastian Wippel 
  
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
Valentin Lippmann Eva Jähnigen (bis 11. September 2015) 
 Katja Meier (ab 07.10.2015) 
 Petra Zais 

Nach der Konstituierung des Untersuchungsausschusses hat sich die Zusammen-
setzung wie folgt geändert: 

Am 11. September 2015 legte Eva Jähnigen ihr Mandat nieder. 

Am 7. Oktober 2015 wurde in der 21. Sitzung des Sächsischen Landtags Katja Mei-
er, GRÜNE, zum stellvertretenden Mitglied gewählt (Drucksache 6/2798). 

Am 31. August 2015 legte Dr. Stefan Dreher sein Mandat nieder. 

Am 21. Februar 2017 legte Sebastian Scheel sein Mandat nieder. 

Am 11. April 2017 wurde in der 52. Sitzung des Sächsischen Landtags René Jalaß, 
DIE LINKE, zum stellvertretenden Mitglied gewählt (Drucksache 6/9196). 

Am 31. August 2017 legte Falk Neubert sein Mandat nieder. 

Am 27. September 2017 wurde in der 60. Sitzung des Sächsischen Landtags Antje 
Feiks, DIE LINKE, zum stellvertretenden Mitglied gewählt (Drucksache 6/10799). 

Aufgrund des Austritts von vier Abgeordneten der AfD-Fraktion und der sich daraus 
ergebenden Änderungen für die Besetzung des 1. Untersuchungsausschusses er-
hielt die SPD-Fraktion ein weiteres Mitglied und somit zwei weitere Stellvertreter. Die 
AfD-Fraktion verlor ein Mitglied. 

Am 13. Oktober 2017 erklärte André Barth den Verzicht auf seine Mitgliedschaft im 
1. Untersuchungsausschuss.  

Am 23. Oktober 2017 erklärte Dr. Kirsten Muster den Verzicht auf ihre stellvertreten-
de Mitgliedschaft im 1. Untersuchungsausschuss.  

Am 14. Dezember 2017 wurden in der 65. Sitzung des Sächsischen Landtags Harald 
Baumann-Hasske, SPD, zum ordentlichen Mitglied sowie Hanka Kliese, SPD, und 
Mario Pecher, SPD, zu stellvertretenden Mitgliedern gewählt (Drucksache 6/11468). 

Am 31. Dezember 2017 erklärte Christian Piwarz den Verzicht auf seine Mitglied-
schaft im 1. Untersuchungsausschuss.  

Am 28. Februar 2018 erklärte Prof. Dr. Roland Wöller den Verzicht auf seine stellver-
tretende Mitgliedschaft im 1. Untersuchungsausschuss.  
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Am 14. März 2018 wurde in der 68. Sitzung des Sächsischen Landtags Svend-
Gunnar Kirmes, CDU, zum stellvertretenden Mitglied gewählt (Drucksache 6/12653). 

Am 14. März 2018 wurden in der 68. Sitzung des Sächsischen Landtags Svend-
Gunnar Kirmes, CDU, zum ordentlichen Mitglied sowie Dr. Stephan Meyer, CDU, 
zum stellvertretenden Mitglied gewählt (Drucksache 6/12292). 

Am 16. Oktober 2018 erklärte Christian Hartmann den Verzicht auf seine Mitglied-
schaft im 1. Untersuchungsausschuss.  

Am 11. Dezember 2018 wurde in der 83. Sitzung des Sächsischen Landtags Rico 
Anton, CDU, zum Mitglied gewählt (Drucksache 6/15547). 

1.4  Bestimmung des Vorsitzenden und seines Stellvertreters 

Gemäß § 6 Abs. 1 Untersuchungsausschussgesetz wurden in der 13. Sitzung des 
Sächsischen Landtags am 30. April 2015 auf Vorschlag ihrer Fraktionen (Drucksa-
che 6/1405) Lars Rohwer, CDU, zum Ausschussvorsitzenden und Kerstin Köditz, 
DIE LINKE, zur stellvertretenden Ausschussvorsitzenden gewählt. 

1.5  Benennung der Obleute 

Zu ihren Obleuten haben die Fraktionen benannt: 
 
Steve Ittershagen (CDU) 
Lutz Richter (DIE LINKE) 
Sabine Friedel (SPD) 
Carsten Hütter (AfD) 
Valentin Lippmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

2. Personelle Betreuung des Ausschusses 

2.1  Ausschusssekretariat 

Leitung: Heiner Ridder (bis 1. September 2015) 
 Claudia Heuser (ab 2. September 2015) 

Vertreter: Heiner Ridder (ab 2. September 2015) 

Bürosachbearbeiterin/Sekretärin: Anja Schade (bis 8. April 2016) 
 Nadja Hentschel (ab 9. April 2016) 

Vertreterin: Nadja Hentschel (bis 8. April 2016) 
 Anja Schade (ab 9. April 2016 bis 15. Februar 2019) 

2.2  Juristischer Dienst 

Leitung: Manfred Scholz, Referatsleiter 

Referent/in:  Robert Reinhold (bis 30. April 2016) 
 Annett Holley (ab 1. Mai 2016) 
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2.3  Geheimschutzbeauftragter 

Gereon Packbier, Geheimschutzbeauftragter des Sächsischen Landtags 
Markus Gick, Stellvertreter 

2.4  VS-Registratur 

Leiter: Uwe Friedrich 

Vertreterin: Claudia Hirschnitz (bis 15. Juli 2018) 
 Steven Dornig (ab 16. Juli 2018) 

Mitarbeiter: Steven Dornig 
 Heike Urland 

Aktenaufsicht VS-Geheim: Dirk Förster 
 Theresa Hausding 
 Axel Helbig 
 Nadja Hentschel 
 Claudia Heuser 
 Birgit Matthiesen 
 Robert Reinhold 
 Heiner Ridder 
 Susan Roßberg 
 Anja Schade 
 Janett Broda 
 Matthias Weise 
 Rita Bergen 
 Annett Holley 
 Ulrike Linder 
 Helge Löwe 
 Christiane Schulze 
 Hartmut Glaß 
 Marcus Gick 

2.5  Stenografischer Dienst 

 Anita Wothe 
 Dr. Karsten Broosch 
 Marion Stropahl 

2.6  Parlamentarische Berater der Fraktionen 

Zu ihren Parlamentarischen Beratern haben die Fraktionen benannt: 

Fraktion der CDU:  Annett Dossmann (bis 24. September 2018) 
 Katrin Fischer (bis 31. März 2018) 
 Marten Sasse (bis 30. April 2018) 
 Daniel Schenderlein 
 Dr. Franz Schnekenburger (ab 29. August 2018) 
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Fraktion DIE LINKE: Felix Korsch (ab 20. Mai 2015) 
 Holger Luedtke 
 Mathias von der Recke 
 Thorsten Steckel 
 
Fraktion der SPD: Christian Demuth (ab 8. Juni 2016) 
 Jeanette Marschall 
 Almut Thomas (bis 8. Januar 2018) 
 
Fraktion der AfD: Mathias Drenkhahn (ab 29. Februar 2016) 
 Karla Kirschke (bis 2. November 2017) 
 Norbert Lohbreyer 
 Holger Matern (bis 31. Dezember 2017) 
 Andreas Stark (ab 9. Januar 2018) 
 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Dr. Juliane Hundert 
  Anne Kobes (bis 12. September 2018) 
  Eva Juliane Müller (bis 15. August 2016) 

3.  Beauftragte der Staatsregierung 

Als Beauftragte hat die Staatsregierung benannt: 

Burkhard Kurths, Beauftragter der Staatsregierung, 
Sächsisches Staatsministerium des Innern, ab 2. Juni 2015 

Dr. Matthias Falk, Stellvertretender Beauftragter der Staatsregierung,  
Sächsisches Staatsministerium des Innern, ab 2. Juni 2015 

4. Ablauf des Untersuchungsverfahrens 

4.1  Sitzungen 

Der 1. Untersuchungsausschuss ist für die Durchführung der Beweisaufnahme und 
für seine Beratungen zu insgesamt 43 Sitzungen zusammengekommen. 

Die Sitzungstage wurden auf Vorschlag des Ausschussvorsitzenden für mehrere 
Monate im Voraus einvernehmlich beschlossen. 

Termine 

1. Sitzung am  13. Mai 2015 
2. Sitzung am  8. Juni 2015 
3. Sitzung am  6. Juli 2015 
4. Sitzung am  14. September 2015 
5. Sitzung am  5. Oktober 2015 
6. Sitzung am  16. November 2015 
7. Sitzung am  14. Dezember 2015 
8. Sitzung am  1. Februar 2016 und 4. Februar 2016 
9. Sitzung am  14. März 2016 
10. Sitzung am  18. April 2016 
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11. Sitzung am  23. Mai 2016 
12. Sitzung am  20. Juni 2016 
13. Sitzung am  29. August 2016 
14. Sitzung am  26. September 2016 
15. Sitzung am  7. November 2016 
16. Sitzung am  30. Januar 2017 
17. Sitzung am  13. März 2017 
18. Sitzung am  7. April 2017 
19. Sitzung am  15. Mai 2017 
20. Sitzung am  19. Juni 217 
21. Sitzung am  28. August 2017 
22. Sitzung am  25. September 2017 
23. Sitzung am  16. Oktober 2017 
24. Sitzung am  18. Oktober 2017 
25. Sitzung am  20. Oktober 2017 
26. Sitzung am  13. November 2017 
27. Sitzung am  11. Dezember 2017 
28. Sitzung am  29. Januar 2018 
29. Sitzung am  12. März 2018 
30. Sitzung am  23. April 2018 
31. Sitzung am  27. April 2018 
32. Sitzung am  16. Mai 2018 
33. Sitzung am  18. Mai 2018 
34. Sitzung am  28. Mai 2018 
35. Sitzung am  25. Juni 2018 
36. Sitzung am  28. Juni 2018 
37. Sitzung am 3. September 2018 
38.  Sitzung am 24. September 2018 
39. Sitzung am 5. November 2018 
40. Sitzung am  18. Dezember 2018 
41. Sitzung am 11. März 2019 
42.  Sitzung am  8. April 2019 
43. Sitzung am 3. Juni 2019 

4.2  Verfahrensgrundsätze 

In der 2. Sitzung am 8. Juni 2015 beschlossen die Mitglieder des 
1. Untersuchungsausschusses einstimmig folgende 

„Verfahrensgrundsätze für die Arbeit und die Beweisaufnahme des 
1. Untersuchungsausschusses der 6. Legislaturperiode: 

1. Sitzungen 

1.1. Die Sitzungen des Untersuchungsausschusses bestehen aus nicht öffentli-
chen und geheimen Beratungen sowie öffentlichen, nicht öffentlichen und ge-
heimen Beweisaufnahmen. § 8 Abs. 4 Satz 2 Untersuchungsausschussgesetz 
(UAusschG) bleibt unberührt. 

1.2. Die nicht öffentlichen Beratungen dienen der Vorbereitung der Beweisauf-
nahme sowie der Beweiswürdigung. Den Mitgliedern der Staatsregierung oder 
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ihren Beauftragten ist zu den Ergebnissen der Beweisaufnahme Gelegenheit 
zur Stellungnahme einzuräumen (§ 10 Abs. 2 Satz 3 UAusschG).  

Der Ausschuss macht gegenüber der Öffentlichkeit Mitteilungen über die bis-
herigen Beratungen nur nach einem entsprechenden Beschluss, der in nicht 
öffentlicher Beratung gefasst wird. Es gilt § 9 UAusschG. 

1.3. An Beweisaufnahmen nehmen neben den Ausschussmitgliedern und den wei-
teren zu Ausschusssitzungen zugelassenen Personen (z. B. Fraktionsmitar-
beiter) auch Mitglieder der Staatsregierung oder ihre Beauftragten teil. § 10 
Abs. 1 i. V. m. Abs. 3 UAusschG bleibt unberührt.  

2. Sitzordnung 

Mitglieder der Staatsregierung oder ihre Beauftragten sitzen gegenüber den 
Ausschussmitgliedern nachrangig. Weitere zu Ausschusssitzungen zugelas-
sene Personen sitzen von den Fraktionen abgerückt. Für die Fraktionsmitar-
beiter gilt Anlage 3 der Geschäftsordnung des 6. Sächsischen Landtags (GO). 
Ihr Wechsel ist dem Ausschuss anzuzeigen. 

3. Beweisanträge 

3.1. Beweisanträge werden in nicht öffentlicher Beratung schriftlich gestellt und in 
der Regel in der darauf folgenden nicht öffentlichen Beratung vor der nächsten 
Beweisaufnahme beschlossen. Beweisanträge, die am dritten Werktag vor ei-
ner Sitzung an alle Fraktionen schriftlich verteilt worden sind und deren Zuläs-
sigkeit durch den Juristischen Dienst bestätigt wurde, können in derselben Sit-
zung eingebracht und beschlossen werden, soweit nicht eine Fraktion wider-
spricht. 

Beweisanträge, an deren Zulässigkeit Zweifel bestehen, werden vom Juristi-
schen Dienst auf ihre Zulässigkeit überprüft. In diesen Fällen erfolgt die Be-
schlussfassung erst nach Abschluss der Prüfung durch den Juristischen 
Dienst; spätestens jedoch in der auf die Einbringung des Beweisantrages fol-
genden Sitzung. 

3.2. Beweisanträge sollen unmissverständlich und bestimmt formuliert sein. Sie 
bestehen aus einer Beweisbehauptung, dem eng auf den Untersuchungsge-
genstand bezogenen Beweisthema und den hierauf bezogenen Beweismitteln. 
Beweisermittlungs- und Beweisanregungsanträge sind zulässig, soweit sie so 
scharf umgrenzt und bestimmt sind, dass ihre Bearbeitung für den Ausschuss 
keine unzumutbare Mehrbelastung darstellt. Sie stellen lediglich Anregungen 
für die weitere Beweisaufnahme dar und sind für den Ausschuss nicht bin-
dend. Sie dürfen nicht missbräuchlich gestellt werden. 

3.3. Beweisanträge können bis zum Zustandekommen des Beweisbeschlusses 
jederzeit zurückgezogen werden. Nach Zustandekommen des Beweisbe-
schlusses ist eine Rücknahme nur zulässig, wenn nicht ein Fünftel der Mitglie-
der des Ausschusses widerspricht; im Falle eines solchen Widerspruches gel-
ten die Widersprechenden als Antragsteller des Beweisbeschlusses. 
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3.4. Beweisanträge, die sich auf ein Minderheitenrecht nach § 13 Abs. 2 UAus-
schG stützen, müssen bis zur Beschlussfassung mit der erforderlichen Anzahl 
von Unterschriften versehen sein. 

3.5. Der Ausschuss stellt sicher, dass die beschlossenen Beweisanträge in einem 
geordneten und zweckmäßigen Verfahren abgearbeitet werden. Der Aus-
schuss beschließt dazu unter Wahrung der Minderheitenrechte in regelmäßi-
gen Abständen, soweit dies zweckdienlich ist. 

4. Ladung von Zeugen und Sachverständigen, Schriftverkehr 

4.1. Die Ladung von Zeugen und Sachverständigen erfolgt unter Bekanntgabe des 
konkreten Beweisthemas und des Untersuchungsgegenstands des Ausschus-
ses. 

4.2. Die Ladungsfrist ist ausreichend zu bemessen. Sie soll außer in den Fällen 
des § 6 a Satz 2 UAusschG einen Zeitraum von zwei Wochen nicht unter-
schreiten. 

4.3. Um zu gewährleisten, dass für den Fall der Verhinderung des Ausschussvor-
sitzenden die Arbeit des Ausschusses gesichert ist, gibt der Vorsitzende sämt-
lichen Schriftverkehr des Ausschusses seinem Stellvertreter zur Kenntnis. 

Der Vorsitzende teilt seine Verhinderung seinem Stellvertreter rechtzeitig mit. 
Den Obleuten der Fraktionen wird auf Verlangen Einsicht in den Schriftverkehr 
gewährt. 

5. Zeugenvernehmung 

5.1. Die Zeugenvernehmung erfolgt auf Grundlage der Beweisbeschlüsse. Die 
Vernehmung beginnt nach der Belehrung durch den Vorsitzenden mit der 
Vernehmung zur Person. Hierbei wir der Zeuge über Vorname und Zuname, 
Alter, Beruf und Wohnort befragt. 

5.2. Es folgt die Vernehmung zur Sache in entsprechender Anwendung von § 69 
Strafprozessordnung (StPO). Dem Zeugen ist Gelegenheit zu geben, das, was 
ihm von dem Gegenstand seiner Vernehmung bekannt ist, im Zusammenhang 
anzugeben. Zur Aufklärung und zur Vervollständigung der Aussage sowie zur 
Erforschung des Grundes, auf dem das Wissen des Zeugen beruht, sind Fra-
gen zulässig. 

5.3. Die Vernehmung zur Sache besteht aus einzelnen Befragungsrunden, die je-
weils eine Dauer von zwei Stunden nicht überschreiten sollen. In der ersten 
Befragungsrunde üben zunächst der Vorsitzende, anschließend der stellver-
tretende Vorsitzende das Fragerecht zu gleichen Teilen auf der Grundlage der 
Beweisbeschlüsse aus. In den weiteren Befragungsrunden wird die Befragung 
des Zeugen durch die Obleute und die Mitglieder der Fraktionen durchgeführt. 
Der Zeitanteil der Fraktionen je Befragungsrunde beträgt 20 Minuten. Die Rei-
henfolge der Fraktionen innerhalb der Befragungsrunden richtet sich nach der 
Fraktionsstärke.  
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5.4. Unzulässige, insbesondere missbräuchliche oder nicht zur Sache gehörende 
Fragen werden vom Ausschussvorsitzenden unverzüglich zurückgewiesen. 
Über die Zulässigkeit von Fragen entscheidet der Untersuchungsausschuss 
auf Antrag in nicht öffentlicher Beratung. 

5.5. Zeugen werden durch Ausschussbeschluss in öffentlicher Sitzung entlassen. 
Die Entlassung erfolgt in der Regel erst, nachdem der Zeuge Gelegenheit hat-
te, seine Einwendungen zum Protokoll gegenüber dem Ausschuss schriftlich 
geltend zu machen. Es gilt Ziffer 7.4. 

6. Vereidigung 

Die Vereidigung eines Zeugen oder Sachverständigen nach § 18 UAusschG 
kann von jedem Ausschussmitglied beantragt werden. Über die Anordnung 
der Vereidigung entscheidet der Ausschuss in nicht öffentlicher Beratung. 

7. Protokollierung 

7.1. Über die Sitzungen des Ausschusses werden gemäß § 12 UAusschG Nieder-
schriften (Protokolle) gefertigt. Nach § 12 Abs. 2 Satz 1 UAusschG werden 
Beweiserhebungen wörtlich (stenografisch) protokolliert. Für die Protokollie-
rung der Beratungen gilt § 41 Abs. 1, 2 und 4 GO, § 12 Abs. 2 Satz 2 UAus-
schG. 

7.2. Die Protokolle werden gemäß dem vom Ausschuss zu beschließenden Vertei-
ler ausgehändigt. 

Die Beauftragten der Staatsregierung erhalten je ein Exemplar des Protokolls 
von nicht öffentlichen Beratungen sowie öffentlichen und nicht öffentlichen 
Beweiserhebungen, soweit sie zur Sitzung geladen und anwesend waren. 

Bei der Geheimhaltung unterliegenden Protokollen bzw. Teilen von Protokol-
len werden vom Vorsitzenden die Zahl der Exemplare und deren Verteilung 
festgelegt. GEHEIM eingestufte Protokolle werden in der VS-Registratur des 
Sächsischen Landtags aufbewahrt. Ausschussmitglieder sowie benannte und 
zugelassene Fraktionsmitarbeiter haben die Möglichkeit, dort Einsicht zu 
nehmen. Im Übrigen gilt Ziffer 9. entsprechend. 

7.3. Im Übrigen entscheidet in Einzelfällen über Weitergabe und Einsichtgewäh-
rung in Protokolle der Untersuchungsausschuss, § 12 Abs. 3 Satz 1 UAus-
schG. Es gilt Anlage 4 Punkt 5 der GO. 

7.4. Nach Fertigung des Protokolls erhalten die einvernommenen Zeugen und 
Sachverständigen unter Beachtung des § 12 Abs. 3 UAusschG eine Ausferti-
gung ihrer Aussage übersandt. Sie können Einwendungen binnen zwei Wo-
chen nach Zugang gegenüber dem Untersuchungsausschuss schriftlich gel-
tend machen. 

Einwendungen der Zeugen, die sich nicht lediglich auf die korrekte Wiederga-
be ihrer Ausführungen oder redaktionelle Fehler, sondern auf den Inhalt ihrer 
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Aussage beziehen (z. B. Ergänzungen oder Streichungen), werden dem ur-
sprünglichen Protokoll als Anlage beigefügt. 

7.5. Soweit Protokolle aufgrund einer zulässigen Tonaufzeichnung erstellt werden, 
ist die Landtagsverwaltung verpflichtet, die Aufzeichnungen aufzubewahren, 
um mögliche Unrichtigkeiten des Protokolls feststellen zu können, bis der Un-
tersuchungsausschuss seine Arbeit beendet hat. 

Zur Überprüfung möglicher Unrichtigkeiten sind der Vorsitzende und der stell-
vertretende Vorsitzende in den Räumen des Landtags im Beisein der Obleute 
berechtigt. 

8. Beweisaufnahme und -würdigung 

8.1. Die Beweisaufnahme erfolgt grundsätzlich in öffentlicher Sitzung. Es gilt § 8 
Abs. 1 bis 3 UAusschG. 

8.2. Beweiserhebungen über besonders schutzwürdige personenbezogene Daten, 
Geschäftsgeheimnisse oder sonstige vertrauliche bzw. geheimhaltungsbedürf-
tige Unterlagen finden ausschließlich in nicht öffentlicher oder geheimer Sit-
zung statt. 

8.3. Die Beweisaufnahme über als VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH ein-
gestufte Unterlagen erfolgt grundsätzlich in nicht öffentlicher Sitzung. Beweis-
erhebungen zu als VS-VERTRAULICH und höher eingestuften Unterlagen er-
folgen in geheimer Sitzung. Es gilt die Geheimschutzordnung des Sächsi-
schen Landtags in Anlage 2 der GO. 

8.4. Die Beweiswürdigung (Beratung) erfolgt grundsätzlich in nicht öffentlicher Sit-
zung. § 8 Abs. 4 Satz 2 UAusschG bleibt unberührt. Die Beweiswürdigung 
(Beratung) zu als VS-VERTRAULICH und höher eingestuften Informationen 
erfolgt in geheimer Sitzung; hierfür gilt die Geheimschutzordnung des Sächsi-
schen Landtags in Anlage 2 der GO. 

8.5. Zur Regelung von Einzelheiten kann der Ausschuss einen Geheimhaltungs-
beschluss fassen. Durch den Beschluss der Verfahrensgrundsätze wird eine 
Entscheidung des Untersuchungsausschusses nach Art. 54 Abs. 2 Satz 2 
Sächsische Verfassung (SächsVerf), § 8 Abs. 1 bis 3 UAusschG im jeweiligen 
Einzelfall nicht entbehrlich. 

9. Umgang mit Akten 

9.1. Die Mitglieder des Ausschusses und ihre Stellvertreter verpflichten sich, keine 
schutzwürdigen personenbezogenen Daten, Betriebs-/Bank- oder Geschäfts-
geheimnisse oder dem Steuergeheimnis unterliegenden oder als staatliche 
Verschlusssache eingestuften Daten oder Informationen aus Akten und sons-
tigen Unterlagen an außenstehende Dritte weiterzugeben. Dies gilt auch für al-
le anderen Personen, die zur Teilnahme an nicht öffentlichen oder geheimen 
Sitzungen des Ausschusses zugelassen sind, insbesondere für Fraktionsmit-
arbeiter. Der Ausschuss kann hierzu einen Geheimhaltungsbeschluss fassen. 
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9.2. Die dem Untersuchungsausschuss übermittelten Akten und sonstigen Be-
weisunterlagen werden in die Obhut der Landtagsverwaltung gegeben. Sie 
können von Ausschussmitgliedern, ihren Stellvertretern und zugelassenen 
Fraktionsmitarbeitern eingesehen werden. Der Referatsleiter des Ausschuss-
dienstes des Sächsischen Landtags kann weitere Bestimmungen zur Durch-
führung der Einsichtnahme in Unterlagen des Ausschusses erlassen. Hierbei 
ist sicherzustellen, dass die Beweisunterlagen nur in hierfür geeigneten Räu-
men der Landtagsverwaltung eingesehen werden. Die Räume sind so zu ge-
stalten, dass die einsichtsberechtigten Personen die Beweisunterlagen ohne 
Anwesenheit von Mitarbeitern der Landtagsverwaltung einsehen und sich be-
raten können.  

Auf Wunsch wird jeder Fraktion je eine Arbeitskopie der dem Untersuchungs-
ausschuss übermittelten Beweisunterlagen zur Verfügung gestellt. Dies gilt 
nicht für Akten und sonstige Unterlagen im Sinne von Ziffer 8.2. und für sol-
che, die als VS-VERTRAULICH oder höher eingestuft sind. Arbeitskopien für 
Fraktionen werden einzeln und unveränderlich schräg über das gesamte Blatt 
mit der Bezeichnung der Fraktion gekennzeichnet. 

9.3. Unterlagen, die als VS-VERTRAULICH oder höher eingestuft sind, können 
von Ausschussmitgliedern, ihren Stellvertretern sowie zugelassenen Frakti-
onsmitarbeitern in einem von der Landtagsverwaltung zur Verfügung gestell-
ten gesonderten Arbeitsraum eingesehen werden. 
Der Abteilungsleiter Parlamentsdienste des Sächsischen Landtags kann wei-
tere Bestimmungen zur Durchführung der Einsichtnahme in als VS-
VERTRAULICH oder höher eingestufte Unterlagen des Ausschusses erlas-
sen. Es gilt die Geheimschutzordnung des Sächsischen Landtags in Anlage 2 
der GO. 

10. Abschlussbericht 

Vor Abfassung des Abschlussberichts beschließt der Ausschuss über das En-
de der Beweisaufnahme. Der Ausschuss beschließt den Abschlussbericht, die 
Kenntnisnahme abweichender Berichte, den Abschluss seiner Untersuchun-
gen sowie die Vorlage des Abschlussberichts an den Sächsischen Landtag 
gemäß § 23 Abs. 1 und 2 UAusschG. Mit der abschließenden Beratung durch 
das Plenum des Landtags über den Abschlussbericht ist die Arbeit des Unter-
suchungsausschusses beendet. 

11. Sonstige Vorschriften 

Die Geschäftsordnung des 6. Sächsischen Landtags findet Anwendung, so-
weit nicht das Untersuchungsausschussgesetz entgegenstehende Regelun-
gen enthält.“ 

4.3 Zeit- und Arbeitsaufwand 

Die vom 1. Untersuchungsausschuss zu ermittelnden Sachverhalte haben während 
des gesamten Verlaufs des Untersuchungsverfahrens erhebliche zeitliche Anforde-
rungen an die Mitglieder des Ausschusses, die Berater und die Landtagsverwaltung 
gestellt. Insbesondere wegen der Vielzahl der oftmals parallel zu behandelnden Vor-
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gänge und der großen Anzahl der zu bearbeitenden Unterlagen, vor allem der als 
Verschlusssache eingestuften Unterlagen, war eine flexible und sachgerechte Zuar-
beit und Beratung der Ausschussmitglieder durch das Ausschusssekretariat und die 
parlamentarischen Berater der Fraktionen erforderlich. 

Ein erheblicher Teil der nicht öffentlichen Sitzungen des Ausschusses diente zum 
einen der Beratung und Beschlussfassung über Beweisanträge, zum anderen der 
Beratung von Verfahrensfragen. Die Mitglieder des Ausschusses berieten und be-
schlossen insgesamt 126 Beweisanträge, davon 51 Anträge auf Übergabe von Un-
terlagen und 75 Anträge auf Zeugenladungen. 

Die Sitzungen dauerten insgesamt 158 Stunden und 54 Minuten, davon entfielen 97 
Stunden und 15 Minuten auf die Beweiserhebungen. Darüber hinaus fiel in den Frak-
tionen und in der Landtagsverwaltung erheblicher Zeitaufwand für Zuarbeiten, Bera-
tung und Aufsicht bei der Akteneinsichtnahme an, der nicht im Einzelnen erfasst 
wurde. 

In der Geschäftsstelle des Ausschusses wurden insgesamt 793 Vorgänge 
(Stand 3. Juni 2019) als Ausschussdrucksachen (ADS) erfasst. 

Es wurden insgesamt 70 Zeugen vernommen. Fünf bereits beschlossene Zeugen-
vernehmungen konnten aus verschiedenen Gründen nicht mehr durchgeführt wer-
den. 

Beratungen der Obleute der Fraktionen fanden in der Regel eine Stunde vor den Sit-
zungen des Ausschusses statt. 

4.4  Protokollierung 

Für die insgesamt 43 Sitzungen des Ausschusses wurden jeweils 43 nicht öffentliche 
Protokolle der Beratungssitzungen des 1. Untersuchungsausschusses, 74 öffentliche 
stenografische Protokolle der Zeugenvernehmungen, 8 nicht öffentliche Protokolle 
sowie 11 eingestufte stenografische Protokolle angefertigt. 

Die bestätigten Protokolle der Sitzungen des Ausschusses sowie die öffentlichen 
stenografischen Protokolle konnten durch die Mitglieder des Ausschusses in einem 
gesonderten Netzlaufwerk des Landtags, die nicht öffentlichen stenografischen Pro-
tokolle in der Geschäftsstelle des Ausschusses und die eingestuften Protokolle in der 
VS-Registratur (Raum A K92) eingesehen werden.  

Nach Berichterstattung können die Niederschriften über öffentliche Sitzungen gemäß 
§ 12 Abs. 3 Satz 2 UAusschG von jedermann eingesehen werden. Im Übrigen ent-
scheidet der Präsident des Landtags über die Weitergabe von Protokollen und über 
die Einsichtgewährung. 

4.5  Juristische Beratung 

Der 1. Untersuchungsausschuss wurde in rechtlichen Fragen durch den Juristischen 
Dienst der Landtagsverwaltung betreut. Gemäß Nr. 3.1 der Verfahrensgrundsätze für 
die Arbeit und die Beweisaufnahme des 1. Untersuchungsausschusses prüfte der 
Juristische Dienst die eingereichten Beweisanträge vor der Beschlussfassung im 
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Ausschuss auf ihre rechtliche Zulässigkeit. Zahlreiche Rechtsfragen von Aus-
schussmitgliedern wurden in den Sitzungen mündlich beantwortet. Daneben erstellte 
der Juristische Dienst rechtliche Stellungnahmen. 

4.6  Geheimschutzvorkehrungen 

Der 1. Untersuchungsausschuss befasste sich in Abhängigkeit von der durch die 
herausgebende Stelle vorgenommenen Einstufung mit Unterlagen, die nach der Ge-
heimschutzordnung des Landtags (Anlage 2 zur Geschäftsordnung des Sächsischen 
Landtags; GSO) und nach der Verwaltungsvorschrift der Staatsregierung über den 
Umgang mit Verschlusssachen (Verschlusssachenanweisung – VSA) als VS-
VERTRAULICH als unterster Stufe oder VS-GEHEIM eingestuft waren. Die Einstu-
fung wird grundsätzlich von der abgebenden Stelle vorgenommen. Die empfangende 
Stelle, der 1. Untersuchungsausschuss, ist an diese Einstufung gebunden. 

4.6.1  Verpflichtung zur Geheimhaltung 

Die Geheimschutzordnung, die Verschlusssachenanweisung und das Sächsische 
Sicherheitsüberprüfungsgesetz (SächsSÜG) mit der entsprechenden Rechtsverord-
nung waren die wesentlichen Rechtsgrundlagen für den Umgang mit klassifiziertem 
Aktenmaterial. Diese Geheimhaltungsregelungen begrenzen zum einen den Perso-
nenkreis, der Zugang zu bestimmtem klassifiziertem Material erhält und unterwerfen 
diese Personen zugleich strengen Regeln beim Umgang mit dem klassifizierten Ma-
terial. 

Die Voraussetzungen für die Entgegennahme, die Lagerung und den Umgang mit 
diesen Unterlagen mussten erst geschaffen werden. Dazu gehörten z. B. Sicher-
heitsüberprüfungen von akkreditierten Mitarbeitern der Fraktionen und auch der 
Landtagsverwaltung. 

Auch die Vernehmung von Zeugen unter Geheimhaltungsbedingungen und deren 
Protokollierung waren zu gewährleisten. Besondere Anforderungen an die Geheim-
haltung ergaben sich bei Vernehmungen, bei denen Zeugen aufgrund einer dem 
1. Untersuchungsausschuss übermittelten Gefährdungsanalyse ihre tatsächliche 
Identität nicht offenbaren durften.  

4.6.2  Umgang mit VS-VERTRAULICH und höher eingestuften 
 Unterlagen 

Ein großer Teil der durch Beweisbeschluss beigezogenen Akten wurde in einem Ge-
heimhaltungsgrad von VS-VERTRAULICH oder VS-GEHEIM eingestuft. Für Perso-
nen, die Umgang mit als VS-VERTRAULICH eingestuften Akten haben, ist wenigs-
tens eine einfache Sicherheitsüberprüfung (Ü 1) durchzuführen. Für Personen, die 
Umgang mit einer hohen Zahl an als VS-VERTRAULICH oder mit als VS-GEHEIM 
eingestuften Dokumenten haben, ist eine erweiterte Sicherheitsüberprüfung (Ü 2) 
durchzuführen. Personen, die Umgang mit einer hohen Anzahl von als VS-GEHEIM 
eingestuften Dokumenten haben, sind einer erweiterten Sicherheitsüberprüfung mit 
Sicherheitsermittlungen (Ü 3) zu unterziehen. Die Ausschussmitglieder und stellver-
tretenden Ausschussmitglieder waren als Landtagsabgeordnete von dieser Be-
schränkung ausgenommen, da sie qua Mandat Geheimnisträger und durch den Ein-
setzungsbeschluss des Plenums mit dem Umgang von Verschlusssachen beauftragt 
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sind. Mit den eingestuften Aktenteilen des 1. Untersuchungsausschusses durften nur 
solche Mitarbeiter der Landtagsverwaltung oder Fraktionsmitarbeiter umgehen, die 
eine entsprechende Überprüfung vorweisen konnten.  

4.6.3  Geheimhaltungsbeschluss 

Die Mitglieder des 1. Untersuchungsausschusses fassten in ihrer zweiten Sitzung am 
8. Juni 2015 folgenden Geheimhaltungsbeschluss: 

„Geheimhaltungsbeschluss des 1. Untersuchungssauschusses 
der 6. Legislaturperiode 

I. Geheimhaltung privater Daten 

(1) Akten und sonstige Unterlagen, die besonders schutzwürdige personenbezo-
gene Daten, Geschäftsgeheimnisse oder sonstige vertrauliche bzw. geheimhaltungs-
bedürftige Informationen enthalten, werden geheim gehalten. Das gilt auch für Per-
sonal- und Disziplinarakten. 

Besonders schutzbedürftig sind diese Daten und Informationen, wenn das Recht des 
Untersuchungsausschusses an öffentlicher Aufklärung im Einzelfall hinter den be-
troffenen Interessen zurückstehen muss. Bei der Beurteilung, ob es sich um schutz-
würdige personenbezogene Daten handelt, kann in Zweifelsfällen der Sächsische 
Datenschutzbeauftragte beteiligt werden. 

Durch den Beschluss wird eine Entscheidung des Untersuchungsausschusses nach 
Art. 54 Abs. 2 Satz 2 Sächsische Verfassung (SächsVerf), § 8 Abs. 1 bis 3 Untersu-
chungsausschussgesetz (UAusschG) im jeweiligen Einzelfall nicht entbehrlich.  

Der Beschluss verpflichtet neben den Ausschussmitgliedern und deren Stellvertre-
tern auch alle anderen Personen, die an nicht öffentlichen Sitzungen des Ausschus-
ses teilnehmen, insbesondere die dem Ausschuss benannten Fraktionsmitarbeiter, 
zur Verschwiegenheit. Wer diese Verschwiegenheitspflicht verletzt, kann sich nach 
§ 203 Abs. 2 (Strafgesetzbuch) StGB oder § 353 b Abs. 2 StGB strafbar machen.  

(2) Auf Verlangen eines Ausschussmitgliedes prüft die vorlegende Stelle unter 
Berücksichtigung aller rechtlichen und tatsächlichen Gesichtspunkte alsbald, ob die 
Bewertung bestimmter Angaben als geheimhaltungsbedürftig für die weitere Behand-
lung durch den Ausschuss aufrechterhalten werden muss. 

(3) Die zu Ausschusssitzungen zugelassenen Fraktionsmitarbeiter haben gegen-
über dem Ausschuss eine Verpflichtung auf Geheimhaltung nach dem Gesetz über 
die förmliche Verpflichtung nichtbeamteter Personen (Verpflichtungsgesetz) und auf 
das Datengeheimnis nach dem Gesetz zum Schutz der informationellen Selbstbe-
stimmung im Freistaat Sachsen (Sächsisches Datenschutzgesetz) nachzuweisen. 

(4) Von der vorlegenden Stelle übermittelte Akten und sonstigen Unterlagen wer-
den in die Obhut der Landtagsverwaltung gegeben. Sie werden von den übrigen  
Akten und Unterlagen des Ausschusses getrennt in anderen Schränken aufbewahrt, 
soweit eine Trennung möglich ist. 
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(5) Soweit Niederschriften (Protokolle) Informationen im Sinne von Absatz 1 ent-
halten, werden sie geheim gehalten. Für jede Fraktion wird ein mit Fraktionslogo ver-
sehenes Exemplar gefertigt und vom Ausschusssekretariat getrennt von den übrigen 
Protokollen des Ausschusses in anderen Schränken aufbewahrt, soweit eine Tren-
nung möglich ist.  

(6) Die Ausschussmitglieder, deren Stellvertreter und die zu den Sitzungen des 
Ausschusses zugelassenen Fraktionsmitarbeiter erhalten Einsicht in die dem Aus-
schuss übermittelten Akten und Unterlagen sowie in das entsprechende Exemplar 
des Protokolls. Kopien dürfen nicht angefertigt werden. Im Übrigen gelten die allge-
meinen Bestimmungen für die Einsicht in Unterlagen des Ausschusses. 

(7) Informationen im Sinne von Absatz 1 werden vom Ausschuss im Übrigen 
grundsätzlich wie als VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestufte Ver-
schlusssachen behandelt. In besonderen Fällen können Informationen im Sinne von 
Absatz 1 vom Ausschuss wie als VS-VERTRAULICH eingestufte Verschlusssachen 
behandelt werden. Im Übrigen gelten zusätzlich die entsprechenden Festlegungen 
unter Ziffer II. dieses Beschlusses und in den Verfahrensgrundsätzen sowie die Ge-
heimschutzordnung des Sächsischen Landtags in Anlage 2 der Geschäftsordnung 
des 6. Sächsischen Landtags.  

II. Geheimhaltung von Verschlusssachen 

(1) Akten und sonstige Unterlagen, die durch die vorlegende Stelle als Ver-
schlusssachen eingestuft worden sind, werden geheim gehalten. Es gilt die Geheim-
schutzordnung des Sächsischen Landtags (GSO) in Anlage 2 der Geschäftsordnung 
des 6. Sächsischen Landtags (GO).  

Durch den Beschluss wird eine Entscheidung des Untersuchungsausschusses nach 
Art. 54 Abs. 2 Satz 2 SächsVerf, § 8 Abs. 1 bis 3 UAusschG im jeweiligen Einzelfall 
nicht entbehrlich. 

Der Beschluss verpflichtet neben den Ausschussmitgliedern und deren Stellvertre-
tern auch alle anderen Personen, die an nicht öffentlichen oder geheimen Sitzungen 
des Ausschusses teilnehmen, insbesondere die dem Ausschuss benannten Frakti-
onsmitarbeiter, zur Verschwiegenheit. Wer diese Verschwiegenheitspflicht verletzt, 
kann sich nach § 353 b Abs. 2 StGB strafbar machen.  

Für Fraktionsmitarbeiter, die an geheimen Sitzungen teilnehmen sollen, gilt § 7 
Abs. 3 GSO. 

(2) Auf Verlangen eines Ausschussmitgliedes prüft der Beauftragte der Staatsre-
gierung unter Berücksichtigung aller rechtlichen und tatsächlichen Gesichtspunkte 
alsbald, ob die Einstufung von Akten oder sonstigen Unterlagen als Verschlusssache 
für die weitere Behandlung durch den Ausschuss aufrechterhalten werden muss. Der 
Ausschuss hat bei einer von der zuständigen herausgebenden Stelle abweichenden 
Beurteilung der Geheimhaltungsbedürftigkeit vor einer Offenbarung das Einverneh-
men mit dem zuständigen Staatsministerium herzustellen (vgl. BVerfGE 67, 100, 
[137]). 
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(3) Die Ausschussmitglieder und deren Stellvertreter müssen bei fraktionsinternen 
Beratungen sicherstellen, dass daran teilnehmende Fraktionsmitarbeiter die Voraus-
setzungen nach § 7 Abs. 3 GSO erfüllen.  

(4) Beweisaufnahme, Beweiswürdigung und Beratungen des Ausschusses über 
als Verschlusssache VS-VERTRAULICH oder höher eingestufte Unterlagen oder 
Informationen erfolgen in hierfür vorgesehenen Räumen und werden dem Inhalt nach 
protokolliert, § 8 Abs. 2 GSO. Bei Zeugenvernehmungen wird ein stenografisches 
Protokoll angefertigt. 

(5) Niederschriften (Protokolle) des Ausschusses mit als VS-VERTRAULICH oder 
höher eingestuften Informationen stuft der Ausschuss als GEHEIM ein.“ 

4.6.4  Akteneinsichtsordnungen 

Die Mitglieder des 1. Untersuchungsausschusses einigten sich einvernehmlich wäh-
rend ihrer 3. Sitzung am 6. Juli 2015 auf nachfolgende Verfahrensweise bei der Ak-
teneinsicht in Ergänzung der Bestimmungen der bereits beschlossenen Verfahrens-
grundsätze: 

Akteneinsichtsordnung: 

„Montag bis Freitag von 09:00 Uhr bis 18:00 Uhr 

Anmeldung über das Ausschusssekretariat 

- Montag bis Donnerstag bis 15:00 Uhr 
- Freitag bis 13:00 Uhr 
- in der Ausschusswoche ein Werktag vorher. 

Keine Einsichtnahme an Plenartagen und Sitzungstagen des Untersuchungs-
ausschusses.“ 

4.6.5  Zusammenwirken mit dem Geheimschutzbeauftragten des 
 Sächsischen Landtags 

Der Geheimschutzbeauftragte Gereon Packbier war durch die ihm vom Präsidenten 
des Sächsischen Landtags nach § 2 Satz 2 GSO uneingeschränkt übertragenen 
Aufgaben nach der Geheimschutzordnung in zahlreiche Vorgänge und Verfahren 
eingebunden. Als Geheimschutzbeauftragter des Sächsischen Landtags betreute er 
den Ausschuss in allen rechtlichen Fragen, die im Zusammenhang mit der Geheim-
schutzordnung des Sächsischen Landtags und nach den Richtlinien der Staatsregie-
rung über den Umgang mit Verschlusssachen als VS-VERTRAULICH als unterster 
Stufe oder VS-GEHEIM klassifiziert waren. 

4.7  Amtshilfeersuchen an den Untersuchungsausschuss 

Der 1. Untersuchungsausschuss erhielt mehrere Schreiben mit Ersuchen um Amts-
hilfe. 
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Der 3. Untersuchungsausschuss der 18. Wahlperiode des Deutschen Bundestages 
bat auf Grundlage eines Beweisbeschlusses im Wege der Amtshilfe um die Über-
sendung der Protokolle der Beweisaufnahmesitzungen des 1. Untersuchungs-
ausschusses. Dieser Bitte wurde mit Beschluss des 1. Untersuchungsausschusses 
vom 14. Dezember 2015 entsprochen und die Protokolle der öffentlichen und nicht 
öffentlichen Zeugenvernehmungen wurden dem 3. Untersuchungsausschuss zur 
Verfügung gestellt. 

Weitere Bitten um Zusendung von Protokollen erhielt der 1. Untersuchungsaus-
schuss von dem Untersuchungsausschuss 6/1 des Thüringer Landtags (Beschluss 
des 1. Untersuchungsausschusses vom 14. März 2016) und von dem Parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss III (NSU) der 16. Wahlperiode des Landtags Nord-
rhein-Westfalen (ebenfalls Beschluss des 1. Untersuchungsausschusses vom 14. 
März 2016), von dem Untersuchungsausschuss 19/2 des Hessischen Landtags (Be-
schluss des 1. Untersuchungsausschusses vom 23. Mai 2016), von dem Untersu-
chungsausschuss 6/1 des Landtags Brandenburg (Beschluss des 1. Untersuchungs-
ausschusses vom 29. August 2016) sowie von dem Untersuchungsausschuss 
„Rechtsterrorismus/NSU BW II“ des Landtags von Baden-Württemberg (Beschluss 
des 1. Untersuchungsausschusses vom 13. März 2017).  

Seinerseits hat der 1. Untersuchungsausschuss mit den Beweisanträgen ADS 147 
bis 151, 280 und 696 Protokolle der Parlamentarischen Untersuchungsausschüsse 
des Bundes und der Länder mit Bezug zum NSU angefordert. Dieser Bitte wurde mit 
einer Ausnahme entsprochen – der 2. Untersuchungsausschuss des Landtags Meck-
lenburg-Vorpommern hatte bis zum Ende der Beweisaufnahme am 22. Dezem-
ber 2018 noch keine Zeugen vernommen. 

5. Aktenführung und Methoden der Materialsammlung 

Die vom Untersuchungsausschuss angeforderten und beim Ausschusssekretariat 
eingegangenen Unterlagen wurden als Ausschussdrucksache (ADS) deklariert und 
nummeriert.  

Die eingegangenen Unterlagen standen den Ausschussmitgliedern sowie den dem 
Ausschuss benannten Fraktionsmitarbeitern im Aktenraum des Untersuchungs-
ausschusses sowie in der VS-Registratur (A K92) zur Einsichtnahme zur Verfügung. 

Alle Unterlagen des Ausschusses wurden in einem gesonderten Aktenraum der 
Landtagsverwaltung bzw. in der VS-Registratur gelagert und konnten von den Mit-
gliedern des Ausschusses und den benannten Mitarbeitern der Fraktionen eingese-
hen werden. Die Unterlagen, die den Geheimhaltungsgrad VS-VERTRAULICH oder 
VS-GEHEIM hatten, konnten gemäß der Geheimschutzordnung des Landtags nur 
von den Mitgliedern des Ausschusses eingesehen werden. Soweit die Fraktionen 
Berater benannt hatten, die nach dem Sächsischen Sicherheitsüberprüfungsgesetz 
überprüft waren, hatten auch diese Zugang. Zur Sicherung der Geschäftstätigkeit des 
Ausschusssekretariats bzw. zur Gewährleistung der Einsichtnahme in die entspre-
chend eingestuften Unterlagen in der VS-Registratur wurden Mitarbeiter der Land-
tagsverwaltung eingesetzt, die ebenfalls nach dem genannten Gesetz überprüft wa-
ren.  
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Die in den Ausschusssitzungen beratenen Anträge – Beweis- oder Verfahrensanträ-
ge – wurden ebenfalls als Ausschussdrucksache (ADS) gekennzeichnet und dem 
nicht öffentlichen Protokoll der jeweiligen Ausschusssitzung als Anlage beigefügt. 

Über den Eingang der angeforderten Unterlagen informierte der Ausschussvorsit-
zende in der jeweils dem Eingang der Unterlagen folgenden Sitzung des Ausschus-
ses. 

6. Beweisaufnahme 

6.1 Strukturierung der Beweisaufnahme 

Der Ausschuss war sich einig, die Untersuchungen im Wesentlichen in folgende 
Themenkomplexe zu gliedern: 

1. Themenkomplex: Banküberfälle/Raubserien 

2. Themenkomplex: Sächsisches Landesamt für Verfassungsschutz  

3. Themenkomplex: Sächsisches Staatsministerium des Innern/Staatsregierung 

4. Themenkomplex: Kommunen 

5. Themenkomplex: Justiz 

Dazu wurden Polizeibeamte, Staatsanwälte, Mitarbeiter des Verfassungsschutzes, 
Bürgermeister des Freistaates Sachsen und Sozialarbeiter ebenso vernommen wie 
zwei frühere Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz, Polizeibeamte 
des Freistaates Thüringen und Beamte des Bundeskriminalamtes.  

6.2  Beweisanträge auf Anhörung von Sachverständigen und 
 Vernehmung von Zeugen 

6.2.1  Durchführung der Sachverständigenanhörungen und 
 Zeugenvernehmungen 

Insgesamt wurden durch die Fraktionen 75 Anträge auf Zeugenladungen gestellt. In 
den 35 Beweiserhebungssitzungen hat der 1. Untersuchungsausschuss insgesamt 
70 Zeugen vernommen, davon wurden 4 Zeugen mehrfach vernommen. 

Der Ausschuss hat folgende Zeugenvernehmungen durchgeführt: 

Termin 
 

Zeuge ADS 

14. September 2015 
10:00 Uhr 
14:00 Uhr 

 
Herr Lutz Walther 
Herr Andreas Wich 

 
ADS 12 
ADS 13 

5. Oktober 2015 
10:00 Uhr 
14:00 Uhr 

 
Herr Hendrik Düniß 
Herr Jörn Naumann 

 
ADS 15 
ADS 16 
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16. November 2015 
10:00 Uhr 

 
Herr Frank Lenk 

 
ADS 62 

14. Dezember 2015 
10:00 Uhr 
14:00 Uhr 

 
Herr Heinrich Günnel 
Herr Kay-Uwe Mittmann 

 
ADS 63 
ADS 67 

1. Februar 2016 
10:00 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Herr Thomas Müller 
Herr Swen Philipp 

 
ADS 60 
ADS 61 

14. März 2016 
10:00 Uhr 
14:00 Uhr 

 
Herr Frank Lässig 
Herr Siegfried Müller 

 
ADS 90 
ADS 91 

18. April 2016 
10:00 Uhr 
11:00 Uhr 

 
Herr Lutz Walther (Fortsetzung) 
Herr Gert Hellinger 

 
ADS 12 
ADS 14 

23. Mai 2016 
10:00 Uhr 
14:00 Uhr 

 
Frau Antje Herfurth 
Herr Lutz Winkler 

 
ADS 132 
ADS 133 

20. Juni 2016 
10:00 Uhr 
14:00 Uhr 

 
Herr André Poitschke 
Herr Frank Prüfer 

 
ADS 69 
ADS 56 

29. August 2016 
10:00 Uhr 

 
Herr Swen Philipp (Fortsetzung) 

 
ADS 61 

26. September 2016 
10:00 Uhr 

 
Frau Dr. Pia Findeiß 

 
ADS 159 

7. November 2016 
10:00 Uhr 
14:00 Uhr 

 
Herr Holger Illing 
Herr Uwe Wiegner 

 
ADS 109 
ADS 110 

30. Januar 2017 
10:00 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Herr Heinz Fromm 
Herr Dr. Hans-Georg Maaßen 

 
ADS 202 
ADS 203 

13. März 2017 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 

 
Frau Karin Dietze 
Herr Klaus Schlarb 

 
ADS 300 
ADS 304 

7. April 2017 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 

 
Herr Thomas Otto 
Herr Volker Flemig 

 
ADS 302 
ADS 58 

15. Mai 2017 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 

 
Herr Christian Leucht 
Herr Volker Lange 

 
ADS 57 
ADS 388 

19. Juni 2017 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 

 
Herr Christian Leucht (Fortsetzung) 
Herr Reinhard Boos 

 
ADS 57 
ADS 386 

28. August 2017 
10:00 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Herr Joachim Tüshaus 
Herr Dr. Olaf Vahrenhold 

 
ADS 384 
ADS 385 

25. September 2017 
10:00 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Herr Lutz Heckel 
Herr Bernd Czanderle 

 
ADS 460 
ADS 458 

16. Oktober 2017 
10:00 Uhr 
13:15 Uhr 

 
Mitarbeiter 59 
Mitarbeiter 66 

 
ADS 456 
ADS 454 
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18. Oktober 2017 
10:00 Uhr 
13:15 Uhr 

 
Mitarbeiter 14 
Mitarbeiter 95 

 
ADS 455 
ADS 457 

20. Oktober 2017 
10:00 Uhr 

 
Herr Jürgen Dressler 

 
ADS 461 

13. November 2017 
10:00 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Herr Friedhelm Kleimann 
Herr Norbert Wießner 

 
ADS 462 
ADS 463 

11. Dezember 2017 
10:00 Uhr 

 
Herr Gordian Meyer-Plath 

 
ADS 387 

29. Januar 2018 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Frau Kathrin Zinserling (geb. Lange) 
Frau Grit Oswald 
Herr Georg Schirrmacher 

 
ADS 517 
ADS 518 
ADS 519 

12. März 2018 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Herr Horst Kretzschmar 
Herr Jan-Erik Kämmerer 
Herr René Steiner  

 
ADS 524 
ADS 520 
ADS 459 

23. April 2018 
10:00 Uhr 
13:30 Uhr 

 
Mitarbeiter 3 
Mitarbeiter 32 

 
ADS 555 
ADS 557 

27. April 2018 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 
13:30 Uhr 

 
Mitarbeiter 70 
Mitarbeiter 50 
Mitarbeiter 33 

 
ADS 560 
ADS 559 
ADS 558 

16. Mai 2018 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 
13:30 Uhr 

 
Mitarbeiter 19 
Mitarbeiter 107 
Mitarbeiter 84 

 
ADS 556 
ADS 562 
ADS 561 

18. Mai 2018 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 

 
Herr Dieter Lindauer 
Herr Jan-Erik Kämmerer (Fortsetzung) 

 
ADS 525 
ADS 520 

28. Mai 2018 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Herr Rolf Scheibe 
Herr Volker Höhne 
Herr Heiko Schmiedel 

 
ADS 521 
ADS 523 
ADS 526 

25. Juni 2018 
10:00 Uhr 
13:30 Uhr 

 
Herr Volker Wichitill 
Herr Dr. Dirk Belling 

 
ADS 522 
ADS 647 

3. September 2018 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Herr Dr. Matthias Falk 
Herr Peter Bindrich 
Frau G. 

 
ADS 693 
ADS 677 
ADS 676 

24. September 2018 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 
13:00 Uhr 
14:15 Uhr 

 
Herr Andreas Baumann 
Herr Marcus Leder 
Herr Rainer Binz 
Herr Thomas Werle 

 
ADS 694 
ADS 631 
ADS 688 
ADS 689 
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5. November 2018 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Herr Falko Kraus 
Herr Holger Hascheck 
Frau Antonia von der Behrens 

 
ADS 650 
ADS 704 
ADS 674 

6.2.2  Nicht erschienene Zeugen 

Aus persönlichen Gründen stand folgender geladener Zeuge für eine Anhörung nicht 
zur Verfügung:  

Herr Christian Krebs, ADS 301 

6.2.3  Dauer der Vernehmungen 
 
Termin Zeuge Dauer 
14. September 2015 
10:00 Uhr 
14:00 Uhr 

 
Herr Lutz Walther 
Herr Andreas Wich 

 
01:25 
01:35 

5. Oktober 2015 
10:00 Uhr 
14:00 Uhr 

 
Herr Hendrik Düniß 
Herr Jörn Naumann 

 
01:47 
01:05 

16. November 2015 
10:00 Uhr 

 
Herr Frank Lenk 

 
04:25 

14. Dezember 2015 
10:00 Uhr 
14:00 Uhr 

 
Herr Heinrich Günnel 
Herr Kay-Uwe Mittmann 

 
01:42 
01:00 

1. Februar 2016 
10:00 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Herr Thomas Müller 
Herr Swen Philipp 

 
01:20 
03:18 

14. März 2016 
10:00 Uhr 
14:00 Uhr 

 
Herr Frank Lässig 
Herr Siegfried Müller 

 
00:46 
01:18 

18. April 2016 
10:00 Uhr 
11:00 Uhr 

 
Herr Lutz Walther (Fortsetzung) 
Herr Gert Hellinger 

 
00:24 
01:35 

23. Mai 2016 
10:00 Uhr 
14:00 Uhr 

 
Frau Antje Herfurth 
Herr Lutz Winkler 

 
00:48 
01:14 

20. Juni 2016 
10:00 Uhr 
14:00 Uhr 

 
Herr André Poitschke 
Herr Frank Prüfer 

 
01:06 
01:02 

29. August 2016 
10:00 Uhr 

 
Herr Swen Philipp (Fortsetzung) 

 
04:30 

26. September 2016 
10:00 Uhr 

 
Frau Dr. Pia Findeiß 

 
01:57 

7. November 2016 
10:00 Uhr 
14:00 Uhr 

 
Herr Holger Illing 
Herr Uwe Wiegner 

 
01:39 
01:42 
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30. Januar 2017 
10:00 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Herr Heinz Fromm 
Herr Dr. Hans-Georg Maaßen 

 
02:13 
01:44 

13. März 2017 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 

 
Frau Karin Dietze 
Herr Klaus Schlarb 

 
01:24 
01:09 

7. April 2017 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 

 
Herr Thomas Otto 
Herr Volker Flemig 

 
00:57 
01:31 

15. Mai 2017 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 

 
Herr Christian Leucht 
Herr Volker Lange 

 
01:05 
02:18 

19. Juni 2017 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 

 
Herr Christian Leucht (Fortsetzung) 
Herr Reinhard Boos 

 
00:21 
01:55 

28. August 2017 
10:00 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Herr Joachim Tüshaus 
Herr Dr. Olaf Vahrenhold 

 
01:58 
00:49 

25. September 2017 
10:00 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Herr Lutz Heckel 
Herr Bernd Czanderle 

 
00:44 
00:51 

16. Oktober 2017 
10:00 Uhr 
13:15 Uhr 

 
Mitarbeiter 59 
Mitarbeiter 66 

 
03:17 
01:06 

18. Oktober 2017 
10:00 Uhr 
13:15 Uhr 

 
Mitarbeiter 14 
Mitarbeiter 95 

 
03:15 
01:34 

20. Oktober 2017 
10:00 Uhr 

 
Herr Jürgen Dressler 

 
01:16 

13. November 2017 
10:00 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Herr Friedhelm Kleimann 
Herr Norbert Wießner 

 
02:06 
00:56 

11. Dezember 2017 
10:00 Uhr 

 
Herr Gordian Meyer-Plath 

 
01:57 

29. Januar 2018 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Frau Kathrin Zinserling (geb. Lange) 
Frau Grit Oswald 
Herr Georg Schirrmacher 

 
00:46 
00:50 
01:01 

12. März 2018 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Herr Horst Kretzschmar 
Herr Jan-Erik Kämmerer 
Herr René Steiner  

 
00:26 
01:08 
00:43 

23. April 2018 
10:00 Uhr 
13:30 Uhr 

 
Mitarbeiter 3 
Mitarbeiter 32 

 
01:24 
00:58 

27. April 2018 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 
13:30 Uhr 

 
Mitarbeiter 70 
Mitarbeiter 50 
Mitarbeiter 33 

 
01:07 
00:47 
00:22 
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16. Mai 2018 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 
13:30 Uhr 

 
Mitarbeiter 19 
Mitarbeiter 107 
Mitarbeiter 84 

 
01:26 
00:41 
01:06 

18. Mai 2018 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 

 
Herr Dieter Lindauer 
Herr Jan-Erik Kämmerer (Fortsetzung) 

 
01:16 
00:37 

28. Mai 2018 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Herr Rolf Scheibe 
Herr Volker Höhne 
Herr Heiko Schmiedel 

 
00:51 
00:22 
00:42 

25. Juni 2018 
10:00 Uhr 
13:30 Uhr 

 
Herr Volker Wichitill 
Herr Dr. Dirk Belling 

 
01:00 
00:39 

3. September 2018 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Herr Dr. Matthias Falk 
Herr Peter Bindrich 
Frau G. 

 
00:50 
01:05 
00:43 

24. September 2018 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 
13:00 Uhr 
14:15 Uhr 

 
Herr Andreas Baumann 
Herr Marcus Leder 
Herr Rainer Binz 
Herr Thomas Werle 

 
00:59 
00:48 
01:06 
00:48 

5. November 2018 
10:00 Uhr 
11:15 Uhr 
13:00 Uhr 

 
Herr Falko Kraus 
Herr Holger Hascheck 
Frau Antonia von der Behrens 

 
00:33 
00:48 
01:19 

6.3  Beweisanträge auf Aktenvorlage und Vorlage sonstiger 
 Unterlagen 

In den Sitzungen des 1. Untersuchungsausschusses wurden insgesamt 
51 Beweisanträge zur Anforderung von Unterlagen beschlossen. Daraus ergab sich 
ein Aktenbestand von insgesamt 1572 Aktenordnern:  

1178 Ordner als offene Unterlagen 

83 Ordner als VS-NfD 

168 Ordner als VS-VERTRAULICH klassifizierte Unterlagen und 

143 Ordner als VS-GEHEIM eingestufte Unterlagen. 

Vom Landesamt für Verfassungsschutz wurden 324 Ordner, durch die Sächsische 
Staatsregierung 166 Aktenordner übergeben. Die Polizeidirektion Leipzig, Operatives 
Abwehrzentrum, übergab 611 Aktenordner, das Landeskriminalamt 9 Ordner. Von 
der Generalstaatsanwaltschaft wurden 324 Ordner übersandt. Von den Untersu-
chungsausschüssen anderer Bundesländer bzw. des Bundestages wurden 42 Ak-
tenordner beigezogen. Vom 3. Untersuchungsausschuss der 5. Wahlperiode wurden 
9 Ordner angefordert. Vom Thüringer Landeskriminalamt, Thüringer Ministerium für 
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Inneres und Kommunales und vom Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz 
wurden insgesamt 3 Aktenordner übersandt. Drei Ordner wurden von Zeugen über-
geben. Vom Oberlandesgericht München, dem BKA, dem Bundesamt für Verfas-
sungsschutz und dem LKA Hamburg wurde jeweils ein Ordner übergeben. Der Ge-
neralbundesanwalt beim Bundesgerichtshof hat 77 Aktenordner übersandt.  

Nachfolgende 51 Beweisanträge wurden gestellt und beschlossen: 

ADS 1 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung sämtlicher, sich im Besitz sächsischer Behörden befindli-
cher Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten 
Daten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die dem 
3. Untersuchungsausschuss des 5. Sächsischen Landtags aufgrund 
von Beweisbeschlüssen zur Verfügung gestellt wurden 
 
über SK, SMJus, SMI 

ADS 2 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung sämtlicher, sich im Besitz sächsischer Behörden befindli-
cher Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten 
Daten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die im Organisationsbe-
reich der Staatskanzlei, des Staatsministeriums des Innern und des 
Staatsministeriums der Justiz, soweit sie 
 
• Informationen über die Terrorgruppe „Nationalsozialistischer Unter-

grund (NSU)“ oder über ihre mutmaßlichen Mitglieder, insbesondere 
über Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und Beate Zschäpe, deren Un-
terstützer oder weitere Personen oder Organisationen aus ihrem 
Unterstützerumfeld enthalten,  

• die Informations- und Kommunikationsbeziehungen zum NSU sowie 
den Informations- und Aktenaustausch der sächsischen Staatsmini-
sterien untereinander betreffen und 

• die Zusammenarbeit und den Erkenntnisaustausch im Zusammen-
hang mit dem NSU von Bund und Ländern betreffen, also Informati-
onen enthalten, die mit Behörden des Bundes oder der Länder aus-
getauscht wurden 

 
über SK, SMJus, SMI 

ADS 3 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung sämtlicher Protokolle, Einwendungen der Zeugen zu Proto-
kollen von Zeugenvernehmungen des 3. Untersuchungsausschusses 
des 5. Sächsischen Landtags sowie der Protokolle der nicht-
öffentlichen Beratungssitzungen desselben 
 
über Präsidenten des SLT 

ADS 11 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
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Beiziehung sämtlicher, sich im Besitz der Polizeidirektion Zwickau be-
findlichen Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespei-
cherter Daten und sonstiger sächlicher Beweismittel, soweit sich diese 
auf die oben genannten Beweisthemen beziehen und seit dem 
4. November 2011 entstanden bzw. in Gewahrsam genommen worden 
sind 
 
über SMI 

ADS 68 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung des Kriminaltechnischen Untersuchungsberichts „Zur Ex-
plosion mit Brandfolge des Wohnhauses Frühlingsstraße 26 in 08058 
Zwickau, am 04.11.2011 gegen 15:08 Uhr“ vom 31.01.2012 einschließ-
lich Anlagen  
 
über SMI 

ADS 78 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung sämtlicher in der Anlage zur ADS 66 näher bezeichneter, 
dem 3. Untersuchungsausschuss der 5. Wahlperiode des Sächsischen 
Landtags („Neonazistische Terrornetzwerke in Sachsen“) übermittelter 
Unterlagen des Untersuchungsausschusses „Rechtsterrorismus in 
Bayern – NSU“ des Bayerischen Landtags 
 
über Bayerischen Landtag 

ADS 92 Beweisantrag der Fraktionen CDU und SPD 
 
Vorlage eines zusammenfassenden Berichts sowie diesbezüglicher 
Belege bzw. Verweis auf bereits erfolgte Vorlagen 
 
Benennung sämtlicher Beamter und Mitarbeiter, die mit den in den Be-
weisfragen näher bezeichneten Anrufen befasst waren 
 
über SMI 

ADS 117 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und  BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung sämtlicher Auswertungen der Funkzellendaten „Frühlings-
straße 26“ und retrograd erhobener Verbindungsdaten für den 
04.11.2011, die Bestandteil der Verfahrensakten des OLG München im 
Strafverfahren gegen Beate Zschäpe u. a. sind (Sachaktenordner 16, 
Bl. 482 ff.; Sachaktenordner 98, Bl. 290 ff und Sachaktenordner 273 Bl. 
191 ff.), einschließlich dazugehöriger Anlagen 
 
über Bundesministerium der Justiz 

ADS 134 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung der im „Gutachten zum Verhalten der Thüringer Behörden 
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und Staatsanwaltschaften bei der Verfolgung des ‚Zwickauer Trios‘“ 
vom 14. Mai 2012 (sog. ‚Schäferbericht‘) in Randnummer 14 auf den 
Seiten 16 f. bezeichneten Akten 
 
über Thüringer Ministerium für Inneres und Kommunales 

ADS 135 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung der im „Gutachten zum Verhalten der Thüringer Behörden 
und Staatsanwaltschaften bei der Verfolgung des ‚Zwickauer Trios‘“ 
vom 14. Mai 2012 (sog. Schäferbericht) in Randnummer 14 auf Sei-
te 17 bezeichneten Akten 
 
über Thüringer Ministerium für Inneres und Kommunales 

ADS 136 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die Silvio Graf, geboren am 
26. Dezember 1976, betreffen und im Zusammenhang mit Waffen ste-
hen 
 
über SMJus und SMI 

ADS 137 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die Strafverfahren gegen 
Mario Horst Ansorge, geb. Prietz, geboren am 21. September 1964, 
betreffen 
 
über SMJus und SMI 

ADS 138 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die Strafverfahren gegen 
Ulrich Heinz Vogel (u. a. 424 Js 51341/03 der StA Dresden) betreffen 
 
über SMJus und SMI 

ADS 139 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel zu Vorgängen um die Grup-
pierungen mit den Selbstbezeichnungen „Weisse Wölfe“ und „Weisse 
Wölfe Terrorcrew“ 
 
über SMI 

ADS 140 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
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Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel zu Vorgängen um die Grup-
pierungen mit den Selbstbezeichnungen „Oidoxie“ und „Oidoxie Street-
fighting Crew“ 
 
über SMI 

ADS 141 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel zu Vorgängen um die Grup-
pierung mit der Selbstbezeichnung „Bewegung neue Ordnung“ inklusi-
ve möglicher Vorgänger-, Nachfolge-, Neben- und Tarnorganisationen 
wie „Schutzbund Deutschland“ und „Bewegung Neues Deutschland“ 
 
über SMI 

ADS 142 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel zu Vorgängen um die Grup-
pierung mit der Selbstbezeichnung „Nationale Sozialisten Zwickau“ in-
klusive möglicher Vorgänger-, Nachfolge-, Neben- und Tarnorganisati-
onen 
 
über SMI 

ADS 143 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger Beweismittel, die Strafverfahren zum Nachteil des 
Patrick Thürmer (u. a. Vorgangs-Nr. 82/99/515120 des LKA Sachsen, 
700 Js 44805/99 der StA Chemnitz) betreffen 
 
über SMJus und SMI 

ADS 144 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die Strafverfahren wegen 
Bildung bewaffneter Gruppen nach § 127 StGB gegen Reinhard Rade 
(u. a. Vorgangs-Nr. 33/01/515120 des LKA Sachsen, 302 Js 32286/01 
der StA Leipzig) betreffen 
 
über SMJus und SMI 

ADS 145 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel zu Vorgängen mit Bezug zum 
Untersuchungsauftrag um Einzelpersonen oder Gruppierungen mit den 
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Selbstbezeichnungen „Arbeitskreis NSU“ und „Fatalist“ 
 
über SMI 

ADS 146 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger Beweismittel zu Vorgängen um die Gruppierung mit 
der Selbstbezeichnung „Nationale Sozialisten Chemnitz“ (NSC) inklusi-
ve möglicher Vorgänger-, Nachfolge-, Neben- und Tarnorganisationen, 
insbesondere im Hinblick auf vereinsrechtliche Maßnahmen und das 
Verbot des NSC sowie ein anlässlich einer Durchsuchung auf dem 
Grundstück Glückaufstraße 4 in 09385 Lugau aufgefundenes Exemplar 
der sogenannten „NSU-CD“ 
 
über SMI 

ADS 147 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung sämtlicher Protokolle von Zeugenvernehmungen nebst An-
lagen des Untersuchungsausschusses 6/1 („Rechtsterrorismus und 
Behördenhandeln“) der 6. Wahlperiode des Thüringer Landtags 
 
über Thüringer Landtag 

ADS 148 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung sämtlicher Protokolle von Zeugenvernehmungen nebst An-
lagen des Untersuchungsausschusses 19/2 („NSU“) der 
19. Wahlperiode des Hessischen Landtags 
 
über Hessischen Landtag 

ADS 149 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung sämtlicher Protokolle von Zeugenvernehmungen nebst An-
lagen des Untersuchungsausschusses („Rechtsterrorismus/NSU BW“) 
der 15. Wahlperiode des Landtags Baden-Württemberg 
 
über Landtag Baden-Württemberg 

ADS 150 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung sämtlicher Protokolle von Zeugenvernehmungen nebst An-
lagen des NSU-Untersuchungsausschusses der 16. Wahlperiode des 
Landtags Nordrhein-Westfalen 
 
Landtag Nordrhein-Westfalen 

ADS 151 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung sämtlicher Protokolle von Zeugenvernehmungen nebst An-
lagen des 3. Untersuchungsausschusses des 18. Deutschen Bundes-
tages 
 
über Deutschen Bundestag 



39 

ADS 180 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung der aktuellen sowie der jeweils 1998, 2001 und 2011 gülti-
gen Fassung der Polizeidienstvorschriften (PDV) 100 – Führung und 
Einsatz der Polizei, PDV 384.1 – Fahndung sowie PDV 384.2 – Polizei-
liche Beobachtung 
 
über SMI 

ADS 181 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung der aktuellen sowie der jeweils 2001 und 2011 gültigen 
Fassung der polizeiinternen Vorschriften im Rahmen des Kriminalpoli-
zeilichen Meldedienstes – Politisch motivierte Kriminalität (KPMD-PMK) 
einschließlich der jeweils geltenden Fassung des Themenfeldkatalogs 
 
über SMI 

ADS 205 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung der in der vom Operativen Abwehrzentrum im Freistaat 
Sachsen erstellten „Chronologie zu ADS 2“ vom 28. Dezember 2015 
(ADS 130 Ordner 4 Bl. 1 bis 11) unter der laufenden Nummer 14 auf 
der Seite 10 bezeichneten Akten 
 
über SMI und SMJus 

ADS 206 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung der in der vom Operativen Abwehrzentrum im Freistaat 
Sachsen erstellten „Chronologie zu ADS 2“ vom 28. Dezember 2015 
(ADS 130 Ordner 4 Bl. 1 bis 11) unter der laufenden Nummer 13 auf 
der Seite 10 bezeichneten Akten 
 
über SMI und SMJus 

ADS 209 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung sämtlicher, sich im Besitz des Sächsischen Staatsarchivs 
oder sonstiger sächsischer Archive befindlicher Akten, Dokumente, Da-
teien oder auf andere Weise gespeicherten Daten und sonstiger sächli-
cher Beweismittel, soweit sie  
• Informationen über die Terrorgruppe „Nationalsozialistischer Unter-

grund (NSU)“ oder über ihre mutmaßlichen Mitglieder, insbesondere 
über Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und Beate Zschäpe, deren Un-
terstützer oder weitere Personen oder Organisationen aus ihrem 
Unterstützerumfeld enthalten, 

• die Informations- und Kommunikationsbeziehungen zum NSU sowie 
den Informations- und Aktenaustausch der sächsischen Staatsmini-
sterien untereinander zum NSU betreffen und 

• die Zusammenarbeit und den Erkenntnisaustausch im Zusammen-
hang mit dem NSU von Bund und Ländern betreffen, also Informati-
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onen enthalten, die der Freistaat Sachsen mit Behörden des Bun-
des oder der Länder ausgetauscht hat 

 
über SMI 

ADS 210 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Namentliche Benennung der Bediensteten der Ministerien, der Polizei, 
des Verfassungsschutzes, der Staatsanwaltschaft und sonstiger säch-
sischer Behörden, die vom Inhalt der sächsischen Löschmoratorien mit 
Bezug zum NSU in Kenntnis gesetzt wurden, einschließlich deren 
Funktion und ladungsfähiger Anschrift 
 
über SK, SMJus, SMI 

ADS 211 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung sämtlicher, sich im Besitz sächsischer Behörden befindli-
cher Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten 
Daten und sonstiger sächlicher Beweismittel, soweit sie sächsische 
oder andere Löschmoratorien im Zusammenhang mit dem NSU betref-
fen 
 
über SK, SMJus, SMI 

ADS 212 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Namentliche Benennung der in den sächsischen Polizeidirektionen und 
im Landeskriminalamt Sachsen verantwortlichen Bediensteten, die mit 
der Aussonderung und Löschung von Akten und Dateien staatsschutz-
relevanter Vorgänge seit 2011 betraut waren, einschließlich deren 
Funktion und ladungsfähiger Anschrift 
 
über SMI 

ADS 235 Beweisantrag der Fraktionen CDU und SPD 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Daten oder auf andere Weise gespeicherten Daten 
und sonstiger Beweismittel, die nachrichtendienstliche oder polizeiliche 
Erkenntnisse über Herrn Ralf Marschner, früherer Inhaber eines Ge-
schäftes in Zwickau, enthalten oder verwerten, sofern diese noch nicht 
übermittelt worden sein sollten 
 
über SMI 

ADS 259 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel zu Vorgängen um die Grup-
pierung mit der Selbstbezeichnung „Sächsische Aktionsfront (S.A.F.)“ 
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über SMI, SMJus 
ADS 280 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 

 
Beiziehung sämtlicher Protokolle von Zeugenvernehmungen nebst An-
lagen des Untersuchungsausschusses zur „Organisierten rechtsextre-
men Gewalt und Behördenhandeln, vor allem zum Komplex National-
sozialistischer Untergrund (NSU)“ (UA 6/1) 
 
über Landtag Brandenburg 

ADS 305 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung der dem 3. Untersuchungsausschuss des 5 Sächsischen 
Landtags („Neonazistische Terrornetzwerke in Sachsen“) unter der 
ADS 231 am 8. November 2012 übermittelten, in der Detailübersicht 
zur Beweismittelübersicht (Stand: 3. Juni 2014) bezeichneten Akten 
sowie sämtlicher nach dem 8. November 2012 verwahrter weiterer Ak-
ten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Daten 
und sonstiger sächlicher Beweismittel, die Informationen und Erkennt-
nisse über die seit dem Jahr 1998 auf dem Hoheitsgebiet des Freistaa-
tes Sachsen begangene Raubserie der Terrorgruppe „NSU“ enthalten 
 
über Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 

ADS 400 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel zu Vorgängen um die Grup-
pierung mit der Selbstbezeichnung „Heimatschutz Chemnitz“ 
 
über SMJus, SMI, Staatsarchiv 

ADS 401 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die Ermittlungsverfahren der 
Staatsanwaltschaft Görlitz wegen Urkundenunterdrückung u. a. – 610 
UJs 18415/13 - betreffen 
 
über SMJus 

ADS 402 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die Verfahren gegen Sandro 
Wagner, geboren am 14. August 1973 in Bautzen, betreffen 
 
über SMJus, SMI, Staatsarchiv 
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ADS 403 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die Maßnahmen oder Ver-
fahren gegen Margarete Martina Fritzsche (geborene Beer), geboren 
am 4. November 1952 in Chemnitz, betreffen 
 
über SMJus, SMI, Staatsarchiv 

ADS 404 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die Verfahren gegen Michael 
Heinz Krause, geboren am 31. März 1955 in Berlin, verstorben am 
25. Mai 2008 in Bayreuth, betreffen 
 
über SMJus, SMI, Staatsarchiv 

ADS 405 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die Maßnahmen oder Ver-
fahren gegen Rayk Fritzsche, geboren am 20. Januar 1978 in Chem-
nitz, betreffen 
 
über SMJus, SMI, Staatsarchiv 

ADS 406 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die Maßnahmen oder Ver-
fahren gegen Siegfried Jürgen Schindler, geboren am 14. Juli 1956 in 
Luckau, betreffen 
 
über SMJus, SMI, Staatsarchiv 

ADS 407 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die Verfahren gegen Horst-
Günter Emil Hagemann, geboren am 26. Februar 1949 in Hartha, be-
treffen 
 
über SMJus, SMI, Staatsarchiv 

ADS 600 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
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NEN 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die Maßnahmen oder Ver-
fahren gegen Michael Heinze, geboren am 30. Oktober 1977 in Baut-
zen, betreffen 
 
über SMJus, SMI, Staatsarchiv 

ADS 601 Beweisantrag der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN 
 
Beiziehung sämtlicher sich im Besitz sächsischer Behörden befindlicher 
Akten, Dokumente, Dateien oder auf andere Weise gespeicherten Da-
ten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die Maßnahmen oder Ver-
fahren gegen Uwe Bärsch, geboren am 2. Mai 1963, betreffen 
 
über SMJus, SMI, Staatsarchiv 

ADS 664 Beweisantrag der Fraktionen CDU, DIE LINKE, SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN 
 
Beiziehung der auf der Grundlage der ADS 618 (Liste 01) und ADS 619 
(Liste 02), in denen der Ermittlungsbeauftragte des Ausschusses, Herr 
VRiOLG a. D. Ottmar Breidling, entsprechende Empfehlungen zur An-
forderung von Akten ausgesprochen hat, die dem ersuchten Gericht 
bereits vorliegen, als Anlagen A1 und A2 zu diesem Beschluss näher 
bezeichneten Akten 
 
über OLG München 

ADS 696 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE 
 
Beiziehung sämtlicher Protokolle von Zeugenvernehmungen nebst An-
lagen des 2. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses (NSU) 
des 7. Landtags Mecklenburg-Vorpommern 
 
über Landtag Mecklenburg-Vorpommern 

ADS 719 Beweisantrag der Fraktion DIE LINKE  
 
Beiziehung in der Detailübersicht zur Beweismittelübersicht des 
3. Untersuchungsausschusses des 5. Sächsischen Landtags (Stand: 
3. Juni 2014) näher bezeichneter Beweismittel 
 
über Präsidenten des Sächsischen Landtags 

6.4 Aktensichtung 

Der Untersuchungsausschuss forderte mit Beweisbeschluss ADS 305 Akten an, die 
als „sämtliche nach dem 8. November 2012 verwahrte weitere Akten, Dokumente, 
Dateien oder auf andere Weise gespeicherte Daten und sonstige sächliche Beweis-
mittel, die Informationen und Erkenntnisse über die seit dem Jahr 1998 auf dem Ho-
heitsgebiet des Freistaates Sachsen begangene Raubserie der Terrorgruppe NSU 
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enthalten“ bezeichnet wurden. Es handelt sich dabei um Akten, die Teile der Sachak-
ten im Verfahren 6 St 3/12-Zschäpe und vier andere sind. Mit Schreiben vom 
17. Januar 2017 teilte der Vorsitzende Richter am Oberlandesgericht München Herr 
Götzl mit, dass ein Teil des Ersuchens des Ausschusses einer Sichtung und Bewer-
tung des gesamten dort liegenden Aktenbestandes gleichkomme. Dies könne der 
Senat nicht leisten. Er regte an, einen Ermittlungsbeauftragten bzw. Sachverständi-
gen zu bestellen und diesen mit der Sichtung und Identifizierung der für die Aus-
schussarbeit relevanten Akten zu beauftragen. Diese Vorgehensweise sei bereits 
von mehreren Untersuchungsausschüssen anderer Bundesländer praktiziert worden 
und habe sich auch in organisatorischer Hinsicht schon eingespielt und bewährt. 

In der 16. Sitzung des Untersuchungsausschusses am 30. Januar 2017 wurde der 
Juristische Dienst gebeten, die Grundlagen für eine solche Entsendung darzulegen. 
Mit Vermerk vom 23. Februar 2017 kam der Juristische Dienst dieser Bitte nach und 
legte dar, dass die Entsendung eines Beauftragten zulässig ist. Zwar sieht das Un-
tersuchungsausschussgesetz die Person eines Ermittlungsbeauftragten nicht vor und 
auch die Vorschriften über Sachverständige können aufgrund der fehlenden inhaltli-
chen Übereinstimmung nicht herangezogen werden, doch fehlt ein ausdrückliches 
Verbot, und so muss der Ausschuss in die Lage versetzt werden, zur Erfüllung seiner 
Aufgaben, hier die Umsetzung eines Beweisbeschlusses, selbst Regelungen zu tref-
fen und seine Arbeit zu organisieren. Dies kann er, indem er einen Beschluss mit den 
entsprechenden Vorgaben fasst. Im Falle einer solchen Delegation behält der Aus-
schuss mit einem einstimmigen oder mehrheitlichen, zumindest von der qualifizierten 
Minderheit gebilligten Beschluss auch die Verfahrensherrschaft. Dies ist notwendig, 
da dem Ausschuss als Ganzem das Beweiserhebungsrecht zusteht. 

Mit Beschluss vom 25. September 2017 beauftragte der Untersuchungsausschuss 
Herrn Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht a. D. Ottmar Breidling ab 
1. November 2017 mit der Erschließung der Akten aus dem Bestand des OLG Mün-
chen zur Erfüllung des Beweisbeschlusses ADS 305.  

Das Ende März 2018 vorliegende Ergebnis der Sichtung waren zwei Zusammenstel-
lungen, eine 263 Seiten umfassende Liste nicht eingestufter Vorgänge und eine 
21 Seiten umfassende Anforderungsliste eingestufter Vorgänge. 

Aufgrund eines konkretisierenden Beiziehungsbeschlusses (ADS 664) wurden da-
raufhin im August 2018 vom Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof 
47 Stehordner mit Ablichtungen aus den Sachaktenbänden des beim Oberlandesge-
richt München anhängigen Strafverfahrens sowie eine auf DVD gebrannte Kopie des 
Bekennervideos des NSU und im September 2018 ein Stehordner mit Ablichtungen 
aus den VS-Sachaktenbänden an den Untersuchungsausschuss übersandt. 

6.5 Parallele Untersuchungen und Zusammenarbeit mit Behörden und 
 Gremien außerhalb des 1. Untersuchungsausschusses des 
 6. Sächsischen Landtags 

6.5.1 Strafverfahren vor dem Oberlandesgericht München 

Am 8. November 2012 hat die Generalstaatsanwaltschaft vor dem Staatsschutzsenat 
des Oberlandesgerichts München Anklage gegen Beate Zschäpe als mutmaßliches 
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Mitglied des Nationalsozialistischen Untergrunds (NSU) sowie vier mutmaßliche Un-
terstützer erhoben. 

Fast sechs Jahre später ist Beate Zschäpe am 11. Juli 2018 wegen zehnfachen Mor-
des zu lebenslanger Haft verurteilt worden. Das Oberlandesgericht München stellte 
zudem die besondere Schwere der Schuld fest. Eine vorzeitige Haftentlassung ist 
nach 15 Jahren rechtlich zwar möglich, in der Praxis aber so gut wie ausgeschlos-
sen. Das Gericht folgte dem Antrag der Bundesanwaltschaft und verurteilte Zschäpe 
als Mittäterin an den Morden und Anschlägen des NSU. 

Der Mitangeklagte Ralf Wohlleben wurde als Waffenbeschaffer für den NSU wegen 
Beihilfe zum Mord zu zehn Jahren Haft verurteilt. Die Mitangeklagten Holger Gerlach, 
André Eminger und Carsten Schultze wurden zu drei Jahren, zu zwei Jahren und 
sechs Monaten Haft bzw. drei Jahren Jugendstrafe verurteilt. 

Die Verteidiger aller Angeklagten und die Bundesanwaltschaft haben Revision einge-
legt. Über diese entscheiden die Richter des Bundesgerichtshofs. 

Der Untersuchungsausschuss hat neben den unter 6.4 genannten Akten und Akten-
teilen weitere Unterlagen beim OLG München angefordert und über den General-
bundesanwalt zur Verfügung gestellt bekommen.  

6.5.2 Weitere Untersuchungsausschüsse 

Im Zeitraum von 2014 bis 2019 tagten neben dem sächsischen Untersuchungsaus-
schuss weitere Untersuchungsausschüsse im Bund und in den Ländern. Dazu gehö-
ren der 3. Untersuchungsausschuss des 18. Deutschen Bundestages, der UA 6/1 
des Thüringer Landtags, der Untersuchungsausschuss 19/2 des Hessischen Land-
tags, die Untersuchungsausschüsse „Rechtsterrorismus/NSU BW I und II“ des 
15. und 16. Landtags von Baden-Württemberg, der PUA III des Landtags Nordrhein-
Westfalen, der Parlamentarische Untersuchungsausschuss 6/1 des Landes Bran-
denburg sowie der 2. Parlamentarische Untersuchungsausschuss des Landtags 
Mecklenburg-Vorpommern. 

7.  Beschlussfassung zum Abschlussbericht 

In der 34. Sitzung des Untersuchungsausschusses am 28. Mai 2018 stimmten die 
Mitglieder einer Beauftragung von Herrn Prof. Dr. Ekkehard Becker-Eberhard mit der 
Erstellung des Sachberichtes für den Abschlussbericht des Untersuchungs-
ausschusses zu.  

Der von der Landtagsverwaltung erstellte Entwurf des Verfahrensteils zum Ab-
schlussbericht wurde den Abgeordneten am 28. Februar 2019 vorgelegt und von 
diesen in der 41. Sitzung am 11. März 2019 beraten. Er wurde ohne Änderungen in 
der 42. Sitzung am 8. April 2019 beschlossen.  

Der erste Entwurf des Sachberichts wurde den Abgeordneten ebenfalls am 28. Feb-
ruar 2019 vorgelegt und in der 41. Sitzung am 11. März 2019 erstmals beraten. Der 
Gesamtbericht wurde von Herrn Prof. Dr. Ekkehard Becker-Eberhard am 
15. März 2019 vorgelegt. In der 42. Sitzung des Untersuchungsausschusses am 
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8. April 2019 erfolgten eine erneute Beratung und die Abstimmung über den Sach-
verhaltsteil.  

Zur 43. Sitzung am 3. Juni 2019 lagen den Mitgliedern des Ausschusses die Stel-
lungnahmen der CDU-Fraktion und der SPD-Fraktion zum Abschlussbericht sowie 
das Minderheitenvotum der Fraktion DIE LINKE und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN vor. Die Stellungnahme wurde als Mehrheitsbericht beschlos-
sen, das abweichende Votum wurde zur Kenntnis genommen. 

Ferner lagen den Abgeordneten die Stellungnahme des Beauftragten der Staatsre-
gierung zum Ergebnis der Beweisaufnahme des 1. Untersuchungsausschusses des 
6. Sächsischen Landtags vom 22. Januar 2019 und eine Ergänzung vom 
17. Mai 2019 vor. Beide Stellungnahmen wurden vom Untersuchungsausschuss zur 
Kenntnis genommen. 

In der 43. und letzten Sitzung beschloss der Untersuchungsausschuss den Ab-
schluss seiner Untersuchungen und den Abschlussbericht sowie dessen Vorlage an 
den Sächsischen Landtag gemäß § 23 Abs. 1 UAusschG. Als Berichterstatter wurde 
der Vorsitzende Lars Rohwer benannt. 

Für die Billigung des letzten Protokolls wurde das Verfahren nach § 41 Abs. 4 Satz 5 
der Geschäftsordnung des 6. Sächsischen Landtags vorgeschlagen und beschlos-
sen. Die Frist zur Stellung von Änderungsanträgen wurde auf fünf Tage nach Ver-
sand des Protokolls festgelegt. 

Nach der Schlussredaktion aller Berichtsteile wird der Abschlussbericht des Untersu-
chungsausschusses, einschließlich des abweichenden Berichts, als Drucksache ver-
teilt und im Plenum abschließend behandelt. 
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Bericht über die vom Untersuchungsausschuss durchgeführten 
Vernehmungen von Zeugen und sachverständigen Zeugen 





Bericht über die vom Untersuchungsausschuss durchgeführten Vernehmungen von 
Zeugen und sachverständigen Zeugen 

Gliederung 

A Einleitung 

I. Ausgangslage 
II. Ablauf, Reihenfolge und Strukturierung der Vernehmungen durch den Untersu-

chungsausschuss 
1. Ablauf der einzelnen Vernehmungen 
2. Die Abfolge der Vernehmungen nach Geschehenskomplexen 
3. Strukturierung anhand der in der Ausschussberatung am 11.12.2017 festgeleg-

ten Fragestellungen 

B Die Vernehmungen im Einzelnen 

I. Inwieweit trägt die Sächsische Staatsregierung (mit nachgeordneten Behörden) 
eine Mitverantwortung hinsichtlich der Entstehung und Entwicklung der Terror-
gruppe „NSU“ und ihres Unterstützungsnetzwerks? 

II. Aus welchen Gründen konnte die Terrorgruppe „NSU“ über lange Zeit unerkannt 
in Sachsen agieren und inwiefern sind der Sächsischen Staatsregierung (mit 
nachgeordneten Behörden) hierbei Fehler und Versäumnisse zuzuordnen? 

1. Das jahrelange Unerkanntbleiben der Verantwortlichkeit der Terrorgruppe für die 
unaufgeklärt gebliebenen Mordtaten 

2. Das jahrelange Unerkanntbleiben der Verantwortlichkeit der Terrorgruppe für die 
überwiegend in Sachsen begangenen Raubüberfälle 

a) Polizeiliche Ermittlungen zu den Raubüberfällen 
b) Staatsanwaltschaftliche Ermittlungen zu den Raubüberfällen 
c) Sächsisches Landesamt für Verfassungsschutz 
3. Das jahrelange Unerkanntbleiben des Aufenthalts der Terrorgruppe in Sachsen 
a) Regionale Polizeidienststellen 
b) Landeskriminalamt Sachsen 
aa) Observierungsmaßnahme am 07. und 08.05.2000 in Chemnitz (aus der Sicht des 

Landeskriminalamts Sachsen) 
bb) Obervierungsmaßnahmen um den Monatswechsel September/Oktober 2000 
cc) Maßnahme am 23.10.2000 in Chemnitz (aus der Sicht des Landeskriminalamts 

Sachsen) 
dd) Befragung von Frauenärzten in Chemnitz 
ee)  Erfüllung der an ein Landeskriminalamt gestellten Erwartungen 
c) Sächsisches Landesamt für Verfassungsschutz 
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aa) Meldung des Landesamts für Verfassungsschutz Brandenburg zur Waffenbe-
schaffung durch Jan Werner und die Besprechung in Potsdam am 15. oder am 
16.09.1998 

bb) Waffenbeschaffung durch eine Quelle des Landesamts für Verfassungsschutz 
und Sicherstellung der Waffe durch das Landesamt für Verfassungsschutz Sach-
sen 

cc) Maßnahmen in den Jahren 1998 und 1999 
dd) Die Meldung, es gehe den dreien gut und die anschließenden „Terzett-

Maßnahmen“ 
(1.) Die Maßnahmen am 07. und 08.05.2000 
(2.) Die Maßnahmen um den Monatswechsel September/Oktober 2000 
(3.) Maßnahme am 23.10.2000 in Chemnitz und Abbruch der eigenen Maßnahmen 
(4.) Keine Beteiligung des sächsischen Landesamts für Verfassungsschutz an weite-

ren Suchmaßnahmen anderer Behörden nach dem Trio 
(5.) Lichtbildvorlagen an vom Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen geführte 

Quellen 
ee) Erfüllung der an ein Landesamt für Verfassungsschutz hinsichtlich der Zusam-

menarbeit mit anderen Behörden gestellten Erwartungen 
ff) Arbeitsabläufe und Strukturen innerhalb des Landesamts für Verfassungsschutz 

Sachsen 
3. Abbildung des Geschehens auf der Ebene der Stadtverwaltungen und der kom-

munalen Sozialarbeit 
a) Ebene der Stadtverwaltungen 
b) Kommunale Jugendsozialarbeit 
III. Über welchen Kenntnis- und Informationsstand verfügte die Sächsische Staats-

regierung (mit nachgeordneten Behörden) zur Terrorgruppe „NSU“ bzw. zu ihrem 
Unterstützungsnetzwerk jeweils? 

1. Die Zeit vor dem Untertauchen der drei nach dem 26.01.1998  
2. Die Zeit nach dem 26.01.1998 
3. Die Zeit um und nach der Entdeckung 
IV. Inwieweit sind die unter III. behandelten Informationen von der Sächsischen 

Staatsregierung (mit nachgeordneten Behörden) mit anderen Institutionen geteilt 
worden? 

V. Inwiefern haben Fehler oder Versäumnisse der Sächsischen Staatsregierung 
(mit nachgeordneten Behörden) die Bildung der Terrorgruppe NSU und ihres Un-
terstützungsnetzwerks begünstigt? 

VI. Inwiefern sind der Sächsischen Staatsregierung (mit nachgeordneten Behörden) 
Fehler oder Versäumnisse bei der Aufklärung der Verbrechen der Terrorgruppe 
NSU nach ihrem Bekanntwerden anzulasten? 

1. Geschehnisse am 04., 05. und 06.11.2011 
a) Ausgangslage 
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b) Vor Ort anwesende Einsatzkräfte 
c) Das Brand- und Löschgeschehen und die Sicherung des Hauses Frühlingsstraße 

26 in Zwickau bis zur Herstellung seiner Betretbarkeit 
d) Der Beginn der polizeilichen Ermittlungen 
aa)  Ermittlungen außerhalb des Hauses  
(1.) Antreffen der „Susann Dienelt“ durch die Zeugin Herfurth (Abstellen der Katzen-

körbe) 
(2.) Abgang der „Susann Dienelt“ Richtung des Pöblitzer Bahnhofs 
(3.) Ermittlung der Bewohner des Hauses Frühlingsstraße 26 und des Max-Florian 

Burkhardt als Untermieter 
(4.) Auftauchen der Nummer des Mobiltelefons bzw. der entsprechenden SIM-Karte 

von Frau Dienelt, Anrufe auf diesem Mobiltelefon und Ortung des Telefons 
(5.) Erste Verbindung zum Geschehen am 04.11.2011 in Eisenach: das zuvor in der 

Frühlingsstraße beobachtete Wohnmobil 
(6.) Das Trio als Bewohner der Frühlingsstraße 26 in Zwickau 
bb) Ermittlungen im Haus   
(1.) Erste Betretungen des Hauses durch Ermittler am 04.11.2011 und Auffinden ei-

nes Benzinkanisters 
(2.) Brandermittlungen 
(3.) Die ersten Waffenfunde in der Wohnung 
(4.) Weitere Funde in der Wohnung 
e)  Medieninformation der Polizeidirektion und der Staatsanwaltschaft Zwickau vom 

05.11.2011  
2. Einrichtung der „Einsatzgruppe Frühling“ am 07.11.2011 und ihre Ermittlungen 

bis zur Übernahme durch das Bundeskriminalamt und den Generalbundesanwalt 
am 12.11.2011 

a) Einrichtung der „Einsatzgruppe Frühling“ 
b) Medieninformation vom 07. oder 08.11.2011 
c) Durchsuchung des vor dem Haus liegenden Bauschutts 
3. Staatsanwaltschaftliche Ermittlungen 
4. Verhaftung der Beate Zschäpe am 08.11.2011 in Jena, ihre Überführung nach 

Zwickau, ihre erste Vernehmung und Vorführung vor den Ermittlungsrichter in 
Zwickau 

5. Die Übernahme der Ermittlungen durch das Bundeskriminalamt und den Gene-
ralbundesanwalt am 12.11.2011 

6. Die Bewertung der bisherigen Arbeit der sächsischen Polizei aus der Sicht der 
Besonderen Aufbauorganisation „Trio“ und die Zusammenarbeit sächsischer Be-
hörden und Beamter mit und in der Besonderen Aufbauorganisation  

a) Die Bewertung der bisherigen Arbeit der sächsischen Polizei aus der Sicht der 
Besonderen Aufbauorganisation „Trio“ 
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b) Räumliche Unterbringung des regionalen Einsatzabschnitts in Wilkau-Haßlau 
c) Inhaltliche Zusammenarbeit der Besonderen Aufbauorganisation „Trio“ mit säch-

sischen Behörden und Beamten  
6. Die Mitwirkung sächsischer Behörden und Beamter in der Besonderen Aufbau-

organisation „Trio“ 
7. Aktenlöschungen und Verluste, das Löschmoratorium und seine Befolgung durch 

sächsische Behörden  
a) Ausgangslage 
b) Löschmoratorium für das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen 
c) Löschmoratorium für die sächsischen Polizeidienststellen 
d) Löschmoratorium in der Justiz 
8. Abbildung des Geschehens auf der Ebene der Stadtverwaltungen und der kom-

munalen Sozialarbeit  
VII. Inwiefern sind der Sächsischen Staatsregierung (mit nachgeordneten Behörden) 

Fehler oder Versäumnisse bei der Berücksichtigung von Rechten der Opfer der 
Terrorgruppe „NSU“ anzulasten? 

VIII. Welche Schlussfolgerungen sind aus den Untersuchungen zu den vorbenannten 
Punkten für die Organisation und Arbeit der Sächsischen Staatsregierung (mit 
nachgeordneten Behörden) zu ziehen? 

1. Zutage getretene Hauptprobleme 
2. Bisher eingeleitete Verbesserungen 

A Einleitung 

I. Ausgangslage 

Das im Ausgangspunkt als im Wesentlichen unstreitig zugrunde zu legende Ge-

schehen ist in der Öffentlichkeit hinreichend beschrieben. Beispielhaft verwiesen 

werden kann etwa auf die Abschlussberichte aus dem 3. Untersuchungsausschuss 

des 5. Sächsischen Landtages (Drucks. 5/1488, Bd. I, S. 49 ff. sowie Bd. II, S. 12 ff.) 

und den Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deutschen Bundestages 

(BT-Drucks. 17/14600, insbes. S. 71 ff.). Es genügt deshalb hier, dieses Geschehen 

eingangs lediglich in seinen Grundzügen in Erinnerung zu rufen:  

Die Bundesrepublik Deutschland wurde in den Jahren von 2000 - 2007 von ver-

schiedenen Mordanschlägen heimgesucht. Zu nennen sind insoweit die Morde an 

Enver Şimşek am 09.09.2000 in Nürnberg, Abdurrahim Özüdoğru am 13.06.2001, 

ebenfalls in Nürnberg, Süleyman Taşköprü am 27.06.2001 in Hamburg, Habil Kılıç 

am 29.08.2001 in München, Mehmet Turgut am 25.02.2004 in Rostock, İsmail Yaşar 

am 09.06.2005 in Nürnberg, Theodoros Boulgarides am 15.06.2005 in München, 
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Mehmet Kubaşik am 04.04.2006 in Dortmund, Halit Yozgat am 06.04.2016 in Kassel 

und Michèle Kiesewetter am 25.04.2007 in Heilbronn.1  

Parallel dazu fanden an verschiedenen Orten in Deutschland insgesamt fünfzehn 

Raubüberfälle auf Banken und Supermärkte statt, davon elf in Sachsen, zwei in 

Mecklenburg-Vorpommern und zwei in Thüringen. Insoweit sind zu nennen die Über-

fälle auf einen Edeka-Markt in Chemnitz am 18.12.1998, auf Postfilialen in Chemnitz 

am 06.10. und 27.10.1999 sowie am 30.11.2000, auf eine Postfiliale in Zwickau-

Eckersbach am 05.07.2001, auf Sparkassen in Zwickau-Auerbach am 25.09.2002 

und am 05.10.2006 sowie in Chemnitz am 23.09.2003, am 14. und 18.05.2004 sowie 

am 22.11.2005, außerdem Überfälle auf Sparkassen in Stralsund am 07.11.2006 und 

am 18.01.2007, in Arnstadt-Ilmenau am 07.09.2011 und in Eisenach am 04.11.2011. 

Dabei wurden zusammengerechnet annähernd 600.000 Euro erbeutet.2  

Sowohl die Mordanschläge als auch die Überfälle konnten über Jahre nicht auf-

geklärt werden. Gerade zu den Mordanschlägen bestanden jedoch verschiedenste 

Theorien überwiegend dergestalt, es handele sich um in welchem Milieu auch immer 

anzusiedelnde Taten aus dem Bereich der Organisierten Kriminalität. Diese Theorien 

gipfelten teilweise darin, die bei diesen Morden zu Tode Gekommenen seien selbst 

in den kriminellen Strukturen verfangen gewesen, innerhalb derer die Taten began-

gen wurden, denen sie zum Opfer fielen. Mit der Aufklärung der Straftaten sind diese 

Ansätze eindeutig widerlegt. Das soll auch in diesem Bericht unmissverständlich ge-

sagt sein und den Angehörigen tiefstes Mitgefühl auch für das ihnen durch die an-

derslautenden Vermutungen widerfahrene zusätzliche Leid ausgesprochen werden.  

Aufgeklärt wurden diese Taten erst aufgrund zweier Ereignisse am 04.11.2011. 

An diesem Tag hatte vormittags ein Banküberfall auf eine Sparkasse in Eisenach 

stattgefunden. Die Täter waren mit dem Fahrrad geflohen, hatten sich in ein in der 

Nähe abgestelltes Wohnmobil begeben und waren darin fortgefahren. Aufgrund einer 

Zeugenaussage konnten sie aber verfolgt werden. Als zwei Polizeibeamte sich dem 

in einer Nebenstraße in Eisenach abgestellten Wohnmobil näherten, fing es nach 

einem Knall zu brennen an. Die beiden Insassen kamen um und es stellte sich bald 

                                            
1  Mit Ausnahme des Mordes an M. Kiesewetter auch zusammengefasst unter „Česká-Mordserie“; 

dazu ausführlich der Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deutschen Bundestages, 
BT-Drucks. 17/14600, S. 491 ff. 

2  Dazu ausführlich der Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deutschen Bundestages, 
BT-Drucks. 17/14600, S. 715 ff.; im hiesigen Untersuchungsausschuss gab auch der Zeuge Flemig 
eine ausführliche Darstellung der Überfälle, vgl. Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 3 ff. 
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heraus, dass es sich um Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos handelte. Wenig später 

kam es am selben 04.11.2011 in der Frühlingsstraße 26 in Zwickau aufgrund einer 

Explosion (oder auch nur Verpuffung) in einem Wohnhaus zu einem Brand, bei dem 

das Haus schwer beschädigt wurde. Kurz nach dem Ausbruch des Brandes wurde 

eine Frau beim Verlassen des Brandorts beobachtet. Sie hatte dort unter dem Na-

men Susann Dienelt gewohnt. Da ein Zeuge ein Wohnmobil wie das in Eisenach ab-

gebrannte wenige Tage zuvor in der Frühlingsstraße in Zwickau gesehen hatte, wur-

de sehr bald ein Zusammenhang zwischen beiden Geschehen ersichtlich. Nachdem 

nach der Frau, die beim Verlassen des Brandortes beobachtet worden war, einige 

Tage erfolglos gesucht worden war, stellte sie sich am 08.11.2011 in Jena der Polizei 

und enttarnte sich selbst als Beate Zschäpe. In der Folgezeit wurden im Brandschutt 

in der Frühlingsstraße Dinge, insbesondere Waffen gefunden, die den beschriebenen 

Mord- und Raubtaten zugeordnet werden konnten. Damit konnten diese letztendlich 

aufgeklärt und Zschäpe, Böhnhardt und Mundlos als an diesen Taten Beteiligte aus-

gemacht werden.  

Zu diesen dreien ist weiterhin in Erinnerung zu rufen, dass sie untergetaucht wa-

ren, nachdem bei einer Durchsuchung einer von ihnen genutzten Garage am 

26.01.1998 in Jena eine Werkstatt zur Herstellung von Bomben gefunden worden 

war. Seither wurden sie aufgrund eines Haftbefehls gesucht. Die Suche war aber bis 

in die Tage nach dem 04.11.2011 erfolglos geblieben. Als für die Suche zuständig 

galt die Zielfahndungsabteilung des Landeskriminalamts des Freistaats Thüringen, 

die sich in diesem Zusammenhang mehrfach auch an Behörden des Freistaats 

Sachsen wandte. 

Soweit es auf weitere Details dieser Geschehnisse ankommt, wird auf sie an den 

entsprechenden Stellen des Berichts zurückgekommen. 

II. Ablauf, Reihenfolge und Strukturierung der Vernehmungen durch den Untersu-
chungsausschuss 

Der Untersuchungsausschuss hat auf der Grundlage entsprechender Beweisan-

träge und daraufhin ergehender Beweisbeschlüsse in der Zeit zwischen dem 

14.09.2015 und dem 05.11.2018 in 39 überwiegend öffentlichen, teils aber auch nicht 

öffentlichen und geheimen Sitzungen eine Vielzahl von Zeuginnen und Zeugen ge-

hört. Die Beweisbeschlüsse enthielten mit wenigen Ausnahmen jeweils in einem ers-

ten Teil eine allgemeine Zusammenfassung der Fragen des Einsetzungsbeschlusses 
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und im zweiten Teil eine Reihe von gezielten Fragen an die jeweilige Zeugin/den je-

weiligen Zeugen. Die Reihenfolge der Befragungen wurde, sofern nicht einzelne 

Zeuginnen bzw. Zeugen aus Termingründen zu anderen Zeitpunkten gehört werden 

mussten, im Grundsatz nach den verschiedenen, vom Ausschuss zu betrachtenden 

und zu bewertenden Geschehenskomplexen strukturiert. Das schloss aber nicht aus, 

dass einzelne Zeuginnen bzw. Zeugen bei entsprechender Gelegenheit auch zu Fra-

gen außerhalb des jeweiligen Geschehenskomplexes gehört wurden. Im Übrigen 

hatte bei den Vernehmungen der Fokus auf den Bezügen der betrachteten Ge-

schehnisse zu Sachsen zu liegen. Der Untersuchungsausschuss hatte sich dieses 

Mal vorgenommen, vor allem das Verhalten der sächsischen Justiz, insbesondere 

der Staatsanwaltschaften, des sächsischen Landesamts für Verfassungsschutz, der 

sächsischen Kommunen, der sächsischen Polizei, vornehmlich des Landeskriminal-

amts, sowie der Sächsischen Staatsregierung, insbesondere des Innenministeriums, 

in den Blick zu nehmen. 

1. Ablauf der einzelnen Vernehmungen 

Die einzelnen Vernehmungen liefen so ab, dass die/der Vernommene nach den 

vorgeschriebenen Belehrungen zunächst gebeten wurde, von sich aus zu den ihr/ihm 

im betreffenden Beweisbeschluss gestellten Fragen Stellung zu nehmen. Dies ge-

schah oft anhand von der Zeugin/dem Zeugen vorbereitend gefertigter und zur Ver-

nehmung mitgebrachter schriftlicher Berichte oder auch nur Notizen. Sodann wurde 

die Zeugin/der Zeuge in der durch die vom Untersuchungsausschuss aufgestellten 

Verfahrensregeln vorgegebenen Reihenfolge befragt, d. h. zunächst durch den Vor-

sitzenden des Ausschusses, danach durch die Stellvertretende Vorsitzende und an-

schließend durch die Vertreterinnen/die Vertreter der Fraktionen CDU, DIE LINKE, 

SPD, AfD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Die meisten Vernommenen gaben auf 

entsprechende Befragung durch ein Ausschussmitglied an, zur Vorbereitung auf ihre 

Aussage bei den betreffenden Behörden um Akteneinsicht gebeten zu haben. Diese 

wurde auch durchweg gewährt. Die bisweilen an Zeuginnen/Zeugen gerichtete Fra-

ge, ob jemand an sie herangetreten sei, um sie zu bestimmten Aussagen anzuleiten, 

wurde durchgängig verneint. Manche Zeuginnen/manche Zeugen gaben allerdings 

an, zur Auffrischung des Gedächtnisses vorher mit (teils mittlerweile ehemaligen) 

Kolleginnen oder Kollegen gesprochen zu haben.  

2. Die Abfolge der Vernehmungen nach Geschehenskomplexen 
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Die in den Ausschusssitzungen vom 15.09.2015 bis zum 07.11.2016 durchge-

führten Vernehmungen bezogen sich auf die vom Untersuchungsausschuss zu be-

trachtenden Geschehnisse in der Frühlingsstraße 26 in Zwickau am 04.11.2011 so-

wie die sich daran anschließenden ersten Ermittlungen durch sächsische Behörden 

bis zur Übernahme der weiteren Ermittlungen durch das Bundeskriminalamt und den 

Generalbundesanwalt am 10./11.11.2011. Im Mittelpunkt standen dabei Fragen nach 

dem Ablauf der Löscharbeiten, der Absicherung des Gebäudes vor Einsturz, der 

Herstellung seiner Begehbarkeit und der Möglichkeit oder auch Unmöglichkeit, be-

reits in diesem Stadium Beweismittel zu erheben und zu sichern. Außerdem ging es 

um die sich anschließende Phase der Durchsuchung des angefallenen Brandschutts 

nach Beweisen, in deren Verlauf für die weiteren Ermittlungen entscheidende Funde 

wie insbesondere am 09.11.2011 der Fund einer Pistole Česká 83 als der bei einigen 

der Morde und Überfälle benutzen Tatwaffe gemacht werden konnten. Zugleich sollte 

herausgefunden werden, ob der Brandort in der Frühlingsstraße sowie die beiden 

Garagen im Polizeipräsidium in Zwickau, in die die am Brandort aufgefundenen As-

servate verbracht worden waren, hinreichend vor unbefugtem Betreten und Verfäl-

schen der Beweislage geschützt waren.  

In den Sitzungen am 30.01.2017, 19.06.2017 und 11.12.2017 ging es mit Ver-

nehmungen des ehemaligen Präsidenten des Bundesamts für Verfassungsschutz 

Heinz Fromm und des damals noch amtierenden Präsidenten des Bundesamts für 

Verfassungsschutz Dr. Hans-Georg Maaßen sowie des ehemaligen Präsidenten des 

sächsischen Landesamts für Verfassungsschutz Reinhard Boos und des amtieren-

den Präsidenten des sächsischen Landesamts für Verfassungsschutz Gordian Mey-

er-Plath um die Sicht auf die Dinge aus Perspektive der Leitungsebenen der Verfas-

sungsschutzämter. 

In den Sitzungen vom 13.03.2017 bis zum 19.06.2017 stand unter anderem die 

Frage im Mittelpunkt, wie es geschehen konnte, dass die verschiedenen unter I. ge-

schilderten und größtenteils in Sachsen begangenen Überfälle insbesondere von den 

ermittelnden zuständigen Stellen in Sachsen vor dem 04.11.2011 nicht aufgeklärt 

werden konnten. Dagegen hatte die Nichtaufklärung der unter I. geschilderten Mord-

taten mangels Ermittlungszuständigkeit sächsischer Ermittlungsbehörden bei den 

Untersuchungen des Ausschusses nicht im Zentrum zu stehen. Immerhin aber muss-

te den Ausschuss interessieren, ob und inwieweit sächsische Behörden die für die 

Ermittlungen zuständigen nicht sächsischen Behörden in gehöriger Weise unterstützt 
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haben. Dem ist er nachgegangen, soweit sich in seinen Sitzungen vom 12.03.2018 

bis zum 25.06.2018 zu entsprechenden Fragen Gelegenheit bot. 

Die Sitzungen vom 15.05.2017 bis zum 12.03.2018 dienten in erster Linie dazu 

zu erforschen, warum das „Trio“, Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt, sich nach sei-

nem Untertauchen nach der Garagendurchsuchung am 26.01.1998 in Jena so lange 

unentdeckt in verschiedenen Wohnungen zunächst in Chemnitz, später in Zwickau 

und zuletzt in der Frühlingsstraße 26 in Zwickau3 aufhalten konnte, ohne entdeckt zu 

werden. Darin eingeschlossen sind mehrere am 16. und 18.10.2017 durchgeführte 

Vernehmungen nicht namentlich, sondern nur mit Nummern genannter Mitarbeiterin-

nen/Mitarbeiter des sächsischen Landesamtes für Verfassungsschutz. Anhand dieser 

Vernehmungen sollte die Rolle geklärt werden sollte, die dieses Amt im Zusammen-

hang mit der Suche nach dem „Trio“ in Sachsen spielte. Bei den letztgenannten Ver-

nehmungen ging es insbesondere darum, wie mit der Meldung einer Quelle des Lan-

desamtes für Verfassungsschutz Brandenburg umgegangen wurde, die dieses Amt 

auf einem Treffen im September 1998 zwischen den Landesämtern für Verfassungs-

schutz der Länder Brandenburg, Thüringen und Sachsen den Anwesenden eröffnete, 

dann aber unter Vorgabe von Gründen des Quellenschutzes nicht zur offenen poli-

zeilichen Verwendung freigab. Darin hieß es, nach Auskunft der Quelle sei eine der 

rechten Szene zugehörige Person nach wie vor auf der Suche nach Waffen für die 

drei Flüchtigen. Die Frage nach der Rolle des sächsischen Landesamts für Verfas-

sungsschutz wurde sodann in Vernehmungen weiterer nur nach Nummern und nicht 

nach Namen genannten Mitarbeiter des sächsischen Landesamtes für Verfassungs-

schutz vom 23.04. bis zum 16.05.2018 nochmals aufgegriffen.  

Auch in den Vernehmungen am 28.05. und am 25.06.2018 ging es um die Ursa-

chen für das Nichtauffinden des in Sachsen untergetauchten „Trios“. Darüber hinaus 

berichteten die vernommenen Zeugen über die Zusammenarbeit sächsischer Behör-

den mit den mit der Aufklärung der unter I. geschilderten Mordtaten befassten Ermitt-

lungseinheiten außerhalb Sachsens, insbesondere der Besonderen Aufbauorganisa-

tion „Bosporus“ sowie der Einsatzgruppe „Česká“ des Bundeskriminalamts. Mangels 

eigener Ermittlungszuständigkeiten für diese allesamt nicht in Sachsen begangenen 

Mordtaten war Sachsen an diesen Ermittlungseinheiten zwar nicht unmittelbar betei-

                                            
3  Eine nähere Auflistung dieser Wohnungen findet sich in Bd. II der Abschlussberichte des 3. Unter-

suchungsausschusses des 5. Sächsischen Landtages, Drucks. 5/1488 auf S. 14 sowie im Bericht 
des 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deutschen Bundestages, BT-Drucks. 17/14600, 
S. 313. 
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ligt, war aber im Rahmen der allgemeinen Behördenzusammenarbeit zur Mitarbeit 

aufgerufen. 

Ein weiteres besonderes Augenmerk richtete der Untersuchungsausschuss auf 

die Behandlung und das teilweise Verschwinden einschlägiger Akten bei sächsi-

schen Behörden sowie die im Jahre 2012 in den verschiedenen sächsischen Behör-

den erlassenen Löschmoratorien. Sie waren unter anderem am 25.06., 03.09. und 

24.09.2018 Gegenstand der Vernehmungen. 

Weiterhin ging es am 24.09.2018 um die Zusammenarbeit sächsischer Behörden 

mit Stellen außerhalb Sachsens bei der Aufklärungsarbeit nach dem Bekanntwerden 

der Verbrechen des „NSU“ im November 2011, insbesondere mit der beim Bund ge-

bildeten Besonderen Aufbauorganisation „Trio“. 

Der Ausschuss wollte weiterhin erfahren, ob und wie sich das von ihm zu bewer-

tende Geschehen auf der Ebene der Stadtverwaltungen und der kommunalen Ju-

gendsozialarbeit vor Ort abbildete. Zu Ersterem hat er am 26.09.2016 und am 

05.11.2018 und zu Letzterem am 03.09.2018 Vernehmungen durchgeführt.  

3. Strukturierung anhand der in der Ausschussberatung am 11.12.2017 festgeleg-
ten Fragestellungen 

Nach Absolvierung der ersten 25 Sitzungen hat der Untersuchungsausschuss 

aufgrund einer am 13.11.2017 getroffenen Vereinbarung der Beauftragten der Frak-

tionen in seiner Sitzung am 13.12.2012 festgelegt, dass der Sachbericht als ein Teil 

des Abschlussberichts des 1. Untersuchungsausschusses des 6. Sächsischen Land-

tages gemäß dem Einsetzungsantrag vom 25.03.2015 darstellen soll, 

I. ob und inwieweit die Sächsische Staatsregierung (mit nachgeordneten Behör-
den) eine Mitverantwortung hinsichtlich der Entstehung und Entwicklung der Ter-
rorgruppe „NSU“ und ihres Unterstützungsnetzwerks trägt; 

II. aus welchen Gründen die Terrorgruppe „NSU“ über lange Zeit unerkannt in 
Sachsen agieren konnte und ob und inwiefern der Sächsischen Staatsregierung 
(mit nachgeordneten Behörden) hierbei Fehler und Versäumnisse zuzuordnen 
sind; 

III. über welchen Kenntnis- und Informationsstand die Sächsische Staatsregierung 
(mit nachgeordneten Behörden) zur Terrorgruppe „NSU“ bzw. zu ihrem Unter-
stützungsnetzwerk jeweils verfügte und 

IV. ob und inwieweit diese Informationen mit anderen Institutionen geteilt worden 
sind; 
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V. ob und ggf. inwiefern Fehler oder Versäumnisse der Sächsischen Staatsregie-
rung (mit nachgeordneten Behörden) die Bildung der Terrorgruppe „NSU“ und ih-
res Unterstützungsnetzwerks begünstigt haben; 

VI. ob und ggf. inwiefern der Sächsischen Staatsregierung (mit nachgeordneten Be-
hörden) Fehler oder Versäumnisse bei der Aufklärung der Verbrechen der Ter-
rorgruppe „NSU“ nach ihrem Bekanntwerden anzulasten sind; 

VII. ob und ggf. inwiefern der Sächsischen Staatsregierung (mit nachgeordneten Be-
hörden) Fehler oder Versäumnisse bei der Berücksichtigung von Rechten der 
Opfer der Terrorgruppe „NSU“ anzulasten sind und 

VIII. welche Schlussfolgerungen aus den Untersuchungen zu den vorbenannten 
Punkten für die Organisation und Arbeit der Sächsischen Staatsregierung (mit 
nachgeordneten Behörden) zu ziehen sind. 

Damit ist die Gliederungsstruktur des nachfolgenden Sachberichts durch den 

Untersuchungsausschuss selbst vorgegeben. Erst innerhalb eines dieser Gliede-

rungspunkte kann, wo mehrere der unter 2. geschilderten Geschehenskomplexe be-

rührt sind, nach diesen gegliedert werden. 

B Die Vernehmungen im Einzelnen 

I. Inwieweit trägt die Sächsische Staatsregierung (mit nachgeordneten Behör-
den) eine Mitverantwortung hinsichtlich der Entstehung und Entwicklung der Terror-
gruppe NSU und ihres Unterstützungsnetzwerks? 

Die Frage nach der Mitverantwortlichkeit der Sächsischen Staatsregierung und 

der ihr nachgeordneten Behörden ist in den vom Untersuchungsausschuss be-

schlossenen Beweisanträgen keiner der vernommenen Zeuginnen/keinem der ver-

nommenen Zeugen in dieser Ausdrücklichkeit gestellt worden. Dementsprechend hat 

auch keine/r von ihnen eine unmittelbare Aussage dahingehend getroffen, die Säch-

sischen Staatsregierung oder eine der ihr nachgeordneten oder zumindest ihrer 

Rechtsaufsicht unterliegenden Stellen sei mitursächlich für die Entstehung und Ent-

wicklung der Terrorgruppe „NSU“ und ihres Unterstützungsnetzwerks gewesen. Ob 

ein Verhalten der Staatsregierung, einer der ihr nachgeordneten oder zumindest ihrer 

Rechtsaufsicht unterliegenden Stellen die Entstehung und Entwicklung der Terror-

gruppe „NSU“ und ihres Unterstützungsnetzwerks stattdessen wenigstens begünstigt 

hat, wird unter V. behandelt. 

II. Aus welchen Gründen konnte die Terrorgruppe NSU über lange Zeit unerkannt in 
Sachsen agieren und inwiefern sind der Sächsischen Staatsregierung (mit nach-
geordneten Behörden) hierbei Fehler und Versäumnisse zuzuordnen? 
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Das über lange Jahre unerkannt gebliebene Agieren der Terrorgruppe „NSU“ im 

Freistaat Sachsen lässt sich nach dem oben unter A II. 2. Ausgeführten in zwei, letzt-

lich sogar drei Geschehensabläufe aufgliedern, die grundsätzlich getrennt voneinan-

der zu betrachten sind: Zum Ersten war dem jahrelangen Unerkanntbleiben der Ver-

antwortlichkeit der von Sachsen aus agierenden Terrorgruppe für die unaufgeklärt 

gebliebenen, bundesweit begangenen Mordtaten nachzugehen (dazu nachfolgend 

unter 1.). Zum Zweiten hatte der Ausschuss das jahrelange Unerkanntbleiben der 

Verantwortlichkeit der Terrorgruppe für die überwiegend in Sachsen begangenen 

Raubüberfälle zu betrachten (dazu nachfolgend unter 2.). Und schließlich ging es um 

das jahrelange Unerkanntbleiben des Aufenthalts der Gruppe in Sachsen (dazu 

nachfolgend unter 3.).  

1. Das jahrelange Unerkanntbleiben der Verantwortlichkeit der Terrorgruppe für die 
unaufgeklärt gebliebenen Mordtaten 

Die unter A I. beschriebenen Mordtaten wurden im Laufe der Zeit zwar miteinan-

der in einen Zusammenhang gebracht. Grund war, dass ausweislich der an den Tat-

orten gefundenen Projektile und (teilweise auch) Patronenhülsen jeweils dieselbe 

Waffe, nämlich eine Česká 83, benutzt worden sein musste. Deshalb wird bekannt-

lich auch von der „Česká-Mordserie“ gesprochen. Außen vor blieb nur der Mord an 

der Polizistin Michèle Kiesewetter in Heilbronn, bei dem eine andere Waffe benutzt 

worden war und der deshalb dieser Mordserie zunächst nicht zugerechnet wurde. 

Jedoch gelang es bis zu den geschilderten Ereignissen am und nach dem 

04.11.2011 in Zwickau und Eisenach nicht, die verantwortlichen Täter ausfindig zu 

machen.  

Die dafür maßgeblichen Gründe sind von diesem Untersuchungsausschuss nur 

beschränkt zu bewerten; denn die Ermittlungszuständigkeit lag nicht bei Sachsen, 

sondern bei den Ländern, in denen die Taten begangen worden waren, bzw. beim 

Bundeskriminalamt und bei der Generalbundesanwaltschaft. Die Ermittlungen wur-

den vor allem durch die ursprünglich von Bayern eingerichtete Besondere Aufbauor-

ganisation „Bosporus“ und die Einsatzgruppe „Česká“ des Bundeskriminalamts ge-

führt. Von den diesbezüglich über lange Jahre im Vordergrund stehenden, für die 

Opfer und deren Angehörige in höchstem Maße diskriminierenden und sie verletzen-

den Vermutungen, die Opfer seien teils selbst in die betreffenden kriminellen Netz-

werken eingebunden gewesen, wurde bereits oben gesprochen. Unter diesen Um-

ständen hat dieser Ausschuss allein zu bewerten, ob die sächsischen Behörden bei 
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der Zusammenarbeit mit diesen Ermittlungseinheiten ihre Aufgaben erfüllt haben. 

Dazu hat er in einigen seiner Sitzungen Zeuginnen und Zeugen befragt.  

So war aus den vom Ausschuss als Beweismittel herangezogenen Akten ersicht-

lich, dass ein für die „Besondere Verbrechensbekämpfung“ zuständiger Abteilungslei-

ter der damaligen Abteilung 7 im sächsischen Landeskriminalamt eine Anforderung 

für die Nutzung eines Raums im Landeskriminalamt für eine Informationsveranstal-

tung der Besonderen Aufbauorganisation „Bosporus“ am 12.03.20074 unterzeichnet 

hatte. Die Vernehmung dieses Abteilungsleiters ergab jedoch, dass er weder etwas 

über den in dieser Veranstaltung behandelten Gegenstand wusste, noch sagen 

konnte, wer im Einzelnen an dieser Veranstaltung teilgenommen hat, noch selbst an 

dieser Veranstaltung teilgenommen hat. Er erklärte, als zuständiger Abteilungsleiter 

lediglich seine für die Reservierung eines Konferenzraumes für die Veranstaltung 

erforderliche Unterschrift gegeben zu haben. Zu den Inhalten der Veranstaltung im 

Einzelnen könne er nur Vermutungen anstellen.5 

Mehr zur Zusammenarbeit sächsischer Behörden mit den in der Mordserie ermit-

telnden Stellen konnten jedoch die beiden am 28.05.2018 und am 25.06.2018 gehör-

ten Zeugen Volker Wichitill und Rolf Scheibe berichten.  

Beide Zeugen haben zusammen mit Vertretern der Fachabteilungen des Lan-

deskriminalamts Sachsen und weiteren Personen aus den Stabsabteilungen der 

sächsischen Polizeidirektionen (Vertreter des Bundeskriminalamts seien nicht anwe-

send gewesen6) an der bereits erwähnten Informationsveranstaltung der Besonderen 

Aufbauorganisation „Bosporus“ im Landeskriminalamt Sachsen am 12.03.2007 teil-

genommen, der Zeuge Wichitill als Leiter des Kommissariats 11 der Polizeidirektion 

Oberes Elbtal/Osterzgebirge7 und der Zeuge Scheibe als Leiter des Dezernats 71 im 

Landeskriminalamt Sachsen im Bereich der Auswertung organisierter Kriminalität 

tätig.8 Sie berichteten über den Inhalt dieser Informationsveranstaltung. In ihr ging es 

den Referenten aus der Besonderen Aufbauorganisation insbesondere darum, die 

                                            
4  Auf dem dem Ausschuss vorliegenden Antrag ist die Datumsangabe allerdings handschriftlich auf 

den 12.07.2007 geändert (vgl. Protokoll der Vernehmung des Zeugen Volker Höhne, 28.05.2018, 
S. 6). Deshalb ist unklar, wann die Veranstaltung tatsächlich stattgefunden hat. Insbesondere ist 
nicht sicher, aber zu vermuten, dass es sich dabei um die im nachfolgenden Absatz behandelte 
Veranstaltung am 12.03.2007 handelt.  

5  Zeuge Höhne, Protokoll 28.05.2018, S. 6. 
6  Zeuge Scheibe, Protokoll 28.05.2018, S. 17; der Zeuge Wichitill, Protokoll 25.06.2018, S. 6 unten 

konnte sich dagegen nicht mehr an die Teilnahme konkreter Personen erinnern. 
7  Zeuge Wichitill, Protokoll 25.06.2018, S. 3 f. 
8  Zeuge Scheibe, Protokoll 28.05.2018, S. 16, 17 f. 
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mit Tötungsdelikten betrauten anwesenden Vertreter sächsischer Behörden so für 

die Begehungsweise der mithilfe einer Pistole der Marke „Česká“ begangenen Mord-

taten zu sensibilisieren, dass bei ihnen beim Aufkommen von Taten mit ähnlicher 

Begehungsweise „sofort die Alarmglocken schrillen“ und sie die Besondere Aufbau-

organisation „Bosporus“ informieren.9 Die Mordtaten wurden in dieser Veranstaltung 

ausnahmslos der Organisierten Kriminalität zugeordnet10 und kein Bezug zu Auslän-

derhass und rechtsradikaler Szene hergestellt.11  

Für den Zeugen Wichitill war nach dem Besuch dieser Veranstaltung klar, dass 

im Zuständigkeitsbereich des Polizeipräsidiums Dresden oder der Polizeidirektion 

Oberelbe keine Tötungsdelikte mit einem entsprechenden Tatzusammenhang zu 

dieser Mordserie begangen worden waren. Darüber hat er am 27.03.2007 ein Papier 

zur internen Information für den Bereich der Polizeidirektion Oberelbe gefertigt und 

entsprechend versandt.12 In der Folgezeit habe er sechs Lageberichte der Besonde-

ren Aufbauorganisation „Bosporus“ erhalten, analysiert und ausgewertet, ohne dass 

sich für ihn Hinweise auf entsprechende Straftaten in seinem örtlichen Zuständig-

keitsbereich ergeben hätten.13 Auch eine im Auftrag des Bundeskriminalsamts an die 

Landeskriminalämter nach „Auffliegen des NSU“ mit Wirkung vom 19.03.2012 durch-

geführte rückblickende Überprüfung von 190 ungeklärten Tötungsdelikten habe für 

die Polizeidirektion Oberelbe kein anderes Bild ergeben.14 Ebenso ergaben sieben 

der Polizeidirektion Oberelbe und neun der Polizeidirektion Dresden vom Bundeskri-

minalamt am 13.12.2012 übertragene Sachverhaltsüberprüfungen keine Bezüge zur 

Mordserie.15  

Weiterhin berichtete der Zeuge Wichitill von vier Ermittlungsersuchen, die er von 

außerhalb Sachsens bekommen hatte. Sie waren nach seiner Erinnerung von dort 

unmittelbar an seine Behörde gesteuert und ihm nicht über das mit der Koordinierung 

der Kontakte der Besonderen Aufbauorganisation „Bosporus“ mit sächsischen Poli-

zeibehörden betraute Dezernat 71 des sächsischen Landeskriminalamtes zugeleitet 

worden.16 Darunter befanden sich zwei Ermittlungsersuchen der Besonderen Auf-

bauorganisation „Bosporus“, eines der Ermittlungsgruppe „Sprengstoff“ in Köln (be-
                                            
9  Zeuge Wichitill, Protokoll 25.06.2018, S. 6 f. 
10  Zeuge Wichitill, Protokoll 25.06.2018, S. 6 f.; Zeuge Scheibe, Protokoll 28.05.2018, S. 18. 
11  Zeuge Scheibe, Protokoll 28.05.2018, S. 18. 
12  Zeuge Wichitill, Protokoll 25.06.2018, S. 3. 
13  Zeuge Wichitill, Protokoll 25.06.2018, S. 3. 
14  Zeuge Wichitill, Protokoll 25.06.2018, S. 4, 12 f., 16 ff. 
15  Zeuge Wichitill, Protokoll 25.06.2018, S. 4. 
16  Zeuge Wichitill, Protokoll 25.06.2018, S. 10 f. 
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treffend das „Nagelbombenattentat“ vom 09.06.2004) und eines der Sonderkommis-

sion „Parkplatz“ in Heilbronn (betreffend den Mord an der Polizistin Michèle Kiese-

wetter).17 Nach seinem eigenen Bekunden hat der Zeuge Wichitill diese Ermittlungs-

ersuchen angemessen bearbeitet und erledigt. Die erzielten Ermittlungsergebnisse 

erbrachten allerdings keine Zusammenhänge mit den hier betrachteten Mordtaten. 

Zum Aufgabenbereich des Zeugen Scheibe als Leiter des Dezernats 71 im Lan-

deskriminalamt Sachsen gehörte unter anderem die Prüfung und Bearbeitung bun-

desweit gesteuerter Fernschreiben, die als Erkenntnisanfragen und Ermittlungsersu-

chen zur Abklärung und Prüfung von Personen, Firmen, Fahrzeugen und Telefonan-

schlüssen hinsichtlich in Sachsen vorliegender polizeilicher Erkenntnisse eingin-

gen.18 Im Übrigen fungierte er mit seinem Dezernat gegenüber der Besonderen Auf-

bauorganisation „Bosporus“ als Stelle zur „zentralen Koordinierung“ ihrer Kontakte 

mit den sächsischen Behörden. Als „stabiler Ansprechpartner“ steuerte das Dezernat 

die Anliegen der Besonderen Aufbauorganisation so an die sächsischen Behörden, 

dass sie in dem Bereich bearbeitet wurden, in den sie fachlich gehörten.19  

Aus der Besonderen Aufbauorganisation „Bosporus“ und der Ermittlungsgruppe 

„Česká“ hätten sich, so berichtete der Zeuge, zahlreiche von ihm einzeln aufgezählte 

Anfragen an sein Dezernat ergeben, die geprüft und beantwortet worden seien.20 Die 

von den Sonderkommissionen erarbeiteten kriminalistischen Informationen sowie die 

Handlungsanleitung der Besonderen Aufbauorganisation „Bosporus“ zur Mordserie 

seien an die Fachabteilungen des Landeskriminalamts Sachsen sowie die sächsi-

sche Landespolizei weiter gereicht worden mit dem Auftrag zur „Beachtung und Prü-

fung im eigenen Verantwortungsbereich“.21 Wiederholt betonte der Zeuge allerdings 

das Fehlen einer originären Zuständigkeit sächsischer Behörden für die Ermittlung 

der Morde, da keiner der Tatorte in Sachsen gelegen habe.22 

Als Beleg dafür, dass die ermittelnden Behörden stets die Organisierte Kriminali-

tät als Hintergrund für die Mordserie favorisierten, zitierte der Zeuge Scheibe mehre-

re Schreiben des Bundeskriminalamtes. Von ihnen spricht eines die bereits mehrfach 

erwähnte Vermutung aus „dass die Opfer in unterschiedlichen Funktionen für eine 

                                            
17  Zeuge Wichitill, Protokoll 25.06.2018, S. 4, 9 ff. 
18  Zeuge Scheibe, Protokoll 28.05.2018, S. 3. 
19  Zeuge Scheibe, Protokoll 28.05.2018, S. 7. 
20  Zeuge Scheibe, Protokoll 28.05.2018, S. 4. 
21  Zeuge Scheibe, Protokoll 28.05.2018, S. 5. 
22  Zeuge Scheibe, Protokoll 28.05.2018, S. 3, 4. 



16 
 

kriminelle Gruppierung tätig waren“.23 Aufgrund der Informationsveranstaltung der 

Besonderen Aufbauorganisation „Bosporus“ am 12.03.2007 im Landeskriminalamt 

Sachsen24 sowie eines persönlichen Gesprächs mit Vertretern der Ermittlungsgruppe 

„Česká“, ebenfalls im Landeskriminalamt Sachsen, an denen auch er teilgenommen 

habe, sei auch er der Überzeugung gewesen, dass mögliche Hintergründe für diese 

Mordserie im Zusammenhang mit Organisierter Kriminalität zu sehen seien.25 Dazu, 

andere Hintergründe der Morde in Erwägung zu ziehen, etwa islamistische oder aus-

länderfeindliche, sah der Zeuge nie Veranlassung, auch nicht, als ihm seitens des 

Staatsschutzes in Dresden ein beim Polizeirevier Dresden-Cotta eingegangenes 

anonymes Schreiben rassistischen Inhalts zugeleitet wurde mit der Bitte um (die 

dann ergebnislos gebliebene) Prüfung, ob im Landeskriminalamt Sachsen für diese 

Adresse und diesen Absender Informationen vorliegen.26 Dementsprechend habe er 

die in seinem Verantwortungsbereich ein- und ausgehenden Informationen auch 

sachsenintern (nur) mit den Regionalstellen zur Bekämpfung der Organisierten Kri-

minalität in Dresden, Chemnitz, Leipzig und Görlitz sowie der Abteilung Staatsschutz 

ausgetauscht.  

Bei allen in seinem Dezernat durchgeführten Auswertungen, Überprüfungen und 

Ermittlungen hätten keine beweiseheblichen Informationen zur Mordserie erlangt 

werden können.27 Im Übrigen gab der Zeuge an, von den „Česká-Morden“ als einer 

Serie zusammenhängender Taten erst 2006 Kenntnis erhalten28 und bis Ende 2011 

auch nichts von den heute dem „NSU“ zugerechneten Raubüberfällen gewusst zu 

haben.29 

2. Das jahrelange Unerkanntbleiben der Verantwortlichkeit der Terrorgruppe für die 
überwiegend in Sachsen begangenen Raubüberfälle 

Bei der jahrelang unbekannt gebliebenen Verantwortlichkeit der Terrorgruppe für 

die unter I. aufgezählten Raubüberfälle ist die Ausgangslage insoweit eine andere als 

bei den unter A I. behandelten Mordfällen, als ein großer Teil dieser Überfälle in 

Sachsen begangen wurde. Deshalb bestand hier eine originäre Ermittlungszustän-

                                            
23  Zeuge Scheibe, Protokoll 28.05.2018, S. 4. 
24  Dass es sich bei der im Protokoll der Vernehmung Scheibe auf S. 5 erwähnten Informationsveran-

staltung im Landeskriminalamt Sachsen um die am 12.03.2007 handelt, wurde erst im späteren 
Verlauf der Befragung klar, vgl. Zeuge Scheibe, Protokoll 28.05.2017, S. 17.  

25  Zeuge Scheibe, Protokoll 28.05.2018, S. 4, 18. 
26  Zeuge Scheibe, Protokoll 28.05.2018, S. 11 f., 14 f. 
27  Zeuge Scheibe, Protokoll 28.05.2018, S. 5. 
28  Zeuge Scheibe, Protokoll 28.05.2018, S. 9. 
29  Zeuge Scheibe, Protokoll 28.05.2018, S. 13, 16. 
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digkeit sächsischer Behörden. Denen blieben zwar nicht die Taten, wohl aber die 

Täter bis zu den Ereignissen um den 04.11.2011 unbekannt.  

a) Polizeiliche Ermittlungen zu den Raubüberfällen 

Der Umstand, dass einige der in Sachsen begangenen Taten im Bereich der Po-

lizeidirektion Zwickau und andere im Bereich der Polizeidirektion Chemnitz begangen 

wurden, brachte es zwar mit sich, dass die einen von der Kriminalpolizei in Zwickau 

und die anderen von der Kriminalpolizei in Chemnitz ermittelt wurden und es kein 

„Sammelverfahren“ im eigentlichen Sinne gab.30 Jedoch erkannten die Ermittler auf-

grund der einander wechselseitig mitgeteilten gleichen Merkmale der Tatbegehung 

(wie identische Zahl der Täter, nämlich zwei, Sprung eines der Täter über den Tre-

sen, besondere Art, die vorgehaltene Pistole zu greifen, noch dazu mit der linken 

Hand, Brutalität der Vorgehensweise, Verwendung von Reizgas,31) schon sehr bald 

nach der Begehung einer nächsten Tat deren Ähnlichkeit mit vorangegangenen, und 

zwar nicht nur vor Ort bei der jeweils ermittelnden Dienststelle, sondern auch orts-

übergreifend. Deshalb ging man schon nach der Begehung der ersten drei Überfälle 

am 06.10.1999, 27.10.1999 und am 30.11.2000 in Chemnitz von einer Serie von 

denselben Tätern begangener Taten aus.32 Die dann im weiteren Verlauf in Zwickau 

und wiederum in Chemnitz begangenen Taten konnten ebenfalls leicht dieser Serie 

zugeordnet werden. Schon die erste hier einschlägige, in Zwickau begangene Tat, 

der Überfall auf die Postfiliale in Zwickau-Eckersbach am 05.07.2001, wurde sogleich 

in die Serie eingereiht.33 Gleiches gilt für die geraume Zeit später mit ähnlicher Be-

gehungsweise in Stralsund begangenen Taten34 sowie zuletzt die Sparkassenüber-

fälle in Arnstadt-Ilmenau am 07.09.201135 und in Eisenach am 04.11.2011.  

Allein der schon am 18.12.1998 begangene Überfall auf einen Edeka-Markt in 

Chemnitz, von dem um den 04.11.2011 herauskam, dass er ebenfalls von denselben 

Beteiligten verübt wurde, wurde der Serie nicht zugeordnet, da er in Tatobjekt und 

Begehungsweise (kein Überfall auf Post- oder Sparkassenfilialen) von den anderen 

Taten abwich. Die diesbezüglichen Ermittlungen wurden nicht mit denen zu den an-

deren Taten zusammengeführt. Täter konnten seinerzeit nicht ausgemacht werden.  
                                            
30  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 16. 
31  Diese Merkmale wurden beschrieben vom Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 4, 5, 11, vom 

Zeugen Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 4 und vom Zeugen Otto, Protokoll 07.04.2017, S. 11, 15 f.  
32  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 22. 
33  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 4. 
34  Zeuge Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 5; Zeuge Otto, Protokoll 07.04.2017, S. 3. 
35  Zeuge Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 5. 
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Die Frage, ob bei den mit den Überfällen befassten sächsischen Ermittlungsbe-

hörden jemals zumindest in Erwägung gezogen wurde, wenigstens die in Sachsen 

begangenen Überfälle bei einer Polizeibehörde zur Ermittlung zusammenzuziehen, 

wurde dem Ausschuss nicht eindeutig beantwortet. Immerhin aber betonten mehrere 

Zeugen, eine solche Zusammenlegung würden für die Ermittlungen und deren Erfolg 

keinen Nutzen gebracht haben. Aufgrund der räumlichen Nähe der Zwickauer und 

der Chemnitzer Kriminalpolizei sowie des guten Einvernehmens zwischen den ermit-

telnden Beamten sei die Zusammenarbeit zwischen beiden Behörden bereits so gut 

gewesen, dass eine Zusammenlegung der Ermittlungen nichts verbessert hätte.36 

Der Zeuge Volker Flemig drückte es wie folgt aus: „Mehr an Zusammenarbeit ging 

nicht“.37 Eine ähnlich enge Zusammenarbeit bestand nach der Begehung der dorti-

gen Taten mit der Kriminalpolizei in Stralsund. Die sächsischen Ermittler begaben 

sich sogar dorthin, um die Ermittlungen gemeinsam voranzutreiben.38 

Auch eine Zusammenführung der Ermittlungen beim Landeskriminalamt Sach-

sen39 schien den ermittelnden Beamten ebenso wenig angezeigt wie die Bildung ei-

ner Sonderkommission.40 Angesichts der so guten Zusammenarbeit zwischen den 

Chemnitzer und den Zwickauer Ermittlern habe man dazu keine Notwendigkeit gese-

hen41 und das Landeskriminalamt habe doch schon genug anderes zu tun gehabt.42 

Außerdem habe man darüber nicht selbst entscheiden können.43 Andererseits trat 

bei den Zeugenvernehmungen im Untersuchungsausschuss auch keine Ermittlungs-

situation zutage, von der man hätte sagen können, eine an einer Stelle zusammen-

gezogene Ermittlungstätigkeit hätte eher zum Auffinden der Täter geführt als die 

durchgeführten getrennten Ermittlungen. 

Immerhin haben die Ermittler in Zwickau die Ermittlungen einmal so weit an das 

Landekriminalamt Sachsen herangetragen, dass sie Anfang 2007 dort auf Anregung 

des Zeugen Christian Leucht um eine Fallanalyse der Überfallserie nachgesucht ha-

ben.44 Allerdings hatte man schon bei diesem Ersuchen gewisse Zweifel, ob die Se-

                                            
36  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 11; Zeuge Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 14 und 20; 

siehe auch Zeuge Otto, Protokoll 07.04.2017, S. 14. 
37  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 11. 
38  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 5, 11; Zeuge Otto, Protokoll 07.04.2017, S. 14 f.; Zeuge 

Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 21. 
39  Zeuge Otto, Protokoll 07.04.2017, S. 14, 15. 
40  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 22; Zeuge Otto, Protokoll 07.04.2017, S. 14. 
41  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 16, 22; Zeuge Otto, Protokoll 07.04.2017, S. 14. 
42  Zeuge Otto, Protokoll 07.04.2017, S. 15. 
43  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 16. 
44  Zeuge Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 14 ff., 17; Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 16.  
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rie dafür geeignet war. Der Zeuge Leucht hatte jedoch auf einer Weiterbildung von 

einem Mitarbeiter des Landekriminalamtes von der Möglichkeit einer solchen Analyse 

gehört und man wollte es unter der Prämisse „entweder geht es schief oder es hilft 

uns weiter“ beim Landesamt einmal versuchen.45 Das Landesamt erstellte eine Ana-

lyse, bemerkte dazu aber, eine Serie von Raubstraftaten wie die vorliegende sei da-

für eigentlich nicht geeignet.46 Die in der Fallanalyse gegebene Empfehlung, die 

Raubserie zentral zu bearbeiten, griff man seitens der Zwickauer Polizei nicht mehr 

auf, weil man die Raubserie zu diesem Zeitpunkt – jedenfalls aus damaliger Sicht – 

für bereits ausermittelt hielt.47 

Konnten nach alledem die polizeilichen Ermittler in Chemnitz, Zwickau und 

Stralsund die Raubüberfälle schon sehr bald als Serie miteinander in Verbindung 

bringen, so blieben ihnen die an diesen Taten Beteiligten bis zu den Geschehnissen 

um den 04.11.2011 verborgen. Wie allen anderen wurde auch ihnen erst im Zuge 

dieser Geschehnisse bekannt, dass für die Taten Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe 

verantwortlich waren.48 Keiner der vom Untersuchungsausschuss vernommenen 

Zeugen hat diese Taten jemals mit der rechtsradikalen Szene in Verbindung ge-

bracht, geschweige denn mit dem untergetauchten „Trio“. Manche Zeugen gaben 

sogar an, nicht einmal von dem Untertauchen des „Trios“ etwas gewusst zu haben.49  

Den Angaben des Zeugen Flemig zufolge nutzten alle an den Ermittlungen betei-

ligten Polizeidirektionen über die Jahre jede sich bietende Möglichkeit, die Täter zu 

identifizieren. Man habe bundesweit sowohl in polizeiinternen als auch in öffentlichen 

Medien Überwachungsbilder der Täter veröffentlicht, hunderte Fahndungsplakate in 

den Bereichen Zwickau, Chemnitz und auch Stralsund ausgehängt. Neun Mal sei die 

Serie Thema in der MDR-Sendung „Kripo live“ gewesen. Selbst in der ZDF-Sendung 

„Aktenzeichen ... XY ungelöst“ im Sommer 2007 habe man es mit einem Beitrag ver-

sucht, Hinweise auf die Täter zu erhalten.50 Es sei zwar eine Menge von Hinweisen 

eingegangen. Jedoch seien diese letztendlich nicht sachdienlich gewesen. Nicht ein 

                                            
45  Zeuge Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 17.  
46  Zeuge Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 15, 17; Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 16. 
47  Zeuge Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 11; Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 27; siehe auch 

Zeuge Otto, Protokoll 07.04.2017, S. 7. 
48  Zeuge Otto, Protokoll 07.04.2017, S. 4, 11 f; Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 9; Zeuge 

Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 7. 
49  Zeuge Otto, Protokoll 07.04.2017, S. 18 f.; Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 9; Zeuge Schei-

be, Protokoll 28.05.2018, S. 18; Zeuge Schmiedel, Protokoll 28.05.2018, S. 3, 6, 9 f. 
50  Zeuge Schlarb, Protokoll 13.03.2017, S. 4. 
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Hinweis habe auf die richtige Spur bringen können, und zwar auch aus heutiger 

Sicht.51 

Soweit man überhaupt Vermutungen über die Hintergründe der Taten anstellte, 

gingen die in die Richtung, es handele sich um Spielsüchtige, in wirtschaftliche 

Schwierigkeiten geratene Unternehmer, Auswanderer, Barbetreiber oder Leute aus 

dem Rotlichtmilieu, die auf diese Weise Geld für ihren Lebensunterhalt oder ihr Un-

ternehmen beschaffen wollten,52 mithin um „normale Kriminalität“,53 eben nur eine 

Raubserie.54 Auch Organisierte Kriminalität oder Täter aus dem Rockerbereich zog 

man in Erwägung.55 Für die rechtsradikale Szene hielt man diese Art der Geldbe-

schaffung für untypisch.56 Immerhin glaubte man Anhaltspunkte dafür zu haben, 

dass die Täter Sachsen waren bzw. sich in Sachsen aufhielten.57 Von den Ermittlern 

vernommene Zeugen hätten angegeben, die Täter hätten den „hiesigen Dialekt“ ge-

sprochen.58 

Bei ihrer Arbeit gingen die Ermittler immer von zwei männlichen Tätern aus.59 

Zwar sei, so der Zeuge Thomas Otto60, im Zusammenhang mit dem Überfall auf die 

Sparkasse in Auerbach von einer vernommenen Zeugin einmal von einer Frau be-

richtet worden, die außerhalb der Sparkasse in einem Transporter, es könne viel-

leicht sogar ein Wohnmobil gewesen sein, in Erscheinung getreten sei. Auf nochma-

liges Nachfragen musste der Zeuge Otto jedoch letztlich zugeben, es nicht zu wis-

sen.61 Immerhin wusste man aus Zeugenaussagen, dass die Täter zur Flucht vom 

Tatort Fahrräder benutzten. Daraufhin vermutete man angesichts der weit auseinan-

derliegenden Tatorte, dass sie mit diesen Fahrrädern kaum den ganzen Weg zurück 

zu ihrem jeweiligen Ausgangsort bewältigt haben können, sondern diese mit Trans-

portern weiterbefördert haben könnten.62  

                                            
51  Dazu insgesamt der Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 6. 
52  Zeuge Otto, Protokoll 07.04.2017, S. 6; Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 6; Zeuge Leucht, 

Protokoll 15.05.2017, S. 13. 
53  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 10. 
54  Zeuge Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 7. 
55  Zeuge Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 19. 
56  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 10. 
57  Zeuge Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 19. 
58  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 25. 
59  Zeuge Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 12 f.; Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 22. 
60  Zeuge Otto, Protokoll 07.04.2017, S. 8, 12 f. 
61  Zeuge Otto, Protokoll 07.04.2017, S. 13. 
62  Zeuge Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 4, 12; Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 5, 22 f.; Zeu-

ge Otto, Protokoll 07.04.2017, S. 14, 19 f. 
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Diese Vermutung hat in Kombination mit den anderen von den Raubüberfällen 

bekannten Tatmerkmalen und aufgrund der jahrelangen vergleichenden Beobach-

tung dieser und anderer Überfälle durch den Zeugen Flemig63 zuletzt dazu beigetra-

gen, dass das Wohnmobil nach dem letzten Sparkassenüberfall am 04.11.2011 in 

Eisenach so schnell gefunden und dadurch sehr bald der gesamte Vorgang aufge-

klärt werden konnte. Als nämlich die Meldung vom Überfall auf die Sparkasse in Arn-

stadt-Ilmenau am 07.09.2011 einging, der nur eine Beute von knapp 15.000 Euro 

einbrachte,64 vermutete man aufgrund der zeitlichen Abstände zwischen den bisheri-

gen Taten der Serie, dass es angesichts dieser geringen Beute bald wieder zu einem 

neuen Überfall kommen könne, möglicherweise erneut in Thüringen.65 Daraufhin traf 

man bei der Polizeiinspektion in Gotha für den Fall einer Wiederholung entsprechen-

de Vorbereitungen, wozu entscheidende Impulse aus Sachsen kamen. Der Zeuge 

Flemig will es gewesen sein, der seine Kollegen in Thüringen davon überzeugen 

konnte, dass es zeitnah zu einem weiteren Überfall kommen könne.66 Außerdem 

sagte der (auch vom 3. Untersuchungsausschuss der 5. Wahlperiode des Sächsi-

schen Landtages am 19.10.2012 ausführlich vernommene) Mitarbeiter der Chemnit-

zer Polizeiinspektion Jens Merten, der dort über Jahre zu der Überfallserie ermittelt 

hatte, in seiner Vernehmung durch den 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deut-

schen Bundestages wörtlich Folgendes aus:  

„Wir haben von unserer Seite so weit alles getan, um […] [die KPI Gotha] aufzu-
klären, was wir all die Jahre ermittelt haben, dass wir diese Überfallserie hatten. Wir 
haben […] [dieser] die Überwachungsfotos zukommen lassen. Also, alle Details, die 
wir hatten, haben wir […] so weit übertragen und haben gesagt: Pass auf, bei uns 
waren sie immer regelmäßig da. Das wird bei euch sicherlich nicht anders sein, vor 
allem in Anbetracht dieser relativ geringen Summe, die sie beim ersten Mal erbeutet 
haben.“  

Als dann der ermittelnde Beamte der Kriminalinspektion Gotha von dem Überfall 

auf die Sparkasse in Eisenach am 04.11.2011 erfuhr, setzte er sich mit den vor Ort 

ermittelnden Beamten in Verbindung und deutete auf den möglichen Serienzusam-

menhang hin. Er gab Instruktionen, dass die Täter Waffen dabei hätten und „bei der 

Fahndung auf Transportfahrzeuge für Fahrräder zu achten ist“. Kurz darauf ergab 
                                            
63  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 23. 
64  So der Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deutschen Bundestages, BT-Drucks. 

17/14600, S. 717; der hiesige Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 6 nennt eine Summe von cir-
ca 17.000 Euro. 

65  Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deutschen Bundestages, BT-Drucks. 17/14600, 
S. 717 unter Hinweis auf einen Aktenvermerk der Kriminalpolizeiinspektion Gotha; siehe auch 
Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 6; Zeuge Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 5. 

66  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 6. 
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sich aus einer Zeugenaussage, dass zwei männliche Personen Fahrräder in ein 

Wohnmobil verstaut hatten und daraufhin schnell wegfuhren. Wenig später konnte 

das betreffende Wohnmobil in einer ruhigen Wohngegend in Eisenach lokalisiert 

werden.67  

b) Staatsanwaltschaftliche Ermittlungen zu den Raubüberfällen 

Nach Ausermittlung der Raubüberfälle durch die Polizeibehörden wurden die 

entsprechenden Akten der Staatsanwaltschaft zur weiteren Behandlung zugeleitet.  

Der Überfall auf den Edeka-Markt am 18.12.1998 in Chemnitz gelangte isoliert 

an die Staatsanwaltschaft Chemnitz. Die damals ermittelnde Staatsanwältin68 berief 

sich vor dem Untersuchungsausschuss durchgehend darauf, kaum Erinnerungen an 

den Fall zu haben, da sie keinen Einblick in die einschlägigen Akten gehabt habe. 

Die Akten seien entweder beim BGH bzw. beim Generalbundesanwalt,69 möglicher-

weise aber auch gelöscht oder beim Hochwasser 2002 verloren gegangen.70 Statt-

dessen machte sie nur allgemeine Ausführungen darüber, wie Ermittlungsverfahren 

gegen Unbekannt, wie das zum Überfall auf den Edeka-Markt, von der Staatsanwalt-

schaft schulmäßig behandelt zu werden pflegen. Ihr Versuch, sich im Vorfeld ihrer 

Aussage vor dem Ausschuss entsprechende Kenntnisse zu verschaffen, führte zu 

einem vorbereitenden Gespräch, das sie im Februar 2017 kurz vor ihrer Vernehmung 

durch den Ausschuss zusammen mit einem weiteren Staatsanwalt71 in Anwesenheit 

eines Herrn Möller von der Generalstaatsanwaltschaft mit ihrem Behördenleiter hat-

te.72 Ob sich unter den bei diesem Gespräch mit dem Angebot und der Möglichkeit 

der Einsichtnahme auf einem Stuhl bereit liegenden Akten in der Stärke dreier Leitz-

Ordner73 auch solche über den Überfall auf den Edeka-Markt befanden, blieb für den 

Ausschuss ungeklärt. Jedenfalls berichtete die Zeugin weder davon, dass ihr solche 

Akten vom Behördenleiter gezielt aufgezeigt wurden, noch dass sie von sich aus da-

ran interessiert war, von der bestehenden Möglichkeit Gebrauch zu machen und 

selbst zu schauen, ob sich unter den Akten auch solche über den Überfall auf den 

Edeka-Markt befanden, noch dass sie dazu aufgefordert wurde.  

                                            
67  So der Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deutschen Bundestages, BT-Drucks. 

17/14600, S. 717 unter Hinweis auf Ermittlungsberichte der Generalbundesanwaltschaft. 
68  Zeugin Dietze, Protokoll 13.03.2017. 
69  Zeugin Dietze, Protokoll 13.03.2017, S. 4. 
70  Zeugin Dietze, Protokoll 13.03.2017, S. 13. 
71  Dem Zeugen Schlarb, Protokoll 13.03.2017. 
72  Zeugin Dietze, Protokoll 13.03.2017, S. 4, 9; Zeuge Schlarb, Protokoll 13.03.2017, S. 9, 20 f. 
73  Dazu der Zeuge Schlarb, Protokoll 13.03.2017, S. 21 f. 
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Die übrigen neun bis dahin begangenen Taten der Überfallserie wurden im No-

vember 2005 als gegen Unbekannt gerichtete Ermittlungen, so genannte UJs-

Sachen, von der Polizei in einer Kiste zusammen an die Staatsanwaltschaft Chem-

nitz und dort an den in einem allgemeinen Dezernat tätigen Zeugen Staatsanwalt 

Klaus Schlarb übergeben.74 Darunter befanden sich auch die zwei in Zwickau be-

gangenen und zuvor von der Staatsanwaltschaft Zwickau übernommene Taten.75 Da 

der Zeuge die Verfahren für UJs-Sachen aus verschiedenerlei Gründen als außer-

gewöhnlich empfand, kam er gemeinsam mit der Polizei überein, sie nicht, wie es bei 

UJs-Verfahren häufig geschieht und im vorliegenden Fall auch nicht zu beanstanden 

gewesen wäre, zumindest vorläufig einzustellen und die Akten „in den Keller“ ans 

Archiv abzugeben, sondern sie zwecks weiterer Ermittlungen sogleich wieder an die 

Polizei zurück zu geben.76 In der Folgezeit seien die Akten zwei- oder dreimal wieder 

zu ihm zurückgekommen, weil strafprozessuale Entscheidungen der Staatsanwalt-

schaft zu fällen waren, nämlich über eine Präsentation der Taten in der Fernsehsen-

dung „Aktenzeichen XY ... ungelöst“, eine von der Polizei vorgeschlagene Haus-

durchsuchung sowie eine Kontenprüfung.77 Einen Anlass, einen rechtsterroristischen 

Tathintergrund anzunehmen, habe es bis zum 04.11.2011 zu keiner Zeit gegeben,78 

und bis dahin sei auch zu keiner Zeit von mehr als zwei Tätern die Rede gewesen. 

Ebenso wenig seien bei der Staatsanwaltschaft Überlegungen angestellt worden, 

eine Sonderkommission etwa beim Landeskriminalamt Sachsen einzurichten. Das 

wäre Sache der Polizei und nicht der Staatsanwaltschaft gewesen.79 Die vom Lan-

deskriminalamt Sachsen erstellte Fallanalyse war dem Zeugen Schlarb nicht mehr 

erinnerlich80, und der Zusammenhang zum Überfall auf den Edeka-Markt in Chem-

nitz im Dezember 1998 wurde ihm erst nach dem November 2011 bekannt. 

Die Einordnung der betreffenden Verfahren als UJs-Sachen wurde von der 

Staatsanwaltschaft Chemnitz mit Billigung der Generalstaatsanwaltschaft auch nach 

dem Offenbarwerden der Mittäterschaft jedenfalls von Mundlos und Böhnhardt noch 

beibehalten. Wären sie als Js-Sachen, also als Verfahren gegen (jetzt) bekannte Tä-

ter fortgeführt worden, so wären sie einzustellen gewesen, da gegen Tote keine 

                                            
74  Zeuge Schlarb, Protokoll 13.03.2017, S. 3. 
75  Zeuge Schlarb, Protokoll 13.03.2017, S. 5. 
76  Zeuge Schlarb, Protokoll 13.03.2017, S. 3, 12, 18 f. 
77  Zeuge Schlarb, Protokoll 13.03.2017, S. 4, 11. 
78  Zeuge Schlarb, Protokoll 13.03.2017, S. 5, 11, 12, 17, 25. 
79  Zeuge Schlarb, Protokoll 13.03.2017, S. 6. 
80  Zeuge Schlarb, Protokoll 13.03.2017, S. 6. 
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Strafverfahren stattfinden.81 Durch die Beibehaltung der Einstufung als UJs-Sache 

konnte erreicht werden, dass die Verfahren als laufende Verfahren an das Bundes-

kriminalamt und den Generalbundesanwalt abgegeben werden konnten und man 

dort frei entscheiden konnte, ob, wie und gegen wen sie fortgeführt werden sollten.82 

Der Zeuge Schlarb hatte nach dem Offenbarwerden der Zusammenhänge der 

Raubtaten, zu denen er ermittelt hatte, in enger zeitlicher Abfolge mehrere Berichte 

an die Generalstaatsanwaltschaft Sachsen zu schreiben, und die entsprechenden 

Ermittlungsakten wurden noch im November 2011 einer Sonderprüfung durch zwei 

Staatsanwälte der Generalstaatsanwaltschaft unterzogen.83 In diesem Zusammen-

hang hat er auf Anraten seines Abteilungsleiters auch den damaligen Hauptermittler 

der Raubüberfälle, den vom 3. Untersuchungsausschuss der 5. Wahlperiode des 

Sächsischen Landtages am 19.10.2012 ausführlich vernommenen Mitarbeiter der 

Chemnitzer Polizeiinspektion Jens Merten, zu einem einen ganzen Tag dauernden 

Gespräch einbestellt.84 Die Generalstaatsanwaltschaft sah im Ergebnis der Sonder-

prüfung keine Gründe zur Beanstandung.85 

Außer noch einmal in die damals der Generalstaatsanwaltschaft übermittelten 

Berichte zu blicken, hat der Zeuge Schlarb zur Vorbereitung auf seine Aussage vor 

dem Untersuchungsausschuss das oben bereits erwähnte Gespräch mit seinem Be-

hördenleiter geführt, an dem auch die Zeugin Karin Dietze teilnahm. Auf das ihm bei 

diesem Gespräch unterbreitete Angebot, sich anzuschauen, was im Hause noch an 

Akten existiert, habe er erwidert, noch eigene Unterlagen zu haben, die er mitneh-

men werde.86 

c) Sächsisches Landesamt für Verfassungsschutz 

Am 10.09.1998 erhielt das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen durch das 

Landesamt für Verfassungsschutz Thüringen Kenntnis von der Meldung einer Quelle 

des Landesamtes für Verfassungsschutz Brandenburg. Darin hieß es unter anderem, 

eine der rechtsextremen Szene in Sachsen zugehörigen Person habe den Auftrag, 

für die drei Flüchtigen Waffen zu besorgen. Mit diesen Waffen plane das „Trio“ einen 

                                            
81  Zeuge Schlarb, Protokoll 13.03.2017, S. 14. 
82  Zeuge Schlarb, Protokoll 13.03.2017, S. 10. 
83  Zeuge Schlarb, Protokoll 13.03.2017, S. 7, 14, 16 24. 
84  Zeuge Schlarb, Protokoll 13.03.2017, S. 7, 13, 14, 16. 
85  Zeuge Schlarb, Protokoll 13.03.2017, S. 7 f.; Zeuge Wiegner, Protokoll 07.11.2016, S. 10 f. 
86  Zeuge Schlarb, Protokoll 13.03.2017, S. 7 ff., 21. 
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„weiteren Überfall“.87 Der Untersuchungsausschuss hat verschiedene Zeugen aus 

dem Bereich des sächsischen Verfassungsschutzes danach befragt, wie sie diese 

das Vorangehen weiterer Taten andeutende Formulierung verstanden haben. Er 

wollte wissen, ob sie ihnen Anlass war, der Frage nachzugehen, ob es schon davor 

von den dreien begangene Überfälle gegeben hat. Immerhin hat, wie man heute 

weiß, der den dreien zuzuschreibende Überfall auf den Edeka-Markt in Chemnitz 

schon Ende 1998 stattgefunden. Der dazu befragte Zeuge Boos, vormals Präsident 

des Landesamts für Verfassungsschutz Sachsen, hat angegeben, keine entspre-

chenden Überlegungen angestellt zu haben.88 Für den Zeugen Joachim Tüshaus, 

ebenfalls aus dem Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen, war die Formulierung 

mit der Grund dafür, darauf zu drängen, dass der quellenführende Verfassungs-

schutz des Landes Brandenburg die von ihm verweigerte Zustimmung zur Weiterga-

be der Meldung an die Polizei89 doch noch erteilt, damit die entsprechend ermitteln 

kann.90 Eine weitere Zeugin meinte auf entsprechende Frage, eine Information der 

Polizei sei nicht möglich gewesen, weil die Überfälle überall hätten sein können und 

nicht in Sachsen.91 

Eine weitere, dem Landesamt für Verfassungsschutz Thüringen vorliegende 

Meldung hätte ebenfalls als Hinweis darauf gedeutet werden können, dass das „Trio“ 

Beschaffungsstraftaten beging. So erfuhr das Landesamt für Verfassungsschutz Thü-

ringen im April 2001 von einer Quelle, dass Ralf Wohlleben eine ihm angebotene 

Geldspende für die drei abgelehnt habe mit der Begründung, sie benötigten kein 

Geld mehr, weil sie in der Zwischenzeit schon wieder so viele Aktionen gemacht hät-

ten, von denen der Geldgeber nichts wissen dürfe und solle. Diese Meldung wurde 

vom Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz aber wohl schon nicht an das eige-

ne Landeskriminalamt weitergegeben, geschweige denn erreichte sie sächsische 

Behörden92 oder das Bundesamt für Verfassungsschutz.93  

                                            
87  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 4; Zeuge Boos, 19.06.2017, S. 4; näher zu den Auswir-

kungen dieser Meldung unten unter 3. c) aa). 
88  Zeuge Boos, Protokoll 19.06.2017, S. 5 f. 
89  Dazu unten unter 3. c) aa). 
90  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 4; Zeuge Boos, Protokoll 19.06.2017, S. 4; Zeugin 

MA 95, Protokoll 18.10.2017, S. 4. 
91  Zeugin MA 95, Protokoll 18.10.2017, S. 23. 
92  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 7; Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 11; Gutachten 

zum Verhalten der Thüringer Behörden und Staatsanwaltschaften bei der Verfolgung des „Zwick-
auer Trios“ von Schäfer, Wache und Meiborg vom 12.05.2012 (Schäfer-Gutachten), S. 178, 194 f., 
197, 198 und öfter. 

93  Zeuge Fromm, Protokoll 30.01.2017, S. 8. 
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Zeugen, die der Ausschuss allgemein auf beim Landesamt für Verfassungs-

schutz Sachsen eventuell vorhandene Kenntnisse von den Raubüberfällen ansprach, 

antworteten: Da diese Taten bis zuletzt als allgemeine Raubtaten angesehen und 

nicht als Beschaffungstaten dem „Trio“ zugeordnet wurden, seien sie für den Verfas-

sungsschutz nicht von Interesse gewesen.94 Im Übrigen gaben alle Zeugen aus dem 

Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen, die entsprechend befragt wurden, an, 

bis zu den Ereignissen um den 04.11.2011 jedenfalls nicht gewusst zu haben, dass 

das „Trio“ für diese Taten verantwortlich ist.  

3. Das jahrelange Unerkanntbleiben des Aufenthalts der Terrorgruppe in Sachsen 

In Jena wurden in den Jahren 1996 und 1997 im Stadtgebiet einige Kofferbom-

ben gefunden, eine am 06.10.1996 im Ernst-Abbé-Stadion (deshalb „Stadionbom-

be“), eine am 02.09.1997 auf dem Theaterplatz („Theaterbombe“) und eine dritte am 

26.12.1997 auf dem Nordfriedhof („Friedhofsbombe“). Bei den daraufhin einsetzen-

den Ermittlungen gerieten verschiedene Personen aus dem rechten Spektrum in 

Verdacht, mit diesen Bomben in Verbindung zu stehen, darunter auch Beate 

Zschäpe, Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt. Nachdem die drei nach der im Zuge der 

Ermittlungen durchgeführten Garagendurchsuchung in Jena am 26.01.1998 „abge-

taucht“ waren, wurden sie von den Thüringer Behörden gesucht, und es ergingen am 

28.01.1998 Haftbefehle des Amtsgerichts Jena gegen sie.95 Vom Untertauchen und 

den ergangenen Haftbefehlen informierte Thüringen auf den üblichen polizeilichen 

Kommunikationswegen bundesweit, sodass diese Information grundsätzlich bundes-

weit bei allen Polizeidienststellen, also auch bei sächsischen, vorliegen konnte. 

Die Fahndung nach dem „Trio“ überließ man in Thüringen weitestgehend der 

Zielfahndungsabteilung des dortigen Landeskriminalamts. Aufgabe einer Zielfahn-

dungsabteilung ist es, aktiv nach den zur Fahndung ausgeschriebenen Personen zu 

suchen, und zwar nicht nur im eigenen Land, sondern bundesweit. Das heißt, auch 

Suchaktionen der Zielfahndungsabteilung eines Landeskriminalamts außerhalb des 

eigenen Bundeslandes erfolgen dort in eigener Regie und Verantwortung dieses 

Landeskriminalamts. Soweit man dabei die Hilfe von Behörden des betreffenden 

Bundeslandes benötigt, wird diese Hilfe im Wege der Amtshilfe erbracht. Die im kon-
                                            
94  Zeugin MA 14, Protokoll 18.10.2017, S. 11; siehe auch Zeuge MA 59, Protokoll 16.10.2017, S. 34; 

Zeuge MA 95, 18.10.2017, S. 12. 
95  Dazu ausführlich der Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deutschen Bundestages, 

BT-Drucks. 17/14600, S. 115 ff.; im hiesigen Untersuchungsausschuss gab auch der Zeuge Dress-
ler, Protokoll 20.10.2017, S. 3 f. Einblick in diese Ereignisse und Ermittlungen. 
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kreten Fall diskutierte und auch im hiesigen Ausschuss96 gelegentlich zur Sprache 

gekommene Problematik, ob überhaupt ein wirksamer Zielfahndungsantrag an das 

Landeskriminalamt Thüringen vorlag97 und es sich um eine Zielfahndung im eigentli-

chen Sinne handelte oder nicht, betrifft allein Thüringer Interna. Sie ist für die dem 

Ausschuss ausschließlich obliegende Bewertung des Vorgangs aus sächsischer 

Sicht nicht von Bedeutung. Für die hiesige Betrachtung ist allein maßgeblich, dass 

die Abteilung Zielfahndung des Landeskriminalamts Thüringen zulässiger Weise 

bundesweit nach dem „Trio“ fahndete und deshalb von Behörden außerhalb Thürin-

gens Amtshilfe in Anspruch nehmen konnte.  

Angesichts dieser Konstellation bestand für sächsische Behörden in dieser Sa-

che jedenfalls keine eigene Fahndungszuständigkeit, also keine Verpflichtung, selbst 

gezielt und aktiv nach den dreien zu suchen. Wohl aber wäre man verpflichtet gewe-

sen, aufgrund der vorliegenden Informationen zuzugreifen, wenn eine der unterge-

tauchten Personen in Sachsen angetroffen worden wäre. Außerdem bestand die 

Pflicht, diese Hilfe zu leisten, falls Thüringen um Amtshilfe bei seiner Fahndung bat. 

Solche Ersuchen hat es seitens Thüringens in der Tat auch mehrfach gegeben. Sie 

sind in der Mehrzahl an das sächsische Landesamt für Verfassungsschutz und nur 

zum geringen Teil an das Landeskriminalamt Sachsen gegangen. Amtshilfeersuchen 

an nachgeordnete Polizeidienststellen in Sachsen spielten allenfalls am Rande eine 

Rolle und sind dem Ausschuss bei den von ihm durchgeführten Zeugenvernehmun-

gen nur vereinzelt bekannt geworden. Überlegungen, den Fall überhaupt an Sachsen 

abzugeben, gab es allerdings zu keiner Zeit.98 Im Übrigen war die Zusammenarbeit 

des Thüringer Landeskriminalamts mit sächsischen Behörden keine kontinuierliche. 

Vielmehr erfolgte sie bei entsprechenden Hinweisen wiederkehrend und anlassbezo-

gen und endete dann auch immer wieder, bis es einen neuen Anlass gab.99 

Die Fahndungsmaßnahmen des Landeskriminalamts Thüringen und dement-

sprechend auch seine an sächsische Behörden gerichteten Bitten um Hilfe bei der 

Fahndung konzentrierten sich auf die Jahre 1999 bis 2001 und ebbten danach ab.100 

                                            
96  Etwa Zeuge Dressler, Protokoll 20.10.2017, S. 8; Zeugin Kathrin Zinserling (ehemals Lange), Pro-

tokoll 29.01.2018, S. 7; Zeuge Jan-Erik Kämmerer, Protokoll 12.03.2018, S. 12 f.; Zeuge Georg 
Schirrmacher, Protokoll 29.01.2018, S. 3, 8. 

97  Dazu etwa Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deutschen Bundestages, BT-
Drucks. 17/14600, S. 317 ff. 

98  Zeuge Dressler, Protokoll 20.10.2017, S. 8; Zeuge Kämmerer, Protokoll 18.05.2018, S. 12.  
99  Zeuge Dressler, Protokoll 20.10.2017, S. 16.  
100  Zeuge Schirrmacher, Protokoll 29.01.2018, S. 3 f.; Zeuge Dressler, Protokoll 20.10.2017, S. 4; 

Zeuge Kämmerer, 18.05.2018, S. 8.  
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Ein gewichtiger Grund dafür war sicherlich, dass hinsichtlich der Taten, wegen derer 

nach den dreien gefahndet wurde, im Jahre 2003 Verfolgungsverjährung einzutreten 

drohte, weshalb man zuletzt Anfang 2002 den Zeugen Friedhelm Kleimann daran 

setzte, anhand der vorhandenen Akten noch einmal konzentriert nach dem „Trio“ zu 

suchen.101 Die von den durch den Ausschuss vernommenen Zeugen angeführten 

weiteren möglichen Gründe für die nachlassenden Bemühungen der Abteilung Ziel-

fahndung des Landeskriminalamts Thüringen bei der Fahndung nach dem „Trio“ sind 

als rein thüringeninterne einzustufen und haben den hiesigen Untersuchungsaus-

schuss deshalb nur am Rande zu interessieren. So sagten einige Zeugen aus, es 

habe in Thüringen keine kontinuierliche Fahndung gegeben und man sei immer nur 

hin und wieder tätig geworden, wenn es dazu Anlass gab.102 Außerdem wurde ange-

deutet, die Abteilung Zielfahndung des Landeskriminalamts Thüringens sei mit gera-

de einmal vier oder fünf Personen besetzt für eine dauerhaft anhaltende Fahndung 

personell nicht genügend ausgestattet gewesen.103 Deshalb habe man sich seitens 

des Landeskriminalamts Thüringen auch mit der Bitte um Unterstützung bei anste-

henden Observationen an das dortige Landesamt für Verfassungsschutz gewandt.104 

Schließlich erklärte ein Zeuge angesichts des Umstands, dass man nach damaligem 

Kenntnisstand noch nichts von der Verantwortlichkeit der drei auch für die bundes-

weite Mordserie und die Serie von Überfällen auf Sparkassen und Postämter wusste, 

unumwunden: 

„Man muss sich immer vor Augen halten – das ist auch das, was immer bei der 
Einordnung berücksichtigt werden muss –: Wir reden davon, dass wir hier drei 
USBVs gefunden hatten, mit Hakenkreuzen drauf, mit Sicherheit rechtsradikale 
Sachverhalte, bei denen – das sage ich jetzt – für die Außenwelt nichts weiter 
passiert ist. Das muss man einfach so sagen.“105 

Der Untersuchungsausschuss hat Zeuginnen und Zeugen immer wieder danach 

gefragt, wann und wie überhaupt die Vermutung aufkam, die drei könnten sich in 

Sachsen aufhalten und deshalb Fahndungsmaßnahmen in Sachsen initiiert wurden. 

Je nach den Bereichen, aus denen die Befragten stammten, erhielt er Antworten un-

terschiedlicher Aussagekraft: 

                                            
101  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017; zu dessen Aktivitäten in Sachsen näher unten unter a). 
102  Zeuge Schirrmacher, Protokoll 29.01.2018, S. 4. 
103  Zeuge Dressler, Protokoll 20.10.2017, S. 10 f.; siehe auch Zeuge Kämmerer, Protokoll 12.03.2018, 

S. 6, Protokoll 18.05.2018, S. 8. 
104  Zeuge Dressler, Protokoll 20.10.2017, S. 10 f.  
105  Zeuge Dressler, Protokoll 20.10.2017, S. 23.  
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Aus den regionalen Polizeibehörden stammende Zeuginnen und Zeugen zeigten 

sich entweder überhaupt ahnungslos und wussten nichts zu sagen, oder sie antwor-

teten eher vage und spekulativ. Der Zeuge Kleimann, seinerzeit beim Landeskrimi-

nalamt Thüringen, will die Vermutung aus den ihm zur Auswertung übergebenen 

Zielfahndungsakten der Zielfahndungsabteilung des Landeskriminalamts Thüringen 

gewonnen haben, in denen sich alles auf Chemnitz konzentriert habe; er habe diese 

Vermutung den sächsischen Behörden auch mitgeteilt.106 Der Zeuge Jürgen Dressler 

„weiß nicht, ob das mit Anrufen ging, über die man von einer Telefonzelle hier in 

Sachsen gekommen ist“.107 Andere Zeugen führen die Vermutung auf eine Video-

aufnahme zurück, die bei einer Observation am 06.05.2000 vor der Bernhardstraße 

11 in Chemnitz entstanden ist.108 Sie zeigt zwei männliche Personen. Eine davon sei 

Kai Seidel gewesen. Bei der anderen habe es sich einem Auswertungsgutachten des 

Bundeskriminalamts zufolge mit Wahrscheinlichkeit um Uwe Böhnhardt gehandelt.109 

Genauere Angaben darüber, warum die drei in Sachsen vermutet wurden, konn-

te der Untersuchungsausschuss dagegen von Mitarbeitern der beteiligten Landes-

kriminalämter und Landesämter für Verfassungsschutz erlangen. So setzte das Lan-

desamt für Verfassungsschutz Thüringen das Landesamt für Verfassungsschutz 

Sachsen in der zweiten Hälfte Februar 1998 über eine von ihm gewonnene Quellen-

meldung in Kenntnis, dass das Auto eines Rechtsextremisten, mit dem die drei wohl 

auf der Flucht unterwegs gewesen seien, aus Dresden abgeschleppt werden musste. 

Deshalb – und weil Mundlos über viele Szenekontakte nach Dresden verfügte – habe 

die Quelle vermutet, dass sich die drei Gesuchten im Raum Dresden aufhielten oder 

zumindest aufgehalten hätten.110 Weiterhin wurde dem Ausschuss berichtet, durch 

eine Telekommunikationsüberwachung des Landeskriminalamts Thüringen sei fest-

gestellt worden, dass Rechtsextremisten aus Chemnitz 1998 telefonisch Unterstüt-

zern des „Trios“ Nachrichten hinterlassen hätten. Diese hätten Anweisungen für 

Treffs und für die Beschaffung von Geld und Kleidung etc. zugunsten der Flüchtigen 

beinhaltet. Deshalb sei anzunehmen, dass die Flüchtigen sich in Sachsen aufhiel-

ten.111 Außerdem ist heute bekannt, dass es dem Landesamt für Verfassungsschutz 

                                            
106  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 5. 
107  Zeuge Dressler, Protokoll 20.10.2017, S. 8.  
108  Zeuge Czanderle, Protokoll 25.09.2017, S. 4; Zeuge Kämmerer, Protokoll 12.03.2018, S. 16, Pro-

tokoll 18.05.2018, S. 4, 7 f. 
109 Zeuge Kämmerer, Protokoll 12.03.2018, S. 19, Protokoll 18.05.2018, S. 4. 
110  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 4; siehe auch Zeuge Wießner, Protokoll 13.11.2017, 

S. 17. 
111  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 4. 
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in Thüringen gelungen war, Kenntnis von einem Telefonat zu erlangen, das Uwe 

Böhnhardt im Frühjahr 1999 von einer Telefonzelle in Chemnitz geführt hatte.112 

Darüber hinaus war die Vermutung Inhalt des auf eine im November 1998 ergange-

nen Bitte des Bundesamts für Verfassungsschutz hin erstellten vorläufigen Ab-

schlussberichts des Landesamts für Verfassungsschutz Thüringen vom 15.06.1999, 

der an die anderen Verfassungsschutzbehörden, also auch das sächsische Landes-

amt für Verfassungsschutz, weitergegeben wurde. Darin heißt es, dass sich im Früh-

jahr 1999 Erkenntnisse verdichtet hätten, nach denen sich die Gesuchten in Chem-

nitz aufhielten. Mittlerweile lägen aber eindeutige Hinweise darauf vor, dass das 

„Trio“ nunmehr im nördlichen Bereich der Bundesrepublik untergebracht werden sol-

le.“113 

Aufgrund dieser Anfangsvermutung über den Aufenthalt des „Trios“ in Sachsen 

gab es in der Folgezeit eine ganze Reihe von Bemühungen, das „Trio“ dort zu finden. 

An diesen Bemühungen haben sich drei Behörden bzw. Behördenebenen Sachsens 

mehr oder weniger aktiv beteiligt. Nachgeordnete Polizeidienststellen waren allenfalls 

peripher befasst (dazu nachfolgend unter a), das Landeskriminalamt Sachsen war es 

gelegentlich (dazu nachfolgend unter b) und das sächsische Landesamt für Verfas-

sungsschutz war es zu Zeiten sogar intensiv. Im Jahre 2000 ergriff es in Abstimmung 

mit der Abteilung Zielfahndung des Landeskriminalamts Thüringen eine eigene Reihe 

von Maßnahmen, die unter dem Namen „Terzett 1 bis 12“ zusammengefasst wer-

den114 (dazu nachfolgend unter c). Die Frage, ob sächsischen Behörden dabei Feh-

ler oder Versäumnisse anzulasten sind, ist deshalb nach diesen drei beteiligten Be-

hörden bzw. Behördenebenen Sachsens getrennt zu stellen und zu beantworten. 

Jeweils kommt es zunächst darauf an, was die betreffende Behörde überhaupt getan 

hat, und sodann, ob sie damit den an sie gestellten Anforderungen genügte. Dem-

entsprechend hat der Untersuchungsausschuss Zeuginnen/Zeugen nicht nur danach 

gefragt, was seitens der betreffenden Behörde getan wurde. Vielmehr wollte er bei 

Gelegenheit von einer Zeugin/einem Zeugen auch wissen, ob das, was getan wurde, 

den Erwartungen entsprach. Beides wird im Folgenden, sofern dazu Ergebnisse vor-

liegen, im Zusammenhang dargestellt.  

                                            
112 Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 3; Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 8, 12; Zeuge 

Wießner, Protokoll 13.11.2017, S. 5, 7, 14; Zeuge Boos, 19.06.2017, S. 11.  
113  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 3; Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 8; Zeuge Boos, 

19.06.2017, S. 14 f. 
114  Dazu ausführlich der Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deutschen Bundestages, 

BT-Drucks. 17/14600, S. 337 ff. 
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a) Regionale Polizeidienststellen 

Dazu, ob und dass regionale Dienststellen der sächsischen Polizei bei der Suche 

nach dem „Trio“ in Sachsen eine nennenswerte Rolle gespielt haben, hat der Unter-

suchungsausschuss bei den Zeugenvernehmungen kaum Erkenntnisse gewinnen 

können. Nicht wenige Zeugen aus diesen Dienststellen gaben von vornherein an, 

von den dreien und ihrem Untertauchen überhaupt erst nach dem 04.11.2011 und 

nicht schon früher gehört zu haben,115 und dies, obwohl sie bereits Ende 1998 bun-

desweit zur Fahndung ausgeschrieben worden waren und es bis dahin bereits ver-

schiedene öffentliche Fahndungsaufrufe gegeben hatte. Geschweige denn will je-

mand geahnt oder gar gewusst haben, dass sie sich in Sachsen aufhalten.  

Der zur Fahndung nach den dreien angehörte, damals im Dezernat Staatsschutz 

in der Kriminalpolizeiinspektion der Polizeidirektion Chemnitz tätige Zeuge Heiko 

Schmiedel konnte zwar von seinen Wahrnehmungen über die rechte Szene in Sach-

sen berichten und insoweit auch diesen oder jenen Namen nennen. Die drei selbst 

waren aber auch ihm unbekannt.116  

Der Zeuge Horst Kretzschmar117, seinerzeit Kommandoführer beim in Leipzig 

stationierten Spezialeinsatzkommando Sachsen, wäre mit seinem Kommando bei 

einer von der Zielfahndungsabteilung des Landeskriminalamts Thüringen mit Amtshil-

fe des Landeskriminalamts Sachsen am 07. und 08.05.2000 in Chemnitz durchge-

führten Observation (dazu näher nachfolgend unter b) innerhalb von einer Stunde 

zum Einsatzort gekommen, wenn das erforderlich gewesen wäre. Bei dieser Obser-

vation ging es unter anderem um das Auffinden der drei Untergetauchten. Zu einem 

Einsatz des sächsischen Spezialeinsatzkommandos ist es aber nicht gekommen, 

weil keiner der drei aufgefunden wurde. Die an ihn gerichtete Verfügbarkeitsanfrage 

des Zeugen Lutz Heckel, Mitarbeiter des damaligen Dezernats 523 des sächsischen 

Landeskriminalamts, vom 03.05.2000118 betreffend ist dem Zeugen Kretzschmar we-

der in Erinnerung, wem die Observierung galt, noch in welchem Zusammenhang sie 

erfolgen sollte. Deshalb beschränkte sich seine Aussage auf die allgemeine Schilde-

                                            
115  Zeuge Otto, Protokoll 07.04.2017, S. 18 f.; Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 9; Zeuge Schei-

be, Protokoll 28.05.2018, S. 18; Zeuge Schmiedel, Protokoll 28.05.2018, S. 3, 6, 10; Zeuge Kretz-
schmar, 12.03.2018, S. 5. Der Zeuge Heckel aus dem Landeskriminalamt Sachsen gab an, erst 
am 02.05.2000 von den dreien erfahren zu haben, vgl. Zeuge Heckel, Protokoll 25.10.2017, S. 9, 
12 f.  

116  Zeuge Schmiedel, Protokoll 28.05.2018, S. 6, 10. 
117  Vom Ausschuss vernommen am 12.03.2018. 
118  Zeuge Heckel, Protokoll 25.09.2017, S. 4.  
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rung des Ablaufs der Anforderung und eines Einsatzes des Spezialeinsatzkomman-

dos. 

Zu einem ähnlichen Einsatz – dieses Mal des Mobilen Einsatzkommandos 

Chemnitz – hätte es kommen können, wenn einer der Gesuchten bei einer von der 

Zielfahndungsabteilung des Landeskriminalamts Thüringen unter Mithilfe (allein) des 

Landesamts für Verfassungsschutz Sachsen (und dieses Mal nicht auch des sächsi-

schen Landeskriminalamts) um den Monatswechsel September/Oktober 2000 aufge-

funden worden wäre. Dazu kam es aber nicht. Die Erreichbarkeit des Mobilen Ein-

satzkommandos war sichergestellt.119 

Eine weitere, ergebnislos verlaufene Episode, an der regionale sächsische Poli-

zeibehörden beteiligt waren, ereignete sich am 23.07.2002 in Chemnitz. Der Zeuge 

Kleimann war angesichts der im Jahre 2003 drohenden Verjährung der betreffenden 

Taten im Landeskriminalamt Thüringen Anfang des Jahres 2002 mit einer Auswer-

tung der dortigen, mittlerweile auf etwa sieben Leitz-Ordner angewachsenen Akten 

über die Fahndung nach dem „Trio“ beauftragt worden und sollte erforderlichenfalls 

weitere Ermittlungsmaßnahmen vornehmen.120 Gleich nach Erteilung des Auftrags ist 

er zusammen mit seiner Dezernatsleiterin und dem Zeugen Dressler schon im Feb-

ruar 2002121 in die Zentrale des sächsischen Landeskriminalamts in Dresden gefah-

ren. Dort habe man ihn auf die Außenstelle in Chemnitz verwiesen.122 In der Folge-

zeit sei er, wie er schätzt, drei-, vier- oder fünfmal zu Ermittlungen in Chemnitz gewe-

sen und habe gelegentlich auch die Unterstützung der dortigen Kollegen in Anspruch 

genommen.123  

Am 23.07.2002 hatte der Zeuge Kleimann sich wieder einmal alleine nach 

Chemnitz begeben, um den vermeintlichen Onkel der Beate Zschäpe aufzusu-

chen,124 allerdings ergebnislos. Der Aufgesuchte wurde nicht angetroffen. Außerdem 

hatte er, wie sich später herausstellte, mit Beate Zschäpe nichts zu tun und war ins-

besondere nicht ihr Onkel.125 Anschließend fuhr der Zeuge in das Einkaufszentrum 

„Sachsen-Allee“, um dort bei „Saturn“ nach einem stärkeren Akku für sein privates 

                                            
119  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 10. 
120  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 3, 13. 
121  Diesen Termin nannte der Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 5 zuletzt. 
122  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 3, 4, 5. Der Zeuge Dressler konnte sich an dieses Tref-

fen allerdings nicht erinnern und gab an, nur einmal in Sachsen gewesen zu sein, und zwar in 
Chemnitz, Protokoll 20.10.2017, S. 5, 18. 

123  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 5, 26. 
124  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 9. 
125  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 15, 26, 36. 
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Handy zu suchen. In einem Café in dem Einkaufszentrum glaubte er, Uwe Böhnhardt 

und Beate Zschäpe zu sehen. Da er die Kollegen von der Kriminalpolizei in Chemnitz 

nicht erreichen konnte, wandte er sich mit der Bitte um Hilfe an die Zentrale der Poli-

zeidirektion Chemnitz, die dann auch einen Wagen mit zwei Polizisten und einer Po-

lizistin entsandte. Zusammen mit ihnen ging er zu den nach wie vor im Café sitzen-

den beiden Personen, begrüßte die daraufhin erstaunt Blickenden mit den Worten 

„Guten Tag, Frau Zschäpe! Guten Tag, Herr Böhnhardt!“, ließ sich ihre Ausweise 

geben und man nahm sie zur erkennungsdienstlichen Überprüfung mit zur Dienstelle 

in Chemnitz. Eine Rückfrage beim Bundeskriminalamt ergab dann aber nach zwei-

einhalb Stunden, dass es sich nicht um Zschäpe sowie Böhnhardt oder Mundlos 

handelte.126  

Der Zeuge Kleimann fühlte sich durch dieses Ergebnis aber nicht beruhigt. Viel-

mehr sann er im März 2002 über die Möglichkeit nach, dass den beiden vielleicht 

eine neue Identität verschafft worden sei, und machte dies auch aktenkundig.127 

Auch vor dem Untersuchungsausschuss schien er diese Möglichkeit zunächst noch 

nicht auszuschließen.128 Erst auf wiederholtes intensives Befragen, worauf seine 

Zweifel sich denn gegründet hätten, erklärte er zuletzt, sie am Ende nicht mehr ge-

habt zu haben.129 

Auf die Frage, ob ihm angesichts zweier in den Thüringer Zielfahndungsakten 

enthaltener Fernschreiben zwei 1998 oder 1999 in Sachsen begangene Banküberfäl-

le betreffend der Gedanke eines möglichen Zusammenhangs mit Mundlos und 

Böhnhardt gekommen sei und er diesen Gedanken den sächsischen Partnern mitge-

teilt habe, gab der allerdings insgesamt ohnehin eher unpräzise antwortende Zeuge 

Kleimann eine widersprüchliche Antwort.130 Keine klare Antwort konnte er auch auf 

die Frage geben, ob der Umstand, dass die Federführung für die Fahndung nach den 

drei Personen beim Land Thüringen verblieb, bedeutete, dass sächsische Behörden 

nicht gehalten oder verpflichtet waren, von selbst tätig zu werden.131  

Die ihm gleich mehrfach so oder ähnlich gestellte Frage, wie die Beamten der 

sächsischen Behörden auf seine Hilfsanliegen reagiert hätten,132 wie intensiv sie ihn 

                                            
126  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 9 f., 20. 
127  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 10 ff. 
128  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 12, 20, 30, 31. 
129  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 32. 
130  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 7, 28, 29. 
131  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 28 f. 
132  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 4. 
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unterstützt hätten und ob sie alles in ihrer Macht Stehende taten,133 beantwortete der 

Zeuge Kleimann uneinheitlich. Mehrfach wies er in diesem Zusammenhang darauf 

hin, die Chemnitzer Kollegen hätten ihm erklärt, viel im Erzgebirge zu tun zu ha-

ben.134 Konkret darauf angesprochen, ob sie unter diesen Umständen die von ihm 

erwartete Hilfe denn überhaupt hätten leisten können, äußerte er: „Ich denke schon, 

dass die Leistung gebracht worden wäre.“135 Ein anderes Mal antwortete er mit den 

Worten: „Also wenn ich eine Anfrage stellte, wurde die bearbeitet,“136 ein weiteres 

Mal mit: „Ich kann da jetzt keine Klagen oder keine großen Lobe erwirtschaften. Was 

ich gemeint habe, wurde getan, auch selbst mal einen Vermerk schreiben oder eine 

Überprüfung zu machen. Das wurde erfüllt. Ansonsten kann ich nichts Auffälliges 

sagen.“137  

Eine Einschätzung zur Mitwirkungsbereitschaft sächsischer Behörden erhoffte 

sich der Untersuchungsausschuss auch vom Zeugen Dressler, seinerzeit Leiter der 

Einsatzgruppe „Tex“ beim Landeskriminalamt Thüringen. Er wurde zunächst gefragt, 

ob sächsische Behörden bei der Fahndung nach den dreien auch unaufgefordert tä-

tig geworden seien, ohne auf eine Anforderung aus dem fahndungsführenden Thü-

ringen zu warten, oder ob eine solche Erwartung nicht bestand. Der Zeuge antworte-

te wörtlich wie folgt: 

„Wir sind – da braucht man nicht drüber reden – davon ausgegangen: Wenn da 
Informationen vorliegen, die einen Bezug zu diesen Fahndungsmaßnahmen darstel-
len – – Weil, die waren bekannt. Es gibt jährliche Treffen der Staatsschutzdienststel-
len auf Bundesebene, wie es auch auf Landesebene so etwas gibt. Da werden diese 
Thematiken besprochen. Also, das war definitiv bekannt. Und wir sind auch davon 
ausgegangen: Wenn es da Erkenntnisse gibt, werden wir informiert.  

Das ist eine ganz normale Sache. Es betrifft eigentlich auch alle Straftaten. Wenn 
wir andere Täter suchen, dann wird man informiert. Das ist sozusagen eine Selbst-
verständlichkeit der polizeilichen Arbeit.“138 

Nach dieser Antwort fasste die Fragende noch einmal wie folgt nach: 

„Na ja, dann frage ich andersrum. Wir versuchen hier immer herauszufinden – – 
Weil die sächsischen Behörden, die verschiedenen Dienststellen uns immer gesagt 
haben: ‚Auf Anforderung von Thüringen sind wir tätig geworden‘, aber jede Frage: 
‚Was haben Sie darüber hinaus gemacht, ohne dass es angefordert worden ist?‘, 
eher im Dunkeln blieb. Ich versuche jetzt herauszufinden: Wäre es üblich – als nur 

                                            
133  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 5. 
134  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 5, 19, 34. 
135  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 34. 
136  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 5. 
137  Zeuge Kleimann, Protokoll 13.11.2017, S. 39. 
138  Zeuge Dressler, Protokoll 20.10.2017, S. 17.  
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mitwirkende und nicht fahndungsführende Behörde –, aus eigenem Antrieb Nachfor-
schungen anzustellen? Oder ist es üblich, dass man wirklich immer nur wartet, bis 
die fahndungsführende Behörde fragt?“139 

Jetzt lautete die Antwort des Zeugen Dressler wörtlich: 

„Man muss hier, denke ich, unterscheiden. Eine reine Information, die ich erfahre 
und die sozusagen einem anderen Bundesland zugutekommt – – dann gebe ich die 
natürlich hin. Wenn diese Information auch beinhaltet, dass sie für mich persönlich – 
oder: für mich als Land – von Interesse ist, weil ich hier eine Struktur wahrnehme, die 
da möglicherweise ist, dann wird man sich sicher in dem Fall darum kümmern. 

Sofern es sozusagen in eine andere Richtung geht – – Das ist aber schwer zu 
trennen sozusagen, ja, weil das Problem – – Wenn ich hier eine Struktur wahrneh-
men, die – – Nehmen wir mal den CD-Handel als Beispiel. Die betrifft ja dann auch 
andere Bundesländer. Und wenn ich jetzt eine Anfrage kriege, von mir aus aus Bre-
men, und die sagen: ‚Wir haben von euch hier so eine Sendung festgestellt, die wird 
da und da vertrieben, über den und den Vertriebsweg‘, dann ist es eigentlich eine 
Selbstverständlichkeit, dass man sich dann aus Eigeninteresse daran auch darüber 
hinaus noch darum kümmert, sicher die Anfrage bearbeitet und dann mal guckt: Ist 
das noch mehr? 

Auf der anderen Seite brauche ich, denke ich, kein Geheimnis daraus zu ma-
chen, dass alle hier, alle Polizeien, am Limit laufen und genügend aktuelle Fälle ha-
ben. Da kann man nicht ausschließen – das möchte ich jetzt nicht auf Sachsen be-
ziehen, sondern allgemein –, dass man sagt: Okay, wir haben mit den laufenden 
Problemen so viel, dass wir gar nicht wissen – – Ist leider so.“140 

b) Landeskriminalamt Sachsen 

Während der Untersuchungsausschuss keine nennenswerten Aktivitäten der re-

gionalen Polizeidienststellen Sachsens bei der Suche nach dem „Trio“ feststellen 

konnte, war dies beim sächsischen Landeskriminalamt anders. Es war mehrfach in 

die Suche nach dem „Trio“ eingebunden. Seine Aktivitäten gingen im Wesentlichen 

auf Anstöße aus Thüringen zurück. Diese Anstöße kamen in der Regel aus der Ab-

teilung Zielfahndung des dortigen Landeskriminalamts und wurden vom Landeskri-

minalamt Sachsen im Wege der Amtshilfe erledigt.141 Der Ausschuss ist außerdem 

der Frage nachgegangen, ob das Landeskriminalamt Sachsen bei der Suche nach 

den dreien außerhalb der bloßen Erfüllung von Amtshilfepflichten oder darüber hin-

aus auch eigene Initiativen entwickelt hat. Dazu hat er aber keine Erkenntnisse ge-

winnen können. Ob solche eigenen Initiativen von ihm überhaupt zu erwarten waren 

bzw. von Thüringer Seite erwartet wurden, wurde bereits oben unter a) erörtert. 

                                            
139 Vgl. Zeuge Dressler, Protokoll 20.10.2017, S. 17 f.  
140  Zeuge Dressler, Protokoll 20.10.2017, S. 18.  
141  Dazu nachfolgend unter aa) – cc).  
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aa) Observierungsmaßnahme am 07. und 08.05.2000 in Chemnitz (aus der Sicht des 
Landeskriminalamts Sachsen) 

Im Frühjahr 2000 wurde das Landeskriminalamt Sachsen von der Abteilung Ziel-

fahndung des Landeskriminalamts Thüringen um Amtshilfe bei einer für den 07. und 

08.05.2000 in Chemnitz geplanten Observationsmaßnahme gebeten, die in die für 

den 07.05.2000 vorgesehene Fernsehsendung „Kripo live“ einbezogen werden soll-

te.142 Die Observation sollte unter anderem dem Auffinden von Böhnhardt, Mundlos 

und Zschäpe dienen. An ihr nahmen insgesamt fünf „Trupps“ teil, davon einer des 

Landesamts für Verfassungsschutz Thüringen, drei des Landesamts für Verfas-

sungsschutz Sachsen und einer des damaligen Dezernats 523 des sächsischen 

Landeskriminalamts. Letzteres war für den Fall beteiligt, dass polizeiliche Exekutiv-

maßnahmen, insbesondere ein Personenzugriff möglich und erforderlich geworden 

wären, zu deren Vornahme ein Verfassungsschutzamt nicht befugt gewesen wäre.143 

Die Leitung des Einsatzes lag beim Verantwortlichen der Abteilung Zielfahndung im 

Landeskriminalamt Thüringen, dem schon vom 3. Untersuchungsausschuss der 5. 

Wahlperiode des Sächsischen Landtages als Zeuge gehörten Sven Wunderlich.144 

Wäre einer der Gesuchten aufgefunden worden und ein Zugriff möglich geworden, 

hätte, wenn dafür die Kräfte und Ausstattung des Dezernats 523 des Landeskrimi-

nalamts Sachsen nicht ausgereicht hätten, nötigenfalls innerhalb von einer Stunde 

das Spezialeinsatzkommando aus Leipzig anrücken können (dazu bereits oben unter 

a). Das wäre der Fall gewesen, wenn der Zugriff in einer Wohnung hätte stattfinden 

müssen.145 Das Kommando schon von Beginn vor Ort sein zu lassen, wurde zwar 

diskutiert, aber davon abgesehen, weil es leicht hätte sein können, dass es anderen-

orts in Sachsen dringender benötigt wird.146 Sein Einsatz wurde am Ende ja auch 

entbehrlich, weil keiner der Gesuchten aufgefunden wurde und die Observation in 

den frühen Morgenstunden des 08.05.2000 abgebrochen wurde. 

bb) Obervierungsmaßnahmen um den Monatswechsel September/Oktober 2000 

An den durch die Zielfahndungsabteilung des Landeskriminalamts Thüringen um 

den Monatswechsel September/Oktober 2000 herum durchgeführten Observationen 

                                            
142  Zeuge Heckel, Protokoll 25.09.2017, S. 4.  
143  Zeuge Heckel, Protokoll 25.09.2017, S. 5, 8; siehe auch Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 5; 

Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 9.  
144  Zeuge Heckel, Protokoll 25.09.2017, S. 17.  
145  Zeuge Heckel, Protokoll 25.09.2017, S. 8 f.  
146  Zeuge Heckel, Protokoll 25.09.2017, S. 11.  
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war sächsischerseits nur das Landesamt für Verfassungsschutz,147 nicht aber das 

Landeskriminalamt Sachsen beteiligt. Die Erreichbarkeit des Mobilen Einsatzkom-

mandos Chemnitz war zwar sichergestellt. Es kam aber nicht zum Einsatz,148 da die 

Observation ergebnislos verlief.149 

cc) Maßnahme am 23.10.2000 in Chemnitz (aus der Sicht des Landeskriminalamts 
Sachsen) 

Von einer weiteren von der Abteilung Zielfahndung des Landeskriminalamts Thü-

ringen unter Amtshilfe des Landeskriminalamts Sachsen durchgeführten Maßnahme, 

die am 23.10.2000 ebenfalls in Chemnitz stattfand, berichtete ausführlich der Zeuge 

Bernd Czanderle, Mitarbeiter der Zielfahndung des Landeskriminalamts Sachsen.150 

Sie diente dem Auffinden von Beate Zschäpe und Uwe Böhnhardt und war zunächst 

als bloße Observation geplant. Die Vermutung, beide könnten sich in Chemnitz auf-

halten, beruhte auf der bereits erwähnten, am 06.05.2000 erstellten Videoaufnahme, 

die einem Auswertungsgutachten des Bundeskriminalamts zufolge neben Kai Seidel 

auch Uwe Böhnhardt zeigen sollte. Außerdem wurden auf im Zeitraum vom 29.09. 

bis zum 01.10.2000 gemachten Videoaufzeichnungen an dieser Adresse eine weibli-

che und eine männliche Person festgestellt, bei denen es sich angesichts gewisser 

Ähnlichkeiten aus damaliger Sicht um Beate Zschäpe und Uwe Böhnhardt hätte 

handeln können.151 Allerdings differieren die Zeugenaussagen über die Feststellun-

gen, die später das Bundeskriminalamt in seinem dazu erstatteten Gutachten mach-

te. Während der Zeuge Czanderle aussagte, das Bundeskriminalamt hätte dies mit 

an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit bestätigt,152 bekundeten die Zeugen 

Volker Lange und Tüshaus, die Überprüfung habe ergeben, dass es sich mit großer 

Wahrscheinlich nicht um die Gesuchten gehandelt habe.153 Bei der Bernhardstraße 

11 handelte es sich um die Wohnung der Freundin des Kai Seidel, der Mandy Struck.  

Zu vier Beamten aus der Zielfahndungsabteilung des Landeskriminalamts Thü-

ringen unter der Führung von Herrn Wunderlich und zwei Amtshilfe leistenden Ziel-

                                            
147  Dazu unten unter c) dd) (2.).  
148  Dazu bereits oben unter a).  
149  Dazu unten unter c) dd) (2.).  
150  Zeuge Czanderle, Protokoll 25.09.2017; siehe auch Zeuge Kämmerer, Protokoll 12.03.2018, S. 5, 

Protokoll 18.05.2018, S. 7 f.; Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 6; Zeuge Tüshaus, Protokoll 
28.08.2017, S. 10 f. 

151  Zeuge Czanderle, Protokoll 25.09.2017, S. 4, 6; Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 6; Zeuge 
Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 10 f. 

152  Zeuge Czanderle, Protokoll 25.09.2017, S. 6. 
153  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 6; Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 10. 
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fahndungsbeamten des Landeskriminalamts Sachsen, darunter der Zeuge Czander-

le, begab man sich am 23.10.2000 um 12:50 Uhr zur Bernhardstraße 11 in Chemnitz. 

Dabei wurde man wohl auch vom Mobilen Einsatzkommando des Polizeipräsidiums 

Chemnitz begleitet. Vor Ort entschied Herr Wunderlich, statt (nur) zu observieren, 

gleich zu klingeln. Es öffnete Kai Seidel und gab auf Befragen des sich als Polizisten 

zu erkennen gebenden Herrn Wunderlich an, die auf dem Video vom 06.05.2000 mit 

abgebildete weitere männliche Person nicht zu kennen. Weitere Angaben verweiger-

te er. Er war allerdings damit einverstanden, mit zu seiner Wohnung in der Hainstra-

ße 15 in Chemnitz zu fahren. Dort wurde allerdings niemand, insbesondere nicht 

Uwe Böhnhardt angetroffen. Sodann wurde Mandy Struck, die in ihrer Wohnung nicht 

angetroffen worden war, an ihrer Arbeitsstelle aufgesucht. Herr Wunderlich machte 

ihr eine Lichtbildvorlage, und sie gab an, dass es sich auf dem Bild nicht um Uwe 

Böhnhardt, sondern einen gewissen Daniel Heilmann handele, dessen Adresse sie 

kannte und mitteilen konnte. Aufgrund dessen begab man sich zusammen mit Mandy 

Struck zur Annaberger Straße 15, der Wohnung des Heilmann, der dort angetroffen 

wurde und sich mit gültigem Ausweis mit diesem Namen ausweisen konnte. Im Er-

gebnis wurde die Maßnahme beendet, ohne Beate Zschäpe und Uwe Böhnhardt ge-

funden zu haben. Anschließend wurde allerdings Kai Seidel dabei beobachtet, wie er 

einen Grill aus seiner Garage holte und darin eine größere Menge Papier verbrannte. 

dd) Befragung von Frauenärzten in Chemnitz 

Eine weitere Maßnahme der Abteilung Zielfahndung des Landeskriminalamts 

Thüringen ging dahin, Frauenärzte in Chemnitz zu befragen, ob Beate Zschäpe zu 

ihren Patientinnen gehörte.154 Der dahinterstehende Gedanke war, dass Beate 

Zschäpe, wenn sie sich in Chemnitz aufhielt, vielleicht auch einmal einen Frauenarzt 

hätte aufsuchen müssen.155 Die Frage, ob für diese Befragung in irgendeiner Weise 

die Unterstützung sächsischer Polizeikräfte in Anspruch genommen wurde oder ob 

die Thüringer Zielfahndung sie möglicherweise völlig alleine durchführte und ob man 

diese Maßnahme sächsischen Behörden überhaupt zur Kenntnis gegeben hatte, 

wurde dem Ausschuss nicht eindeutig beantwortet.156 

                                            
154  Dazu der Zeuge Kämmerer, Protokoll 12.03.2018, S. 4 f., 7 f., 12; die Zeugin Grit Oswald, Protokoll 

29.01.2018, S. 3, 4 f., 11, 13 f. 
155  Zeuge Kämmerer, Protokoll 12.03.2018, S. 4, 12; Zeugin Oswald, Protokoll 29.01.2018, S. 17. 
156  Zeugin Oswald, Protokoll 29.01.2018, S. 13. 
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Die Befragungen liefen so ab, dass man die Praxis aufsuchte, sich als Polizist 

auswies, sagte, worum es ging, ein Lichtbild von Frau Zschäpe vorlegte und dann 

fragte, ob sie in der Praxis bekannt sei.157 Teilweise wurde die Frage bereits durch 

die zuerst angesprochenen Sprechstundenhilfen beantwortet,158 teilweise wurde aber 

auch um ein Gespräch mit der Ärztin oder dem Arzt gebeten.159 Im Ergebnis beant-

worteten zwar alle Befragten die Frage, aber niemand bejahte sie. Die Frage nach 

der rechtlichen Grundlage für diese Art der Befragung konnte dem Ausschuss bei der 

Zeugenbefragung nicht beantwortet werden.160 Entsprechende justizielle Beschlüsse, 

die den Befragten vorgelegt wurden, hat es jedenfalls nicht gegeben.161 Auf entspre-

chendes Befragen durch den Ausschuss gab auch keiner der hierzu vernommenen 

Zeugen an, dass die Befragten über ihre ärztliche Schweigepflicht belehrt wurden.162 

Es habe sich auch niemand auf die Schweigepflicht berufen oder nach einem der 

Befragung zugrunde liegenden Beschluss gefragt.163 

An den weiteren unten unter c) behandelten Maßnahmen war das Landeskrimi-

nalamt Sachsen nicht beteiligt. 

ee) Erfüllung der an ein Landeskriminalamt gestellten Erwartungen 

Dazu, ob das Landeskriminalamt Sachsen mit seinen hier dargestellten Unter-

stützungshandlungen den an ein Landeskriminalamt zu stellenden und von den an-

deren Beteiligten gestellten Erwartungen entsprochen hat, hat der Untersuchungs-

ausschuss bei den Zeugenbefragungen keine Erkenntnisse gewinnen können.  

c) Sächsisches Landesamt für Verfassungsschutz 

Wie dem Untersuchungsausschuss berichtet und oben bereits angedeutet, war 

das sächsische Landesamt für Verfassungsschutz auf vielfache Weise in die Suche 

nach dem „Trio“ eingebunden. Das Landesamt für Verfassungsschutz Thüringen hat-

te im Februar 1998 sogleich nach dem Untertauchen der drei alle anderen Verfas-

sungsschutzbehörden darüber informiert, dass Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe auf 

der Flucht vor der Polizei seien. Es wies auf die bestehenden Haftbefehle hin und bat 

um Mitteilung von Hinweisen oder Erkenntnissen zu einem möglichen Aufenthalt der 
                                            
157  Zeuge Kämmerer, Protokoll 12.03.2018, S. 7 f. 
158  Zeugin Oswald, Protokoll 29.01.2018, S. 15, 16. 
159  Zeuge Kämmerer, Protokoll 12.03.2018, S. 7 f. 
160  Zeuge Kämmerer, Protokoll 12.03.2018, S. 8; Zeugin Oswald, Protokoll 29.01.2018, S. 14, 17.  
161  Zeuge Kämmerer, Protokoll 12.03.2018, S. 8. 
162  Zeugin Oswald, Protokoll 29.01.2018, S. 17; Zeuge Kämmerer, Protokoll 12.03.2018, S. 8, 21. 
163  Zeuge Kämmerer, Protokoll 12.03.2018, S. 8. 
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drei Flüchtigen.164 Schon im Februar 1998 gab es die bereits erwähnte Meldung her-

aus, dass die drei wohl auf der Flucht mit dem Auto in Dresden liegen geblieben sei-

en.165 Weitere Erkenntnisse, die das Landeskriminalamt Thüringen und das Landes-

amt für Verfassungsschutz Thüringen nach heutiger Kenntnis in den folgenden Mo-

naten gewannen, gaben sie allerdings nicht weiter.166 

aa) Meldung des Landesamts für Verfassungsschutz Brandenburg zur Waffenbe-
schaffung durch Jan Werner und die Besprechung in Potsdam am 15. oder am 
16.09.1998 

Das sächsische Landesamt für Verfassungsschutz sah allein aufgrund der Mel-

dungen vom Februar 1998 zunächst noch keinen Anlass zum Tätigwerden. Am 

10. September 1998 trat das Landesamt für Verfassungsschutz Thüringen dann aber 

mit einer konkreten Bitte um Unterstützung bei Observationen an das sächsische 

Amt heran. Der Hintergrund dieser Bitte wurde schon damals als brisant empfun-

den167 und entwickelte auch bei der späteren Aufbereitung des Gesamtkomplexes 

um den „NSU“ eine erhebliche Brisanz: 

Das Landesamt für Verfassungsschutz Thüringen hatte aus dem Landesamt für 

Verfassungsschutz Brandenburg eine Meldung erhalten. Sie basierte auf einer 

Deckblattmeldung vom 09.09.1998, die die Aussage der von diesem Landesamt ge-

führten Quelle mit dem Decknamen „Piatto“ und dem Klarnamen Carsten 

Szczepanski gegenüber ihrem Brandenburger Quellenführer wiedergab.168 Danach 

habe eine der rechtsextremen Szene in Sachsen angehörige Person namens Jan 

Werner den Auftrag, für die drei Flüchtigen Waffen zu besorgen. Das dafür erforderli-

che Geld stelle die von ihm geführte Blood and Honour-Sektion Sachsen bereit. Mit 

diesen Waffen plane das „Trio“ „einen weiteren Überfall“ und wolle sich dann mit dem 

erbeuteten Geld nach Südafrika absetzen. Dazu wolle die zum Kreis des Jan Werner 

zählende Antje P. der weiblichen Person des „Trios“ ihren Pass zur Verfügung stel-

len. Diese beiden Unterstützer täten dies jedoch unabhängig voneinander und wüss-

ten von der Aktion des anderen nichts.169 Aufgrund dieser Meldung aus Brandenburg 

bat das Landesamt für Verfassungsschutz Thüringen nunmehr das Landesamt für 
                                            
164  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 4; Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 3. 
165  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 4. 
166  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 4. 
167  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 5. 
168  Auszugsweise wörtliche Wiedergabe der Deckblattmeldung vom 09.09.1998 im Bericht des 2. Un-

tersuchungsausschusses des 17. Deutschen Bundestages, BT-Drucks. 17/14600, S. 401 f. 
169  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 4; Zeuge Boos, 19.06.2017, S. 4; Zeugin MA 95, Proto-

koll 18.10.2017, S. 4. 
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Verfassungsschutz Sachsen um Unterstützung bei der Observation der beiden ge-

nannten Personen, die dann auch, wie sogleich dargestellt, mehrfach und in ver-

schiedenerlei Hinsicht gewährt wurde. 

Zuvor hatte das Landesamt für Verfassungsschutz Brandenburg von derselben 

Quelle bereits eine andere Information erhalten. Laut der Antje P. seien drei sächsi-

sche Skinheads (zwei Männer und eine Frau) zurzeit wegen verschiedener Straftaten 

auf der Flucht. Dieser Fall sei medienbekannt. Die drei, von denen einer anonym Ar-

tikel für die Publikation White Supremacy geschrieben habe, wollten sich angeblich 

innerhalb der nächsten drei Wochen mit „geliehenen Pässen“ nach Südafrika abset-

zen und dort in neue Identitäten schlüpfen.170 Die beiden Beschaffer im Landesamt 

für Verfassungsschutz Brandenburg wussten diese Information zwar nicht auf Anhieb 

einzuordnen, gaben sie aber in der Hoffnung, dass die Auswertung das dann könne, 

unter „Verschiedenes“ dorthin weiter.171 Der Zeuge Meyer-Plath glaubt, man könne 

„den Akten entnehmen, dass diese Deckblattmeldung auch an den Bund, Sachsen, 

vermutlich dann erst mit etwas zeitlichem Verzug auch nach Thüringen gesteuert 

wurde.“172 

Allerdings stellte die Meldung vom 09.09.1998 aus Brandenburg so, wie sie wei-

ter gegeben wurde, die Landesämter für Verfassungsschutz Sachsen und Thüringen 

vor ein erhebliches Problem. Sie erforderte eine Abstimmung darüber, wie mit ihr 

gegenüber der Polizei umgegangen werden sollte. Dem sächsischen Amt schien es 

zwingend, die Polizei zu informieren; denn die Meldung betraf Personen, nach denen 

gefahndet wurde, und erwähnte Einzelheiten der geplanten weiteren Flucht und in 

diesem Zusammenhang geplante Straftaten.173 Aus Gründen des Schutzes der Quel-

le durfte diese Information allerdings nicht ohne Zustimmung des Landesamtes für 

Verfassungsschutz Brandenburg als dem quellenführenden Urheber dieser Meldung 

erfolgen.174 Das Landesamt für Verfassungsschutz Brandenburg war jedoch nicht 

bereit, die von der betreffenden Quelle erhaltenen Informationen uneingeschränkt zur 

Weitergabe an die Polizei freizugeben. Man befürchtete, dass dann der Ursprung der 

Information bekannt und damit die Quelle gefährdet würde.  
                                            
170  Auszugsweise wörtliche Wiedergabe der Deckblattmeldung vom 19.08.1998 im Bericht des 2. Un-

tersuchungsausschusses des 17. Deutschen Bundestages, BT-Drucks. 17/14600, S. 401. 
171  Dazu als Zeuge Meyer-Plath vor dem 2. Untersuchungsausschuss des 17. Deutschen Bundesta-

ges, vgl. Ausschussbericht, BT-Drucks. 17/14600, S. 401; Zeuge Meyer-Plath, Protokoll 
11.12.2017, S. 20 f. 

172  Zeuge Meyer-Plath, Protokoll 11.12.2017, S. 21. 
173  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 5. 
174  Zeuge Tüshaus, Protokoll 19.06.2017, S. 4; Zeuge Fromm, Protokoll 30.01.2017, S. 34. 
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Daraufhin trafen sich Vertreter der drei beteiligten Landesämter für Verfassungs-

schutz am 15. oder 16.09.1998175 zu einer Besprechung im Landesamt für Verfas-

sungsschutz in Brandenburg. Für Sachsen nahmen der Referatsleiter Diemaier, der 

Sachgebietsleiter in der Beschaffung, der Zeuge MA 59 und die Mitarbeiterin in der 

Auswertung, die Zeugin MA 95 teil.176 Die geplante Teilnahme des Bundesamts für 

Verfassungsschutz kam nicht zustande.177 Über dieses Gespräch hat einer der Teil-

nehmer aus dem Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen einen auf den 

17.09.1998 datierten Vermerk gefertigt, der zwar als Verschlusssache eingestuft ist, 

aber mit dem wesentlichen Kern der erfolgten Festlegungen im Bericht des 2. Unter-

suchungsausschusses des 17. Deutschen Bundestages, BT-Drucks. 17/14600 auf 

S. 404 wiedergegeben ist. Danach hielt das Landesamt für Verfassungsschutz Bran-

denburg daran fest, grundsätzlich nicht bereit zu sein, die Quellenmeldung als solche 

für die Polizei freizugeben. Es willigte aber unter Voraussetzung einer Behandlung 

der Hinweise mit hoher Sensibilität darin ein, dass das Landesamt für Verfassungs-

schutz Thüringen ohne Nennung der Herkunft der Information das Landeskriminal-

amt Thüringen über den Sachverhalt informiert.178 Außerdem wurde in Erwägung 

gezogen, den Aussageinhalt der Meldung in einem schriftlichen und dann polizeiver-

wertbaren Behördenzeugnis des Bundesamts für Verfassungsschutz festzuhalten. 

Der Zeuge Tüshaus sagte unter Berufung auf eine dem Vermerk vom 17.09.1998 

beigefügte Ergänzung des in Sachsen zuständigen Referatsleiters vor dem Untersu-

chungsausschuss aus,179 dem Referatsleiter sei am 17.09.1998 auf Nachfrage durch 

das Landesamt für Verfassungsschutz Thüringen von einem Gespräch berichtet 

worden, das der dortige Kollege mit dem Präsidenten des Thüringer Landeskriminal-

amts geführt habe. In diesem Gespräch habe der Präsident den Sachverhalt zur 

Kenntnis erhalten, aber einen schriftlichen Bericht über die Meldung für notwendig 

gehalten, um strafprozessuale Maßnahmen einleiten zu können. Brandenburg sei 

nach Angaben der Thüringer Kollegen aber nicht – im Vermerk stehe „nicht mehr“ – 

bereit gewesen, die Zustimmung zu einem schriftlichen Behördenzeugnis zu geben, 

                                            
175 Das genaue Datum des Treffens ist ungeklärt, vgl. Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des 

17. Deutschen Bundestages, BT-Drucks. 17/14600, S. 402 f. 
176  Zeugin MA 95, Protokoll 18.10.2017, S. 14; Zeuge MA 59, Protokoll 16.10.2017, S. 12. 
177  Zu den möglichen Gründen dafür der Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deut-

schen Bundestages, BT-Drucks. 17/14600, S. 403. 
178  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 5; Zeuge Boos, 19.06.2017, S. 4; Zeugin MA 95, Proto-

koll 18.10.2017, S. 4. 
179  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 5; siehe auch Zeuge Boos, 19.06.2017, S. 4. 
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wie der Zeuge Tüshaus vermutet aus Quellenschutzgründen.180 In der Ergänzung 

zum Vermerk vom 17.09.1998 heißt es des Weiteren, dass man sich über das weite-

re Vorgehen geeinigt habe oder dass man das weitere Vorgehen abgestimmt habe, 

wonach sich das Landesamt für Verfassungsschutz Thüringen weiter um die Suche 

nach den drei Untergetauchten kümmert und das Landesamt für Verfassungsschutz 

Sachsen das Blood and Honour-Umfeld abklärt und beobachtet.181  

Da das Resultat einer lediglich vertraulichen Unterrichtung der Fahndungsstelle 

des Landeskriminalamts Thüringen aus sächsischer Sicht unbefriedigend blieb, kam 

es am 21.09.1998 zu einer erneuten Abstimmung mit den anderen Landesämtern für 

Verfassungsschutz. Dabei bestätigte das Landesamt für Verfassungsschutz Thürin-

gen, dass dessen Präsident eine vertrauliche Umsetzung der Meldung nicht für prob-

lematisch hielt, man weiterführende Maßnahmen der Polizei jedoch nur auf schriftli-

che Meldungen stützen könne. Unter diesen Umständen erschien die wiederholt zu 

findende Behauptung, dem Landeskriminalamt Thüringen sei der Inhalt der Meldung 

unbekannt geblieben, dem Zeugen Tüshaus unzutreffend.182  

Die Frage, ob es im Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen Überlegungen 

gab, die Information auf ähnlich informellem, vertraulichem Wege wie in Thüringen 

auch der sächsischen Polizei bzw. dem Landeskriminalamt Sachsen zukommen zu 

lassen, beantwortete der Zeuge Tüshaus mit den Worten: 

„Lässt sich so nicht bestätigen, weiß ich nicht. ..... Die Polizei wurde als Einheit 
gesehen. ..... Also, da haben wir jetzt in der Tat nicht parallel an mehreren Ecken die 
Tischdecke angezündet“.183  

Der Zeuge Boos äußerte sich zu der Frage, ob man, wenn einem Landesamt für 

Verfassungsschutz eine Meldung wie die über Thüringen aus Brandenburg gekom-

mene zugeht, in einer solchen Situation nicht trotzdem auch versucht, die eigenen 

Polizeibehörden zu informieren, selbst wenn die Federführung in einem anderen 

Bundesland liegt, wörtlich wie folgt: 

„Wenn es um die Weitergabe einer Meldung aus Thüringen durch das LfV Sach-
sen geht, dann ist es grundsätzlich erstmal nicht Angelegenheit des LfV Sachsen, 
das an die sächsische Polizei zu geben, sondern es ist Angelegenheit des LfV Thü-

                                            
180  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 23; siehe auch Zeuge MA 59, Protokoll 16.10.2017, 

S. 27; Zeuge Meyer-Plath, Protokoll 11.12.2017, S. 23. 
181  Zeuge Boos, 19.06.2017, S. 4, 21. 
182  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 5. 
183  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 32. 
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ringen, das an das LKA Thüringen zu geben, und von dort aus wird es weitergeschal-
tet. 

Das schließt nicht aus, dass wir im Einzelfall, wenn wir sagen: Na ja, da muss 
man noch mal nachhaken! Ist vielleicht etwas vergessen worden? Oder was auch 
immer – – erst in Thüringen nachfragt: „Darf ich das weitergeben?“ Ich darf es nicht 
eigenmächtig. Ich sagte es vorhin schon mal im Zusammenhang mit „Piatto“: Ge-
schützte Meldung – nur die herausgebende Stelle ist zuständig zu bestimmen, ob 
und wie sie weitergegeben werden darf.“184 

bb) Waffenbeschaffung durch eine Quelle des Landesamts für Verfassungsschutz 
und Sicherstellung der Waffe durch das Landesamt für Verfassungsschutz Sach-
sen 

Die Bemühungen, dem „Trio“ Waffen zu beschaffen, und die dem Untersu-

chungsausschuss in diesem Zusammenhang vorliegenden Akten waren Anlass, im 

Untersuchungsausschuss einem anderen Waffenbeschaffungsvorgang in der neona-

zistischen Szene in Sachsen nachzugehen.  

Um die Jahrtausendwende wurde dem Zeugen Lange als Referatsleiter im Lan-

desamt für Verfassungsschutz Sachsen von einem Mitarbeiter bekannt, dass eine 

der rechtsextremen Szene in Sachsen zugehörige Person aus Görlitz ihm offenbart 

hatte, eine Waffe zu besitzen. Bei dieser Person handelte es sich um eine Quelle des 

Landesamts für Verfassungsschutz. Dem Zeugen Lange war in der Folge klar, dass 

die Quelle diese Waffe auf gar keinen Fall behalten dürfe. Er begab sich persönlich 

zur Quelle, um die Waffe bei ihr abzuholen und sie anschließend dem Waffendezer-

nat des Landeskriminalamts Sachsen zu übergeben.185 Seiner Befürchtung, als Mit-

arbeiter des Landesamts für Verfassungsschutz sei ihm der Besitz einer Waffe nicht 

erlaubt, versucht er mit der Konstruktion zu begegnen, er habe für die Überbringung 

der Waffe vom damaligen Leiter der Ermittlungsbehörde, der Abteilung V im Landes-

kriminalamt Sachsen eine entsprechende Freigabe bekommen186 oder sei gar für 

zwei Stunden (wieder) Polizist gewesen.187 Ausweislich eines Übergabevermerks 

sowie eines zwar vom entgegennehmenden Mitarbeiter des Landeskriminalamts 

Sachsen, nicht aber vom Zeugen Lange selbst unterschriebenen Übergabeproto-

kolls, erfolgte die Übergabe an das Landeskriminalamt Sachsen am 11.05.2000.188 

                                            
184  Zeuge Boos, Protokoll 19.06.2017, S. 16. 
185  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 10. 
186  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 17. 
187  So der Zeuge Lange im 3. Untersuchungsausschuss des 5. Sächsischen Landtages, dortiges Pro-

tokoll vom 19.04.2013, S. 48, dem Zeugen durch die fragende Abgeordnete vorgehalten, vgl. Zeu-
ge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 16 f. 

188  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 11 unter Zitierung des Übergabevermerks und des Überga-
beprotokolls durch die fragestellende Abgeordnete. 
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Bei der Waffe handelte es sich um eine „Česká“; sie befand sich in einem Koffer. Die 

Quelle wurde später vom Landesamt für Verfassungsschutz „geopfert“ und wegen 

unerlaubten Waffenbesitzes verurteilt.189 

Woher die Quelle die Waffe hatte, blieb ungeklärt, ebenso, ob der Zeuge Lange 

dies wusste oder nicht und ob er die Quelle überhaupt danach fragte. Bei seiner Ver-

nehmung durch die Staatsanwältin im zur Verurteilung der Quelle führenden staats-

anwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren hat der Zeuge Lange sich darauf berufen, 

auf diese Fragestellung erstrecke sich seine Aussagegenehmigung nicht.190 Vor dem 

Ausschuss antwortete er gefragt, ob das so zu verstehen sei, dass er die Antwort auf 

die Frage, wo die Waffen herkamen, verweigert habe, wie folgt: „Ich würde auch nicht 

sagen, dass die Antwort verweigert ist, sondern sie ist nicht ergangen. Insofern ist es 

momentan mir nicht klar: Haben wir als LfV das nicht gewusst, oder konnten wir es 

nicht nennen? – Aber ich gehe davon aus, dass wir es nicht gewusst haben. Es wäre 

Aufgabe der Polizei gewesen, nachdem der Beschuldigte ja benannt war, diese Er-

kenntnisse beizubringen“. Die ihm entgegengehaltene Aussage der Quelle als Ange-

klagter im Prozess „Die Waffen hatte ich nur stundenweise im Besitz“ und „Wenn ich 

Herrn Lange nicht gekannt hätte, wäre ich nie in den Besitz der Waffe gekommen,“ 

hält er „in dieser Formulierung für blanken Unsinn“.191 Die Frage, von wem die Quelle 

die Waffe hatte, hat weder der Zeugen Tüshaus192 noch der Zeuge Boos dem Unter-

suchungsausschuss unter Namensnennung beantwortet.193 

Der Zeuge Boos, im Untersuchungsausschuss ebenfalls auf diesen Vorgang an-

gesprochen, sagte unter Vorhalt der in den Akten des Untersuchungsausschusses 

vorliegenden Aussagegenehmigung des Zeugen Lange durch den fragenden Abge-

ordneten, danach habe der Zeuge Lange eine Aussagegenehmigung für eine Be-

antwortung der Frage der Staatsanwaltschaft gehabt.194 Die Konstruktion des Zeu-

gen Lange, er könne während der Waffenübergabe für zwei Stunden Polizist gewe-

sen sein, hält der Zeuge Boos für ausgeschlossen.195 

cc) Maßnahmen in den Jahren 1998 und 1999 

                                            
189  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 9, 13. 
190  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 13 f. 
191  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 14. 
192  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 29 mit Anlage. 
193  Zeuge Boos, 19.06.2017, S. 8 mit Anlage. 
194  Zeuge Boos, 19.06.2017, S. 8 f. 
195  Zeuge Boos, 19.06.2017, S. 8,17, 20 ff. 
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In der Folgezeit unternahm das sächsische Landesamt für Verfassungsschutz in 

Kooperation mit dem Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz sowie der Ziel-

fahndung des Landeskriminalamts Thüringen und teils durch das Bundesamt für Ver-

fassungsschutz unterstützt eine Reihe von Observationen. Unter Namen wie „Brenn-

nessel“, „Harmonium“, „Kuhglocke“, „Glockenspiel“, „Pappmaschee“ und „Bratsche“ 

ablaufend,196 sollten sie nicht nur dem Auffinden des „Trios“ dienen, sondern, wie mit 

Thüringen abgesprochen, auch zur Abklärung des Blood and Honour-Umfelds in 

Sachsen beitragen. Zum anderen dienten sie, so der Zeuge Tüshaus,197 dazu, auf 

anderem Wege als durch die unmittelbare Verwendung der sozusagen gesperrten 

Quellenmeldung verwertbare Sachverhalte zu gewinnen und an die Polizei geben zu 

können.  

So sei der Leiter der Zielfahndungsabteilung des Landeskriminalamts Thüringen 

am 23.09.1998 nach Chemnitz gekommen, um eine bei einer Observation festge-

stellte mögliche Ähnlichkeit zu prüfen.198 Für den Herbst 1998 habe das Landesamt 

für Verfassungsschutz Sachsen eine technische Maßnahme geprüft und den An-

tragsentwurf hierzu gefertigt, um Telefonaten von Unterstützern des „Trios“ in der 

Blood and Honour-Szene nachzugehen. Zur Umsetzung dieser Maßnahme sei es 

jedoch nicht gekommen, weil eine „andere Verfassungsschutzbehörde“ (wohl das 

Bundesamt für Verfassungsschutz) eine bereits laufende Maßnahme auf diesen Per-

sonenkreis erweiterte.199 Am 18. und 19.03.1999 habe das Landesamt für Verfas-

sungsschutz Sachsen eine Unterstützungshandlung für das Landesamt für Verfas-

sungsschutz Thüringen betreffend Antje Probst vorgenommen.200 All dies führte je-

doch zu keinen neuen Erkenntnissen zum Aufenthalt des „Trios“ und zu seinen Akti-

vitäten in der rechtsextremistischen Szene. 

Am 15.06.1999 wurde der auf eine im November 1998 ergangene Bitte des Bun-

desamts für Verfassungsschutz hin erstellte vorläufige Abschlussberichts des Lan-

desamts für Verfassungsschutz Thüringen mit der Annahme, die drei hielten sich in 

Sachsen auf (dazu bereits oben unter 3.), allen anderen Verfassungsschutzbehörden 

zugeleitet. Am selben Tag kam der Zielfahnder des Landekriminalamts Thüringen 

Sven Wunderlich ins Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen und bat den dorti-

                                            
196  Zeugin MA 95, Protokoll 18.10.2017, S. 4, 6 ff. 
197  Protokoll 28.08.2017, S. 5. 
198  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 7. 
199  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 7, 14; Zeugin MA 95, Protokoll 18.10.2017, S. 4. 
200  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 8. 
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gen Referatsleiter, den Zeugen Lange, zunächst nur allgemein um Hilfe bei der Su-

che nach den verschwundenen Personen. Eine konkrete Bitte oder ein Auftrag für 

konkrete Handlungen erfolgte zu diesem Zeitpunkt noch nicht.201 In die weiteren Ak-

tivitäten des Landesamts für Verfassungsschutz Thüringen im Jahre 1999 sei das 

Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen nicht eingebunden worden.202 Aus säch-

sischer Sicht lag der Fall vielmehr brach.203 

dd) Die Meldung, es gehe den dreien gut und die anschließenden „Terzett-
Maßnahmen“ 

Erst im Februar 2000 wandte sich das Landesamt für Verfassungsschutz Thürin-

gen wieder mit einer Information an das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen. 

Auf einer Schulungsveranstaltung der NPD am 29.01.2000 hatte der sächsische 

Rechtsextremist Andreas Graupner204 gesagt, den dreien gehe es gut.205 Diese Mel-

dung war der Auftakt für eine ganze Reihe von Such- und Observierungsmaßnah-

men, die neben der Observation von Graupner und Jan Werner auch dem Auffinden 

des „Trios“ dienten und unter der Bezeichnung „Terzett 1 – 12“ zusammengefasst 

werden. An ihnen waren die Landesämter für Verfassungsschutz Sachsen und Thü-

ringen und partiell auch das Landeskriminalamt Sachsen (dazu oben unter b) betei-

ligt. Sie wurden als „gemeinsame sächsische Idee“206 zum nicht unerheblichen Teil 

vom Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen initiiert.207 Der Bericht des 2. Unter-

suchungsausschusses des 17. Deutschen Bundestages spricht sogar insgesamt von 

vom Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen ergriffenen Observationsmaßnah-

men.208 Anfang April 2000 trafen sich die Landesämter für Verfassungsschutz Sach-

sen und Thüringen zu einer Besprechung, bei dem auch ein dem Landesamt für Ver-

fassungsschutz Thüringen bekannt gewordenes Telefonat zur Sprache kam, das 

(mutmaßlich) Uwe Böhnhardt von Chemnitz aus geführt hatte.209  

                                            
201  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 3 f., 20 f. 
202  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 8, 22. 
203  so der Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 21. 
204  Der vollständige Name wurde vom Zeugen Lange in öffentlicher Sitzung genannt, vgl. Protokoll 

15.05.2017, S. 4. 
205  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 9; Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 4; Zeugin 

MA 14, Protokoll 18.10.2017, S. 4. 
206  So der Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 21. 
207  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 9; Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 4. 
208  BT-Drucks. 17/14600, S. 437 ff., 440 ff. 
209  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 8; Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 4. 
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Die „Terzett-Maßnahmen“ sind öffentlich hinreichend beschrieben.210 Sie können 

hier nur aufgegriffen werden, soweit sie Gegenstand von Zeugenaussagen vor die-

sem Untersuchungsausschuss waren. 

(1.) Die Maßnahmen am 07. und 08.05.2000 

Als das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen erfuhr, dass die Zielfahn-

dungsabteilung des Landeskriminalamts Thüringen für Mai 2000 einen erneuten öf-

fentlichen Fahndungsaufruf plante, will der Zeuge Lange die Anregung gegeben ha-

ben, die Maßnahmen der Abteilung Zielfahndung des Landeskriminalamts Thüringen 

und die in den Landesämtern für Verfassungsschutz Thüringen und Sachsen geplan-

ten Vorhaben rund um diese Öffentlichkeitsfahndung zusammenzuführen und abge-

stimmt erfolgen zu lassen.211 Im Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen hatte 

man bereits im Februar 2000 mit entsprechenden Vorbereitungen begonnen und 

damit die Zeugin MA 14 betraut.212 Daraufhin wurde im zeitlichen Umfeld der Öffent-

lichkeitsfahndung in der Fernsehsendung „Kripo live“ am 07.05.2000 eine Reihe di-

verser aufeinander abgestimmter Maßnahmen durchgeführt.213 In diesem Falle wur-

de auch das Landeskriminalamt Sachsen einbezogen, um nötigenfalls Polizeimaß-

nahmen wie Personenfeststellungen oder sogar Festnahmen vornehmen zu können. 

Außerdem stand das Spezialeinsatzkommando Leipzig bereit, sollten die Kräfte des 

Landeskriminalamts nicht ausreichen.214 Die Maßnahmen am 07. und 08.05.2000 

ergaben jedoch zunächst keine neuen Erkenntnisse.215  

Erst später habe das Landeskriminalamt Thüringen bei einer Besprechung er-

wähnt, dass das Landesamt für Verfassungsschutz Thüringen im Rahmen dieser 

Maßnahmen am Vorabend der Fernsehausstrahlung, also am 06.05.2000, eine weib-

liche Person aus der rechtsextremen Szene in Chemnitz, nämlich Mandy Struck, ob-

serviert habe.216 Durch die nachfolgende Meldung des Landesamts für Verfassungs-

schutz Thüringen vom 07.07.2000 wurde dem Landesamt für Verfassungsschutz 

                                            
210  Vgl. etwa Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deutschen Bundestages, BT-Drucks. 

17/14600, S. 440 ff. 
211  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 4; Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 9: „Auf unsere 

Anregung hin wurde durch das LfV Thüringen der Vorschlag angenommen, ....“. 
212  Zeugin MA 14, Protokoll 18.10.1987, S. 6, 9, 10. 
213  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 4 f.; Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 9; Zeugin 

MA 14, Protokoll 18.10.1987, S. 4, 6. 
214  Dazu bereits oben unter b) aa); außerdem Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 5.; Zeuge Tüs-

haus, Protokoll 28.08.2017, S. 9. 
215  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 5; Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 9. 
216  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 5. 
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Sachsen dann auch bekannt, dass dabei auch Bilder gemacht wurden. Dabei dürfte 

es sich um die bereits oben unter 3. Erwähnten, vor der Bernhardstraße 11 in Chem-

nitz Aufgenommenen handeln. Sie zeigen neben Kai Seidel, dem (zumindest zeit-

weisen) Freund der Mandy Struck, eine weitere männliche Person, die dem gesuch-

ten Uwe Böhnhardt ähnlich sah217 und einem Auswertungsgutachten des Bundes-

kriminalamts zufolge mit großer Wahrscheinlichkeit auch Uwe Böhnhardt war.218 Die 

Bilder seien vom Landesamt für Verfassungsschutz Thüringen schon am 15.05.2000 

an das Landeskriminalamt Thüringen gesandt worden.219  

 (2.) Die Maßnahmen um den Monatswechsel September/Oktober 2000 

Daraufhin plante das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen in Abstimmung 

mit der Zielfahndungsabteilung des Landeskriminalamts Thüringen in der Bern-

hardstraße in Chemnitz eine Langzeitvideoobservation. Dadurch sollte vor allem 

festgestellt werden, ob das „Trio“ oder einer von ihnen die Bernhardstraße 11 in 

Chemnitz aufsucht, regelmäßig aufsucht oder sich sogar länger dort aufhält. Gege-

benenfalls hätte man der Polizei einen Hinweis für eine Festnahme geben können. 

Dazu mietete das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen eine konspirative 

Wohnung an, die im Zeitraum zwischen 29.09. und 15.10. sowie zwischen 21.10. und 

25.10.2000 für Videoobservationen benutzt wurde. Auf die Mitteilung der Zielfahn-

dungsabteilung des Landeskriminalamts Thüringen, es habe Hinweise, dass es zum 

Geburtstag von Uwe Böhnhardt am 1. Oktober zu einem Treffen oder einem Kontakt 

kommen könne, und werde deshalb am 30.09.2000 mit Unterstützung des Mobilen 

Einsatzkommandos Chemnitz220 selbst vor Ort sein, entschloss sich das Landesamt 

für Verfassungsschutz, die konspirative Wohnung am 30.09. und 01.10.2000 mit Ob-

servierungskräften zu besetzen.221 

Auch diese Maßnahmen brachten jedoch bis auf eine vom Landesamt für Ver-

fassungsschutz Sachsen aus der konspirativen Wohnung heraus gemachte Video-

aufnahme keine verwertbaren Ergebnisse.222 Die Videoaufnahme zeigte, wie am 

29.09.2000 um 17:20 Uhr eine männliche und eine weibliche Person an das Haus 
                                            
217  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 5; Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 9. Dass es sich 

bei der weiteren Person um Kai Seidel handelt, wurde zwar nicht von diesen Zeugen ausgesagt, ist 
dem Untersuchungsausschuss aber durch andere Zeugenaussagen bekannt geworden, vgl. oben 
unter 3. 

218 Zeuge Kämmerer, Protokoll 12.03.2018, S. 19, Protokoll 18.05.2018, S. 4. 
219  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 5 
220  Dazu bereits oben unter a) b) bb). 
221  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 5 f.; Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 9 f. 
222  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 6.; Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 10. 
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Bernhardstraße 11 herantraten und sofort wieder weggingen. Von den entsprechen-

den Sequenzen wurden Ausdrucke gemacht und mit der Anmerkung, die Personen 

hätten Ähnlichkeiten mit Böhnhardt und Zschäpe dem Landekriminalamt Thüringen 

übergeben. Die Jahre später erfolgende Auswertung durch das Bundeskriminalamt 

ergab jedoch, dass es sich nicht um die beiden handelte.223 

(3.) Maßnahme am 23.10.2000 in Chemnitz und Abbruch der eigenen Maßnahmen 

An dieser schon oben unter b) cc) dargestellten Maßnahme am 23.10.2000 in 

Chemnitz war das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen nicht beteiligt. Es hat 

erst nachträglich von ihnen dienstlich Kenntnis erhalten. Da durch die Ansprache sei-

tens des Thüringer Zielfahnders Wunderlich für Mandy Struck und ihren Freund klar 

war, dass die Polizei und womöglich auch der Verfassungsschutz sie im Blick haben, 

ergab ihre weitere Observation mit dem Ziel, den drei Geflüchteten auf die Spur zu 

kommen, an dieser Stelle keinen Sinn mehr. Damit erschienen auch die Möglichkei-

ten des Landesamtes für Verfassungsschutz Sachsen, die drei aufzufinden, faktisch 

erschöpft, weshalb es die weiteren Observationen aufgegeben hat.224 

 (4.)  Keine Beteiligung des sächsischen Landesamts für Verfassungsschutz an weite-
ren Suchmaßnahmen anderer Behörden nach dem „Trio“ 

An weiteren Maßnahmen zur Fahndung nach dem „Trio“ in Sachsen hat das 

Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen ebenfalls nicht mehr teilgenommen und 

auch keine eigenen mehr durchgeführt. Ihm sind schon die entsprechenden Berichte 

und Meldungen nicht mehr zugegangen. Dies gilt insbesondere für eine Meldung 

vom 18.03.2001, es sei in der Szene bekannt, dass die drei in Chemnitz unterge-

taucht seien. Diese aus der Befragung einer Gewährsperson durch das Landesamt 

für Verfassungsschutz Thüringen entstandene Meldung war dort in einem Vermerk 

niedergelegt worden, wurde dann aber weder an das Landeskriminalamt Thürin-

gen225 noch an das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen weitergegeben.226 

Nicht an das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen gelangt ist auch die Quel-

lenmeldung vom April 2001, wonach Ralf Wohlleben eine ihm angebotene Geld-

                                            
223  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 5 f.; Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 9 f. 
224  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 6.; Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 10 f., 27. 
225  Dazu das Gutachten zum Verhalten der Thüringer Behörden und Staatsanwaltschaften bei der 

Verfolgung des „Zwickauer Trios“ von Schäfer, Wache und Meiborg vom 12.05.2012 (Schäfer-
Gutachten), S. 177, 184, 195. 

226  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 7; Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 11; siehe auch 
Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deutschen Bundestages, BT-Drucks. 17/14600, 
S. 443. 



51 
 

spende für die drei abgelehnt habe mit der Begründung, sie benötigten kein Geld 

mehr, weil sie zwischenzeitlich Aktionen machten, von denen der Geldgeber nichts 

wissen dürfe und solle.227 Dasselbe gilt schließlich für eine vom Landesamt für Ver-

fassungsschutz Thüringen im November 1999 erhobene Quellenmeldung, die drei 

bräuchten kein Geld mehr, weil sie jetzt jobbten.228 

Wohl aber hat sich das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen – teils auf der 

Grundlage der in Potsdam getroffenen Absprachen – nach wie vor intensiv mit der 

rechtsextremistischen Szene im Übrigen auseinandergesetzt, vor allem mit dem Per-

sonenkreis um Jan Werner. Dabei ging es vor allen Dingen um dessen Geschäfte mit 

dem Musiklabel „Movement Records“. Es wurden aber keine Erkenntnisse zum hie-

sigen Komplex mehr gewonnen.229 

(5.) Lichtbildvorlagen an vom Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen geführte 
Quellen 

Über die Teilnahme an den beschriebenen Maßnahmen hinaus und teilweise pa-

rallel zu ihnen hat das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen im Rahmen der 

Suche nach Zschäpe, Böhnhardt und Mundlos durch seine Beschaffer regelmäßig 

auch die von ihm geführten Quellen aus dem oder auch nur mit Zugang zum rechts-

extremistischen Spektrum nach den dreien befragt und ihnen Lichtbildvorlagen ge-

macht.230 Dabei ergaben sich jedoch ebenfalls keine konkreten Hinweise auf deren 

Aufenthaltsort in Sachsen. 

ee) Erfüllung der an ein Landesamt für Verfassungsschutz hinsichtlich der Zusam-
menarbeit mit anderen Behörden gestellten Erwartungen  

Der Ausschuss hat mehrere Zeugen danach gefragt, wie sie die Zusammenarbeit 

des Landesamts für Verfassungsschutz Sachsen mit anderen Behörden bewerten 

und ob das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen die an ein solches Amt ge-

stellten und zu stellenden Erwartungen erfüllt hat.  

                                            
227  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 7; Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 11; Schäfer-

Gutachten S. 178, 194 f., 197, 198 und öfter. 
228  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 8; Zeuge Wießner, Protokoll 13.11.2017, S. 6 f.; Schäfer-

Gutachten S. 171, 194, 196, 198 und öfter. 
229  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 7; Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 11. 
230  Etwa Zeuge MA 59, Protokoll 16.10.2017, S. 13, 14, 20, 23; Zeuge MA 3, Protokoll 23.04.2018, 

S. 4, 6; Zeuge MA 32, Protokoll 23.04.2018, S. 3; Zeuge MA 70, Protokoll 27.04.2018, S. 5; Zeuge 
MA 33, Protokoll 27.04.2018, S. 6; Zeuge MA 107, Protokoll 15.05.2018, S. 4, 5, 7; Zeuge MA 19, 
Protokoll 16.05.2018, S. 3; Zeuge MA 95, Protokoll 18.10.2017, S. 23; Zeuge MA 84, 16.05.2018, 
S. 4. 
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Der Zeuge Norbert Wießner, Mitarbeiter des Landesamts für Verfassungsschutz 

Thüringen, sagte auf der Grundlage zweier Besuche beim Landesamt für Verfas-

sungsschutz Sachsen sowie einer Reihe von Telefonaten wörtlich: „Das war sehr 

kooperativ, auch telefonisch, wenn es sein musste.“ und: „Da war jegliche Unterstüt-

zung von Sachsen, muss ich ganz ehrlich sagen, von den Kollegen da.“231, außer-

dem: „Wir hatten die Kollegen für sehr wertvoll angesehen, betrachtet, weil hier die 

Observation ja lief und hier das LfV Sachsen ja diese begleitenden Ermittlungen zur 

Observation durchführen musste.“ 232  

Der Zeuge Tüshaus antwortete auf die Frage, ob in den Jahren 1998, 1999, 2000 

innerhalb des Landesamts für Verfassungsschutz Sachsen einmal überlegt wurde, 

wie man selbst tätig werden könne, oder ob man sich darauf beschränkt habe, hin-

zunehmen, was aus Thüringen geliefert wird, wörtlich wie folgt: 233 

„Es war 1999 sicherlich nicht fortwährendes Thema, welche eigenen Anstren-
gungen man unternehmen kann, jetzt in Bezug auf diese Meldung. Wir haben – das 
ist ja auch dargestellt worden – eine ganze Reihe eigener Erkenntnisgewinnungsver-
suche, insbesondere über die Observationen, gestartet. Es ist auch versucht worden 
– das kann ich jetzt nicht jahreszahlmäßig zuordnen –, Hinweisgeber, Auskunftsper-
sonen, Quellen in dem Bereich zu gewinnen. Deshalb haben ja zum Beispiel die Ge-
spräche dann mit Mandy S. stattgefunden – oder, oder, oder, oder; da gab es ja noch 
eine Reihe von anderen 

Also, die Bemühungen in diese Richtung hat es gegeben.“  

Der Zeuge Lange wurde gefragt, was man als Landesamt für Verfassungsschutz 

macht, wenn man im Juni 1999 (durch den vorläufigen Abschlussbericht des Lan-

desamts für Verfassungsschutz Thüringen) von dem Telefonat (des Uwe Böhnhardt) 

aus Chemnitz erfährt, dann aber bis zum Februar 2000 keine weiteren Informationen 

zum Verbleib des „Trios“ erhält. Ob man dann einfach nur wartet, bis weitere Infor-

mationen kommen, oder ob man dann auch eine Aufgabenvergabe auslöst, um viel-

leicht doch auch einmal selbst tätig zu werden. Seine Antwort lautete wiederum wört-

lich: 234 

„Aus meiner Erinnerung war dieser Besuch des LKA-Zielfahnders zwar angemel-
det, aber insofern trotzdem überraschend. Es war ein Polizeifall aus Thüringen. Da 
ging es um eine polizeiliche Fahndung nach Rechtsextremisten, die, wie bekannt, in 
dieser Garage mit USBV hantiert hatten. Es war eine Ansprache, eine Frage des 
LKA-Beamten, inwieweit wir gegebenenfalls unterstützen können, was grundsätzlich 

                                            
231  Zeuge Wießner, Protokoll 13.11.2017, S. 4, 7. 
232  Zeuge Wießner, Protokoll 13.11.2017, S. 14. 
233  Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 30. 
234  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 8 und 9. 
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ja zugesagt worden ist. Und es gab dann erst mal keinen Informationsaustausch 
mehr mit dem Zielfahnder. Und insofern: Es war eine polizeiliche Fahndung aus Thü-
ringen. Es war, wenn überhaupt, dann ein Verfassungsschutzfall in Thüringen. Inso-
fern haben wir als LfV Sachsen zunächst keine Veranlassung gehabt, hier eigen-
ständig in Ermittlungen der Polizei oder Ermittlungen des LfV Thüringen einzugrei-
fen.“ 

Auf nochmalige Nachfrage fuhr er fort: 

„Bei der Besprechung waren auch mein Leiter Beschaffung und die zuständige 
Sachbearbeiterin für die Auswertung mit dabei. Insofern war das ein ständiger Auf-
trag im Rahmen der Quellenbefragungen und der Auswertung, auf Hinweise auf die-
se drei Geflüchteten zu achten. Aber es war kein konkreter Auftrag, jetzt aktiv sich 
einzubringen. Wie gesagt, es war eine Fahndungsmaßnahme der Polizei. Es war 
permanent vorhanden, diese Information. Es war auch klar, dass alle Beschaffer bei 
ihren Gesprächen darauf achten: Gibt es irgendwelche Hinweise? – Wir hätten die, 
so wir sie gehabt hätten, dann auch natürlich zusammengeführt und entsprechend 
verwertet. Aber, wie gesagt, keine aktive Beschaffung.“ 

Und: 
„Noch mal: Wir haben in diesem Zeitraum – ich habe das, glaube ich, im ersten 

Untersuchungsausschuss auch sehr deutlich formuliert – eine Vielzahl von schwer-
gewichtigen Beobachtungsszenen gehabt, unter anderem Skinheads Sächsische 
Schweiz, Blood & Honour und andere. Wir hatten eine Vielzahl von Skin-Konzerten. 
Das heißt, meine Beschaffer, meine Auswerter zum damaligen Zeitpunkt waren gut 
ausgelastet.  

Und diese allgemeine Anfrage des Polizeibeamten – wohlgemerkt: Polizeibeamten 
–: ‚Könnt ihr uns zu gegebener Zeit bitte unterstützen?‘, ist in diese allgemeinen Be-
schaffungsmaßnahmen eingeflossen, aber es wurden keine aktiven Unternehmun-
gen gestartet, um jetzt hier in die Fahndung sich einzuschalten.“ 

Nach von ihm gegebenen allgemeinen Erläuterungen zur Art und Weise der Zu-

sammenarbeit zwischen Landesämtern für Verfassungsschutz gezielt danach ge-

fragt, ob er die Zusammenarbeit zwischen den Landesämtern für Verfassungsschutz 

Sachsen und Thüringen als unproblematisch bezeichnen würde oder ob es Probleme 

gab, antwortete der Zeuge Lange: 

„Mir sind keine konkreten Probleme erinnerlich, wo es geklemmt hätte. Im Nach-
gang wissen wir ja – das habe ich den Unterlagen auch entnommen –, dass diverse 
Informationen nicht an das LfV Sachsen gelangt sind, die mit Sicherheit hilfreich ge-
wesen wären, um eine eigene Einschätzung der Lage, eine realistische Einschät-
zung der Lage treffen zu können. Das war aber zum damaligen Zeitpunkt mir nicht 
bekannt. Insofern hatte ich damals auch nicht den Eindruck, hier lägen mir nicht alle 
wesentlichen, wichtigen Informationen vor.“235 

Nochmals auf den Besuch des Zielfahnders Wunderlich im Landesamt für Ver-

fassungsschutz Sachsen am 15.06.1999 und das Untätigbleiben des Amts während 

                                            
235  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 19. 
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der sich anschließenden langen Informationsstille seitens der Thüringer Zielfahndung 

angesprochen führte der Zeuge Lange weiterhin aus: 

„Ja, aus heutiger Sicht mag es verwunderlich erscheinen, dass zehn Monate 
nichts passierte. Aber es war trotz allem eine Polizeifahndung. Und wenn sich der 
Polizist, die Polizei nicht meldet, gibt es keine Veranlassung – aus damaliger Sicht – 
für das LfV, jetzt aktiv auf ein fremdes Land, LKA Thüringen, zuzugehen und zu sa-
gen: ‚Was ist denn jetzt? Geht es irgendwann los?‘, sondern wir haben tatsächlich 
dann einfach gewartet, bis Herr Wunderlich sich irgendwann wieder gemeldet hat.“236 

Schließlich wurde der Zeuge Lange auch nach der Zusammenarbeit zwischen 

dem Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen und dem Landeskriminalamt Sach-

sen gefragt. Hier sprach er im Ergebnis von einer aus seiner Sicht sehr guten Zu-

sammenarbeit.237 

ff) Arbeitsabläufe und Strukturen innerhalb des Landesamts für Verfassungsschutz 
Sachsen  

Bei der Suche nach den Gründen für das jahrelange Unerkanntbleiben des Auf-

enthalts der drei Gesuchten ist der Untersuchungsausschuss auch den Arbeitsabläu-

fen und Strukturen innerhalb des Landesamts für Verfassungsschutz nachgegangen. 

Dazu hat er eine Reihe von Zeugen, insbesondere aus den Bereichen der Auswer-

tung und der Beschaffung beim Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen, befragt. 

Dabei ergab sich zusammengefasst folgendes Bild: 

Es scheint zu den Wesentlichkeiten der Arbeit eines Verfassungsschutzamts zu 

gehören, dass der Vorgang der Beschaffung von Erkenntnissen einerseits und der 

Vorgang ihrer Auswertung andererseits voneinander zu trennen sind und dabei die 

Auswertung die Beschaffung steuert.238 Weiterhin wird es für wichtig gehalten, dass 

der einzelne Mitarbeiter nur das für die Erledigung der ihm übertragenen Aufgabe 

Nötige zur Kenntnis bekommt („Wissen nur, wenn nötig“; „need to know“).239 Das 

wiederum bringt es mit sich, dass die Verknüpfung zwischen gewonnenen Erkennt-

nissen nicht schon auf der Ebene der Beschaffung stattfinden kann. Sie erfolgt viel-

mehr in ersten Ansätzen in der Auswertung und vollständig erst auf einer in der Be-

hördenhierarchie höheren Ebene. Einige der befragten Zeugen gaben an, dass die 

                                            
236  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 20 f. 
237  Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 19 f. 
238  Zeuge MA 59, Protokoll 16.10.2017, S. 17; Zeuge MA 95, Protokoll 18.10.2017, S. 9, 22; Zeuge 

MA 14, Protokoll 18.10.2017, S. 20; Zeuge MA 70, Protokoll 27.04.2018, S. 13; Zeuge MA 3, Pro-
tokoll 23.04.2018, S. 11; Zeuge MA 19, Protokoll 16.05.2018, S. 10; Zeugin MA 84, Protokoll 
16.05.2018, S. 8. 

239  Zeuge MA 19, Protokoll 16.05.2018, S. 6, 10; Zeugin MA 84, Protokoll 16.05.2018, S. 8. 
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Informationen im Sinne einer Bündelungsfunktion beim Referatsleiter zu einem mög-

lichst vollständigen Bild eines Vorgangs zusammenlaufen sollten,240 andere maßen 

dem Referatsleiter in dieser Hinsicht keine große Funktion bei241 und wieder andere 

definierten seine Rolle eher abstrakt im Sinne eines Koordinators des Referats.242 

Zur wechselseitigen Information innerhalb eines Referats fanden regelmäßige Refe-

ratsbesprechungen statt.243  

Allerdings scheinen die wohl häufiger wechselnden244 Referatsleiter ihre Aufgabe 

unterschiedlich wahrgenommen zu haben. Ein Zeuge meinte, seine von Juli 2002 bis 

Juli 2004 übernommenen Aufgaben als Leiter des Referats Rechtsextremismus im 

Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen hätten sich nicht sehr von den Aufgaben 

eines Referatsleiters in anderen Behörden unterschieden. Täglich seien ihm als reine 

Schreibtischtätigkeit zwischen 50 und 100 Mappen vorgelegt worden, zu denen zu 

überlegen gewesen sei, was zu veranlassen sei.245 Ohne spezifische Vorerfahrungen 

oder Vorkenntnisse den Bereich Rechtsextremismus betreffend habe er sich auf An-

regung seines damaligen Abteilungsleiters im Innenministerium unter anderem des-

halb auf die Stelle beworben, weil es ihm in seinem weiteren Fortkommen dienlich 

erschien.246 Von einzelnen Vorgängen, mit denen er befasst war, wusste er nichts zu 

berichten. Von der Suche nach dem „Trio“ will er während seiner Zeit im Landesamt 

für Verfassungsschutz Sachsen nichts gehört haben, zumindest kann er sich nicht 

daran erinnern. Das Amt wieder verlassen habe er, weil er gemerkt habe: „Das liegt 

mir nicht. Das ist nicht mein Ding. Es hatte vielleicht auch ein bisschen damit zu tun, 

dass ich beruflich auch nicht so richtig sah, dass ich da gut vorwärtskomme. Deswe-

                                            
240  Zeuge MA 95, Protokoll 18.10.2017, S. 19, 21; Zeuge MA 14, Protokoll 18.10.2017, S. 18 f.; Zeuge 

MA 70, Protokoll 27.04.2018, S. 13; Zeuge MA 107, Protokoll 16.05.2018, S. 9; Zeuge MA 19, Pro-
tokoll 16.05.2018, S. 7, 14. 

241  So Zeuge MA 3, Protokoll 23.04.2018, S. 12, der dann auf S. 15 doch angibt, alles fließe beim 
Referatsleiter zusammen. 

242  Zeuge MA 32, Protokoll 23.04.2018, S. 7: „Der Referatsleiter war zuständig für die Koordination im 
Referat. Er hat federführend Aufträge erteilt an Auswertung und Beschaffung, Schwerpunkte ge-
setzt und die Mitarbeiter auch so eingewiesen und eingeteilt, dass strukturelle Aufgaben wahrge-
nommen werden konnten.“; siehe auch Zeuge MA 50, Protokoll 27.04.2018, S. 11. 

243  Zeuge MA 66, Protokoll 16.10.2017, S. 10; Zeuge MA 59, Protokoll 18.10.2017, S. 29; Zeuge 
MA 14, Protokoll 18.10.2017, S. 7, 19, 21; Zeuge MA 50, Protokoll 24.04.2018, S. 11; Zeuge MA 
32, Protokoll 23.04.2018, S. 5 f.; Zeuge MA 84, Protokoll 16.05.2018, S. 5; Zeuge MA 33, Protokoll 
27.04.2018, S. 8. 

244  Zeuge MA 3, Protokoll 23.04.2018, S. 17 gab an, in der Zeit zwischen 1993 und 2018 vier oder fünf 
verschiedene Referatsleiter gehabt zu haben; ebenso Zeuge MA 107, Protokoll 16.05.2018, S. 9; 
Zeuge MA 33, Protokoll 27.04.2018, S. 7 f.: mindestens drei, mit wechselnder Kompetenz. 

245  Zeuge MA 66, Protokoll 16.10.2017, S. 5, 8, 9. 
246  Zeuge MA 66, Protokoll 16.10.2017, S. 5, 11 f. 
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gen habe ich gedacht: Es wäre vielleicht besser, wenn ich etwas anderes machen 

würde.“247 

3. Abbildung des Geschehens auf der Ebene der Stadtverwaltungen und der kom-
munalen Jugendsozialarbeit  

a) Ebene der Stadtverwaltungen 

Beim Einwohnermeldeamt in Zwickau war als Bewohner der Brandwohnung in 

der Frühlingsstraße 26 lediglich ein Matthias Dienelt gemeldet, und zwar mit Neben-

wohnsitz. Da man in der Stadtverwaltung Zwickau nicht regelmäßig prüft, ob andere 

oder mehr Personen als die amtlich Gemeldeten eine Wohnung bewohnen,248 wuss-

te man dort nichts davon, dass in der Brandwohnung tatsächlich andere Personen 

wohnten, nämlich, wie sich erst um den 04.11.2011 herausstellte, die untergetauch-

ten drei.249 Jedenfalls waren Beate Zschäpe, Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt zu 

keinem Zeitpunkt in Zwickau amtlich gemeldet.250 Allerdings war man sich in Zwickau 

schon lange bewusst, Probleme mit rechtsradikalen Erscheinungen zu haben. Des-

halb unterhält man dort mit (jährlich neu zu beantragender) Unterstützung des Frei-

staats Sachsen schon seit 1996 auf eine Initiative des Deutschen Gewerkschafts-

bundes zurückgehend das nach Aussage der Zeugin Oberbürgermeisterin Dr. Pia 

Findeiß sehr aktive „Bündnis für Demokratie und Toleranz“.251 

Über Ralf Marschner, der in Zwickau auch geschäftlich sehr rege war, wusste die 

Zeugin Dr. Findeiß einiges sofort zu sagen. Im Übrigen reichte sie hinsichtlich seiner 

mehrfachen Gewerbeanmeldungen und der mehrfach gegen ihn angestrengten Ge-

werbeuntersagungsverfahren bei der Stadt Zwickau einige Unterlagen nach.252 Ralf 

Marschner war zeitweilig V-Mann des Bundesamts für Verfassungsschutz, wurde als 

solcher aber, wie öffentlich allgemein bekannt geworden ist, wegen Unzuverlässigkeit 

„abgestellt“ und lebt zurzeit in der Schweiz.253 Von dort wird er allein auf der Basis 

des gegen ihn bestehenden Vollstreckungshaftbefehls wegen Insolvenzverschlep-

                                            
247  Zeuge MA 66, Protokoll 16.10.2017, S. 8. 
248 Zeugin Dr. Findeiß, Protokoll 26.09.2016, S. 17 f. 
249 Dazu unten unter VI. 1. d) aa) (6.). 
250 Zeugin Dr. Findeiß, Protokoll 26.09.2016, S. 5. 
251 Zeugin Dr. Findeiß, Protokoll 26.09.2016, S. 3, 22 f., 33. 
252 Zeugin Dr. Findeiß, Protokoll 26.09.2016, S. 8 f. mit Anlagen. 
253 Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, S. 47, 51, 62; Zeuge Binz, Protokoll 24.09.2018, S. 9 f., 11, 

13 f. 
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pung aber nicht ausgeliefert, weil diese Tat in der Schweiz nicht in gleicher Weise 

strafbar ist wie in Deutschland.254 

Weiterhin hat der Untersuchungsausschuss den Bürgermeister der Stadt Jo-

hanngeorgenstadt angehört. Der hat sich der Wahrnehmung eines Problems mit 

rechtsradikalen Strömungen in seiner Stadt eher verschlossen. Die Frage, ob er fest-

gestellt habe, dass es rechtsmotivierte Jugendliche in Johanngeorgenstadt gibt, be-

antwortete er wörtlich wie folgt:  

„Was heißt ‚rechtsmotivierte Jugendliche‘? Ich sage mal, wenn ich das Ergebnis von 
Wahlen sehe, dann lässt sich sicherlich auch ableiten – – Eine Wahl ist ja ein Spiegel 
der Bevölkerung. Ich gehe mal davon aus, dass darunter auch Jugendliche sind.“255 

Auf konkrete, in Verbindung mit Johanngeorgenstadt gebrachte rechte Gruppen 

und Personen angesprochen, etwa die „Brigade Ost“, will er von deren Entwicklung 

keine Kenntnis gehabt haben,256 hat aber im November 2011 einmal gegenüber ei-

nem Journalisten eingeräumt, sie zu kennen. Hintergrund dieser Äußerung war wohl 

eine die Brigade betreffende Bürgeranfrage, die er an die Polizei weitergegeben hat-

te.257 Im Übrigen sucht er bezogen auf Johanngeorgenstadt die Fehler und Ursachen 

für negative Entwicklungen vornehmlich in einer in der Zeit um 1990 nicht hinrei-

chend abgefangenen Arbeitslosigkeit und den dadurch verursachten Einbußen an 

Lebensqualität. Sie seien natürlich Nährboden.258  

b) Kommunale Jugendsozialarbeit 

Zur kommunalen Jugendsozialarbeit hat sich der Untersuchungsausschuss über 

die Arbeit im städtischen Jugendclub „Piccolo“ in Chemnitz in den Jahren nach 1993 

berichten lassen. Die Aussagen des Zeugen Peter Bindrich, für den Club verantwort-

licher Sozialarbeiter, und der Zeugin G., nach ihrer Kündigung als Erzieherin in einer 

anderen Einrichtung ab 1994 ebenfalls im Jugendclub tätig,259 lassen sich wie folgt 

zusammenfassen: 

Der Jugendclub galt zeitweise als rechter Szeneclub.260 Hier verkehrten in der 

Tat neben anderen Jugendlichen vor allem Jugendliche und Heranwachsende aus 

                                            
254 Vgl. die Antwort des Sächsischen Staatsministers der Justiz vom 03.08.2016 auf die Kleine 

Anfrage des Abgeordneten Bartl vom 05.07.2016, Sächsischer Landtag, Drucksache 6/5683. 
255 Zeuge Hascheck, Protokoll 05.11.2018, S. 6. 
256 Zeuge Hascheck, Protokoll 05.11.2018, S. 8 f. 
257 Zeuge Hascheck, Protokoll 05.11.2018, S.4 f. 
258 Zeuge Hascheck, Protokoll 05.11.2018, S. 14. 
259 Zeugin G., Protokoll 03.09.2018, S. 4. 
260 Zeuge Bindrich, Protokoll 03.09.2018, S. 6. 
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der rechten Szene. Ein Teil davon war der Hooligan-Szene zuzuordnen und in sei-

nen politischen Ansichten zwar rechts ausgerichtet, handelte aber kaum politisch, 

sondern eher spaßorientiert.261 Daneben gab es eine Gruppe von etwa zehn gut or-

ganisierten jungen Nationalsozialisten. Sie kamen vor allem in den Club, um sich dort 

in einer Ecke zu treffen und miteinander zu reden und zu diskutieren, schauten sich 

aber auch Fußballübertragungen an und spielten Billard.262 Der Einschätzung des 

Zeugen Bindrich zufolge handelte es sich dabei um die führenden Organisatoren der 

Chemnitzer Neonazi-Szene mit dem Bezug zu den „Jungen Nationaldemokraten“. Im 

Club hätten sie sich jedoch mit politischen Aktivitäten zurückgehalten und ihn „wirk-

lich als Freizeit- und Treffpunkt genutzt.“263 Der Name „Nationalsozialistischer Unter-

grund“ sei von dieser Gruppe nie gebraucht worden und Kontakte zu den dreien und 

der Szene in Jena seien nicht erkennbar geworden.264  

Seinem gesetzlichen Auftrag aus § 11 (SGB VIII) entsprechend habe man mehr-

fach versucht, mit den Mitgliedern dieser Gruppe über ihre politische Haltung ins Ge-

spräch zu kommen. Sie hätten sich dem jedoch verweigert und wollten in Ruhe ge-

lassen werden.265 Da sie sich im Club wohl verhalten hätten, habe man sie aber nicht 

des Clubs verweisen können.266 In diesem Zusammenhang gefragt, ob es darüber, 

wie man mit einer solchen Situation umgeht, einen fachlichen Austausch auf der Ju-

gendhilfeebene oder auch mit anderen Einrichtungen gegeben habe, berichtete der 

Zeuge Bindrich über einen Austausch mit einem etwa einen Kilometer entfernten 

Projekt der mobilen Jugendarbeit. Mit den dortigen Mitarbeitern habe man über die 

Grenzen der in diesem Projekt praktizierten „akzeptierenden Jugendarbeit“ diskutiert, 

„aber weniger, um funktionierende Maßnahmen im Sinne von Best Practice abzu-

sprechen, sondern um zu sehen: Wo setzten wir klar die Grenze an in der Betreuung 

und in der Arbeit mit rechtsgerichteten Jugendlichen“.267 Einen Austausch über diese 

Frage mit der Ebene des Jugendamts oder der Jugendpolitik habe es abgesehen 

davon, dass man Hinweise auf Probleme mit dieser Klientel hier und da in der monat-

lichen Berichterstattung auch an die für das Fritz-Heckert-Gebiet zuständigen Be-

zirksjugendpfleger herangetragen habe, nicht gegeben.268 Im Übrigen räumte der 

                                            
261 Zeuge Bindrich, Protokoll 03.09.2018, S. 5, 6. 
262 Zeuge Bindrich, Protokoll 03.09.2018, S. 4, 6, 14. 
263 Zeuge Bindrich, Protokoll 03.09.2018, S. 12. 
264 Zeuge Bindrich, Protokoll 03.09.2018, S. 3, 13; Zeugin G., Protokoll 03.09.2018, S. 8. 
265 Zeuge Bindrich, Protokoll 03.09.2018, S. 7, 12, 15; Zeugin G., Protokoll 03.09.2018, S. 7. 
266 Zeuge Bindrich, Protokoll 03.09.2018, S. 12. 
267 Zeuge Bindrich, Protokoll 03.09.2018, S. 17. 
268 Zeuge Bindrich, Protokoll 03.09.2018, S. 17. 



59 
 

Zeuge Bindrich ein, dass man mit der „akzeptierenden Arbeit“ die rechtsgerichteten 

Strukturen im Nachhinein möglicherweise eher gestärkt hat, etwa wie hier durch das 

Bereitstellen von Räumen für Treffen.269 

Als Beispiel für den Umgang des Jugendamts mit sich im Club stellenden Prob-

lemen berichtete der Zeuge Bindrich Folgendes: Als man einmal wegen Alkoholprob-

lemen Jugendliche des Clubs verweisen wollte und sie daraufhin zum Trinken auf die 

Straßen auswichen und dort Passanten belästigten, kam aus der Stadtverwaltung die 

Anweisung, sie angesichts eingegangener Bürgerbeschwerden wieder von der Stra-

ße weg hereinzuholen und sich mit ihnen zu arrangieren.270 Angesichts der schwieri-

gen Zustände im Club habe man sich mehrfach an das Jugendamt der Stadt Chem-

nitz gewandt, von dort aber letztlich keine Hilfe erhalten.271 Man habe sich eigentlich 

ziemlich alleingelassen gefühlt.272 

Auch in Johanngeorgenstadt gab es eine Jugendsozialarbeit. Da es Probleme 

mit Jugendlichen gegeben habe, die der Zeuge Holger Hascheck allerdings auch auf 

mehrfaches Befragen, insbesondere hinsichtlich möglicher politischer Aspekte, nicht 

näher zu erklären vermochte, habe man – wohl gemeinsam mit dem Landkreis – ver-

sucht, für die Jugendlichen etwas zu schaffen.273 Es wurden, so bildete sich der Zeu-

ge Hascheck ein, schon im Jahre 2000 Angebote gemacht. Es sei ein Streetworker 

eingesetzt worden. In der Folge habe es 2001, 2002 einen Jugendclub unter der Fe-

derführung der Arbeiterwohlfahrt Erzgebirge und in den folgenden Jahren noch einen 

selbstverwalteten Jugendclub am Bahnhof gegeben. Er gehe davon aus, dass der 

Streetworker ein besonderes sozialpädagogisches Konzept gehabt habe, aber da 

müsse man ihn selbst befragen. Er glaube sogar, das Konzept sei das der Integrati-

on und auch der Erlebnispädagogik gewesen, das heißt die jungen Menschen einzu-

beziehen, ihnen Halt zu geben.274 

III. Über welchen Kenntnis- und Informationsstand verfügte die Sächsische Staats-
regierung (mit nachgeordneten Behörden) zur Terrorgruppe NSU bzw. zu ihrem 
Unterstützungsnetzwerk jeweils? 

Den bei der Staatsregierung und ihren nachgeordneten Behörden vorhandenen 

Kenntnis- und Informationsstand betreffend ist zwischen der Zeit vor dem Untertau-
                                            
269 Zeuge Bindrich, Protokoll 03.09.2018, S. 18 f. 
270 Zeuge Bindrich, Protokoll 03.09.2018, S. 17 f.; Zeugin G., Protokoll 03.09.2018, S. 12. 
271 Zeuge Bindrich, Protokoll 03.09.2018, S. 16; Zeugin G., Protokoll 03.09.2018, S. 8, 9. 
272 Zeugin G., Protokoll 03.09.2018, S. 14. 
273 Zeuge Hascheck., Protokoll 05.11.2018, S. 5. 
274 Zeuge Hascheck, Protokoll 05.11.2018, S. 6. 
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chen von Beate Zschäpe, Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt im Januar 1998 (dazu 

nachfolgend unter 1.), der Zeit danach bis zu ihrer Entdeckung (dazu nachfolgend 

unter 2.) und der Zeit um ihre Entdeckung im November 2011 (dazu nachfolgend un-

ter 3.) zu unterscheiden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Begriff „Nationalsozi-

alistischer Untergrund“ erstmals auf den am 10.11.2011 in der Frühlingsstraße 26 in 

Zwickau gefundenen DVDs und Festplatten aufgetaucht ist und davor noch nicht in 

öffentlicher Verwendung war. Dementsprechend erklärten auch alle danach befrag-

ten Behördenzeugen, erstmals im Gefolge der Geschehnisse um den 04.11.2011 

etwas vom „Nationalsozialistischen Untergrund“ gehört zu haben.  

1. Die Zeit vor dem Untertauchen der drei nach dem 26.01.1998  

Bis zum Untertauchen der drei nach der Durchsuchung der Garage in Jena am 

26.01.1998 stand die Gruppe als solche noch nicht im Fokus der Behörden. Vielmehr 

war sie Teil einer starken, über ganz Deutschland (und darüber hinaus) verbreiteten 

rechtsextremistischen Szene. Diese stand unter Beobachtung sowohl der Polizei- als 

auch der Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der betroffenen Länder. Alle 

zusammen hatten über diese Szene einen mehr oder weniger breiten und tiefen 

Überblick. Daran hatten auch die sächsischen Institutionen ihren Anteil. Er war aber 

allenfalls am Rande Gegenstand der Untersuchungen des Ausschusses und ist da-

her hier nicht näher darzustellen.  

2. Die Zeit nach dem 26.01.1998 

Welche Kenntnisse und Informationen bei sächsischen Behörden in der Zeit 

nach dem Untertauchen der drei nach dem 26.01.1998 vorhanden waren bzw. sich 

im Laufe der Zeit entwickelten, ist bereits in die Darstellung oben unter II eingeflos-

sen. Sie sollen hier lediglich noch einmal zusammengefasst werden: 

Unmittelbar nach dem 26.01.1998 wusste man aufgrund der Meldung aus dem 

Landeskriminalamt Thüringen lediglich, dass die drei untergetaucht waren, nach 

ihnen gefahndet wurde und ein Haftbefehl des Amtsgerichts Jena bestand. Von der 

sich sodann entwickelnden Serie von Post- und Sparkassenüberfällen sowie dem 

Überfall auf den Edeka-Markt in Chemnitz konnte man jeweils nur zur Kenntnis neh-

men, dass die Taten begangen worden waren, vermochte sie aber bis zuletzt nicht 

auf die drei zurückzuführen.  
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Davon, dass sie sich in Sachsen aufhielten, wusste man ebenfalls bis zuletzt 

nichts. Beginnend mit der Nachricht über den Unfall in der zweiten Februarhälfte 

1998 auf der Autobahn nach Dresden wusste man im sächsischen Landesamt für 

Verfassungsschutz aber, dass sie (auch) in Sachsen zu suchen waren. Mit der Zu-

sendung des vorläufigen Abschlussberichts des Landesamts für Verfassungsschutz 

Thüringen vom 15.06.1999 an die anderen Verfassungsschutzbehörden verdichtete 

sich die Vermutung, die drei hielten sich in Sachsen auf. Später hatte man, zumin-

dest soweit man an der Suche in Sachsen beteiligt war, auch Kenntnis davon, wie 

und mit welchen Nichterfolgen sich diese Suche entwickelte. Dies gilt vor allem für 

die „Terzett“-Maßnahmen, an denen verschiedene sächsische Behörden maßgeblich 

beteiligt waren. 

Mit der im September 1998 über das Landesamt für Verfassungsschutz Thürin-

gen zum Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen gelangten Meldung des Lan-

desamts für Verfassungsschutz Brandenburg wusste man auch, dass die drei sich 

Waffen beschaffen, einen weiteren Überfall begehen und sich nach Südafrika abset-

zen wollten. 

Während der Suche nach dem „Trio“ hat das Landesamt für Verfassungsschutz 

Sachsen, wie ebenfalls bereits unter II. dargestellt, nicht zuletzt um die im September 

1998 in Potsdam mit den beiden anderen Landesämtern für Verfassungsschutz ge-

troffenen Abreden zu erfüllen, auch das Unterstützerumfeld der drei in Sachsen mit 

ins Auge gefasst und dabei entsprechende Erkenntnisse über diese Szene gewon-

nen. Hilfreich für das Auffinden der drei waren diese Erkenntnisse jedoch letztendlich 

nicht.  

3. Die Zeit um und nach der Entdeckung 

Das Geschehen am 04. und 05.11.2011 lag mit der Meldung des Brandes in der 

Frühlingsstraße in Zwickau voll in den Händen sächsischer Feuerwehren sowie 

sächsischer Polizeikräfte. Insoweit fielen alle Kenntnisse und Informationen unmittel-

bar bei sächsischen Behörden an. Mithin war alles unten unter VI. zum 04. und 

05.11.2011 zum Geschehen in der Frühlingsstraße Geschilderte auf den ver-

schiedensten Ebenen sächsischer Behörden auch bekannt und wird im Rahmen be-

stehender Berichtspflichten auch der Sächsischen Staatsregierung zur Kenntnis ge-

langt sein. Gleiches gilt für die bei den sich anschließenden ersten Ermittlungen der 

Feuerwehr und sodann der sächsischen Strafverfolgungsbehörden bis zur Übernah-
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me der Ermittlungen durch das Bundeskriminalamt sowie den Generalbundesanwalt 

am 12.11.2011 gewonnenen Erkenntnisse. Wegen des Kenntnis- und Informations-

standes der Sächsischen Staatsregierung und ihrer nachgeordneten Dienststellen 

kann deshalb auch insoweit verwiesen werden auf die Ausführungen unten unter VI. 

Die parallelen Geschehnisse am 04.11.2011 um den Banküberfall in Eisenach 

und die anschließende Selbsttötung von Mundlos und Böhnhardt im Wohnmobil sind 

den sächsischen Behörden ebenfalls im Zuge des unter VI. Geschilderten bekannt 

geworden, sodass auch insoweit dorthin verwiesen werden kann.  

 Nach der Übernahme der Ermittlungen durch das Bundeskriminalamt und den 

Generalbundesanwalt waren sächsische Behörden insoweit am Neuaufkommen von 

Informationen beteiligt, als sie an der Besonderen Aufbauorganisation „Trio“ mit ei-

genen Verbindungsbeamten teilgenommen haben und ein regionaler Einsatzab-

schnitt der Besonderen Aufbauorganisation in Wilkau-Haßlau eingerichtet wurde und 

dort auch für längere Zeit tätig war. Im Übrigen ist zu berücksichtigen, dass Sachsen 

in dieser Phase nicht mehr ermittlungszuständig war. 

IV. Inwieweit sind die unter III. behandelten Informationen von der Sächsischen 
Staatsregierung (mit nachgeordneten Behörden) mit anderen Institutionen geteilt 
worden? 

Inwieweit sächsische Behörden ihre Kenntnisse und Informationen mit anderen 

Institutionen geteilt haben, ist im Wesentlichen ebenfalls bereits in das oben unter II. 

Dargestellte eingeflossen und braucht hier nur noch einmal zusammengefasst zu 

werden.  

Die meisten von sächsischen Behörden im hiesigen Zusammenhang gewonne-

nen Erkenntnisse und Informationen sind bei Maßnahmen angefallen, die zusammen 

mit den Behörden anderer Bundesländer durchgeführt wurden. Dies gilt insbesonde-

re für die Beteiligung sächsischer Behörden an der bundesweiten Fahndung nach 

den dreien.  

Hier sind zunächst die Maßnahmen zu nennen, für die die insoweit federführende 

Zielfahndungsabteilung des Landeskriminalsamts Thüringen das Landeskriminalamt 

Sachsen um Mithilfe gebeten hat.275 Bei diesen Maßnahmen lag die Leitung jeweils 

bei der Zielfahndungsabteilung des Landeskriminalamts Thüringen. Damit sind alle 

                                            
275 Dazu oben unter II. 3. b). 
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Erkenntnisse und Informationen unmittelbar dort angefallen und brauchten von vorn-

herein nicht durch sächsische Behörden mitgeteilt zu werden. 

Die Landesämter für Verfassungsschutz Sachsen und Thüringen arbeiteten bei 

der Suche nach dem „Trio“ und bei der Observation seiner Unterstützer weitgehend 

Hand in Hand miteinander und haben angefallene Informationen über die gemein-

samen Meldedienste miteinander geteilt. Defizite bei der Informierung anderer sind 

eher innerhalb der jeweiligen Bundesländer im Verhältnis zu anderen Behörden auf-

getreten. So hat das Landesamt für Verfassungsschutz Thüringen einige Meldungen 

(schon) nicht an das Landeskriminalamt Thüringen weitergegeben, nämlich die, dass 

die Annahme einer Spende für das „Trio“ abgelehnt wurde, weil die drei Aktionen 

gemacht hätten,276 und dass der Aufenthalt der drei in Sachsen in der Szene bekannt 

sei. 277 Auch in Sachsen war die Bereitschaft des Landesamts für Verfassungs-

schutz, die ihm vorliegenden Informationen mit anderen Behörden zu teilen, zumin-

dest nicht durchweg gegeben. So hat man es nicht selbst übernommen, die so ent-

scheidende, auch dem Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen bekannte, vom 

Brandenburger Amt aber nur bedingt freigegebene Meldung, es würde versucht, für 

die drei Waffen zu beschaffen, sie planten einen weiteren Überfall und wollten sich 

nach Südafrika absetzen, in für polizeiliche Ermittlungen geeigneter Weise an die 

sächsische Polizei weiterzugeben. Man wollte das dem Landeskriminalamt Thürin-

gen überlassen mit der Folge, dass diese Information seinerzeit überhaupt nicht bei 

der sächsischen Polizei angekommen ist.278  

Mit den Behörden anderer Bundesländer geteilt wurden seitens der sächsischen 

Polizei auch die in Sachsen bei Ermittlungen hinsichtlich der Raubüberfälle angefal-

lenen Informationen. Nachdem die Sparkassenüberfälle in Stralsund gemeldet wur-

den, ist man sogleich in eine enge Zusammenarbeit mit den dortigen Polizeikräften 

eingetreten, und sächsische Ermittler begaben sich nach Stralsund, um die Ermitt-

lungen gemeinsam voranzutreiben.279 Als sich schließlich der Sparkassenüberfall in 

Arnstadt-Ilmenau am 07.09.2011 ereignete, hat man angesichts der nur geringen 

                                            
276 Dazu oben unter II. 2. c), II. 3. c) dd) (4.) und Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 7; Zeuge Tüs-

haus, Protokoll 28.08.2017, S. 11; Gutachten zum Verhalten der Thüringer Behörden und Staats-
anwaltschaften bei der Verfolgung des „Zwickauer Trios“ von Schäfer, Wache und Meiborg vom 
12.05.2012 (Schäfer-Gutachten) S. 178, 194 f., 197, 198 und öfter. 

277 Dazu oben unter II. 3. c) dd) (4.) und Zeuge Lange, Protokoll 15.05.2017, S. 7; Zeuge Tüshaus, 
Protokoll 28.08.2017, S. 11; siehe auch Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deut-
schen Bundestages, BT-Drucks. 17/14600, S. 443. 

278 Dazu oben unter II. 3. c) aa). 
279 Dazu oben unter II. 2. a). 
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Beute seitens der sächsischen Polizei die Polizeiinspektion in Gotha unter Beschrei-

bung der bisherigen Art und Weise der Tatbegehung gleich gewarnt, dass eine bal-

dige neue Tat nicht unwahrscheinlich sei. Solchermaßen vorgewarnt hat man in Thü-

ringen nach dem Überfall auf die Sparkasse in Eisenach am 04.11.2011 den Wohn-

wagen auch bald in der Nähe des Tatorts stellen können.280 

V. Inwiefern haben Fehler oder Versäumnisse der Sächsischen Staatsregierung 
(mit nachgeordneten Behörden) die Bildung der Terrorgruppe NSU und ihres Un-
terstützungsnetzwerks begünstigt? 

Die Frage, inwieweit in Sachsen ein politisches Klima herrscht, das die Entste-

hung rechtsextremistischer Strukturen begünstigt, und welchen Anteil die Sächsische 

Staatsregierung mit ihren nachgeordneten Behörden daran haben könnte, im Kern 

also die Frage, ob staatlicherseits in Sachsen genug getan wurde, dem Rechtsext-

remismus entgegenzuwirken, wird bekanntlich seit geraumer Zeit auf verschiedens-

ten Ebenen intensiv diskutiert. Vor dem Untersuchungsausschuss hat allerdings kei-

ner der vernommenen Zeugen dazu unmittelbar eine Aussage getroffen. 

Dies gilt selbst für die laut dem maßgeblichen Beweisbeschluss gezielt zu die-

sem Beweisthema gehörte sachverständige Zeugin Antonia von der Behrens.281 Sie 

wusste zwar manche Details zu berichten, aus denen sich behördliche Ermittlungs-

fehler herleiten ließen. Diese Details beziehen sich jedoch nahezu ausschließlich auf 

Vorgänge in Thüringen. Zu Sachsen erklärte die Zeugin gleich mehrfach, nicht sagen 

zu können, was davon dort bekannt gewesen sei oder sonst Bezug zu Sachsen ha-

be. Vor allem aber betreffen diese Details allein mögliche Ermittlungsfehler, deren 

Vermeidung zu einem früheren Auffinden des „Trios“ hätten führen können. Insoweit 

decken sich ihre Aussagen mit dem, was dem Untersuchungsausschuss auch durch 

andere Zeugen bekannt geworden ist.  

Selbst zu dem einzigen Versäumnis, das sie Sachsen ausdrücklich zuschreibt, 

nämlich dass man dort nach der auf das Landesamt für Verfassungsschutz Branden-

burg zurückgehenden Meldung, für die drei sollten Waffen beschafft werden, sie 

planten einen weiteren Überfall und wollten sich dann nach Südafrika absetzen, nicht 

genug getan habe,282 enthält ihre Aussage gegenüber der anderer Zeugen nichts 

Neues. Denn in der Tat stellt sich die Frage, ob es nicht Wege gegeben hätte, den 

                                            
280 Dazu oben unter II. 2. a). 
281 Sachverständige Zeugin von der Behrens, Protokoll 05.11.2018. 
282 Sachverständige Zeugin von der Behrens, Protokoll 05.11.2018, S. 16 ff. 
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Kerngehalt dieser Meldung unter Wahrung der Brandenburger Vorstellungen vom 

Quellenschutz in anderer, für die Aufnahme von Ermittlungen geeigneter Weise an 

die sächsischen Ermittlungsbehörden zu bringen.  

Eine Aussage zu der Frage, „welche (gesellschaftlichen) Ursachen und Gründe 

sowie mögliche Fehler, Versäumnisse, Fehleinschätzungen und Falschbewertungen 

sächsischer Behörden es ermöglichten oder gar begünstigten, dass sich die neona-

zistische Terrorgruppe, die sich selbst als ‚Nationalsozialistischer Untergrund‘ be-

zeichnet, deren personell-organisatorisches Umfeld und Unterstützernetzwerk in 

Sachsen niederlassen, von Sachsen aus agieren und schwerste Straftaten begehen 

können“ (so wörtlich der maßgebliche Beweisbeschluss), machte auch diese Zeugin 

nicht. 

Wohl aber sind mehrere Zeugen, insbesondere Mitarbeiter des Landesamts für 

Verfassungsschutz Sachsen, nach den Erkenntnissen befragt worden, die sie bei der 

der Observation einzelner, dem Unterstützerumfeld des NSU zugehörigen Personen 

oder bei entsprechenden Telekommunikationsüberwachungen gewonnen haben. 

Dabei ist manches über die Struktur und das Zusammenwirken in dieser Szene zuta-

ge getreten. Keiner der Zeugen berichtete jedoch über Vorgänge, die für die Beant-

wortung der Frage nach der Begünstigung der Bildung dieser Strukturen durch die 

Sächsische Staatsregierung und deren nachgeordnete Behörden ergiebig wären. 

VI. Inwiefern sind der Sächsischen Staatsregierung (mit nachgeordneten Behörden) 
Fehler oder Versäumnisse bei der Aufklärung der Verbrechen der Terrorgruppe 
NSU nach ihrem Bekanntwerden anzulasten? 

Ein wesentlicher Grund dafür, dass die eingangs dargestellten Morde und Raub-

überfälle aufgeklärt und dem NSU zugeordnet werden konnten, waren vor allem die 

im Tresor im Hause Frühlingsstraße 26 in Zwickau und im Zuge der Brandlöschung 

und der Sicherung und des teilweisen Abrisses des Hauses entstandenen Bauschutt 

aufgefundenen Waffen. Einige von ihnen, im Zentrum steht eine Pistole der Marke 

„Česká CZ 83“, waren bei diesen Straftaten verwendet worden. Hinzu kommen wei-

tere Funde in der Wohnung wie insbesondere der die Taten des NSU in menschen-

verachtender Weise darstellende, als „Paulchen-Panther-Video“ bekannt gewordene 

Film. Die Geschehnisse am 04.11.2011 und der Ablauf dieser Aufklärungsarbeiten 

sind zumindest in ihren Grundzügen allgemein bekannt. Sie sind auch in den Berich-

ten des 3. Untersuchungsausschusses des 5. Sächsischen Landtages beschrieben, 

auf die hier Bezug genommen werden kann. 
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Vor diesem Hintergrund hat der Ausschuss umfängliche Zeugenvernehmungen 

zu den Geschehnissen am 04. und am 05.11.20011 durchgeführt, die die Verbindun-

gen zwischen den Mordtaten sowie den Bank- und Supermarktüberfällen offenlegten 

(dazu nachfolgend unter 1.). Im Weiteren ging es um die eigenen Ermittlungen säch-

sischer Behörden bis zur Übernahme der Ermittlungen durch das Bundeskriminalamt 

am 12.11. 2011 (dazu nachfolgend unter 2.) und schließlich um die sich daran an-

schließende Phase der Zusammenarbeit sächsischer Behörden mit dem Bundeskri-

minalamt (dazu nachfolgend unter 3.). 

1. Geschehnisse am 04., 05. und 06.11.2011 

a) Ausgangslage 

Die Vorgänge am 04. und 05.11.2011 wurden wesentlich dadurch bestimmt, 

dass bei solchen Brandereignissen zunächst die Arbeit der Feuerwehr absolute Prio-

rität vor der Arbeit aller anderen Einsatzkräfte, insbesondere der anwesenden Ermitt-

ler der Kriminalpolizei hat. Auf deren Ermittlungsinteressen kann die Feuerwehr nur 

beschränkt Rücksicht nehmen, solange der Erfolg der Arbeit der Feuerwehr dadurch 

keine Beeinträchtigung erfährt.  

Für die Vorgehensweise der Feuerwehr hatte, solange noch ungewiss war, ob 

sich weitere Personen im Haus befinden, deren Schutz im Vordergrund zu stehen.283 

Bald bestand allerdings Gewissheit, dass einige in der Frühlingsstraße 26 amtlich 

Gemeldete dort nicht mehr wohnten. Auch zwei vor dem Brandausbruch im Haus mit 

Bauarbeiten beschäftigt gewesenen Bauarbeiter hatten sich schon vor dem Brand zu 

einer Pause außer Hauses begeben und wurden dort auch angetroffen.284 Schließ-

lich wurde um ca. 18 Uhr auch die weiterhin in der Frühlingsstraße 26 wohnende 

Frau Erber bei einer Verwandten auf der gegenüberliegenden Straßenseite angetrof-

fen.285 

So war zuletzt für „Susann Dienelt“ (später als Beate Zschäpe erkannt) und zwei 

weitere, männliche Personen, von deren Zusammenleben mit „Susann Dienelt“ im 

Haus Frühlingsstraße 26 Nachbarn berichteten (später als Uwe Böhnhardt und Uwe 

                                            
283 Zeuge Günnel, Protokoll 14.12.2015, S. 7 unter Hinweis auf die Feuerwehr-Dienstvorschrift 100: 

„Das Retten, In-Sicherheit-Bringen und Schützen von Menschen steht bei allen Entscheidungen als 
primäres Einsatzziel im Vordergrund“ und auf S. 17 unter Darstellung dreier Kriterien. 

284 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 3, 25; Zeuge Günnel, Protokoll 14.12.2015, S. 9; Zeuge 
Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 7; Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 6. 

285 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 4, 5; Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S. 15; Zeuge 
Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 9; Zeuge Philipp, 29.08.2016, S. 15. 
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Mundlos erkannt), noch unklar, ob sie sich noch im Haus befanden. Weitere Klarheit 

konnte man insoweit erst haben, als sich herausstellte, dass es sich bei der Person, 

die bald nach Beginn des Brandes von der mit dem Pkw heimkehrenden Bewohnerin 

des Hauses Frühlingsstraße 24, der Zeugin Antje Herfurth, mit zwei Katzenkörben 

(die sie dann der Frau Herfurth übergeben oder auch nur vor ihr stehen gelassen 

hat) aus Richtung des Hauses kommend angetroffen worden war (und die nach Aus-

kunft des Ehemannes der Frau Herfurth, Herrn Herfurth, den Ereignisort in Richtung 

Pölbitzer Bahnhof verlassen hatte286), um die ebenfalls im Haus Frühlingsstraße 26 

wohnende „Susann Dienelt“ handelte. Darüber hinaus gingen, sobald dies nach Lage 

der Löscharbeiten zu verantworten war, Kräfte der Feuerwehr durch das Haus, um 

sich zu vergewissern, dass sich keine weiteren Personen mehr darin befanden, ins-

besondere nicht die beiden männlichen Mitbewohner der „Susann Dienelt“.287 Um 

welche Uhrzeit das war, konnte der Ausschuss nicht genau ermitteln; es könnte 

„ganz später Nachmittag oder am frühen Abend“ gewesen sein.288 Erst um 01:58 Uhr 

am 05.11.2011 gab es, so der Zeuge Heinrich Günnel, die abschließende Meldung, 

dass im Haus keine Personen gefunden wurden.289 

Nachdem mit gewisser Sicherheit feststand, dass sich keine Personen mehr im 

Haus befanden, hatten für die Feuerwehr immer noch die weitere Brandlöschung und 

anschließend die Sicherung des einsturzgefährdeten Gebäudes Priorität. Teile der 

Vorder- und der Giebelwand waren ohnehin bereits herabgestürzt. Jetzt drohte vor 

allem das Dach einzustürzen und musste unter Einsatz eines Baggers teilweise ab-

getragen und dann stabilisiert werden. Aus diesen Gründen war das Betreten des 

Hauses nach wie vor Feuerwehrkräften im Einsatz vorbehalten; den herbeigerufenen 

Ermittlern war das verwehrt;290 die Feuerwehr untersagte das Betreten durch Nicht-

Feuerwehrleute sogar ausdrücklich. 

Die Zeugen berichten für den 04.11.2011 übereinstimmend von einem Gesche-

hen, das einschließlich der üblichen chaotischen Phase zu Beginn291 im Handeln der 

anwesenden Akteure einem Brand wie dem vorgefundenen grundsätzlich angemes-

                                            
286 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 3 f.; Zeuge Wich, 14.09.2015, Protokoll S. 4; Zeuge 

Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 10. 
287 Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 4, 8 f. 
288 Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 9. 
289 Zeuge Günnel, Protokoll 14.12.2015, S. 13. 
290 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 4; Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 4; Zeuge Günnel, 

Protokoll 14.12.2016, S. 12. 
291 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 5, Protokoll 29.08.2016, S. 14 und 16; Zeuge Werle, 

Protokoll 24.09.2918, S. 4. 



68 
 

sen und „gut organisiert“292 war. Dies gilt auch für die Aufstellung der diversen Ein-

satzfahrzeuge von Feuerwehr und Polizei, aber auch für die Absicherung des Ein-

satzortes durch „Flatterband“ und die Bewachung durch die anwesende Schutzpoli-

zei, die es Unbefugten unmöglich machte, den Ereignisort zu betreten.293 Die Absi-

cherung wurde als dem Einsatz und seiner Art adäquat empfunden.294 

b) Vor Ort anwesende Einsatzkräfte 

Schon bald nach Eingang des Notrufs mit der Meldung vom Ausbruch des Bran-

des um 15:08 Uhr, nämlich schon um 15:15 Uhr, waren am 04.11.2011 verschiedene 

Verbände der Feuerwehr (Berufsfeuerwehr Zwickau sowie diverse Freiwillige Weh-

ren aus der Umgebung) vor Ort. Der Leiter der Zwickauer Feuerwehr, der Zeuge 

Günnel, begab sich um 15:30 Uhr selbst zum Brandort, sah aber, da er erkannte, 

dass der Einsatzleiter der Feuerwehr, Herr Heil, „den Einsatz im Griff“ hatte, keinen 

Anlass, die Einsatzleitung selbst zu übernehmen.295 Immerhin war er zwischen 

16:30 und 17:30 Uhr ein Mal zusammen mit dem Einsatzleiter im ersten Oberge-

schoss der Brandwohnung. Vor der Wohnungstür bemerkte er im Treppenhaus einen 

schwarzen Benzinkanister, den, so teilte die Polizei mit, vorher ein Feuerwehrtrupp in 

der Nähe gefunden und bei den Löscharbeiten beiseite gestellt hatte.296 Damit konn-

te bereits früh der Verdacht einer Brandstiftung aufkommen. 

Seitens der Polizei erschienen ebenfalls schon bald diverse Kräfte der Schutzpo-

lizei unter der Einsatzleitung von Herrn Sperlich vor Ort. Sie haben den Ereignisort 

abgesichert (und in den folgenden Tagen auch bewacht), außerdem ihrerseits schon 

erste Befragungen vorgenommen. Sehr früh waren, durch ihren Dienstgruppenführer 

geschickt, auch alle verfügbaren Streifenwagen des Polizeireviers Zwickau vor 

Ort.297 Ihnen folgte gegen 15:30 Uhr der Leiter des Streifendienstes des Polizeire-

viers Zwickau, der Zeuge Polizeihauptkommissar Kay-Uwe Mittmann zusammen mit 

                                            
292 So der Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 19. 
293 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 9, 40; Zeuge Günnel, Protokoll 14.12.2015, S. 21; Zeuge 

Mittmann, Protokoll 14.12.2014, S. 4, 12; Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 8; Zeuge Fle-
mig, Protokoll 07.04.2017, S., 13 f.; Zeuge Thomas Müller, Protokoll 01.02.2016, S. 15; Zeuge Hel-
linger, Protokoll 18.04.2016, S. 8, 9; Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 17, 48; Zeuge Philipp, 
29.08.2016, S. 10, 15; Zeugin Dr. Findeiß, 26.09.2016, S. 6, 18 f. 

294 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 8. 
295 Zeuge Günnel, Protokoll 14.12.2015, S. 6, 10. 
296 Zeuge Günnel, Protokoll 14.12.2015, S. 12, 24, 33. 
297 Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S. 3. 
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dem Leiter des Polizeireviers Zwickau, Herrn Alexander Beitz,298 der den Einsatz 

leitete.299 Von diesem Streifendienst waren am Ende 11 Beamte anwesend.300 

Darüber hinaus begaben sich bald auch verschiedene Mitarbeiter der Kriminalpo-

lizei zum Einsatzort. Gegen ca. 15:30 Uhr erschienen als diensthabende Beamte des 

Kriminaldauerdienstes der damaligen Polizeidirektion Südwestsachsen (seit der Um-

strukturierung der sächsischen Polizei zum 01.01.2013 und auch hier im Folgenden 

Polizeidirektion Zwickau genannt) der Zeuge Kriminalhauptkommissar Lutz Walther 

und Herr Fischer. Herr Walther leitete diesen Einsatz vor Ort;301 der in der Dienststel-

le verbliebene Gruppenführer des Kriminaldauerdienstes war während dieser Schicht 

der Zeuge Kriminalhauptkommissar Frank Lässig.302 Weiterhin machten sich für die 

Leitung des Dezernats 1 der Polizeidirektion Zwickau die Zeugen Kriminalrat Swen 

Philipp und Kriminalhauptkommissar Thomas Müller zur Frühlingsstraße auf.303 Spä-

ter (die Zeitangaben schwanken zwischen 16:45, 17:00, 17:15 und 17:20 Uhr304) 

kam, vom Zeugen Walther über den Zeugen Lässig zur weiteren Ermittlung aus dem 

Bereitschaftsdienst herbeigerufen,305 der Zeuge Kriminaloberkommissar Lutz Wich. 

Da die Mitarbeiter des Kriminaldauerdienstes sich nur während der Zeit ihres Einsat-

zes im Dauerdienst mit einer Sache beschäftigen und die weiteren Ermittlungen da-

nach den „Fachabteilungen“ überlassen,306 waren die kriminalpolizeilicherseits erst-

ermittelnden Zeugen Walther und Fischer überhaupt nur am 04.11.2011 mit der Sa-

che befasst und seither bis zu ihrer Vernehmung durch den Ausschuss dienstlich nie 

wieder. Insbesondere wurden sie später von niemand anderem zu dem Vorgang ver-

nommen.307 Sie wurden bei ihrem Dienstschluss um ca. 17 Uhr vor Ort abgelöst 

durch die nächste Schicht des Kriminaldauerdienstes, den Zeugen Hendrik Düniß 

und seinen Kollegen Alexander Friedrich, der Zeuge Düniß einsatzleitend, unter dem 

in der Dienststelle verbleibenden Gruppenführer, dem Zeugen Siegfried Müller. 

                                            
298 Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S. 3. 
299 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 5, 7. 
300 Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S. 6 
301 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 3. 
302 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 7; Zeuge Lässig, Protokoll 14.03.2016, S. 3. 
303 Zeuge Thomas Müller Protokoll 01.02.2016, S. 3. 
304 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 4; nur vage Angaben durch den Zeugen Wich selbst,  

Protokoll 14.09.2015, S. 3, 7: „nach dem Kaffeetrinken“, „“ich weiß, es war noch hell“. 
305 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 4; Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 7, 12. 
306 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 23. 
307 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 14, 21 f. 
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Herbeigerufen308 wurde auch der Bereitschaftsdienst der bei der Kriminalpolizei 

angesiedelten Brandursachenermittlung. Da der regulär zu diesem Bereitschafts-

dienst eingeteilte Zeuge Kriminalhauptmeister Frank Lenk wegen einer anderweitigen 

Veranstaltung zunächst verhindert war, übernahm zunächst der Zeuge Kriminal-

hauptkommissar Gerd Hellinger die Ermittlungen; er erreichte den Brandort zwischen 

15:30 und 15:45 Uhr.309 Ab 19 Uhr trat auch der Zeuge Lenk als Brandursachener-

mittler hinzu. Als für die fragliche Zeit regulär zum Bereitschaftsdienst Eingeteilter hat 

er „den Brand übernommen“.310 Beide begleiteten die Ermittlungen auch in den fol-

genden Tagen noch regelmäßig und waren insbesondere bei der Durchsuchung des 

außerhalb des Hauses liegenden Bauschutts dabei, der Zeuge Hellinger vom 05. bis 

zum 10.11.2011 jeweils ganztägig und letztmalig am 17.11.2011311, der Zeuge Lenk 

sogar bis zum 28.11.2011.312 

Zeugen zufolge waren Beamte aus dem Bereich des Staatsschutzes bei der Po-

lizeidirektion Zwickau am 04.11.2011 in Zwickau nicht vor Ort;313 für Mitarbeiter aus 

den Verfassungsschutzämtern wurde dies teils verneint, teils aber auch ohne exakte 

Kenntnis nur für unwahrscheinlich gehalten.314 

c) Das Brand- und Löschgeschehen und die Sicherung des Hauses Frühlingsstraße 
26 in Zwickau bis zur Herstellung seiner Betretbarkeit 

Wie zu a) geschildert fanden am Nachmittag des 04.11.2011 vor allem die 

Lösch- und Sicherungsmaßnahmen der Feuerwehr statt. Sie genossen aus den ge-

nannten Gründen absoluten Vorrang. Vor diesem Hintergrund ist auch die Entschei-

dung, das Haus Frühlingsstraße 26 in Zwickau unter Einsatz eines Baggers durch 

einen weitgehenden Abriss des bereits bedrohlich herabhängenden Daches zu si-

chern, zu sehen, mögen dabei auch manche Beweismittel verloren gegangen sein, 

mag es, wie der Zeuge Günnel sich ausdrückte, für die Polizei auch immer ein Horror 

                                            
308 Nach Angaben des Zeugen Walther auf seine Bitte durch seinen Gruppenführer, den Zeugen 

Lässig, vgl. Protokoll Walther, S. 4; der Zeuge Hellinger selbst machte keine Angaben dazu, auf 
wessen Veranlassung er beigezogen wurde, vgl. Zeuge Hellinger, Protokoll 18.04.2016, S. 3.  

309 Zeuge Hellinger, Protokoll 18.04.2016, S. 3. 
310 Zeuge Hellinger, Protokoll 18.04.2016, S. 4. 
311 Zeuge Hellinger, Protokoll 18.04.2016, S. 12, 20, 23. 
311 Zeuge Hellinger, Protokoll 18.04.2016, S. 4. 
312 Zeuge Lenk, 16.11.2011, Protokoll S. 3. 
313 Zeuge Walther, 14.09.2015, Protokoll S. 8, 16. 
314 Zeuge Dr. Maaßen, Protokoll 30.01.2017, S. 17 (Bundesamt); Zeuge Dr. Vahrenhold, Protokoll 

28.08.2017, S. 8 (Landesamt Sachsen); siehe auch Zeuge Fromm, Protokoll 30.01.2017, S. 19: 
„Ich kann es natürlich auch nicht ausschließen. Aber es würde mich wundern, wenn man mir das 
nicht gesagt hätte.“ und S. 36: „Keinerlei Kenntnisse auf meiner Seite.“ 
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sein, wenn die Feuerwehr ein Brandobjekt besenrein hinterlässt,315 und mag, so der 

Zeuge Philipp, die Kriminalpolizei auch noch so auf- und niederspringen und den 

Einsatzleiter anflehen.316 Die dazugehörigen Entscheidungen waren von den Ver-

antwortlichen der Berufsfeuerwehr zu fällen, die Art der Ausführung der Arbeiten 

wurde zwischen Feuerwehr, Kriminaltechnikern sowie dem eingesetzten Statiker und 

dem Baggerführer besprochen.317 Ebenso wird es angesichts der seinerzeit gebote-

nen Eile hinzunehmen und kaum zu beanstanden sein, dass, da der Leiter des Bau-

amts der Stadt Zwickau nicht erreichbar war, am späteren Nachmittag ein der Bür-

germeisterin und dem Baubürgermeister der Stadt Zwickau, die beide ebenfalls an-

wesend waren, aus dem Bauausschuss der Stadt persönlich bekannter Statiker mit 

der Prüfung der Standfestigkeit des Dachs und der Möglichkeiten der Absicherung 

beauftragt wurde.318 

Die verschiedenen dazu vernommenen Zeugen319 vermittelten dem Untersu-

chungsausschuss den Eindruck, dass die Lösch- und Sicherungsarbeiten mit der 

gehörigen Professionalität stattfanden. Um 15:30 Uhr war der Brand unter Kontrolle, 

um 16:30 Uhr waren die Löscharbeiten abgeschlossen und es gab nur noch eine 

Restablöschung.320 Nachdem gemeldet worden war, dass sich keine Personen mehr 

im Haus befanden, untersagte der Brandursachenermittler, der Zeuge Lenk, am 

05.11.2011 um 2 Uhr den weiteren Abriss und sperrte das Objekt für alle außer für 

sich und den Zeugen Hellinger als Brandursachenermittler.321 Um 02:45 Uhr erfolgte 

seitens der Feuerwehrkräfte die Schlussmeldung an die Leitstelle. Von der Feuer-

wehr verblieben an der Einsatzstelle nur noch eine Drehleiter mit Beleuchtung und 

eine Einsatzkraft der Brandwache.322 Im Übrigen blieb das Objekt für den Rest der 

Nacht durch mindestens zwei Streifenwagenbesatzungen überwacht323, und ab dem 

                                            
315 Zeuge Günnel, Protokoll 14.12.2015, S. 27; siehe auch Zeuge Lenk, 16.11.2011, Protokoll S. 82. 
316 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 11. 
317 Zeuge Wich, Protokoll14.09.2015, S. 4 f., 11; Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2016, S. 80 f.; Zeuge 

Günnel, Protokoll 14.12.2015, S. 17 f. 
318 Dazu Zeugin Dr. Findeiß, Protokoll 28.09.2016, S. 4, 10 f., 25; Zeuge Günnel, Protokoll 

14.12.2015, S. 5, 9, 11, 14, 18, 26 f., 31 f., 33, 35; Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 17; Zeu-
ge Hellinger, Protokoll 18.04.2016, S. 4; Lenk, Protokoll 16.11.2011, S. 6, 8, 10, 36 f.; Zeuge Wich, 
Protokoll 14.09.2015, S. 30 f.; Zeuge Günnel, Protokoll 14.12.2015, S. 18, 27, 31. 

319 Insbesondere des Zeugen Lenk, Brandursachenermittler, Protokoll 16.11.2011 und des Zeugen 
Günnel, Leiter der Feuerwehr Zwickau, Protokoll 14.12.2015. 

320 Zeuge Günnel, Protokoll 14.12.2015, S. 9 und 11; Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 5, 34, 60. 
321 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 8 f., 68; Zeuge Günnel, Protokoll 14.12.2015, S. 13, 16 f.; 

Zeuge Hellinger, 18.04.2016, S. 13, 14 f. 
322 Zeuge Günnel, Protokoll 14.12.2015, S. 14. 
323 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 9, 40. 
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05.11.2011 wurde ein Bauzaun um das Gelände aufgestellt. 324 Am Vormittag des 

05.11.2011 gab der Statiker das Haus zur Begehung frei.325 

Im ersten Halbjahr des Jahres 2012 wurde das Haus zurückgehend auf eine An-

regung des Polizeipräsidenten Jürgen Georgie und auf der Grundlage eines Be-

schlusses des Finanzausschusses des Stadtrats der Stadt Zwickau für 200.000 Euro 

durch die städtische Wohnungsgesellschaft Zwickau angekauft und dann für 

65.000 Euro (die durch Fördermittel finanziert werden konnten) abgerissen, um keine 

Kultstätte für Rechtsextreme entstehen zu lassen.326  

Mit diesen Feststellungen zum Brand- und Löschgeschehen sowie zur Gebäude-

sicherung kann es an dieser Stelle sein Bewenden haben. Den Ablauf der Lösch- 

und Sicherungsarbeiten hier im Einzelnen darzustellen, erübrigt sich als für den Un-

tersuchungsauftrag unergiebig. 

d) Der Beginn der polizeilichen Ermittlungen 

Die unter a) geschilderte Ausgangslage brachte es mit sich, dass Ermittlungen 

zunächst allein außerhalb des Hauses möglich waren (dazu nachfolgend unter aa). 

Dagegen waren eingehendere Ermittlungen zur Brandursache durch Brandursa-

chenermittler und sonstige Ermittlungen durch andere Kräfte der Kriminalpolizei im 

Haus (dazu nachfolgend unter bb) erst möglich, als das Haus nach durchgeführten 

Sicherungsmaßnahmen gefahrlos betreten werden konnte. Da aber war es zum Teil 

bereits abgebrochen und andere Teile waren durch Löschwasser stark durchtränkt.  

Infolgedessen konnten wesentliche Asservate, die später den Bezug zu den 

oben geschilderten Mord- und Raubtaten erkennbar machten, nach Herstellung sei-

ner Begehbarkeit schon nicht mehr im Haus, sondern erst im Bauschutt gefunden 

werden. Außerdem führte es dazu, dass die Einsatzkräfte am 04.11.2011 zunächst 

noch annahmen, es handele sich um einen „ganz normalen“ Brandort,327 ihn auch als 

einen solchen behandelten und ihnen die weiteren Hintergründe verschlossen blie-

ben. Allenfalls in den späten Abendstunden gab es vage Anlässe, den erst in den 

nächsten Tagen vollends erkennbar werdenden Zusammenhang zu den oben be-

schriebenen Straftaten sowie zum NSU herzustellen.  

                                            
324 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 9, 40, 69; Zeuge Günnel, Protokoll 14.12.2015, S. 14; Zeuge 

Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 17; Zeugin Dr. Findeiß, 26.09.2016, S. 18. 
325 Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 30. 
326 Zeugin Dr. Findeiß, Protokoll 26.09.2016, S. 5, 11 f., 20, 32 f. 
327 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 12, 34. 
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Den Aussagen der vom Ausschuss als Zeugen vernommenen diversen Ermitt-

lern zufolge haben diese am 04.11.2011 und bis in den 05.11.2011 hinein vielfach 

parallel zueinander ermittelt und sind dabei teils zu den gleichen, teils aber auch zu 

unterschiedlichen Ergebnissen gekommen. Im Einzelnen kam es zu folgenden Er-

mittlungen: 

aa) Ermittlungen außerhalb des Hauses  

(1.) Antreffen der „Susann Dienelt“ durch die Zeugin Herfurth (Abstellen der Katzen-
körbe) 

Von den außerhalb des Hauses Frühlingsstraße 26 durchgeführten Ermittlungen 

ist zunächst eine Befragung der Zeugin Herfurth, einer Nachbarin aus der Frühlings-

straße 24, durch verschiedene Einsatzkräfte zu erwähnen. Ihre erste Befragung soll 

bereits durch Polizeikräfte des Streifendienstes stattgefunden haben.328 Weiterhin 

wurde sie noch vom Zeugen Walther329 und kurz auch vom Zeugen Wich330 befragt. 

Später wurde sie auch auf der Dienstelle vernommen und wirkte an der Erstellung 

eines Phantombilds mit.331 

Von ihr war von allen sie Befragenden, aber auch von ihr selbst in ihrer Verneh-

mung vor dem Ausschuss übereinstimmend zu erfahren, dass sie mit ihrer Tochter 

im Auto nach Hause kommend schon beim Einbiegen in die Straße Rauschschwa-

den gesehen habe, sich nicht getraut habe, weiter zu fahren und auf dem Grund-

stück ihrer Eltern, Frühlingsstraße 22, geparkt habe. Nach dem Aussteigen aus dem 

Auto stieß sie auf „Susann Dienelt“, die sich mit zwei Katzenkörben vom Haus Früh-

lingsstraße 26 wegbewegte. Sie sprach sie an, was passiert sei. Frau „Dienelt“ dreh-

te sich erschrocken um, fragte sie, ob sie kurz auf die beiden Katzenkörbe aufpassen 

könne, stelle die Körbe ab und entfernte sich, ohne dass die Zeugin Herfurth sie wei-

ter beobachtete. Die Zeugin Herfurth hat dann vergeblich auf die Rückkehr von Frau 

„Dienelt“ gewartet. Am späteren Abend wurden die Katzenkörbe vom Ordnungsamt 

bei ihr abgeholt.332  

Nennenswerten, über ein loses Nachbarschaftsverhältnis hinausgehenden Kon-

takt zur Frau Dienelt hat die Zeugin Herfurth davor nicht gehabt, aber immerhin ein-

                                            
328 So Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S. 4. 
329 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 4. 
330 Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 4. 
331 Zeugin Herfurth, Protokoll 23.05.2016, S. 7 f. 
332 Dazu insgesamt die Zeugin Herfurth, Protokoll 23.05.2016, S. 4 ff. 
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mal beobachtet, wie die beiden Männer – wohl zur Urlaubsvorbereitung – ein Wohn-

mobil bepackten.333 Dem Zeugen Mittmann zufolge soll schon sie den erstbefragen-

den Polizisten eine Personenbeschreibung der Frau „Dienelt“ gegeben haben, wo-

raufhin „alle involvierten Polizeibeamten über Funk von der Beschreibung in Kenntnis 

gesetzt wurden“ und sie dann „am Ereignisort und natürlich auch im weiteren Umfeld“ 

nach der vermissten „Susann Dienelt“ suchten, allerdings ergebnislos.334  

(2.) Abgang der „Susann Dienelt“ Richtung des Pöblitzer Bahnhofs 

Zur Befragung der Zeugin Herfurth durch den Zeugen Walther kam bald auch de-

ren von der Arbeit heimkommender Ehemann, der vom Ausschuss nicht vernomme-

ne Herr Herfurth, hinzu. Nach Aussage des Zeugen Walther soll (erst?) er eine Per-

sonenbeschreibung der Frau „Dienelt“ gegeben und erklärt haben, sie habe sich in 

Richtung des Pöblitzer Bahnhofs begeben.335 Daraufhin habe er „die Schutzpolizis-

ten beauftragt, die vor Ort waren, die Strecke zu fahren und zu schauen, ob die Be-

wohnerin irgendwo sich aufhält oder eventuell auch irgendwo verletzt rumstehen o-

der sitzen könnte.“336 Allerdings hielt er es in seiner zweiten Vernehmung vor dem 

Ausschuss auf Befragen für möglich, dass schon vor ihm die Schutzpolizei selbst mit 

der Zeugin Herfurth gesprochen haben könnte,337 denn vom Leiter der Schutzpolizei 

habe er ja die Namen erhalten.338 Er nennt für diese Mitteilung allerdings nicht den 

Zeugen Mittmann (dessen Name ihm nichts sagte und von dessen Anwesenheit vor 

Ort er keine Kenntnis hatte339), sondern den Einsatzleiter Kollegen Sperlich.340 

(3.) Ermittlung der Bewohner des Hauses Frühlingsstraße 26 und des Max-Florian 
Burkhardt als Untermieter 

Aus den oben unter a) ausgeführten Gründen war für den Feuerwehreinsatz des 

Weiteren wichtig zu wissen, wer im Haus Frühlingsstraße 26 wohnte und gemeldet 

war. Insoweit war allen maßgeblichen Akteuren sehr bald bekannt, dass dort mit 

Hauptwohnsitz ein Herr Olaf Busch, eine Frau Charlotte Erber und der Zeuge Lutz 

Thomas Winkler und mit Nebenwohnsitz ein Herr Matthias Dienelt gemeldet waren. 

                                            
333 Zeugin Herfurth, Protokoll 23.05.2016, S. 5, 4. 
334 Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S. 4. 
335 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 3 f. 
336 Zeuge Walther, Protokoll 18.04.2016, S. 4. 
337 Zeuge Walther, Protokoll 18.04.2016, S. 4 f. 
338 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 19, und Protokoll 18.04.2016, S. 4 f. 
339 Zeuge Walther, Protokoll 18.04.2016, S. 4. 
340 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 9, 19. 
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Weitere Personen waren nicht gemeldet, insbesondere nicht die „Susann Dienelt“ 

und ihre zwei männlichen Mitbewohner.  

Unterschiedliche Äußerungen gab es dagegen dazu, wie bzw. von wem diese In-

formation letztendlich beschafft wurde und ob sie möglicherweise ohne Abstimmung 

miteinander gleich von mehreren beschafft wurde. Dem Zeugen Mittmann zufolge 

haben bereits er und die Beamten seines Streifendienstes sie beim Melderegister 

erfragt.341 Aber auch der Zeuge Walther will über seinen Gruppenführer, den Zeugen 

Lässig, eine entsprechende Melderegisterauskunft eingeholt haben.342 Schließlich 

wurden diese Angaben auch beim Zeugen Winkler abgefragt.343 Der soll nach des-

sen Bekunden dem Zeugen Andreas Wich außerdem (ebenfalls) eine Personenbe-

schreibung der drei in der Brandwohnung Wohnenden gegeben haben.344  

Die Auskunft, dass in der Frühlingsstraße 26 mit Nebenwohnung ein Herr 

Matthias Dienelt gemeldet war, war Anlass, in der Nacht vom 04. auf den 05.11.2011 

die nach einem Schichtwechsel jetzt Diensthabenden des Kriminaldauerdienstes, 

den Zeugen Düniß und seinen Kollegen Alexander Friedrich zum festgestellten 

Hauptwohnsitz des Matthias Dienelt nach Johanngeorgenstadt in die Christian-

Gottlob-Wild-Straße 9 zu schicken. Am dortigen Mehrfamilienhaus angekommen öff-

nete auf Klingeln aus der Wohnung des Matthias Dienelt jedoch niemand; in der au-

genscheinlich bewohnten Erdgeschosswohnung waren keine Personenbewegungen 

festzustellen. Auch von den Nachbarn reagierte niemand auf das Klingeln und der 

Gruppenleiter des Kriminaldauerdienstes, der Zeuge Siegfried Müller, ordnete die 

Rückkehr nach Zwickau an.345 

Schon am Nachmittag des 05.11.2011 ließ sich ein Rechtsanwalt Baumgart aus 

Potsdam durch die Vermittlung der Polizeidirektion Zwickau mit dem Zeugen Thomas 

Müller verbinden und meldete sich als Vertreter von Matthias Dienelt. Er erklärte, 

Dienelt habe die Wohnung an einen Max-Florian Burkhardt untervermietet. Auch ein 

gewisser „Gerry“ habe sich dort aufgehalten, und Dienelt habe weiterhin eine Frau 

mit langen schwarzen Haaren festgestellt. Rechtsanwalt Baumgart bot an, am kom-

                                            
341 Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S. 4. 
342 Zeuge Walther, Protokoll 18.04.2016, S. 11; Zeuge Lässig, Protokoll 14.03.2016, S. 4, 8. 
343 Zeuge Walther, Protokoll 18.04.2016, S. 4; der Zeugen Winkler selbst sagte zwar aus, nach den 

Bewohnern des Hauses Frühlingsstraße 26 befragt worden zu sein, aber nicht, dass er daraufhin 
entsprechende Angaben gemacht hat, vgl. Zeuge Winkler, Protokoll 23.05.2016, S. 4, 12, 18. 

344 Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 4 
345 Zeuge Düniß, Protokoll 05.10.2015, S. 10; Zeuge Siegfried Müller, Protokoll 14.03.2016, S. 4;  

siehe auch Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 9. 
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menden Montag den Untermietvertrag zuzufaxen; dann könne man auch für die 

kommende Woche einen Vorsprachetermin vereinbaren. Der Zeuge Müller drängte 

auf ein früheres Treffen und eröffnete dem Rechtsanwalt in einem weiteren Telefon-

gespräch, es werde auch ein Sachverhalt geprüft, in dem möglicherweise zwei Per-

sonen ums Leben gekommen sind und möglicherweise hätten die Untermieter der 

ausgebrannten Wohnung Straftaten begangen. Am frühen Nachmittag des 

06.11.2011 erschien Matthias Dienelt dann mit seinem Anwalt in der Polizeidirektion 

Zwickau und wurde durch den Zeugen Flemig vernommen.346 Ihm gegenüber gab 

Matthias Dienelt an, für einen „Max-Florian Burkhardt“ sowie einen „Gerry“ und eine 

„Lise“ als Untermieter auf deren Bitte nach Kontaktvermittlung durch André Eminger 

seit 2003 insgesamt zwei Wohnungen in Zwickau angemietet zu haben, eine in der 

Polenzstraße und die in der Frühlingsstraße.347 Ihm wurden Fotos der drei vorgelegt, 

auf denen er aber nur Frau Zschäpe als angebliche Lise erkannte, sich bei Böhn-

hardt und Mundlos aber nicht sicher war.348 

Zum Namen Max-Florian Burkhardt stellte sich heraus, dass es Uwe Böhnhardt 

1999 gelungen war, sich unter Verlustmeldung des alten Personalausweises und 

unter Vorlage der Geburtsurkunde des „echten“ Max-Florian Burkhardt, aber unter 

Verwendung eines eigenen Passbildes einen Personalausweis auf dessen Namen 

und mit dessen Lebensdaten ausstellen zu lassen. Der Personalausweis wurde im 

Wohnmobil in Eisenach gefunden.349 Die Geburtsurkunde hatte der „echte“ Max-

Florian Burkhardt ihm zuvor einmal überlassen.350 

(4.) Auftauchen der Nummer des Mobiltelefons bzw. der entsprechenden SIM-Karte 
von Frau „Dienelt“, Anrufe auf diesem Mobiltelefon und Ortung des Telefons 

Als Frau „Susan Dienelt“, von der mittlerweile erkannt war, dass es sich um Bea-

te Zschäpe handelte, sich am 08.11.2011 bei der Polizei in Jena stellte, wurde bei ihr 

ein Mobiltelefon sichergestellt. Zu diesem Telefon war, wie sich bei einer Funkzellen-

auswertung ergab, mehrfach von verschiedenen Telefonen aus dem Bereich der 

Zwickauer Polizei versucht worden anzurufen. Der Zeuge Philipp wusste auf der 

Grundlage des damaligen Lagefilms der Polizeidirektion Zwickau gleich sechs ver-

schiedene Telefonnummern der Polizei zu nennen, von denen aus insgesamt 15 bis 
                                            
346 Zum Ganzen Zeuge Thomas Müller Protokoll 01.02.2016, S. 5 f.; Zeuge Flemig, Protokoll 

07.04.2017, S. 23 f. 
347  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 8 f. 
348  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 9. 
349 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 26. 
350 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 29 f. 
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16 Versuche unternommen worden waren.351 Eine Verbindung kam allerdings nie 

zustande. Wohl aber wurde das Telefon noch am Abend des 04.11.2011 geortet.  

Damit stellte sich zunächst die Frage, wie der Polizei die Nummer dieses Mobil-

telefons bzw. der entsprechenden SIM-Karte bekannt geworden ist. Hierzu erhielt der 

Ausschuss von verschiedenen Zeugen unterschiedliche Auskünfte. 

Der Zeuge Mittmann gab an, derjenige gewesen zu sein, der die Nummer vom 

Zeugen Winkler erfragt habe.352 An die genaue Uhrzeit der Befragung konnte er sich 

nicht erinnern, es könne zu diesem Zeitpunkt aber schon dunkel gewesen sein.353 

Jedenfalls sei es dunkel gewesen, als am 04.11.2011 um 17:59 Uhr das Ergebnis 

der erfolgten Ortung des Telefons vorgelegen habe.354 Selbst habe er die Nummer 

nicht angerufen. Vielmehr habe er sie weitergegeben an das Führungs- und Lage-

zentrum der Polizeidirektion Zwickau. Er sei davon ausgegangen, dass die Kollegen 

der Kriminalpolizeiinspektion die Nummer anrufen würden.355 Daran, wem er die 

Nummer im Führungs- und Lagezentrum weitergegeben hat, konnte er sich nicht er-

innern,356 ebenso wenig, ob er sie auch anderen Personen wie etwa vor Ort befindli-

chen Kollegen wie dem Zeugen Wich weitergegeben hat.357 Im Übrigen konnte er 

nicht mit Bestimmtheit sagen, dass niemand anderes von Zeugen die Telefonnum-

mer erfahren hat. Er glaubte es aber nicht, weil diese Kollegen ihn zumindest infor-

miert hätten, wenn sie die Nummer angerufen hätten.358  

Das Bemühen, bei der Vernehmung des Zeugen Mittmann durch die Einbezie-

hung polizeilicher Lagefilme größere Klarheit zu erlangen, brachte nur hervor, dass 

im dem Ausschuss vorliegenden, beim im Führungs- und Lagezentrum der Polizeidi-

rektion geführten Lagefilm359 die Nummer des Mobiltelefons der Frau „Dienelt“ in der 

Tat um 17:50 Uhr erstmals auftaucht.360 Im Übrigen wurde im Lauf der Vernehmung 

klar, dass es neben diesem einen weiteren, im Polizeirevier Zwickau geführten Lage-

film gegeben hat, in dem Weiteres verzeichnet gewesen sein könnte. Dieser Lagefilm 
                                            
351 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 8 mit Anlage Folie 10; Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, 

S. 13. 
352 Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S. 5, 8; siehe auch Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, 

S. 8, 53. 
353 Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S. 8, 20. 
354 Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S. 20. 
355 Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S. 8. 
356 Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S. 14. 
357 Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S. 18. 
358 Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S. 21 
359 ADS 52, Ordner 1 von 2, Blätter 04 ff. 
360 Vgl. Protokoll der Vernehmung des Zeugen Mittmann, S. 17; der Zeuge Philipp, Protokoll 

01.02.2016 gibt insoweit allerdings 17:30 als Uhrzeit an. 
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wurde aber nach zwei Jahren vom damals bei der Polizei verwendeten Computer-

programm „IVO“ automatisch gelöscht und steht heute nicht mehr zur Verfügung.361  

Angesichts dieser Aussage des Zeugen Mittmann wurde der Zeuge Winkler bei 

seiner Vernehmung am 23.05.2016 aus dem Ausschuss gleich mehrfach gefragt, ob 

er die Nummer des Mobiltelefons von Frau „Dienelt“ gekannt und einem Polizeibeam-

ten gegeben habe. Er stellte daraufhin wiederholt in Abrede, diese Nummer „persön-

lich“ gekannt zu haben, schließt aber nicht aus, dass sie auf einem für Fälle von Ur-

laubsabwesenheit erstellten Zettel oder Aushang gestanden haben könnte.362 Wei-

terhin bestritt er mehrfach, die Nummer einem der Polizeibeamten, die ihn vernom-

men haben und von denen er sich erinnern konnte, dass sie alle Zivilkleidung tru-

gen,363 gegeben zu haben.364 Das letzte Mal mit der Frage konfrontiert, ob er aus-

schließen könne, dass er einem der Polizeibeamten, die ..... vor Ort waren, eine Te-

lefonnummer von Frau „Dienelt“ gegeben habe, um die Frau „Dienelt“ anzurufen, 

antwortete er dagegen lediglich, sich nicht erinnern zu können. Die nachfassende 

Frage: „Können Sie es ausschließen oder sich nicht erinnern?“ beantwortete er mit: 

„Ich kann mich nicht erinnern.“365  

Im Übrigen beteuert der Zeuge Winkler, keinen über ein bloßes Begrüßen hin-

ausgehenden Kontakt mit Frau „Dienelt“ gehabt und nichts Nennenswertes von ihr 

gewusst zu haben.366 Demgegenüber haben nach Aussage des Zeugen Philipp von 

der Polizei befragte Anwohner bekundet, Herr Winkler sei Teil einer „Biertrinkerrun-

de“ gewesen, die sich im Keller des Hauses Frühlingsstraße 24 in Zwickau getroffen 

und an der auch Frau Dienelt/Zschäpe gelegentlich teilgenommen habe. Aufgrund 

dessen habe er auch die Handynummer der Frau „Dienelt“ gehabt und an die Ein-

satzkräfte herausgegeben.367 Die Frage, ob er in den letzten Wochen oder Monaten 

in irgendeiner Weise bezüglich der Aussagen, die er hier machen beziehungsweise 

nicht machen könne, oder seiner Wahrnehmungen dazu von nicht autorisierten Per-

sonen bedroht worden sei, verneinte der Zeuge Winkler.368 

                                            
361 Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S.10, 14, 16 f., 22; Zeuge Lässig, Protokoll 14.03.2016, S. 

13 f. 
362 Zeuge Winkler, Protokoll 23.05.2016, S. 5, 16, 29, 30.  
363 Zeuge Winkler, Protokoll 23.05.2016, S. 8 
364 Zeuge Winkler, Protokoll 23.05.2016, S. 5.  
365 Zeuge Winkler, Protokoll 23.05.2016, S. 30. 
366 Zeuge Winkler, Protokoll 23.05.2016, S. 6, 11, 20. 
367 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 54 und Protokoll 29.08.2016, S. 6, 17. 
368 Zeuge Winkler, Protokoll 23.05.2016, S. 29; siehe auch Protokoll Zeuge Philipp, 29.06.2016, S. 20. 
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Einer der Anrufversuche zum Mobiltelefon der Frau „Dienelt“ ging vom Dienst-

handy des Kriminaldauerdienstes der Polizeidirektion Zwickau aus, und zwar am 

04.11.2011 um 16:32 Uhr. Dieses Handy führte während der gesamten Zeit seines 

Einsatzes in der Frühlingsstraße (von 15:10/15:15 Uhr bis ca. 17:15/17:20 Uhr369) 

ausschließlich der Zeuge Walther bei sich.370 Von ihm aus hat er mehrfach telefo-

niert, insbesondere um seinem auf der Dienststelle verbliebenen Dienstgruppenfüh-

rer des Kriminaldauerdienstes, dem Zeugen Lässig, zu berichten bzw. Bitten (etwa 

um Vornahme der oben erwähnten Melderegisteranfrage oder um die erwähnte Her-

beirufung von Beamten aus den Fachabteilungen) an ihn zu richten. Weitere Telefo-

nate von diesem Handy insbesondere zu Personen außerhalb der Polizei, vor allem 

zu Frau „Dienelt“ stellte der Zeuge Walther bei seiner ersten Vernehmung durch den 

Ausschuss am 14.09.2015 zunächst in Abrede;371 im weiteren Verlauf der Verneh-

mung äußerte er sich zurückhaltender und konnte sich lediglich nicht mehr erin-

nern.372  

Allerdings übersandte der Zeuge Walther im Zuge der Korrektur des Protokolls 

seiner Zeugenaussage am 14.09.2015 vor dem Ausschuss eine schriftliche Erklä-

rung, in der er seine Aussage vor dem Ausschuss korrigierte. Durch Medienberichte 

habe er von einer Funkzellenauswertung erfahren, wonach am 04.11.2011 um 

16:32 Uhr von dem Handy, das er als das des Kriminaldauerdienstes beim Einsatz in 

der Frühlingsstraße mit sich geführt habe, ein Verbindungsaufbau zum Mobiltelefon 

der Frau „Dienelt“ stattgefunden habe. Er erklärte weiter, wenn das so sei, so könne 

nur er zu diesem Zeitpunkt versucht haben, mit der Wohnungsmieterin in Kontakt zu 

treten. Der Grund für diese versuchte Kontaktaufnahme habe lediglich darin bestan-

den zu erfahren, wo sie sich aufhalte und was denn in der Wohnung geschehen sei, 

bzw. ob sie sich den Brandausbruch erklären könne. Der Kontakt sei aber nicht zu-

stande gekommen, sonst hätte er das Gespräch in dem von ihm gefertigten Akten-

vermerk erwähnt. An diesen Versuch der Kontaktaufnahme könne er sich aber, wie 

bereits angegeben, nicht erinnern.  

Nachdem die Vernehmung des Zeugen Walther im Ausschuss am 14.09.2015 

ohnehin noch nicht für abgeschlossen erklärt werden konnte,373 wurde er am 

                                            
369 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 14, 21: 
370 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 24. 
371 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 19, 20. 
372 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 24. 
373 Protokoll der Vernehmung des Zeugen Walther vom 14.09.2015, S. 35. 
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18.04.2016 erneut vernommen. Bei dieser Vernehmung konnte er sich zwar nach wie 

vor weder daran erinnern, die Nummer des Mobiltelefons der Frau „Dienelt“ erhalten 

noch sie von seinem Diensthandy angerufen zu haben. Er schloss aber nunmehr, 

dass nur er versucht haben könne, von dem betreffenden Handy aus Frau „Dienelt“ 

zu erreichen, weil er während seines gesamten Einsatzes am Nachmittag des 

04.11.2011 die alleinige Verfügungsgewalt über das Handy hatte.374 Weiterhin 

schloss er, die Nummer nur vom Zeugen Winkler bei dessen Befragung am 

04.11.2011 erhalten haben zu können; denn von jemand anderem könne er sie ja 

nicht bekommen haben.375 Diese Befragung habe nach der des Ehepaars Herfurth 

stattgefunden.376 Der Zeuge Walther war sich sicher, dass er bei seinem Gespräch 

mit dem Zeugen Winkler nicht allein war, sondern mehrere andere Personen zuge-

gen waren; daran, wer das war, konnte er sich nicht erinnern.377 Außerdem war er 

sich sicher, von seinem Anwahlversuch bei Frau „Dienelt“ jedenfalls seinem Dienst-

vorgesetzten in der Dienststelle (also dem Zeugen Lässig) berichtet zu haben.378 Der 

allerdings erwähnte bei seiner Vernehmung durch den Ausschuss nichts von einem 

Bericht des Zeugen Walther an ihn zu seinem Anrufversuch auf das Mobiltelefon der 

Frau „Dienelt“, wusste aber auch nichts von einer Mitteilung der Mobilfunknummer 

der Frau „Dienelt“ an ihn durch den Zeugen Walther.379 Dazu, ob er die Telefon-

nummer der Frau „Dienelt“ auch dem anwesenden Kriminalhauptkommissar Thomas 

Müller sowie (telefonisch) dem Lagezentrum der Polizeidirektion mitgeteilt hat, mach-

te der Zeuge Walther keine klare Aussage.380 

Ein weiterer Versuch, das Mobiltelefon der Frau „Dienelt“ anzurufen, ging am 

04.11.2011 um 17:50 Uhr von einer Nummer aus, die sich als eine des Führungs- 

und Lagezentrums der Polizeidirektion Zwickau herausstellte.381 Wer von dort den 

Anrufversuch unternahm, konnte der Untersuchungsausschuss nicht herausfinden. 

An 04.11.2001 wurde um etwa 21 Uhr vom Diensthandy des Kriminaldauerdiens-

tes der Polizeidirektion Zwickau ein erneutes Mal versucht, auf das Handy der 

„Susann Dienelt“ anzurufen. Dem vorangegangen war, dass als Inhaberin dieses 

Anschlusses eine Beatrix Jahn, wohnhaft in der Polenzstraße 2 in Zwickau ermittelt 
                                            
374 Zeuge Walter, Protokoll 18.04.2016, S. 3. 
375 Zeuge Walter, Protokoll 18.04.2016, S. 3. 
376 Zeuge Walter, Protokoll 18.04.2016, S. 4. 
377 Zeuge Walter, Protokoll 18.04.2016, S. 4 und 5. 
378 Zeuge Walter, Protokoll 18.04.2016, S. 8. 
379 Zeuge Lässig, Protokoll 14.03.2016, S. 19 f. 
380 Zeuge Walther, Protokoll 18.04.2016, S. 8. 
381 Zeuge Lässig, Protokoll 14.03.2016, S. 19 mit Anlage Schreiben des Zeugen vom 31.03.2016. 
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worden war. Sie war auf Veranlassung ihres Dienstgruppenführers, des Zeugen 

Siegfried Müller, von den nach Schichtwechsel jetzt Diensthabenden des Kriminal-

dauerdienstes, dem Zeugen Düniß und seinem Kollegen Alexander Friedrich am 

04.11.2011 zwischen 20 und 21 Uhr aufgesucht worden, um sie zu diesem Telefon-

anschluss zu befragen. Dabei gab Frau Jahn an, sie habe im Jahre 2004 auf Bitten 

der damals im Haus wohnenden Susann den Handy-Vertrag – genauer gesagt: ei-

nen Prepaid-Vertrag – abgeschlossen und seitdem sei dieses Handy bzw. der Ver-

trag im Besitz der benannten Susann. Die Susann selbst habe im Haus eine Art 

Wohngemeinschaft mit ihrem Bruder geführt. Den genauen Zeitraum, von wann bis 

wann sie eine Wohnung in dem Haus bewohnte, konnte Frau Jahn nicht nennen. Die 

Susann wohne jetzt gemeinsam mit ihrem Freund im Stadtteil Pölbitz. Sie bekomme 

sporadisch auch von der Susann Besuch, letztmalig vor zwei Tagen, also am 

02.11.2011. Einen engeren Kontakt mit der Susann habe sie jedoch nicht. Frau Jahn 

wurde gebeten, die genannte Rufnummer anzurufen, was sie dann auch (scheinbar) 

tat, und zwar, wie der Zeuge Düniß angab,382 durch mehrere Tastendrücke, so dass 

es aussah, dass sie nicht aus einem Speicher, sondern unter Eingabe der vollen 

Nummer wählte. Anschließend äußerte sie, dass eine männliche Person den Anruf 

entgegennahm und sich als „P. K.“ meldete, dann aber sofort das Gespräch beende-

te. Die Nachfrage, ob ihr ein gewisser „P. K.“ bekannt sei, verneinte sie und konnte 

auch keinerlei Angaben zu dem vermeintlichen „P. K.“ machen. Daraufhin wurde die 

Befragung der Frau Jahn beendet.383  

Wieder am Dienstwagen angekommen, rief der Zeuge Düniß mit dem Dienst-

handy des Kriminaldauerdienstes selbst die betreffende Nummer an. Jetzt war das 

Handy abgeschaltet und es meldete sich die Mailbox.384 Später wurde dem Zeugen 

Düniß durch das Bundeskriminalamt mitgeteilt, dass vom Anschluss der Frau Jahn 

zur fraglichen Zeit nicht zu dieser Nummer angerufen worden war, und er wurde um 

eine entsprechende Ergänzung seines hierüber in der Nacht vom 4. auf den 

05.11.2011 gefertigten Aktenvermerks gebeten.385 Verdachtsmomente dafür, dass 

Frau Jahn bei dem Anruf täuschte, will der Zeuge Düniß nicht gehabt haben.386 Als 

Grund dafür, dass er nicht schon früher einen eigenen Anrufversuch unternommen 

                                            
382 Zeuge Düniß, Protokoll 05.10.2015, S. 10. 
383 Zum Ganzen Zeuge Düniß, Protokoll 05.10.2015, S. 5, 7, 13 f.; Zeuge Philipp, Protokoll 

01.02.2016, S. 46 f. 
384 Zeuge Düniß, Protokoll 05.10.2015, S. 5, 14. 
385 Zeuge Düniß, Protokoll 05.10.2015, S. 7, 29, 30. 
386 Zeuge Düniß, Protokoll 05.10.2015, S. 8, 18. 
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hat, gab er an, es sei klar gewesen, dass die aufzusuchende Frau Jahn und die ab-

gegangene „Susann Dienelt“ unterschiedliche Personen seien. Außerdem hätte es 

sein können, dass sein Dienstgruppenführer die Nummer bereits angerufen hatte.387 

Weitere Anrufversuche gingen vom Einsatzzug der Polizei aus, und zwar sowohl 

von dessen Handy als auch später vom Festnetzanschluss, außerdem vom Apparat 

des Polizeiführers vom Dienst der Polizeidirektion Zwickau und schließlich vom Ap-

parat des Zeugen Thomas Müller.388 

Nach Bekanntwerden der Nummer wurde am 04.11.2011 weiterhin eine Ortung 

des Mobiltelefons der Frau „Dienelt“ vorgenommen. Die Uhrzeit der Ortung wird mit 

17:59 Uhr angegeben. Dem Zeugen Mittmann zufolge wurde sie „durch uns ange-

regt“, also durch den Streifendienst im Polizeirevier Zwickau, und ergab, „dass sich 

das Telefon in Zwickau, in der Trillerstraße 12m, in einem Radius von 506 Metern um 

den dortigen Sendemast befunden haben soll“.389 Daraufhin, so der Zeuge Mittmann 

weiter, seien „unsererseits“ Einsatzkräfte zu diesem Ort entsandt worden. Frau „Die-

nelt“ sei jedoch im Umfeld des Sendemastes nicht aufgefunden worden.390  

Wer die Ortung angeordnet hat, blieb ungeklärt. Der Zeuge Mittmann äußerte, 

das sei „vermutlich nicht durch mich, sondern durch die Kollegen des Führungs- und 

Lagezentrums geschehen“, nachdem er die ihm vom Zeugen Winkler gegebene Te-

lefonnummer dorthin weitergegeben habe. Dass die Ortung erst so spät erfolgte, er-

klärte er damit, dass man, nicht wissend, dass er Angaben zur Telefonnummer von 

Frau „Dienelt“ machen konnte, den Zeugen Winkler erst zu einem späteren Zeitpunkt 

befragt habe.391 Außerdem sei 17:59 Uhr die Uhrzeit, zu der das Ergebnis der Ortung 

vorgelegen habe; die Ortung selbst könne schon zu einem früheren Zeitpunkt ge-

schehen sein.392 Auch der Zeuge Lässig, Gruppenführer des Kriminaldauerdienstes, 

am Nachmittag des 04.11.2011, stellt in Abrede, die Ortung des Mobiltelefons der 

Frau „Dienelt“ angeordnet bzw. von ihr gewusst zu haben.393 

Angesichts dieser in sich nicht durchweg stimmigen Aussagen ist es dem Aus-

schuss nicht gelungen herauszufinden, wie die dort im Laufe des Nachmittags zwei-

                                            
387 Zeuge Düniß, Protokoll 05.10.2015, S. 15 f., 18. 
388 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 8 mit Anlage Folie 10. 
389 Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S. 5; siehe auch Zeuge Günnel, Protokoll 14.12.2015, 

S. 11; Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 8. 
390 Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S. 5. 
391 Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S. 9. 
392 Zeuge Mittmann, Protokoll 14.12.2015, S. 9. 
393 Zeuge Lässig, Protokoll 14.03.2016, S. 7, 8, 10, 12. 
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fellos bekannt gewordene Nummer des Mobiltelefons der Frau Dienelt an die ver-

schiedenen Stellen der Kriminalpolizei gelangt ist, von denen aus versucht wurde, 

auf dieses Gerät anzurufen. Ebenso wenig konnte vollständig geklärt werden, wer 

die einzelnen Anrufversuche unternommen hat. 

(5.) Erste Verbindung zum Geschehen am 04.11.2011 in Eisenach: das zuvor in der 
Frühlingsstraße beobachtete Wohnmobil 

Nach dem Überfall auf die Sparkassenfiliale in Eisenach am 04.11.2011 um 

9:15 Uhr erreichte den Zeugen Leucht bei der Kriminalpolizei der Polizeidirektion 

Zwickau um 10 Uhr ein Anruf aus der Kriminalpolizeiinspektion Gotha. Sein Kollege 

Wötzel teilte ihm mit, die beiden Täter seien mit Fahrrädern vom Tatort geflüchtet 

und hätten diese laut einer Zeugenaussage in ein Wohnmobil mit vogtländer Kenn-

zeichen verladen. Um 13 Uhr ging aus Gotha die Nachricht ein, das Wohnmobil sei 

im Bereich Eisenach auf einem Parkplatz festgestellt worden. Beim Versuch der Kon-

trolle sei es zu einem Schusswechsel gekommen. Das Fahrzeug sei in Brand gera-

ten und beide Täter seien augenscheinlich tot. Außerdem wurde das Kennzeichen 

des Wohnmobils durchgegeben.394 Man bat darum, den Vermieter des Wohnmobils, 

einen Mario Knust, aufzusuchen und von ihm den Mieter zu erfragen.  

Daraufhin fuhr der Zeuge Flemig zu dem Vermieter nach Schreiersgrün im Vogt-

land. Herr Knust nannte ihm als Mieter einen Holger Gerlach. Der Mietvertrag mit 

dessen Personalien und die Barkaution für die Anmietung wurden als mögliche Spu-

renträger sichergestellt.395 Bei seiner Vernehmung durch die Gothaer Polizeidirektion 

stellte sich heraus, dass Holger Gerlach vor langer Zeit den dreien Dokumente, da-

runter seinen Personalausweis, überlassen hatte.396 Eine durch einen (da in Sachsen 

aktuell keiner verfügbar war,397 von der Thüringer Polizei aus Baden-Württemberg 

per Hubschrauber eingeflogenen) Phantombildzeichner unterstützte Befragung des 

Angestellten der Wohnmobilvermietung, der seinerzeit die Vermietung vorgenommen 

hatte, ergab, dass die Anmietung vermutlich durch den von Susann Eminger beglei-

teten Uwe Mundlos erfolgt war.398 

Eine Verbindung des Eisenacher Geschehens zum Geschehen in der Frühlings-

straße 26 in Zwickau ließ sich zu diesem Zeitpunkt noch nicht erkennen. Insoweit 

                                            
394 Zeuge Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 5 f.; Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 6 f. 
395  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 6 f.; Zeuge Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 5 f.  
396 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 16 f. 
397 Dazu Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, S. 21. 
398 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 20. 
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ergaben sich erste Anzeichen vielmehr erst in Zwickau. Dort hat der Zeuge Wich 

während seines Einsatzes neben Gesprächen mit der Zeugin Herfurth und dem Zeu-

gen Winkler399 auch mit weiteren Personen aus der Nachbarschaft gesprochen. Von 

diesen Gesprächen bedeutsam ist vor allem das mit einem Herrn Hergerth, auf den 

ihn wohl ein Beamter der Schutzpolizei aufmerksam gemacht hatte. Er suchte ihn in 

dessen Keller auf. Das müsse „so 22:30 bis 23:00 Uhr“ gewesen sein.400 Herr Her-

gerth berichtete, er habe auf seiner Arbeitsstelle den „Sachsenspiegel“ geschaut. In 

der Sendung sei von „dem Banküberfall in Thüringen“ berichtet worden und in die-

sem Bericht habe er, Hergerth, ein gleiches Wohnmobil gesehen wie es kurz vorher 

auf der Frühlingsstraße in Zwickau vor dem Hausgrundstück 26 gestanden haben, 

ebenfalls mit einem „V“-Kennzeichen.401 Diese Aussage hat sich dann wohl nach 

24 Uhr der Zeuge Lenk noch einmal bestätigen lassen.402 In der Tat stand das in Ei-

senach abgebrannte Wohnmobil kurz vorher vor der Frühlingsstraße 26 in Zwickau. 

Dies belegten Bilder, die die von den dreien selbst an ihrer Wohnung installierten 

Überwachungskameras gemacht hatten.403  

Daraufhin habe er, der Zeuge Wich, versucht, Lichtbilder von den beiden in Ei-

senach in diesem Wohnmobil umgekommenen Personen zu bekommen, um mit die-

sen Bildern in der Zwickauer Nachbarschaft nachzufragen, ob es sich bei den getöte-

ten Personen um die Bewohner der Frühlingsstraße handelt.404 Die Kontaktaufnah-

me mit der Thüringer Polizei habe er allerdings nicht selbst vorgenommen, sondern 

sie, wie es üblich sei, dem Kriminaldauerdienst überlassen.405 Ob der eine E-Mail 

oder ein Fax nach Thüringen sandte oder telefonischen Kontakt suchte, entziehe 

sich seiner Kenntnis.406 Den Zeugen Wich haben im Laufe seines Einsatzes aller-

dings keine Bilder von der Polizei in Thüringen mehr erreicht. Er bekam lediglich die 

Information, „Die Bilder schicken sie nicht. – Oder: Die Bilder können nicht geschickt 

werden.“407  

Ob der Zeuge Wich den Hinweis auf eine mögliche Verbindung zum Gesche-

hen in Eisenach weitergegeben hat, etwa nach seiner Rückkehr zur Dienststelle am 

                                            
399 Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 4, 11, 16, 17, 19, 25. 
400 Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 10. 
401 Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 6, 10; Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 12 f. 
402 Zeuge Lenk, 16.11.2011, Protokoll S. 8, 53 f. 
403 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 14. 
404 Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 6, 22, 23, 28, 31. 
405 Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 6, 23, 26, 31 f. 
406 Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 31 f. 
407 Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 34. 
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frühen Morgen des 05.11.2011 bei der Übergabe an den Einsatzleiter für den 

05.11.2011, den Zeugen Thomas Müller, wurde nicht bekannt; zumindest hat der 

Zeuge Wich solches dem Ausschuss nicht berichtet.408 Jedenfalls erhielt der Zeuge 

Thomas Müller am 05.11.2011 die Information, dass Kollegen des Dezernats 2 der 

Polizeidirektion Zwickau Ermittlungen hinsichtlich des in Eisenach ausgebrannten 

Wohnmobils mit „V“-Kennzeichen geführt hatten und dass in der Frühlingsstraße die 

Rede von einem Wohnmobil gewesen ist.409 Damit war, wie der Zeuge Leucht äußer-

te, „mit einem Schlag klar: Wir sind mit im Boot“.410 Sodann lag (spätestens) am 

06.11.2011 in Zwickau eine aus Thüringen übermittelte Lichtbildmappe mit Fotos vor, 

die zu befragenden Personen vorgelegt werden konnte.411 

Der Zeuge Günnel gab an, noch in der Nacht des 04.11.2001 nach 23 Uhr von 

der Polizei die Mitteilung erhalten zu haben, ein Bürger von der Frühlingsstraße habe 

der Polizei erklärt, das Auto der zwei Männer als das Wohnmobil erkannt zu haben, 

welches in Eisenach nach einem Banküberfall gebrannt und zwei Leichen enthalten 

habe. Eine gefestigte Nachricht sei dies jedoch nicht gewesen.412 Schon am 

05.11.2011 wurde jedoch um 12:47 Uhr thüringerseits bekannt, dass es sich bei dem 

einen Toten um Uwe Mundlos handelte. Dass der andere Uwe Böhnhardt war, wurde 

mit hoher Wahrscheinlichkeit angenommen, aber erst am 07.11.2011 als feststehend 

mitgeteilt.413 

Aufgrund des sich abzeichnenden Zusammenhangs zwischen dem Geschehen 

in Eisenach und in Zwickau wurde bestimmt, dass ein Verbindungsbeamter aus Thü-

ringen nach Zwickau kommt. Dem daraufhin am 05.11.2011 von der Polizeiinspekti-

on Gotha nach Zwickau entsandten dortigen Leiter des Staatschutzes sei allerdings 

anfangs eher daran gelegen gewesen, in Zwickau vorliegende Informationen nach 

Eisenach zu steuern; er habe aber seinerseits wenig Informationen in die umgekehr-

te Richtung von Thüringen nach Zwickau geben wollen. Vom damaligen Zwickauer 

Polizeipräsidenten Georgie zum Gespräch gebeten besserte sich das aber und es 

kam zu einem beiderseitigen minutengenauen Informationsaustausch.414 Insbeson-

dere klärte der Thüringer Verbindungsbeamte darüber auf, dass es von Eisenach 

                                            
408 Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 6, 10, 26,  
409 Zeuge Thomas Müller Protokoll 01.02.2016, S. 5, 18 f. 
410 Zeuge Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 6. 
411 Zeuge Thomas Müller Protokoll 01.02.2016, S. 7, 13 f. 
412 Zeuge Günnel, Protokoll 14.12.2015, S. 13, 26. 
413 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 21, 30, 51. 
414 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 20 f., 44 f. 49 f.; Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, S. 16. 
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aus eine Verbindung zum Mord an der Polizistin Michèle Kiesewetter in Heilbronn 

gab.415 

(6.) Das „Trio“ als Bewohner der Frühlingsstraße 26 in Zwickau 

Angesichts der Gewissheit, dass es sich bei einem der Toten im zuvor auch in 

Zwickau gesichteten Wohnmobil um Uwe Mundlos handelte, und der Wahrschein-

lichkeit, dass Böhnhardt der andere war, war auch die Dritte des „Trios“, Beate  

Zschäpe, in diesem Zusammenhang zu vermuten. Dem Zeugen Philipp zufolge wur-

de im Laufe des 05.11.2011 „langsam klar, dass wir vielleicht keine ‚Susann Dienelt‘ 

oder eine anderweitige weibliche Person suchen, sondern vielleicht die Beate  

Zschäpe“.416 Deshalb erbat man sich seitens der Polizeidirektion Zwickau aus Thü-

ringen die alten Fahndungsbilder aus dem Jahre 1999. Man erhielt sie per Fax, arbei-

tete sie etwas nach und gab sie dann zur Befragung der Anwohner in der Frühlings-

straße an die dortigen Einsatzkräfte. Das führte zu dem Ergebnis, dass die drei mit 

„sehr, sehr hoher Wahrscheinlichkeit“ die noch gesuchten Bewohner der Frühlings-

straße 26 in Zwickau waren.417 Als dann noch ein Foto auftauchte, das Beate Zsch-

äpe alias Susann Dienelt auf einer Grillparty zeigte, war es aus der Sicht des Zeugen 

Philipp spätestens am Nachmittag des 05.11.2011 „glasklar, wen wir hier genau su-

chen“.418 Woher das Bild stammte, blieb allerdings unklar. Es scheint der Polizei bei 

Ermittlungen in der Polenzstraße 2, wo Beate Zschäpe auch einmal gewohnt hatte, 

von einer Bekannten übergeben worden zu sein.419  

Damit konnte schon ab 05.11.2011 davon ausgegangen werden, dass es sich 

bei den bisherigen Bewohnern der ausgebrannten Wohnung in der Frühlingsstra-

ße 26 in Zwickau um Beate Zschäpe, Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt handelte. 

Die „echte“ Susann Dienelt wurde in Stollberg aufgesucht und -gefunden. Sie hatte 

vor fünf Jahren in einer Diskothek einmal ihren Ausweis verloren und keinerlei Kon-

takte nach Zwickau. Verwandtschaftsverhältnisse zu Matthias Dienelt in Johanngeor-

genstadt schloss ihr Vater auf Befragen aus.420 

bb)  Ermittlungen im Haus 

                                            
415 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 21. 
416 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 21. 
417 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 21 f. 
418 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 25. 
419 Zeuge Thomas Müller, Protokoll 01.02.2016, S. 5, 9; Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 25. 
420 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 19. 
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(1.) Erste Betretungen des Hauses durch Ermittler am 04.11.2011 und Auffinden ei-
nes Benzinkanisters 

Der erste Ermittler, der das Haus schon am 04.11.2011 betrat, dürfte der Zeuge 

Wich vom Bereitschaftsdienst der Kriminalpolizei Zwickau gewesen sein. Als er am 

Brandort erschien, waren die Löscharbeiten noch in vollem Gang. Teile der vorderen 

Wand und der rechten Giebelwand waren eingestürzt und das Dach war einsturzge-

fährdet.421 Deshalb durfte das Haus zu diesem Zeitpunkt eigentlich noch nicht von 

anderen Personen als Feuerwehrleuten betreten werden.422 Zuvor musste vielmehr 

das Dach noch teilweise demontiert und gesichert werden.423 Gleichwohl hat der 

Zeuge Wich begleitet von einem oder zwei Feuerwehrmännern424 das Haus betreten, 

wie er angibt in Absprache mit dem Einsatzleiter der Berufsfeuerwehr Zwickau. Zur 

Uhrzeit dieser Begehung konnte er keine genauen Angaben machen. Er sprach von 

„Es war schon dunkel. Es war später Abend“, „Ich denke, das könnte durchaus nach 

18 oder nach 19 Uhr schon gewesen“.425 Es geschah also jedenfalls noch vor der 

erst am Vormittag des 05.11.2011 zwischen 10 und 11 Uhr erfolgten Freigabe des 

Hauses zur Betretung durch den Statiker.426 

Beim Aufstieg auf der Treppe bemerkten der Zeuge Wich und der/die ihn beglei-

tenden Feuerwehrleute einen Geruch wie von Otto-Kraftstoff. Außerdem fiel (wie 

schon vorher dem Zeugen Günnel und dem Einsatzleiter Heil von der Feuerwehr 

Zwickau, dazu oben unter b) beim Betreten der Wohnung im ersten Obergeschoss, 

also der hier im Zentrum der Betrachtung stehenden und unter anderem durch Frau 

„Susann Dienelt“ bewohnten Wohnung, kurz hinter der Tür der bereits erwähnte 

Benzinkanister auf. Daraufhin unterließ der Zeuge Wich es, die Wohnung weiter zu 

betreten, um keine Spuren zu verwischen.427  

Der Zeuge Wich hat den Einsatzort in der Nacht zum 05.11.2011 zwischen 3 und 

4 Uhr verlassen. Da er nur im Bereitschaftsdienst zugezogen worden war, war er 

                                            
421 Zeuge Walther, Protokoll 18.04.2016, S. 4, 13. 
422 Zeuge Walther, Protokoll 14.09.2015, S. 4; Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 4; Zeuge Günnel, 

Protokoll 14.12.2016, S. 12. 
423 Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 5. 
424 Daran, wie viele es waren, konnte der Zeuge sich nicht erinnern, Zeuge Wich, Protokoll 

14.09.2015, S. 5, 29. 
425 Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 9 f. 
426 Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 30; Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 10. 
427 Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 5, 16. 
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nach seinem Dienstschuss am 05.11.2011 um 7:00 Uhr morgens nie wieder mit dem 

Komplex befasst.428 

Ebenfalls schon am 04.11.2011 hat allerdings auch der Brandursachenermittler 

Hellinger das Haus betreten, um Fotos zu machen, allerdings nur bis zur halben 

Treppe.429 Schließlich berichtete auch der Zeuge Lenk, ebenfalls Brandursachener-

mittler, davon, sich schon am 04.11.2011 nach 19 Uhr auch im Objekt einen Über-

blick verschafft und dabei den bereits erwähnten Benzinkanister vorgefunden zu ha-

ben. Außerdem habe er einen ganz starken Benzingeruch festgestellt.430 Warum der 

Kanister von Feuerwehrleuten verstellt worden war, konnte er sich nicht erklären.431 

Ob der Zeuge Lenk das Objekt allein betrat oder Feuerwehrleute bei der Personen-

suche begleitete, wie der Zeuge Philipp aussagte,432 blieb ungeklärt. Die ihm vom 

Zeugen Lenk telefonisch übermittelte Nachricht vom Fund des Kanisters veranlasste 

den zeugen Thomas Müller, um 23 Uhr noch einmal zum Brandort zurückzukeh-

ren.433 

Mit Auffinden des Kanisters war zumindest der Verdacht entstanden, es handele 

sich nicht um einen „normalen Brand“, sondern möglicherweise um eine Brandstif-

tung.434 

(2.) Brandermittlungen 

Nachdem das nunmehr statisch gesicherte Gebäude im Laufe des Vormittags 

des 05.11.2011 freigegeben worden war, konnten die Ermittlungen jetzt auch inner-

halb der Wohnung ungehindert aufgenommen werden. Von diesen Ermittlungen inte-

ressieren die um den Brand, seine Entstehung und seine Art hier eher weniger. Viel-

mehr haben gemessen am hiesigen Untersuchungsauftrag die das „Trio“ und seine 

Taten betreffenden Ermittlungen im Mittelpunkt zu stehen. Den Brand betreffend 

kann es deshalb hier mit den folgenden Feststellungen sein Bewenden haben: Sie 

basieren auf dem ausführlichen Bericht, den der Zeuge Lenk dem Untersuchungs-

ausschuss am 16.11.2015 über die von ihm angestellten umfassenden Brandermitt-

lungen gegeben hat.  
                                            
428 Zeuge Wich, Protokoll 14.09.2015, S. 6, 10, 18 f., 21, 32. 
429 Zeuge Hellinger, Protokoll 18.04.2016, S. 11, 16, 17. 
430 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 6. 
431 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 23, 44. 
432 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 12 f. 
433 Zeuge Thomas Müller Protokoll 01.02.2016, S. 5, 8 f.,12. 
434 Zeuge Walther, Protokoll 18.04.2016, S.16, 21; Zeuge Thomas Müller Protokoll 01.02.2016, S. 5, 

8 f.; Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, S. 12. 
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Zu dem Brand kam es durch Explosion, vielleicht auch nur Verpuffung eines 

Benzin-Luftgemisches. Das Benzin war an den verschiedensten Stellen in der gan-

zen Wohnung ausgebracht worden, konnte aber nicht in allen Räumen gleicherma-

ßen in eine Gaswolke übergehen, sodass es nicht überall zu einer Explosion kom-

men konnte.435 Da mit dem in der Brandwohnung sicher gestellten Computer am 

04.11.2011 noch bis 14:30 Uhr eine Suche im Internet durchgeführt worden war und 

bereits um 15:08 Uhr der Notruf auf der Feuerwehrleitstelle einging, blieb für die 

Entwicklung des Brandes bis zur ersten Wahrnehmung der Flammenbildung ein Zeit-

raum von 38 Minuten. Die Zündung eines zündfähigen explosiven Ottokraftstoff-

Luftgemisches könnte zwischen 15:05 und 15:06 Uhr erfolgt sein. Um 15:08, 

15:12 Uhr stand die Wohnung komplett in Flammen.436 

Der Zeuge Lenk erwähnte in seiner Aussage den 717 Seiten starken kriminal-

technischen Untersuchungsbericht nebst elf Bänden Lichtbildmappen mit 1088 Bil-

dern, zu dessen Erststellung er über die Besondere Aufbauorganisation „Trio“ vom 

Generalbundesanwalt beauftragt wurde. Aus diesem Bericht hatte er seinen Bericht 

vor dem Untersuchungsausschuss zusammengefasst und bezog sich im Folgenden 

auch mehrfach auf ihn.437 Auf das Bemerken des Ausschussvorsitzenden, der Be-

richt liege dem Ausschuss nicht vor, sei aber angefordert und man gehe davon aus, 

dass man ihn auch bekommen werde, wies der Zeugenbeistand auf die Verfügbar-

keit des Berichts im Internet hin. Sodann übereichte er zwei Kopien des Berichts, die 

er vorher gezogen hatte, zu den Akten des Ausschusses.438  

Der Zeuge gab zum Schicksal des Berichts weiterhin an, seinerzeit mehrere Aus-

fertigungen an den Generalbundesanwalt übersandt und auf Anweisung ein 

Exemplar für sich behalten zu haben, um im Münchner Prozess aussagefähig zu 

sein. Dieses Exemplar befinde sich nach wie vor bei ihm in Zwickau auf der Dienst-

stelle, sei niemals an die Polizeidirektion Zwickau abgegeben worden und nie in des-

sen Archiv gewesen, sondern direkt von seinem Schreibtisch, also nicht über seine 

Dienststelle, an den Generalbundesanwalt gegangen. Dass er an seinem Arbeits-

platz nach wie vor über ein Exemplar verfüge, sei bekannt; er sei aber nie gefragt 

worden, was in diesem Zusammenhang an seinem Arbeitsplatz noch vorhanden sei. 

Den Auftrag zur Erstellung des Berichts erhielt er wohl am 28.11.2011, und zwar 

                                            
435 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 57. 
436 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 33 mit drittletzter Folie der Präsentation. 
437 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 4, 37. 
438 Vgl. Protokoll der Vernehmung des Zeugen Lenk,16.11.2015, S. 38. 



90 
 

schriftlich, und der Bericht war Ende Januar 2012 abzuliefern. Die Anweisung, ein 

Exemplar zurückzuhalten, erging ebenfalls schriftlich, allerdings nicht vom General-

bundesanwalt, sondern von der Besonderen Aufbauorganisation „Trio“.439  

(3.) Die ersten Waffenfunde in der Wohnung 

Bei den Ermittlungen in der Wohnung am 05.11.2011 wurden durch die Brandur-

sachenermittler Lenk und Hellinger mehrere Schusswaffen gefunden. Die erste, zwi-

schen 12 und 15 Uhr im Schlafzimmer im Brandschutt auf dem Boden liegend gefun-

den, hatte ausgelöst. Mit ihr war, wie sich später herausstellte, am 25.04.2007 in 

Heilbronn die Polizistin Michèle Kiesewetter erschossen worden.440 Die zweite lag 

zusammen mit einer Handschelle in einem offen stehenden Wandtresor.441 Diese 

Handschelle wurde aufgrund ihrer bundesweiten Ausschreibung mithilfe des Lage-

zentrums der Polizeidirektion Zwickau noch am selben Abend als die der ermordeten 

Michèle Kiesewetter identifiziert.442 Am 06.11.2011 wurde im Gang der Wohnung auf 

dem Boden unter dem Brandschutt eine weitere Schusswaffe gefunden, ebenfalls 

ausgelöst.443 Gefunden wurde weiterhin ein Multifunktionstool, das dem Polizisten 

gehörte, der damals neben der ermordeten Polizistin Kiesewetter gesessen hatte.444 

Damit war auch die Verbindung zum Heilbronner Mordfall aufgedeckt.  

(4.) Weitere Funde in der Wohnung 

In der Folgezeit wurde in der Wohnung eine Fülle weiterer Dinge gefunden, die 

für die Aufklärung der Taten, die jetzt zunehmend den dreien angelastet werden 

konnten, eine ganz erhebliche Rolle spielten. Sie hier alle aufzuführen, ist nicht mög-

lich.  

Zu nennen ist insoweit zunächst der am 05.11.2011 vom Zeugen Flemig in der 

Wohnung sichergestellte Computer. Dessen Festplatte war noch so intakt, dass sie, 

wenn auch mit großem technischem Aufwand, noch ausgelesen werden konnte. Da-

bei wurde eine Vielzahl von für die weitere Aufklärungsarbeit höchst aufschlussrei-

chen Erkenntnissen gewonnen; insbesondere konnten anhand von E-Mail-Accounts 

                                            
439 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 40 f., 46 f., 75 f. 
440 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 39. 
441 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 12, 51; Zeuge Hellinger, Protokoll 18.04.2016, S. 7, 16, 19, 

25; Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 17 f., 30 f. 
442 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 12, 13, 52, 60 f.; Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 30 f. 
443 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 12 f. 
444 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 13; Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 30 f., 37. 
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viele Verbindungsdaten ermittelt werden. Zur Sicherstellung des Computers war es 

wie folgt gekommen: 

Am Vormittag des 05.11.2011 informierte der Zeuge Leucht den Zeugen Flemig 

über die Mitteilung eines Befragten, er habe das im Fernsehen gezeigte, in Eisenach 

ausgebrannte Wohnmobil vorher in der Frühlingsstraße in Zwickau gesehen. Er be-

auftragte ihn, den Kellerraum der mutmaßlichen Täter in der Frühlingsstraße nach 

Spuren, Beweismitteln und Hinweisen zu deren Identität zu untersuchen. Im Keller 

sicherte der Zeuge Flemig sodann eine Zahl von Gegenständen und fand außerdem 

selbst gebaute, schallgedämmte Behältnisse, die offenbar dazu dienten, in ihnen 

Handfeuerwaffen abzufeuern. Anschließend ließ er sich vom Zeugen Lenk die Woh-

nung zeigen, sah den Computer und stellte ihn kurzerhand sicher.445 

Da die Zahl der Funde ständig stieg, sich am Ende auf über 2200 belief und sie 

gesichert werden mussten, wurden am 07.11.2011 in Absprache mit dem Polizeiprä-

sidenten die Garagen im Hof der Polizeidirektion Zwickau freigeräumt und in der Fol-

gezeit die Funde dort aufbewahrt und soweit erforderlich auch vom Löschwasser ge-

trocknet.446 Die Garagen wurden auf Anweisung des Polizeipräsidenten nachts ab-

geschlossen und tagsüber bewacht, sodass Unbefugte sie nicht betreten konnten.447 

Gefunden wurden zum Beispiel verschiedene Kleidungsstücke, Masken, Tücher 

und Rucksäcke, von denen einige dem Zeugen Flemig, als er sie bei Sichtungsarbei-

ten in den Garagen entdeckte, „aus den Überwachungsfotos der Überfallserie nur 

allzu gut bekannt waren“.448 Weiterhin wurden diverse Ausweispapiere, Karten und 

Stadtpläne, Werkzeuge und vieles mehr gefunden,449 außerdem 2,5 Kilogramm 

Schwarzpulver.450 Aufgefundene Zeitungsartikel, in denen es um die von den dreien 

begangenen Morde ging, gaben erste Anzeichen in diese Richtung.451 

e)  Medieninformation der Polizeidirektion und der Staatsanwaltschaft Zwickau vom 
05.11.2011 

Am 05.11.2011 gab die Polizeidirektion Zwickau die erste als „Gemeinsame Me-

dieninformation“ von Polizeidirektion und Staatsanwaltschaft Zwickau bezeichnete 

                                            
445  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 7, 12 f., 14. 
446 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 13 f. 
447 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 18, 72; Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 38; Zeuge 

Philipp, Protokoll 29.06.2016, S. 9; Zeugin Dr. Findeiß, Protokoll 26.09.2016, S. 8. 
448  Zeuge Flemig, Protokoll 07.04.2017, S. 9. 
449 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 27 und 37. 
450 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 17. 
451 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 37; Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 16. 
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Information an die Öffentlichkeit. Sie lautete in der dem Untersuchungsausschuss 

vom Zeugen Philipp vorgelegten Fassung: 452 

„Gemeinsame Medieninformation 
Polizeidirektion Südwestsachsen / Staatsanwaltschaft Zwickau 
Explodiertes Wohnhaus – Zusammenhang mit Eisenach bestätigt sich 
Zwickau – (ow) Am Freitag, dem 4. November wurden kurz nach 15 Uhr … Die Ex-
plosion, bei welcher der Verdacht der schweren Brandstiftung besteht, hat keine 
Menschenleben gefordert. … 
Bei den beiden männlichen Personen, welche am Freitag nach vorangegangenem 
Sparkassenüberfall in einem Wohnmobil in Eisenach gefunden wurden, ist nach jet-
zigem Stand der Ermittlungen davon auszugehen, dass es sich mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit um die Wohnungsnutzer der Frühlingsstraße handelt. 
Die Frau, die ihren Nachbarn als Susann (36) bekannt war, hat die Wohnung kurz vor 
der Explosion verlassen und ist unbekannten Aufenthalts. Nach ihr wird gefahndet. 
Zur Chronologie der Ermittlungen: … 
Zu den in Eisenach begangenen Straftaten und den sich daraus ergebenden Hinwei-
sen ermitteln die Beamten der Polizeidirektion Gotha. Diesbezüglich sind Medienan-
fragen an die dort zuständigen Dienststellen zu richten.“ 

Dass diese Medieninformation den Name Beate Zschäpe noch nicht nennt, ob-

wohl bereits sehr wahrscheinlich war, dass es sich bei der im Text allein angegebe-

nen „Susann (36)“ um Beate Zschäpe handelt, wurde dem Untersuchungsausschuss 

damit begründet, man habe diesen Namen aus verschiedenen Gründen noch nicht 

herausgeben wollen. Zum einen sei man sich dieser Identität noch nicht hundertpro-

zentig sicher gewesen und es habe nur ein naheliegender Verdacht bestanden. Au-

ßerdem wollte man verhindern, dass die Bevölkerung vielleicht auf den Namen nicht 

reagiert und keinen Hinweis gibt, weil sie eine andere Person als „Susann (36)“ 

kennt. Deshalb habe man die Angabe insoweit so offen wie möglich gestalten wollen, 

um mehr Hinweise zu Personen zu bekommen. Alle Namen, unter denen Beate 

Zschäpe aufgetreten war, habe man nicht angeben können.453 Schließlich sagte der 

Zeuge Philipp wörtlich: „Die Medieninformation ist von der Staatsanwaltschaft; da 

kann ich jetzt nicht allzu viel sagen. Aber ist mit uns so abgesprochen worden.“454 

Darüber, wie die angebliche Abstimmung mit der Staatsanwalt Zwickau erfolgt 

sein soll, konnte der Untersuchungsausschuss allerdings nichts herausfinden. Der 

Aussage des Zeugen Oberstaatsanwalt Holger Illing von der Zwickauer Staatsan-

waltschaft zufolge gab es bis dahin nur einen Kontakt zwischen der Staatsanwalt-

schaft Zwickau und der Polizeidirektion, nämlich einen Telefonanruf, den er am 
                                            
452 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 26 mit Anlage Folie 40. 
453 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 26 mit Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, S. 18. 
454 Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, S. 18. 
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05.11.2011 in den sogenannten BAO-Raum des Führungs- und Lagezentrum der 

Polizeidirektion führte. Dort sprach er, er weiß es nicht mehr genau, entweder mit 

dem Zeugen (wohl Thomas) Müller oder dem Leiter der Kriminalpolizeiinspektion 

Hoffmann. Ihm bot er an, wenn es am Wochenende irgendwelche strafprozessualen 

Maßnahmen zu treffen gebe, nicht den Bereitschaftsdienst, eine Kollegin in Plauen, 

anzurufen, sondern ihn in Zwickau.455 Nach den inhaltlichen Einzelheiten dieses Ge-

sprächs gefragt, berichtete der Zeuge jedenfalls nichts von einer Abstimmung über 

eine schon an diesem Tag herauszugebende gemeinsame Öffentlichkeitsinformati-

on.456 Er konnte sich lediglich an eine später herausgegebene Medieninformation 

erinnern, in der dann allerdings auch der Name Zschäpe genannt wurde (dazu unten 

unter 2. b).457 

2. Einrichtung der Ermittlungsgruppe „Frühling“ am 07.11.2011 und ihre Ermittlun-
gen bis zur Übernahme durch das Bundeskriminalamt und den Generalbundes-
anwalt am 12.11.2011 

a) Einrichtung der Ermittlungsgruppe „Frühling“ 

Nachdem schon in der Nacht vom 04. auf den 05.11.2011 wegen des an beiden 

Orten aufgetauchten Wohnmobils erste Anzeichen für eine Verbindung zwischen 

dem Geschehen in Zwickau und dem in Eisenach aufgetreten waren, schon am 

05.11.2011 höchstwahrscheinlich war, dass das „Trio“ zuletzt in der Frühlingsstra-

ße 26 in Zwickau gewohnt hatte, und durch die gefundene Handschelle der Michèle 

Kiesewetter und der Waffe, mit der sie ermordet worden war, ein Zwickauer Bezug 

zu dieser Tat hergestellt war, zeigten sich in der Folgezeit von Stunde zu Stunde wei-

tere Verbindungen. So wurde am Morgen des 06.11.2011 durch eine schriftliche 

Führungsinformation der anlässlich des Geschehens in Eisenach bei der Polizeiin-

spektion Gotha gebildeten Sonderkommission „Capron“ (benannt nach dem aufge-

fundenen Wohnmobil) bekannt, dass es sich bei zwei der im Wohnmobil in Eisenach 

gefundenen Waffen um die Dienstpistolen der ermordeten Polizistin Michèle Kiese-

wetter und ihres Kollegen Arnold handelte.458 Damit war klar, dass es auch eine Ver-

bindung zwischen dem Geschehen am 04.11.2011 in Eisenach und dem Mord an 

Michèle Kiesewetter am 25.04.2007 in Heilbronn gab. 

                                            
455 Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 3 ff. 
456 Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 21 f. 
457 Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 27; ebenso der Zeuge Wiegner, Protokoll 07.11.2016, S. 8, 

16. 
458 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 16, 26 f., 45. 
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Angesichts der ständig anwachsenden Komplexität der Ermittlungen entschied 

der Polizeipräsident der Polizeidirektion Zwickau Georgie am 07.11.2011 aus eigener 

Entscheidungskompetenz,459 eine aus knapp 20 Personen bestehende Ermittlungs-

gruppe „Frühling“ einzurichten; für eine Sonderkommission stand zu wenig Personal 

zur Verfügung.460 Unter der Leitung des Kriminaloberrats Dunkel und dessen Vertre-

tung durch Kriminalrat Philipp hatte sie zwei Ermittlungsbereiche, nämlich den Ermitt-

lungsbereich „Brandstiftung“ und den Ermittlungsbereich „Bankraub“. Sie wurden 

durch die Kriminalbeamten besetzt, die schon zuvor die diesbezüglichen Ermittlun-

gen geführt hatten. Ein weiterer und wesentlicher Bereich hatte die Aufgabe, weiter 

nach der ja noch nicht wieder aufgetauchten, bisher Susann Dienelt genannten und 

jetzt als Beate Zschäpe erkannten Person nunmehr nicht mehr nur zu suchen, son-

dern zu fahnden. Eingebunden waren weiterhin die Staatsanwaltschaft Zwickau 

durch den Zeugen Oberstaatsanwalt Illing, ein Verbindungsbeamter der Sonder-

kommission „Parkplatz“ aus Baden-Württemberg, ein Verbindungsbeamter der Son-

derkommission „Capron“ aus Thüringen sowie für das Landeskriminalamt Sachsen 

der Kriminaloberrat Vogel.461  

b) Medieninformation vom 07. oder 08.11.2011 

Eine frühe Maßnahme der Ermittlungsgruppe „Frühling“ war die mit der Staats-

anwaltschaft Zwickau abgestimmte462 Herausgabe einer Medieninformation, in der 

jetzt auch der Name Zschäpe genannt wurde und der zwei Bilder von ihr beigefügt 

wurden. Sie lautete sie wie folgt:463 

„Explodiertes Wohnhaus – Polizei sucht 36-jährige Bewohnerin (Fotos)  
Zwickau – (ow) Am Freitag, dem 4. November kam es kurz nach 15 Uhr zu einer 
Explosion in der Frühlingsstraße. Das betroffene Wohnhaus wurde dabei 
schwer beschädigt und es breitete sich ein Brand aus. 
Eine mutmaßliche Bewohnerin des Hauses wurde durch Zeugen beobachtet, wie sie 
kurz vor der Explosion das Haus verließ. Seit diesem Zeitpunkt verliert sich ihre Spur. 
Bei der Frau handelt es sich um die 36-jährige Beate Zschäpe. Sie nutzte jedoch 
mehrere sogenannte Aliasnamen. So war sie ihren Nachbarn im Stadtteil Weißen-
born als Susann Dienelt – Spitzname Lise – bekannt. Aber auch den Namen Mandy 
Struck hatte sie in Gebrauch. Die Namen wurden durch die Ermittlungen der Thürin-
ger Polizei bekannt, da es sich nach derzeitigem Kenntnisstand der Ermittler bei den 

                                            
459 Wiegner, Protokoll 07.11.2016, S. 23. 
460 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 31; Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2018, S. 26. 
461 Zum Ganzen Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 31 mit Organigramm der Ermittlungsgruppe in 

Anlage Folie. 50. 
462 Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 27; Zeuge Wiegner, Protokoll 07.11.2016, S 8. 
463 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 32 mit Anhang Folie 53. 
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am Freitagmittag in einem Wohnmobil in Eisenach gefundenen beiden toten Män-
nern um die Mitbewohner von Frau Zschäpe handelt. 
Beate Zschäpe ist dem äußeren Anschein nach 30 bis 35 Jahre alt, von schlanker 
Statur etwa 160 Zentimeter groß. Sie hat schwarze Haare, oftmals nach hinten zum 
Zopf gebunden und hat eine Brille, wobei sie diese nicht ständig trägt. 
Wer die 36-Jährige seit ihrem Verschwinden am Freitagnachmittag gesehen hat oder 
Hinweise auf ihren derzeitigen Aufenthaltsort geben kann, wendet sich bitte an die 
Kriminalpolizei Zwickau, Telefon ........... oder jede andere Polizeidienststelle.“ 

Unterschiedliche Angaben machten die Zeugen allerdings dazu, wann diese Me-

dieninforation herausgegeben wurde. Der Zeuge Philipp gab als Datum gleich den 

07.11.2011 an.464 Der Zeuge Illing datierte zwar seinen Antrag auf Öffentlichkeits-

fahndung auf diesen Tag, sagte aber nicht, wann die Veröffentlichung letztendlich 

stattfand,465 und der Zeuge Wiegner sprach von einer bereits am 07.11.2011 her-

ausgegebenen ersten gemeinsamen Presseerklärung, nannte als Datum für die Her-

ausgabe der dann auch den Namen Beate Zschäpe enthaltenden zweiten Medienin-

formation aber den 08.11.2011.466 

c) Durchsuchung des vor dem Haus liegenden Bauschutts 

Nachdem die Brandwohnung weitgehend auf Spuren und Beweismittel durch-

sucht und geräumt war, ging man nun daran, den vor dem Haus liegenden Bauschutt 

zu durchsuchen. Er war teils bereits dadurch entstanden, dass bei der Explosion Au-

ßenwände herausgedrückt wurden und zu Boden gefallen waren, teils aber auch erst 

durch die im Zuge der Gebäudesicherung durchgeführten Arbeiten zum teilweisen 

Abriss des Daches. Diese Durchsuchung fand von Dienstag, dem 08.11.2011 bis 

Freitag, den 11.11.2011 statt.467 Dabei ging es längst nicht mehr nur darum, die Ur-

sache eines Brandes zu erforschen. Spätestens seit den bisher bereits gemachten 

Waffenfunden standen schwerste Straftaten im Raum, auch wenn deren Ausmaß 

noch nicht vollständig abzusehen war. 

Die Durchsuchung sollte so stattfinden, dass der gesamte Bauschutt nicht nur 

dort, wo er jetzt lag, durchsucht werden sollte. Vielmehr sollte er kleinteilig untersucht 

und sogar durchgesiebt werden. Für dieses arbeitsaufwendige Unternehmen wurden 

auf Vorschlag aus der Ermittlungsgruppe „Frühling“ für den 09.11.2011 ganztägig 

25 Polizeischüler aus dem zweiten Ausbildungsabschnitt der Polizeischule in Chem-

                                            
464 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 32 mit Anhang Folie 53. 
465 Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 27. 
466 Zeuge Wiegner, Protokoll 07.11.2016, S 8, 16. 
467 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 14. 
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nitz in Begleitung ihres Lehrers zur Unterstützung herangeführt.468 Deren Aufgabe 

bestand jedoch nicht darin, den Brandschutt selbst zu durchsuchen, vielmehr sollten 

sie ihn lediglich vom Boden aufnehmen und mit Schubkarren über eine Rampe zu 

einem eigens aufgebauten Podest bringen. Dort standen die vier geschulten Brand-

ursachenermittler der Polizeidirektion Zwickau und zwei ebenfalls mithelfende Beam-

te aus Baden-Württemberg und hielten mit Maurerkellen Nachschau, bevor sie den 

Schutt anschließend noch durchsiebten.469 Konkrete vorherige Hinweise, was in dem 

Schutt zu suchen sei, habe es nicht gegeben. Das hatte jeder Brandursachenermitt-

ler für sich selbst zu entscheiden.470  

Die Polizeischüler wurden zuvor in diesen Ablauf eingewiesen und zur Eigensi-

cherung angehalten, und zwar durch den Brandursachenermittler Enke.471 Dabei 

wurden sie aber nicht im Einzelnen darauf vorbereitet, mit welchen zum Teil nicht 

ungefährlichen Funden gerechnet werden musste.472 Immerhin wurden mehrere Glä-

ser Schwarzpulver, eine Maschinenpistole, Munition in Magazinen und Schachteln 

und weitere Handfeuerwaffen gefunden.473 

Wurde bei der Durchsuchung des Bauschutts Beweiserhebliches gefunden, wur-

de es sogleich verpackt und in die Garagen in der Polizeidirektion Zwickau gebracht. 

Funde wurden also nicht schon vor Ort asserviert oder protokolliert, außerdem auch 

nur zum Teil fotografiert und das jedenfalls nicht in ihrer konkreten Auffindesituation. 

Vielmehr geschah das vollständig erst nach der Übernahme der Ermittlungen durch 

das Bundeskriminalamt in den Garagen. Erst dort habe die komplette Auflistung, Ar-

chivierung und Ablichtung stattgefunden. Diese Aufgabe sei einfach zu groß für die 

die Zwickauer Polizei gewesen.474 Außerdem hätte es sechs Monate gedauert, wenn 

man, wie es grundsätzlich richtiger gewesen wäre, jedes einzelne Beweismittel dort 

fotografiert hätte, wo man es in diesem Schutthaufen gefunden hat.475 

                                            
468 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 14 f., 47 f. 
469 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 14, 49; Zeuge Naumann, Protokoll 05.10.2015, S. 3; Zeuge 

Hellinger, Protokoll 18.04.2016, S. 20 f., 23, 26, 29, der allerdings statt von Schubkarren von Ei-
mern spricht und statt des Podestes ein Fließband gesehen haben will. 

470 Zeuge Hellinger, Protokoll 18.04.2016, 26. 
471 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 48; Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 53; Zeuge 

Naumann, Protokoll 05.10.2015, S. 3, 12. Der Name Enke wurde allerdings nur vom Zeugen Lenk 
genannt. 

472 Zeuge Naumann, Protokoll 05.10.2015, S. 12. 
473 Zeuge Naumann, Protokoll 05.10.2015, S. 4, 6, 12, 18, 22 ff. 
474 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 14, 18, 50, 57 f., 79 f.; Zeuge Hellinger, Protokoll 18.04.2016, 

S. 29. 
475 Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, S. 25. 
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Auf diese Weise wurden in den Tagen nach dem 08.11.2011 im Bauschutt auch 

verschiedene nennenswerte Funde gemacht, die hier nicht alle aufgezählt werden 

können. Nur zwei seien wegen ihrer immensen Bedeutung für die weiteren Ermittlun-

gen erwähnt. 

Am 09.11.2011 fand zwischen 15:30 und 16 Uhr einer der Polizeischüler im Bau-

schutt die Pistole der Marke „Česká“. Er schilderte den Vorgang so, dass er an etwas 

gezogen habe, das er für ein Rohr hielt. Er habe einen daneben liegenden Holzbal-

ken und dann das Rohr herausgezogen. Als er erkannt habe, dass es sich um eine 

Pistole handelte und bei dem Rohr um ihren Schalldämpfer, habe er die Mündung 

gleich vom Körper weg auf den Boden gehalten, weil sich eventuell noch ein Schuss 

hätte lösen können.476 Die Waffe wurde gleich am Donnerstag, dem 10.11.2011 zum 

Bundeskriminalamt geschafft und schon am Freitag gab es das Ergebnis, dass sie 

die Tatwaffe zu acht der heute dem „Trio“ zuzuschreibenden Morden war,477 die Waf-

fe also, die der Mordserie den für sie teilweise verwendeten Namen „Česká-

Mordserie“ eingebracht hatte. 

Am 10.11.2011 wurden im Bauschutt weiterhin 35 DVDs entdeckt, auf denen 

sich das bereits erwähnte „Paulchen-Panther-Video“ befand.478 Die darin dargestell-

ten Mordtaten legten die Verbindung zur Mordserie nunmehr endgültig offen. Außer-

dem tauchte auf diesen DVDs erstmals die Bezeichnung „Nationalsozialistischer Un-

tergrund“ auf.479  

Insgesamt wurden im Bauschutt neben den bereits im Haus gefundenen sieben 

weitere Feuerwaffen gefunden.480 

3. Staatsanwaltschaftliche Ermittlungen 

Bei der Staatsanwaltschaft Zwickau hatte der Zeuge Oberstaatsanwalt Illing 

schon in den frühen Abendstunden des 04.11.2011 im Videotext des MDR etwas von 

der Explosion gelesen, hatte aber keinen Anlass zum Handeln, weil es über das Wo-

chenende einen staatsanwaltschaftlichen Bereitschaftsdienst gibt. Der oblag an die-

sem Wochenende einer Staatsanwältin aus der Zweigstelle der Staatsanwaltschaft 

Zwickaus in Plauen. Am Samstag, dem 05.11.2011 wurde der Zeuge Illing in den 
                                            
476 Zeuge Naumann, Protokoll 05.10.2015, S. 4, 6 f. 
477 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 39; Zeuge Werle, 24.09.2018, S. 3. 
478 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 17 f., 21, 55; Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 40. 
479 Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 11; Zeuge Wiegner, Protokoll 07.11.2016, S 17. 
480 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 49; Zeuge Philipp, Protokoll 16.121.2015, S. 16; Zeuge 

Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 36; Zeuge Hellinger, Protokoll 18.04.2016, S. 20 f. 
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Vormittagsstunden von einer Staatsanwältin seiner Abteilung angerufen, die an die-

sem Wochenendtag in anderer Angelegenheit, einer größeren Rauschgiftsache, in 

der Polizeidirektion Zwickau zu tun hatte. Sie hatte wahrgenommen, dass sich in der 

Polizeidirektion „etwas Größeres anbahnt“, und meinte, es sei nicht schlecht, wenn 

sich jemand von der Staatsanwaltschaft Zwickau darum kümmerte.  

Statt den Dingen angesichts des Wochenendes seinerseits einfach ihren Lauf zu 

lassen, hat der Zeuge Illing sich um sie gekümmert. Er rief den ihm mit dessen priva-

ter Handynummer bekannten Leiter des Kommissariats K 12 – Brände/Explosionen –

an und erfuhr, dass der sich in Hamburg aufhielt. Daraufhin wandte er sich an das 

Führungs- und Lagezentrum der Polizeidirektion Zwickau. Dort wurde er in den so-

genannten BAO-Raum verbunden und führte das bereits oben unter 1. e) erwähnte 

Telefonat, in dem er anbot, man möge, wenn es am Wochenende irgendwelche 

strafprozessualen Maßnahmen zu treffen gebe, nicht den Bereitschaftsdienst, die 

Kollegin in Plauen, sondern ihn in Zwickau anrufen.481 Auf Befragen bezeichnete der 

Zeuge Illing es als in Zwickau zwar nicht üblich, „aber zumindest nicht absonderlich“, 

in solchen Situationen seitens der Staatsanwaltschaft von sich aus auf die Polizei 

zuzugehen oder als Ortsansässiger einem Kollegen im Wochenendbereitschafts-

dienst eine längere Anreise zu ersparen.482 Zudem hatte er als Abteilungsleiter das 

Recht, ein Verfahren an sich zu ziehen.483 

Wie sich auf Vorhalt aus dem Lagefilm der Polizeidirektion Zwickau ergab, kam 

es am 06.11.2011 dann auch tatsächlich zu einem telefonischen Kontakt zwischen 

dem Zeugen Illing und der Polizei, an den der Zeuge sich von sich aus zunächst 

nicht erinnern konnte, den er aber für möglich hielt. Darin sicherte er der Polizei ei-

nen Haftbefehl für Beate Zschäpe zu.484 

Am Montag, dem 07.11.2011 begab sich der Zeuge Illing zwischen 8 und 

8:30 Uhr zur Polizeidirektion Zwickau und ließ sich den bis dahin angefallenen Sach-

verhalt schildern.485 Sodann berichtete nunmehr er seinem amtierenden Behördenlei-

ter, dem Oberstaatsanwalt Uwe Wiegner, über den Stand der Ermittlungen.486 Gegen 

Frau Zschäpe wurde ein Ermittlungsverfahren wegen schwerer Brandstiftung nach 

                                            
481 Zum Ganzen Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 3 ff. mit S. 21 f. 
482 Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 9 f. 
483 Zeuge Wiegner, Protokoll 07.11.2016, S. 22. 
484 Vgl. Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 12 f. 
485 Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 4 ff. 
486 Zeuge Wiegner, Protokoll 07.11.2016, S. 6 f. 
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§ 306 a Abs. 1 Nr. 1 StGB eingeleitet. Außerdem wurde „wegen der Komplexität der 

Ermittlungen und der offensichtlichen Verzahnung verschiedenster Ereignisse“ fest-

gelegt, „dass der Abtransport aller Explosionstrümmer nur nach vorheriger Sichtung 

und Suche nach weiteren Beweismitteln erfolgen darf. Also, die Frühlingsstraße war 

nicht nur Brandort, Tatort einer Brandstiftung, sondern es ging jetzt auch darum, Be-

weismittel zu finden, die möglicherweise vernichtet werden sollten, um andere Straf-

taten zu verdecken. Also, es musste hier mit einer besonderen Akribie vorgegangen 

werden.“487 

Mittags beantragte der Zeuge Illing beim Amtsgericht Zwickau einen Haftbefehl 

gegen Beate Zschäpe, der dann auch erging, und zwar wegen Verdachts der schwe-

ren Brandstiftung; denn das war der zu dieser Zeit sicher belegbare Tatbestand, 

während die anderen, sich zunehmend verdichtenden Verdachte für einen Haftbefehl 

noch nicht ausreichten.488 Zudem berichtete man pflichtgemäß an die Generalstaats-

anwaltschaft.489 Dass der Zeuge Illing die Sache bei der Staatsanwaltschaft Zwickau 

bearbeitete und nicht ein anderer Staatsanwalt hat seinen Grund zum einen darin, 

dass er durch sein Eingreifen am Wochenende als Erster mit ihr befasst war. Aller-

dings war sie angesichts ihrer unterschiedlichen Facetten auch nicht eindeutig einem 

bestimmten Deliktsbereich und deshalb einem anderen Staatsanwalt zuzuordnen.490 

Am Dienstag, dem 08.11.2011 will der Zeuge Illing keine staatsanwaltlichen 

Maßnahmen zu treffen gehabt haben, aber dennoch wie in dieser Woche täglich die 

Polizeidirektion aufgesucht haben. Erst am Mittwoch, dem 09.11.2011, so der Zeuge 

Illing, habe ihn die Mitteilung erreicht, Beate Zschäpe habe sich in Jena der Polizei 

gestellt. Bald darauf habe ihn ein Oberstaatsanwalt aus Mühlhausen angerufen und 

ihn wissen lassen, er wolle in Thüringen ebenfalls einen Haftbefehl beantragen. Un-

ter Berufung auf den bereits vorliegenden, die Zwickauer Zuständigkeit begründen-

den491 Zwickauer Haftbefehl setzte der Zeuge Illing in diesem Telefonat jedoch 

durch, dass Beate Zschäpe nach Zwickau überstellt werde. Er willigte aber auf ein 

entsprechendes Ansinnen des Mühlhausener Kollegen darin ein, dass sie zuvor in 

Jena erkennungsdienstlich behandelt werde. Der Grund für dieses Ansinnen seines 

Thüringer Kollegen ist dem Zeugen Illing bis heute nicht erklärlich. Dementsprechend 

                                            
487 Zeuge Wiegner, Protokoll 07.11.2016, S. 7. 
488 Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 6, 16 f. 
489 Zeuge Wiegner, Protokoll 7.11.2016, S. 7 f.; Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 6. 
490 Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 11 f.; Zeuge Wiegner, Protokoll 07.11.2016, S. 15. 
491 Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 26; Zeuge Wiegner, Protokoll 07.11.2016, S. 25. 
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wurde Frau Zschäpe nach Zwickau gebracht.492 Die Datierung dieses Geschehens 

auf den 09.11.2011 durch den Zeugen Illing ist allerdings insofern fraglich, als andere 

Zeugen die Überführung und die erste Vernehmung der Beate Zschäpe in Zwickau 

schon auf den 08.11.2011 datieren (dazu sogleich unter 4.).  

Am 09.11.2011 veranstaltete man in den Räumen der Polizeidirektion eine Pres-

sekonferenz, an der Herr Georgie als Präsident der Polizeidirektion Zwickau und der 

Zeuge Wiegner als amtierender Leiter der Staatsanwaltschaft Zwickau teilnahmen.493 

Im Weiteren ließ sich der Untersuchungsausschuss berichten, wie aufgrund der 

nach dem 04.11.2011 gewonnenen neuen Erkenntnisse mit den Verfahren um die 

jetzt zunehmend aufklärbar gewordenen Raubüberfälle umzugehen war und umge-

gangen wurde. Sie wurden zumeist wieder eröffnet und gegen jetzt bekannte Perso-

nen fortgeführt, am Ende aber durch den Generalbundesanwalt übernommen.494 

Am 11.11.2011 konnten die mit der Sache befassten Zwickauer Staatsanwälte 

Wiegner und Illing zusammen mit dem damaligen Zwickauer Polizeipräsidenten Ge-

orgie und dem damaligen Landespolizeipräsidenten Bernd Merbitz in der Polizeidi-

rektion das bereits mehrfach erwähnte „Paulchen-Panther-Video“ ansehen.495 Au-

ßerdem waren Beamte des Bundeskriminalamts anwesend, nämlich solche, die in 

den Ermittlungsgruppen zu den „Česká-Morden“ bereits tätig waren.496 Am 

12.11.2011 haben die Zeugen Wiegner und Illing den Fall und die Akten um etwa 

13 Uhr persönlich an die Vertreterin des Generalbundesanwalts übergeben.497 

4. Verhaftung der Beate Zschäpe am 08.11.2011 in Jena, ihre Überführung nach 
Zwickau, ihre erste Vernehmung und Vorführung vor den Ermittlungsrichter in 
Zwickau 

Am Dienstag, dem 08.11.2011 hatte Beate Zschäpe zunächst gegen 9 Uhr ver-

geblich versucht, sich mit einem von einer Passantin erbetenen Handy beim Polizei-

notruf in Jena zu melden. Sie wollte den Einsatzchef sprechen und gab auf Nachfra-

ge an, diejenige zu sein, aufgrund der ganz Jena abgesperrt sei und nach der ge-

sucht werde. Als der den Anruf annehmende Polizist sich uninformiert und überfor-

                                            
492 Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 6 f.; Zeuge Wiegner, Protokoll 07.11.2016, S. 8. 
493 Zeuge Wiegner, Protokoll 07.11.2016, S. 6 f. 
494 Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 13 f., 24 f.; Zeuge Wiegner, 07.11.2016, S. 10. 
495 Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 8; Zeuge Wiegner, Protokoll 07.11.2016, S. 9, 32. 
496 Zeuge Wiegner, Protokoll 07.11.2016, S. 9, 16. 
497 Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 8, 30; Zeuge Wiegner, Protokoll 07.11.2016, S. 9, 16. 
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dert zeigte, legte sie auf.498 Später am 08.11.2011 erschien sie dann in verwahrlos-

tem Zustand zusammen mit einem Anwalt bei der Polizei in Jena und wurde festge-

nommen.499 Gemäß der zwischen der Staatsanwaltschaft Mühlhausen mit der 

Staatsanwaltschaft Zwickau getroffenen Absprache wurde sie in Jena noch erken-

nungsdienstlich behandelt und dann aufgrund des bereits seit dem 07.11.2011 vor-

liegenden Haftbefehls des Amtsgerichts in Zwickau dorthin überführt. 

Die Überführung erfolgte im Auftrag des Leiters der Kriminalinspektion Zwickau 

in einem Wagen der Operativen Fahndungsgruppe in Begleitung unter anderem des 

Zeugen Leucht, der angab, abgesehen von einer kurzen Auseinandersetzung mit ihr 

noch in Jena, als es um die Abnahme einer DNA-Probe ging, während der Fahrt 

nach Zwickau nicht mehr mit Beate Zschäpe gesprochen zu haben.500 Um ca. 18 Uhr 

in Zwickau angekommen wurde Frau Zschäpe vernommen. 

Die Vernehmung führte der Zeug André Poitschke in Anwesenheit einer Frau 

Hemme durch. Sie war für die baden-württembergische Sonderkommission „Park-

platz“ vor Ort in die Ermittlungsgruppe „Frühling“ einbezogen.501 Thüringer Beamte 

ließ der Zeuge Oberstaatsanwalt Illing zur Vernehmung der Frau Zschäpe nicht zu, 

weil er sie zur Vorbereitung der anstehenden Vorführung vor dem Ermittlungsrichter 

zunächst zu dem einstweilen noch maßgeblichen Haftgrund der schweren Brandstif-

tung in der Frühlingsstraße vernehmen lassen und Thüringer Fragen zu deren mögli-

chen Haftgründen abwehren wollte. Im Übrigen beeinträchtige ein zu großer Kreis 

von Vernehmenden die Aussagebereitschaft.502 Das führte zwar zu einer Verärge-

rung in der Thüringer Sonderkommission und einem „ziemlich heftigen Disput mit dem 

SoKo-Chef am Telefon ....., der dann gesagt hat: Wenn wir gewusst hätten, dass ihr un-

sere Leute nicht mit dazunehmt, dann hätten wir sie euch nicht gegeben.“503 Es hat sich 

aber letztlich erübrigt, da Frau Zschäpe ohnehin von ihrem Aussageverweigerungs-

recht Gebrauch machte und nicht zur Sache aussagte.504 Auch bei ihrer Vorführung 

vor dem Ermittlungsrichter, bei der ihr Anwalt sie begleitete, hat sie am 09.11.2011 

keine Aussage zur Sache gemacht.505 

                                            
498 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 32 mit Anlage 54. 
499 Zeuge Philipp, Protokoll 01.02.2016, S. 35 f. 
500  Zeuge Leucht, Protokoll 15.05.2017, S. 11; Zeuge Leucht, Protokoll 19.06.2017, S. 6 ff.  
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503 Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 7. 
504 Zeuge Poitschke, Protokoll 20.06.2016, S. 4; Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, S. 28. 
505 Zeuge Poitschke, Protokoll 20.06.2016, S. 4 f.; Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 7, der die 

Vorführung allerdings auf den 10.11.2011 datierte, dazu schon oben unter 3. 
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Anlässlich der polizeilichen Vernehmung am 08.11.2011 sollte durch „Wiederer-

kennungszeugen“ die Identität von Frau Zschäpe verifiziert werden. Dies geschah in 

der Weise, dass während im Anschluss an die Vernehmung in Anwesenheit von Frau 

Zschäpe das Protokoll gefertigt wurde, zwei Personen aus der Nachbarschaft in der 

Frühlingsstraße in das Vernehmungszimmer schauten und anschließend bestätigten, 

dass es sich um die ihnen aus dem Haus in der Frühlingsstraße 26 als „Susann Die-

nelt“ bekannte Person handelte.506 Die Namen dieser beiden Personen konnten dem 

Untersuchungsausschuss nicht genannt werden. Der Zeuge Poitschke hatte zwar 

gewisse Vorüberlegungen zum inhaltlichen Ablauf der Vernehmung angestellt, kam 

damit aber wegen der Aussageverweigerung von Frau Zschäpe nicht zum Zuge.507  

Nach der Vernehmung ging der Zeuge Poitschke zusammen mit Frau Zschäpe 

und Frau Hemme in sein gegenüberliegendes Dienstzimmer, wo man gemeinsam 

mehrere Zigaretten rauchte und Frau Zschäpe möglicherweise auch etwas zu essen 

bekam. Bei dieser Gelegenheit entwickele sich ein lockeres Gespräch, zu dem der 

Zeuge Poitschke auf deren Frage Frau Zschäpe darauf hinwies, dass es nicht aufge-

zeichnet, er es aber protokollieren werde.508 In dem Gespräch sei es um Allgemein-

plätze gegangen. Frau Zschäpe habe sich nach ihren Katzen erkundigt, gesagt, dass 

sie mit den Uwes eine Familie gebildet habe, dass sie eher von der Großmutter er-

zogen worden sei als von der Mutter und nicht verstehen könne, wieso die beiden 

Uwes, die eigentlich aus ordentlichen Verhältnissen stammten, sich so entwickelt 

hätten. Frau Zschäpe habe auf ihn den Eindruck gemacht, froh zu sein, dass diese 

Flucht und das Untertauchen jetzt beendet waren, wirkte trotzdem aber abgespannt, 

aber auch konzentriert und schlau. Immerhin habe sie gefragt, ob das Gespräch auf-

gezeichnet werde.509 

5. Die Übernahme der Ermittlungen durch das Bundeskriminalamt und den Gene-
ralbundesanwalt am 12.11.2011 

Nachdem im Verlauf der Woche nach dem 4.11.2011 mehr und mehr die Verbin-

dungen zwischen dem Brand in der Frühlingsstraße in Zwickau, dem Geschehen in 

Eisenach und dann auch zu den oben unter A I. geschilderten Raubüberfällen sowie 

schließlich den Morden zutage traten und damit zunehmend die Dimensionen des 
                                            
506 Zeuge Poitschke, Protokoll 20.06.2016, S. 4, 7, 12, 18; Zeuge Frank Prüfer, Protokoll 20.06.2016, 

S. 4, 10. 
507 Zeuge Poitschke, Protokoll 20.06.2016, S.11; siehe auch Zeuge Wiegner, Protokoll 07.11.2016, S. 

31 f.  
508 Zeuge Poitschke, Protokoll 20.06.2016, S. 4, 7.  
509 Zeuge Poitschke, Protokoll 20.06.2016, S. 4, 10.  
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Komplexes erkennbar wurden, konnte es kaum mehr überraschen, dass nach ent-

sprechend vorbereitenden Telefonaten mit den sächsischen Polizeibehörden und 

Staatsanwaltschaften letztlich das Bundeskriminalamt und die Generalbundesan-

waltschaft die Ermittlungen übernahmen. Ein letzter und dann zwingender Anlass 

dazu sind der Fund der „Česká“ am 09.11.2011 und das am 10.11.2011 im Bau-

schutt auf der Frühlingsstraße aufgefundene „Paulchen-Panther-Video“ gewesen.510 

 Zu dieser Übernahme trafen sich die Beteiligten am Samstag, dem 12.11.2011 

um 13 Uhr in der Polizeidirektion Zwickau. Dort übernahm eine nach Zwickau ge-

kommene Vertreterin der Generalbundesanwaltschaft von den ebenfalls ins Polizei-

präsidium gekommenen Zeugen Wiegner und Illing die Verfahren und Akten der 

Staatsanwaltschaft Zwickau.511 Gleichzeitig und am gleichen Ort trafen sich auch die 

Vertreter der Polizeidirektion Zwickau und des Bundeskriminalamts, um die Überga-

be ihrer Ermittlungen zu vollziehen. In diesem Zusammenhang wurden auch die in 

den Garagen der Polizeidirektion liegenden Funde aus der Frühlingsstraße sowie der 

Brandort in der Frühlingsstraße selbst in die Obhut des Bundeskriminalamts gege-

ben.512 Die Brandwohnung in der Frühlingsstraße war zu dieser Zeit vollständig ge-

räumt und besenrein, was aber, so beteuerte der Zeuge Lenk aus der Sicht eines 

Brandursachenermittlers, die weitere Arbeit des Bundeskriminalamts nicht behindert 

haben soll, weil alles dort Aufgefundene in die Garagen im Polizeipräsidium geschafft 

worden und dort noch verlustfrei vorhanden gewesen sei.513 Übergeben wurden 

schließlich auch die Polizeiakten der Einsatzgruppe „Frühling“; es differieren aller-

dings die Zeugenangaben dazu, ob dies schon am 11.11. oder am 12.11.2011 oder 

teilweise auch erst am Montag danach erfolgt ist.514 

6. Die Bewertung der bisherigen Arbeit der sächsischen Polizei aus der Sicht der 
Besonderen Aufbauorganisation „Trio“ und die Zusammenarbeit sächsischer Be-
hörden und Beamter mit und in der Besonderen Aufbauorganisation  

Mit der Übernahme der Ermittlungen durch das Bundeskriminalamt wurde die 

Ermittlungsgruppe „Frühling“ der Polizeidirektion Zwickau aufgelöst. Das Bundeskri-

minalamt gründete für die weiteren Ermittlungen die Besondere Aufbauorganisation 

„Trio“ mit einer Personalstärke von insgesamt etwa 130 Personen. Ihr Zentraler Ein-

                                            
510 Zeuge Werle, Protokoll 24.09.2018, S. 3; Zeuge Binz, Protokoll 24.09.2018, S. 3.  
511 Zeuge Illing, Protokoll 07.11.2016, S. 8; Zeuge Wiegner, Protokoll 07.11.2016, S. 9. 
512 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 18, 55, 80. 
513 Zeuge Lenk, Protokoll 16.11.2015, S. 80. 
514 Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, S. 27, 56 (12.11.2011 und teilweise erst am Montag danach); 

Protokoll Zeuge Werle, 24.09.2018, S. 4, 15 (11.11.2011 am frühen Nachmittag). 
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satzabschnitt befand sich in Meckenheim bei Bonn. Sie bildete in den Bundeslän-

dern, in denen zu ermittelnde Taten begangen worden waren, „Regionale Einsatzab-

schnitte“. Auch in Sachsen wurde ein solcher Abschnitt eingerichtet, und zwar in Wil-

kau-Haßlau. Er umfasste etwa 40 Personen, davon ca. 30 Beamte aus dem Bundes-

kriminalamt. Weitere etwa zehn Beamte wurden aus Sachsen abgeordnet, davon 

fünf oder sechs aus dem Landeskriminalamt und weiterhin einige derjenigen Polizei-

beamten, die schon vorher mit dem Komplex befasst waren, etwa der Zeuge Flemig 

(22.11.2011 bis Ende Mai 2012) und der Zeuge Philipp (vom 12.11.2011 bis zum 

30.06.2012). Der Regionale Einsatzabschnitt Sachsen wurde geleitet vom Zeugen 

Kriminaldirektor Thomas Werle aus dem Bundeskriminalamt und hatte eine Füh-

rungsgruppe bestehend aus dem Zeugen Erster Kriminalhauptkommissar Rainer 

Binz, ebenfalls aus dem Bundeskriminalamt, sowie zwei sächsischen Verbindungs-

beamten, nämlich dem Zeugen Philipp aus der Polizeidirektion Zwickau und dem 

Kriminalhauptkommissar Hertel vom Landeskriminalamt Sachsen.515 Der Regionale 

Einsatzabschnitt wurde Ende Mai 2012 aufgelöst und die Besondere Aufbauorgani-

sation „Trio“ in eine Ermittlungsgruppe überführt, von der in Wilkau-Haßlau nur noch 

für vier oder fünf Wochen ein kleiner Ableger verblieb.516 

Das Wirken der Besonderen Aufbauorganisation „Trio“ und ihres Regionalen 

Einsatzabschnitts in Sachsen kann hier nicht zur Gänze dargestellt werden und 

braucht es auch nicht. Vor dem Hintergrund des Untersuchungsauftrags des Aus-

schusses genügt es darzustellen, wie die bisherige Arbeit der sächsischen Polizei 

aus der Sicht der Besonderen Aufbauorganisation bewertet wurde und wie die säch-

sischen Beamten und Behörden mit und in dieser Besonderen Aufbauorganisation 

zusammengearbeitet haben. 

a) Die Bewertung der bisherigen Arbeit der sächsischen Polizei aus der Sicht der 
Besonderen Aufbauorganisation „Trio“ 

Die Frage, wie die bisherige Arbeit der sächsischen Polizei aus der Sicht der Be-

sonderen Aufbauorganisation „Trio“ und hier insbesondere der Verantwortlichen des 

Regionalen Einsatzabschnittes Sachsen bewertet wurde, war einmal auf die Zeit der 

lange Jahre vergeblichen Suche nach dem „Trio“ zu beziehen. 

                                            
515 Zum Ganzen Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, S. 3 f. 
516 Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, S. 8; Protokoll Zeuge Werle, Protokoll 24.09.2018, S. 13. 
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Gezielt gefragt, ob man in der Besonderen Aufbauorganisation „Trio“ den Ein-

druck hatte, dass von den Kollegen in Sachsen, egal ob in der Polizei oder in den 

anderen Sicherheitsbehörden, bei der Suche nach dem „Trio“ irgendeinem Hinweis 

nicht ausreichend nachgegangen wurde,517 antwortete der Zeuge Werle wörtlich: 

„Ich kann mich jetzt konkret nicht an einen Fall erinnern, wo das, sagen wir mal, 
sehr, sehr augenfällig gewesen wäre und wo man ein massives Problem vermieden 
hätte, wenn man damals anders gearbeitet hätte. 
Für mich war es eigentlich eher so die Summe aller einzelnen Handlungen, die in 
den Jahren zuvor stattgefunden hatten, die eben dazu geführt haben, dass man, sa-
gen wir mal, diese Spur nicht erfolgversprechend weiterverfolgt hat. Es gibt aber kein 
Einzelereignis, wo ich jetzt gesagt hätte: ‚Das hätte man doch sehen müssen, und 
man hat es nicht gesehen oder hat es übergangen.‘ Also, daran kann ich mich nicht 
erinnern.“  

„Aber auch in der aktuellen Phase, wo die Zuständigkeit jetzt ausschließlich hier 
bei den sächsischen Behörden lag, nach dem Vorfall in Thüringen und nach der In-
brandsetzung des Hauses in der Frühlingsstraße, ist mir nichts mehr erinnerlich oder 
war auch meines Erachtens kein Fall, wo es dazu gekommen wäre, so im Sinne Ihrer 
Fragestellung.“518 

Ähnlich eindeutig war die Antwort des Zeugen Binz auf diese Frage: 

„Diese große Frage kann ich ganz kurz beantworten: Nein. Also, ich kann dazu 
nichts sagen, dass mir irgendetwas aufgefallen wäre, wo es Versäumnisse in Sach-
sen gegeben hätte.“519 

Zusammen mit der Ermittlungszuständigkeit sind alle in der Frühlingsstraße 26 in 

Zwickau aufgefundenen und in den Garagen in der Polizeidirektion Zwickau gelager-

ten Gegenstände, die Brandwohnung Frühlingsstraße 26 in Zwickau sowie alle Akten 

der Einsatzgruppe „Frühling“ von der Polizeidirektion Zwickau auf die Besondere 

Aufbauorganisation „Trio“ des Bundeskriminalamts, insbesondere deren Regionalen 

Einsatzabschnitt in Sachsen übergegangen. Von Interesse für den Untersuchungs-

ausschuss war deshalb, wie der Zustand der übernommenen Gegenstände dort 

empfunden wurde. 

Den Zustand der Brandwohnung betreffend hat der Zeuge Werle nichts bean-

standet. Vielmehr hat er die Arbeit des Brandermittlers, des Zeugen Lenk, als „sehr 

gewissenhaft“ bezeichnet und wörtlich gesagt: „Also, das hat auf mich einen sehr 

seriösen Eindruck gemacht“.520 Auch an den übergebenen Akten der Ermittlungs-

                                            
517 Vgl. Protokoll Zeuge Werle, 24.09.2018, S. 4.  
518 Zeuge Werle, Protokoll 24.09.2018, S. 6.  
519 Zeuge Werle, Protokoll 24.09.2018, S. 9.  
520 Zeuge Werle, Protokoll 24.09.2018, S. 11 f.  
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gruppe „Frühling“ hatte er nichts auszusetzen.521 Zum Zustand der in den Garagen 

der Polizeidirektion Zwickau abgelegten Beweismittel äußerte er sich wörtlich wie 

folgt: 

„Ich nehme an, es wurde auch begonnen, sie zu asservieren, durch die örtlichen 
Kräfte. Da habe ich seitens der Kollegen unserer Tatortgruppe, die auch am 11.11. – 
bzw. am 10.11. abends, glaube ich, eine Vorhut – nach Zwickau gekommen ist, keine 
Klagen gehört, dass da irgendetwas nicht sachgerecht gemacht worden wäre. Im 
Gegenteil, es waren ja viele Beweismittel dabei, die durch die Löscharbeiten nass 
gewesen sind. Es hat gedroht, dass diese Beweismittel dadurch vernichtet werden. 
Damit ist man sehr sorgsam und sehr sachgerecht umgegangen, so, wie ich es in 
Erinnerung habe, was mir die Kollegen der Tatortgruppe dazu gesagt haben. 
Was die Ermittlungsführung betrifft: In der Zeitspanne bis zur Übernahme durch uns 
sind mir auch keine Klagen zu Ohren gekommen, sodass ich aus heutiger Sicht nicht 
sagen könnte, da oder da hätte man etwas besser oder professioneller machen müs-
sen.“522  

Der Zeuge Binz führte zum selben Thema wörtlich aus: 

„Wenn ein Haus brennt und die Feuerwehr löscht, dann ist nicht nur das Feuer 
da, sondern auch das Löschwasser, und das beeinträchtigt ja alles, was da drin ist 
und insbesondere natürlich die schriftlichen Unterlagen. Da waren Dokumente, die 
waren angesengt am Rand oder schon zur Hälfte verbrannt, und dann waren sie 
nass. Aus diesem Grund hatte man die ja auf diese Papierbahnen gelegt, damit das 
trocknen konnte. Also, aus meiner Sicht ist das so gut gemacht worden wie es eben 
ging. Wie will man da anders vorgehen?“ 

„Ich war ja nicht dabei, als das sichergestellt wurde. Aber so, wenn ich mir das 
Ergebnis anschaue, war das schon korrekt.“ 

„Und es ist auch nicht so, dass die Tatortgruppe des Bundeskriminalamtes, die ja 
nun wirklich Profis sind in diesen Dingen – – Die machen ja gar nichts anderes. Es 
sind Leute, die alle möglichen Straftatorte bearbeitet haben. Da hat auch keiner ir-
gendwie etwas Negatives gesagt.“523 

b) Räumliche Unterbringung des Regionalen Einsatzabschnitts in Wilkau-Haßlau 

Der Regionale Einsatzabschnitt der Besonderen Aufbauorganisation Sachsen 

war im Polizeirevier in Wilkau-Haßlau untergebracht. Dort war auf Anweisung des 

Zwickauer Polizeipräsidenten gleich nach der Entscheidung über die Einrichtung des 

Regionalen Einsatzabschnittes die obere Etage zum 12.11.2011 leergeräumt worden 

und konnte am Sonntag mit den vom Bundeskriminalamt herbeigeschafften techni-

                                            
521 Zeuge Werle, Protokoll 24.09.2018, S. 15.  
522 Zeuge Werle, Protokoll 24.09.2018, S. 9 f.  
523 Zeuge Binz, Protokoll 24.09.2018, S. 14.  
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schen Einsatzmitteln bestückt werden.524 Die Unterbringung wurde vom Zeugen Binz 

mit den Worten gelobt: „So waren wir noch nie untergebracht“.525 Das Problem einer 

anfangs vor Ort noch anliegenden zu geringen Bandbreite für den Internetzugang 

konnte schon am Montag, dem 14.11.2011 gelöst werden.526  

c) Inhaltliche Zusammenarbeit der Besonderen Aufbauorganisation „Trio“ mit säch-
sischen Behörden und Beamten  

Im Regionalen Einsatzabschnitt der Besonderen Aufbauorganisation in Sachsen 

wurden insgesamt sechs Teams gebildet, die sich mit verschiedenen Ermittlungsab-

schnitten zu befassen hatten: Das „Team Zschäpe“, das „Team Mundlos und Böhn-

hardt“, das „Team Burkhardt“, das „Team Dienelt“, das Team „Eminger“ und zeitwei-

se das „Team Sonstiges“.527  

Der Zeuge Philipp hat dem Untersuchungsausschuss ausführlich über die dorti-

gen Ermittlungen und die dabei erzielten Ergebnisse berichtet.528 Sie sind hier aller-

dings allenfalls im Überblick darzustellen, weil sie in der Verantwortung des Bundes 

stattgefunden haben bzw. erzielt wurden. So wurde etwa ergebnislos untersucht, ob 

zumindest die beiden Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos eine weitere Wohnung ge-

habt haben, vielleicht in Glauchau.529 Ebenso ergebnislos untersuchte man, ob die 

beiden einer Arbeit nachgingen, vielleicht im Baugeschäft des Ralf Marschner.530 

Für die hier im Mittelpunkt stehende Zusammenarbeit sächsischer Behörden und 

Beamter mit und in der Besonderen Aufbauorganisation „Trio“ ergibt sich folgendes 

Bild: 

Die Zusammenarbeit des Regionalen Einsatzabschnitts sowie der ganzen Be-

sonderen Aufbauorganisation mit sächsischen Behörden wurde von dort als – mit 

einer Ausnahme – durchweg positiv beschrieben. So sei während der gesamten Zeit 

kein einziger der zum Einsatzabschnitt abgeordneten sächsischen Beamten wieder 

abgezogen worden. Das habe eine große Kontinuität bewirkt, die man in anderen 

                                            
524 Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, S. 3; Zeuge Werle, Protokoll 24.09.2018, S. 4; Zeuge Binz, 

Protokoll 24.09.2018, S. 4. 
525 Zeuge Binz, Protokoll 24.09.2018, S. 5. 
526 Zeuge Werle, Protokoll 24.09.2018, S. 4. 
527 Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, S. 4 f.; Zeuge Binz, Protokoll 24.09.2018, S. 4. 
528 Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, S. 30 ff. 
529 Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, S. 5, 7, 38, 48, 55; Zeuge Werle, Protokoll 24.09.2018, S. 13, 

15; Zeuge Binz, Protokoll 24.09.2018, S. 15. 
530 Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, 33, 47; Zeuge Werle, Protokoll 24.09.2018, S. 13 f. 
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Fällen habe vermissen müssen.531 Von Beginn an sei das Zusammenwirken sowohl 

mit den Kollegen vom Landeskriminalamt als auch von der Polizeidirektion Zwickau 

sehr kooperativ gewesen, insbesondere weil auch der Polizeipräsident sehr viel Wert 

darauf gelegt habe, dass man alle Unterstützungen erhalte, die man brauche. Es sei 

zu keinem Zeitpunkt so gewesen, dass irgendetwas zurückgehalten oder nicht mitge-

teilt werden sollte.532 Unterstützung habe man auch von der Kriminalpolizeiinspektion 

Zwickau erhalten, etwa wenn man Vernehmungen in Revieren durchführen musste. 

Das sei reibungslos gelaufen innerhalb der sächsischen Polizei.533 

Als besonders gelungener Fall der Zusammenarbeit wurde dem Untersuchungs-

ausschuss Folgender berichtet: Kurz vor Weihnachten 2011 war für einen bestimm-

ten Tag, es könnte Montag, der 12.12.2011 gewesen sein, eine Durchsuchung bei 

Dienelt, Struck und Seifert geplant. Da man bei Dienelt mit Gewalt rechnen musste, 

wurde die GSG 9 angefordert. Am Samstag, dem 10.12.2011, hatte die GSG 9 

soeben mit einem Aufklärungsteam die Objekte vorgeprüft und war schon wieder 

abgereist, als den Regionalen Einsatzabschnitt Sachsen über den Zentralen Ein-

satzabschnitt in Meckenheim die Meldung des Generalbundesanwalts erreichte, am 

Montag stünden die Erkenntnisse über die drei Genannten im „Spiegel“ (!), man 

müsse schon in dieser Nacht durchsuchen. Der GSG 9 war eine so kurzfristige An-

reise unmöglich. Man hat es dann unter Zuhilfenahme des Sondereinsatzkomman-

dos Sachsen und anderer verfügbarer sächsischer Einsatzkräfte geschafft, diesen 

Einsatz auch ohne Hilfe der GSG 9 durchzuführen.534 

Allein das sächsische Landesamt für Verfassungsschutz habe da anfangs eine 

Ausnahme gemacht. Insoweit berichtete der Zeuge Binz über folgenden Vorfall: Er 

habe dort einmal angerufen, sich vorgestellt und um Unterlagen gebeten, die über 

das „Trio“ und sein Umfeld im Landesamt vorliegen. Daraufhin habe er die Antwort 

bekommen: „Da könnte ja jeder kommen.“ Er habe erwidert: „Entschuldigen Sie mal 

bitte! Ich bin nicht jeder, ich bin das Bundeskriminalamt. Und wenn Sie sich hier bo-

ckig stellen – Sie glauben gar nicht, wie schnell wir bei Ihnen sind mit einem Be-

schluss und holen uns die Unterlagen.“ Dann habe er noch angefügt, er habe in der 

Situation, in der wir uns alle befinden, etwas mehr Fingerspitzengefühl erwartet. Am 

                                            
531 Zeuge Binz, Protokoll 24.09.2018, S. 9 f., 11, 5. 
532 Zeuge Werle, Protokoll 24.09.2018, S. 5. 
533 Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, S. 64. 
534 Zeuge Binz, Protokoll 24.09.2018, S. 7 ff.  
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Ende habe man die benötigten Unterlagen erhalten.535 Im Übrigen werden die Aus-

künfte, die das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen gab, als „relativ dürftig“ 

und häufig auch da auf ein Ja oder Nein beschränkt beschrieben, wo man vielleicht 

nähere Erläuterungen erwartet hätte.536 

7. Aktenlöschungen und -verluste, das Löschmoratorium und seine Befolgung 
durch sächsische Behörden  

a) Ausgangslage 

Am 27.06.2012 wurde öffentlich bekannt, dass an dem Tage, an dem der Gene-

ralbundesanwalt die Ermittlungen gegen Beate Zschäpe wegen Mitgliedschaft in ei-

ner terroristischen Vereinigung übernahm, im Bundesamt für Verfassungsschutz Ak-

ten zu der Operation „Rennsteig“ im Umfeld des „Thüringer Heimatschutzes“ vernich-

tet wurden. Der damalige Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz nahm 

dies am 4. Juli zum Anlass anzuweisen, in diesem Amt alle Vernichtungen von Akten 

einschließlich von G10-Unterlagen aus dem Bereich des Rechtsextremismus einzu-

stellen. Das Bundesministerium des Innern ordnete daraufhin an, im gesamten Ge-

schäftsbereich des Bundesministeriums des Innern entsprechend zu verfahren. Bis 

zum Abschluss der Arbeit des durch Beschluss des Deutschen Bundestages vom 

26.01.2012 eingesetzten 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deutschen Bundes-

tages sollten damit sowohl im Bundesamt für Verfassungsschutz als auch im Bun-

deskriminalamt keine Akten mit Bezügen zum Rechtsextremismus mehr vernichtet 

werden. Zur Sicherung der Aktenvorlage an diesen Ausschuss hat mit Schreiben 

vom 19.07.2012 auch der Ausschussvorsitzende Sebastian Edathy den Chef des 

Bundeskanzleramtes und den Bundeminister der Verteidigung sowie alle 16 Länder 

ersucht zu verfügen, dass bis zur Beendigung der Arbeit des Untersuchungsaus-

schusses keinerlei Akten mit Bezügen zum Rechtsextremismus vernichtet werden.537  

Dieses Schreiben ist auch dem Bevollmächtigten des Freistaats Sachsen beim 

Bund Staatsekretär Erhard Weimann in Berlin zugegangen. Er fasste es anschlie-

ßend in Schreiben an die entsprechenden Stellen im Freistaat Sachsen.538 Daraufhin 

sind auch im Freistaat Sachsen in verschiedenen Einrichtungen sogenannte 

Löschmoratorien erlassen worden. 

                                            
535 Zeuge Binz, Protokoll 24.09.2018, S. 6 f.; siehe auch Zeuge Werle, Protokoll 24.09.2018, S. 7. 
536 Zeuge Philipp, Protokoll 29.08.2016, S. 34 f. 
537  Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des 17. Deutschen Bundestages, BT-Drucks. 17/14600, 

S. 45. 
538  Zeuge Dr. Falk, Protokoll 03.09.2018, S. 4; Zeuge Baumann, Protokoll 24.09.2018, S. 4, 14. 
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b) Löschmoratorium für das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen 

Mit Datum vom 24.07.2012 ging ein die Bitte des Ausschussvorsitzenden Edathy 

umfassendes, an den Zeugen Dr. Matthias Falk gerichtetes Schreiben des Staats-

sekretärs Weimann in der Zentralstelle des Sächsischen Staatsministeriums des In-

nern ein. Diese verfügte es mit dem Vermerk: „Bitte umsetzen!“ an das Polizei- und 

an das Fachaufsichtsreferat für Verfassungsschutz, wo es an den Zeugen Dr. Falk 

gelangte. Der fertigte zunächst ein Schreiben, das mit der Aufforderung, umgehend 

ein Löschmoratorium zu erlassen, und der Unterschrift des damaligen stellvertreten-

den Abteilungsleiters Dr. Wagner mit Datum vom 03.08.2012 an das Landesamt für 

Verfassungsschutz Sachsen ging.539 Schon dieses Schreiben formulierte das 

Löschmoratorium näher aus; der Zeuge Dr. Falk bezeichnete sich auf Befragen 

selbst als den Autor des Löschmoratoriums.540 Im Landesamt für Verfassungsschutz 

wurde der Erlass hausintern durch eine per E-Mail am 10.08.2012 an alle verschickte 

Verfügung des damaligen Vizepräsidenten noch weiter erläutert.541 

Darüber hinaus entwarf der Zeuge Dr. Falk einer auf das Schreiben vom 

24.07.2012 gesetzten Weisung der Hausleitung folgend das Antwortschreiben des 

Staatssekretärs im Sächsischen Staatsministerium des Innern Dr. Wilhelm an den 

Ausschussvorsitzenden Edathy vom 14.08.2012. Darin wurde der Erlass eines ent-

sprechenden Löschmoratoriums mitgeteilt, aber auch darauf hingewiesen, dass man 

zuvor in den sächsischen Polizeidienststellen und im Landesamt für Verfassungs-

schutz Sachsen bereits hausinterne Löschmoratorien verfügt habe. In der Tat gab es 

im Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen schon am 19.07.2012 ein in Vertre-

tung des Abteilungsleiters verfasstes Schreiben, in dem angeordnet wurde, dass ab 

sofort jede Aktenvernichtung zu unterbleiben habe. Nach den Vorschriften zu ver-

nichtende Akten seien zu sperren und dem Datenschutzbeauftragten zu überge-

ben.542 Dass Anlass dafür ein Schreiben des Sächsischen Datenschutzbeauftragten 

an das sächsische Landesamt für Verfassungsschutz vom 16.07.2012 mit Fragen an 

das Amt gewesen sein könnte, hielt der Zeuge Dr. Dirk Belling auf Befragung für 

                                            
539 Zeuge Dr. Falk, Protokoll 03.09.2018, S. 4; Zeuge Dr. Belling, Protokoll 25.06.2018, S 3. 
540 Zeuge Dr. Falk, Protokoll 03.09.2018, S. 8. 
541 Zeuge Dr. Belling, Protokoll 25.06.2018, S 4. 
542 Vgl. Zeuge Dr. Falk, Protokoll 03.09.2018, S. 11; Zeuge Dr. Belling, Protokoll 25.06.2018, S. 3. 
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möglich.543 Schließlich wies der Zeuge Dr. Falk mit einem weiteren Schreiben vom 

14.08.2012 den Sächsischen Datenschutzbeauftragten auf das Löschmoratorium hin 

und bat ihn, gegebenenfalls aus datenschutzrechtlicher Sicht Stellung zu nehmen.544 

An der Verlängerung des Aktenmoratoriums war der Zeuge Dr. Falk nicht mehr 

unmittelbar beteiligt. Er habe aber seinerzeit die entsprechende Bitte aus dem Vor-

gängerausschuss des jetzigen Untersuchungsausschusses an die maßgeblichen 

Stellen seines Hauses herangetragen. Eine enge Kontrolle der Befolgung des 

Löschmoratoriums sei nicht möglich gewesen; es habe aber auch kein Anlass dafür 

bestanden, weil aus seiner Sicht im sächsischen Landesamt für Verfassungsschutz 

keine relevanten Akten vernichtet worden seien.545  

Soweit Akten vernichtet worden seien, sei das vor dem Löschmoratorium und im 

Rahmen der vorgeschriebenen Routinen erfolgt.546 Von etwaigen über diese Routi-

nen hinausgehenden Löschungen wusste der Zeuge Dr. Falk nichts.547 Der Zeuge 

Dr. Olaf Vahrenhold räumte ein, dass man nach dem 04.11.2011 die weiterhin statt-

findenden routinemäßigen Aktenlöschungen „nicht auf dem Schirm“ hatte, aber wenn 

man es gehabt hätte, vielleicht früher ein Löschmoratorium erlassen hätte.548 Es sei 

aber letztlich allen Mitarbeitern des Landesamts für Verfassungsschutz Sachsen klar 

gewesen, dass Akten, die im Rahmen der (im Landesamt für Verfassungsschutz 

nach dem 04.11.2011 eingeleiteten, dazu unten unter VIII. 2.) Aufarbeitung relevant 

waren, selbstverständlich nicht gelöscht werden. Nach seiner Erinnerung sei das 

auch immer wieder einmal erwähnt worden.549 Schließlich wies der Zeuge Dr. Belling 

auf ein Gutachten des Sächsischen Datenschutzbeauftragten hin, wonach auch vor 

dem Erlass des Moratoriums keine Akten aus dem fraglichen Komplex vernichtet 

worden seien.550 

An der Umsetzung des Moratoriums, wie etwa der Regelung der Lagerung der 

nicht zu löschenden Akten oder der Klärung technischer Fragen, ist der Zeuge 

                                            
543 Zeuge Dr. Belling, Protokoll 25.06.2018, S. 10. 
544  Zum Ganzen Zeuge Dr. Falk, Protokoll 03.09.2018, S. 4. 
545 Zeuge Dr. Falk, Protokoll 03.09.2018, S. 5. 
546 Zeuge Dr. Falk, Protokoll 03.09.2018, S. 6, 7; Zeuge Boos, Protokoll 19.06.2017, S. 22 f.; siehe 

auch Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 24. 
547 Zeuge Dr. Falk, Protokoll 03.09.2018, S. 12; ebenso der Zeuge Dr. Belling, Protokoll 25.06.2018, 

S. 7. 
548 Zeuge Dr. Vahrenhold, Protokoll 28.08.2017, S. 17 f. 
549 Zeuge Dr. Vahrenhold, Protokoll 28.08.2017, S. 15. 
550 Zeuge Dr. Belling, Protokoll 25.06.2018, S. 5; ebenso der Zeuge Dr. Vahrenhold, Protokoll 

280.8.2017, S. 14; siehe auch Zeuge Meyer-Plath, Protokoll 11.12.2017, S. 9. 
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Dr. Falk nach seinem Bekunden nicht mehr beteiligt gewesen.551 Das geschah im 

sächsischen Landesamt für Verfassungsschutz, und zwar in der Weise, dass be-

troffene Papierakten im Aktensicherungsraum unter Verschluss des Datenschutzbe-

auftragten untergebracht und betroffene Daten im elektronischen System für den Zu-

gang gesperrt worden sind.552 Die Umsetzung wurde sichergestellt mit internen Vor-

schriften dazu, wie die Arbeitsabläufe dann abzulaufen hatten. Es sei sichergestellt 

worden, dass alle mit der Löschung und Aussonderung von Akten befassten Mitar-

beiter über das Moratorium informiert waren.553 

c) Löschmoratorium für die sächsischen Polizeidienststellen 

Auch für die Polizeidienststellen des Freistaats Sachsen wurde bereits am 

18.07.2012 ein erstes Löschmoratorium erlassen, und zwar, wie der Zeuge Andreas 

Baumann, damals Inspekteur der Polizei im Sächsischen Staatsministerium des In-

nern, ausführte, auf seine Initiative.554 Nachdem dann das Schreiben des Aus-

schussvorsitzenden Edathy über den Staatssekretär Weimann am 30.07.2012 beim 

Zeugen Baumann einging, erließ der unter Mitwirkung eines Sachbearbeiters eben-

falls mit Schreiben vom 03.08.2012 ein das bisherige fortschreibende Löschmoratori-

um mit folgendem Wortlaut: 

„Mit dem Bezugschreiben waren die Dienststellen unter anderem gebeten wor-
den, bis zu einer abschließenden Entscheidung des sächsischen Datenschutzbeauf-
tragten Unterlagen mit Bezug zum Fallkomplex NSU, welche aufgrund des Ablaufs 
der Löschfristen eigentlich auszusondern wären, gesperrt aufzubewahren und kei-
nesfalls zu vernichten. 
Die Sicherstellung der Tätigkeit im Sachzusammenhang eingerichteter Untersu-
chungsausschüsse macht es erforderlich, dass vorerst keinerlei Löschungen oder 
Aktenvernichtungen im Bereich Rechtsextremismus vorgenommen werden, da nicht 
auszuschließen ist, dass das betreffende Material im Rahmen der Tätigkeit des Un-
tersuchungsausschusses möglicherweise von Relevanz ist oder unvorhergesehen 
noch relevant wird. 
Die Dienststellen werden in Erweiterung des o. g. Auftrages555 gebeten, die dort be-
schriebene Verfahrensweise auf sämtliche Unterlagen, die einen Bezug zum Rechts-
extremismus aufweisen, auszudehnen, und zwar unabhängig davon, ob die in den 
jeweiligen Akten, Aktenteilen oder Dateien enthaltenen Daten auf der Grundlage der 

                                            
551 Zeuge Dr. Falk, Protokoll 03.09.2018, S. 9 und 13. 
552 Zeuge Dr. Belling, Protokoll 25.06.2018, S. 9 f. 
553 Zeuge Meyer-Plath, Protokoll 11.12.2017, S. 13. 
554  Zeuge Baumann, Protokoll 24.09.2018, S. 4, 11. 
555 Gemeint war das Moratorium vom 18.07.2012. 
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Strafprozessordnung oder anderer Rechtsgrundlagen, wie zum Beispiel dem Polizei-
gesetz des Freistaates Sachsen, erhoben wurden.“556 

Dieses Moratorium wurde mit Schreiben vom 22.08.2012 inhaltlich präzisiert und 

konkretisiert und mit Schreiben vom 12.07.2013 schließlich prolongiert, als sich her-

ausstellte, dass der 3. Untersuchungsausschuss des 5. Sächsischen Landtages sei-

ne Arbeit innerhalb der Sperrfrist noch nicht beenden würde.557 

Dass zeitgleich mit der ersten Fassung des Moratoriums auch das Moratorium 

für den Bereich des Landesamts für Verfassungsschutz Sachsen erging, sei kein Zu-

fall, sondern beruhe auf der gleichzeitigen Beauftragung des Verfassungsschutz- und 

des Polizeireferats durch die Hausspitze des Innenministeriums.558 Eine lückenlose 

Kontrolle der Einhaltung des Löschmoratoriums seitens der Aufsichtsbehörden hielt 

(auch) der Zeuge Baumann für nicht möglich, aber auch nicht nötig. In der Hierarchie 

der Behördenstrukturen verlasse man sich grundsätzlich darauf, dass nachgeordnete 

Behörden pflicht- und weisungsgemäß handeln; Kontrollen erfolgten nur anlassbezo-

gen.559 Zu einer „Misstrauenskultur“ bestehe kein Grund.560 Es sei auch nicht erfor-

derlich gewesen, das Moratorium jedem einzelnen Polizisten bekannt zu machen. 

Vielmehr habe es genügt, dass es „nur ganz bestimmte, bezifferbare bzw. zu benen-

nende Beschäftige kennen“, nämlich die, die mit der Löschung von Daten oder der 

Vernichtung von Akten überhaupt befasst und dazu berechtigt waren.561  

Im Übrigen wurde mit dem Zeugen Baumann ausgiebig besprochen, wie das Mo-

ratorium technisch umgesetzt wurde und wie Datensätze miteinander zu verknüpfen 

waren, um zu erreichen, dass alle relevanten Daten und Akten vom Moratorium er-

fasst wurden.562 Insbesondere wollte der Untersuchungsausschuss wissen, wie es 

am Ende dazu kam, dass bei der Polizei angelegte, den NSU-Komplex betreffende 

Lagefilme, etwa der beim Polizeirevier Zwickau geführte Lagefilm, in dem aufge-

zeichnet sein könnte, wie man seitens der Polizei am 04.11.2011 an die Telefon-

nummer der (damals noch) „Susann Dienelt“ gelangte, trotz des Moratoriums nach 

zwei Jahren routinemäßig gelöscht wurden. Der Zeuge erklärte dies damit, dass die 

Ergebnisse der Lagefilme, sofern sie aus der Ermittlungssicht relevant gewesen sei-

                                            
556  Zeuge Baumann, Protokoll 24.09.2018, S. 4 f. 
557  Zeuge Baumann, Protokoll 24.09.2018, S. 4, 11. 
558  Zeuge Baumann, Protokoll 24.09.2018, S. 14. 
559  Zeuge Baumann, Protokoll 24.09.2018, S. 6, 11, 15. 
560  Zeuge Baumann, Protokoll 24.09.2018, S. 11. 
561  Zeuge Baumann, Protokoll 24.09.2018, S. 7 f. 
562  Zeuge Baumann, Protokoll 24.09.2018, S. 13 f., 16 ff. 



114 
 

en, auch in die entsprechenden Ermittlungsakten eingeflossen seien, dann dort 

durch das Moratorium gesichert gewesen seien und Lagefilme als solche deshalb 

aus dem Moratorium herausfallen konnten.563 Eine Lücke sah der Zeuge Baumann 

darin damals nicht und sieht sie auch heute nicht.564 Im Übrigen seien nach seiner 

Kenntnis keine relevanten Akten und Daten vernichtet worden, wie sich darin zeige, 

dass alle Anforderungen der Untersuchungsausschüsse vollständig erfüllt worden 

seien.565  

d) Löschmoratorium in der Justiz 

Wie aus den dem Ausschuss seitens des Sächsischen Staatsministeriums der 

Justiz vorgelegten Unterlagen ersichtlich, hat es in der Justiz ebenfalls ein Löschmo-

ratorium gegeben. Eine Bestätigung dafür fand sich auch in den Zeugenaussagen. 

So sagte der Zeuge Oberstaatsanwalt Wiegner Folgendes aus: 

„Es war so, dass im November 2012 der eigentlich in den Systemen der Staats-
anwaltschaften eingebundene automatische Löschlauf gestoppt wurde. Es gab dazu 
eine Absprache zwischen der Generalstaatsanwaltschaft und dem SMJ. Hintergrund 
war ganz einfach der: Es sollten keine Akten ausgesondert werden, die möglicher-
weise dem Untersuchungsausschuss noch irgendwann zur Verfügung stehen sollten.  

Das beißt sich ein bissel mit den Regelungen der Strafprozessordnung, weil die 
ja besagt, dass nach Ablauf der Aufbewahrungsfristen diese Dinge auch zu löschen 
sind. Hier hat man sich in diesem Konflikt befunden. Um aber zu verhindern, dass 
irgendwelche Akten vernichtet werden, hat man sich dann für diesen Stopp entschie-
den.“566 

Man habe zwischen dem Justizministerium und Generalstaatsanwaltschaft bera-

ten und sei dabei zu folgendem Kompromiss gekommen: 

„Hier hat man den Kompromiss dann gefunden, dass man gesagt hat: Okay, da-
mit dem Untersuchungsausschuss Akten zur Verfügung gestellt werden, nimmt man 
alle die Akten, die mit ‚IF – rechts‘ und ‚IF – ausländerfeindlich‘ gekennzeichnet sind 
bei den Staatsanwaltschaften, von diesem Löschlauf aus. Die sind ja gekennzeich-
net, die kann ich also über die Datenbank rausfinden. Dann lege ich dort den Lösch-
lauf nach hinten, und dann bin ich mir sicher, dass diese Akten nicht ausgesondert 
werden. Das war der Kompromiss, der dort zwischen Generalstaatsanwaltschaft und 
dem Ministerium gefunden worden ist und der dann so an die Staatsanwaltschaften 
weitergegeben wurde.“ 567 

                                            
563  Zeuge Baumann, Protokoll 24.09.2018, S. 18 ff. 
564  Zeuge Baumann, Protokoll 24.09.2018, S. 18. 
565  Zeuge Baumann, Protokoll 24.09.2018, S. 6, 7, 14, 15. 
566  Zeuge Wiegner, Protokoll 07.01.2016, S. 12. 
567  Zeuge Wiegner, Protokoll 07.01.2016, S. 33. 
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Verstöße gegen das Löschmoratorium schloss der Zeuge Wiegner aus.568 Der 

Zeugin Staatsanwältin Dietze war das Moratorium völlig unbekannt, obwohl sie in 

einer Liste, die dem Untersuchungsausschuss durch das Sächsische Staatsministe-

rium für Justiz übersandt wurde, unter den Personen, die mit der Verlängerung des 

Löschmoratoriums befasst sind, als Ansprechpartnerin der Staatsanwaltschaft Dres-

den aufgeführt ist.569 Nicht bekannt war das Löschmoratorium auch dem Zeugen 

Staatsanwalt Schlarb.570 Allerdings sind für die Aktenverwaltungen in den Staatsan-

waltschaften ohnehin nicht die Staatsanwältinnen und Staatsanwälte selbst, sondern 

die Geschäftsstellen verantwortlich.571 

8. Abbildung des Geschehens auf der Ebene der Stadtverwaltungen und der kom-
munalen Sozialarbeit  

Wie an anderen Stellen hat man weder in Zwickau noch in Johanngeorgenstadt 

vor dem 04.11.2011 etwas von den drei Untergetauchten und vom „Nationalsozialis-

tischen Untergrund“ gehört. In Johanngeorgenstadt herrschte zunächst Bestürzung 

über das Bekanntgewordene. Als der Ort verschiedentlich damit in Zusammenhang 

gebracht wurde, war man eher darüber betroffen und fühlte sich damit nicht richtig 

wahrgenommen.572 Der Bezug zu Johanngeorgenstadt sei ja, wenn man den weite-

ren Verlauf der Ermittlungen sehe, eigentlich nicht richtig gewesen. Sicherlich habe 

Johanngeorgenstadt aufgrund der Historie und der Entwicklung seit 1990 in vielerlei 

Hinsicht einen gewissen Nährboden dafür geboten, aber am Ende sei es so gewe-

sen, dass das Netzwerk nicht in Johanngeorgenstadt agiert habe.573 Gefragt, ob sich 

denn nach 2011 in Johanngeorgenstadt etwas in der Wahrnehmung möglicher Prob-

leme mit rechtsextremistisch orientierten Jugendlichen geändert habe, antwortete der 

Zeuge Hascheck wörtlich: 

„Also, die Wahrnehmung war auch vor 2011 nicht so, dass man hätte sagen 
können: ‚Es war zu erwarten, dass irgendetwas passiert.‘ Ich denke, dass das sicher-
lich viele Gründe hat. Der eine Grund ist sicherlich auch, dass die Stadt viel, viel we-
niger Einwohner hat und damit auch viel, viel mehr Menschen Johanngeorgenstadt 
verlassen haben.  

                                            
568  Zeuge Wiegner, Protokoll 07.01.2016, S. 34. 
569  Zeugin Dietze, Protokoll 13.03.2017, S. 18 f. 
570  Zeuge Schlarb, Protokoll 13.03.2017, S. 22 f. 
571  Zeuge Schlarb, Protokoll 13.03.2017, S. 24; Zeugin Dietze, Protokoll 13.03.2017, S. 13, 22. 
572 Zeuge Hascheck, Protokoll 05.11.2018, S. 3, 16. 
573 Zeuge Hascheck, Protokoll 05.11.2018, S. 3, 16. 
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Um es konkret zu beantworten: Die Wahrnehmung in Johanngeorgenstadt ist 
nicht anders als im restlichen Erzgebirge. Auch das, glaube ich, dokumentiert sich 
meist in Wahlen.“574 

Im Nachgang zu den Ereignissen um den 04.11.2011 habe er, der Zeuge 

Hascheck, verschiedene Gespräche in Johanngeorgenstadt angeregt, darunter auch 

mit dem Polizeipräsidenten Merbitz.575 Außerdem habe man im Stadtzentrum zu-

sammen mit den Verbänden und Kirchen einen öffentlichen Gedenkabend veranstal-

tet.576  

In Zwickau war man ebenfalls betroffen, Ort eines solchen Geschehens und des 

langjährigen Aufenthalts der drei gewesen zu sein. Schon am 25.11.2011 organisier-

te der Deutsche Gewerkschaftsbund zusammen mit der Stadt eine Kundgebung un-

ter dem Motto „Zwickauer Appell“. An ihm nahmen ca. 3000 Menschen teil; der 

Sächsische Staatsminister des Innern Markus Ulbig sprach und verurteilte die Ver-

brechen der Terrorzelle.577 Es folgten viele weitere Initiativen und Veranstaltungen, 

die einerseits dem Gedenken an die Opfer und andererseits der Stärkung der Demo-

kratie dienen sollten.578 Das „Bündnis für Demokratie und Toleranz“ wurde weiter 

gestärkt.579 Die Diskussion, wie man dem Geschehen im öffentlichen Stadtbild ein 

angemessenes Gedenken verschafft, ist in Zwickau noch nicht abgeschlossen.580 

Unterlagen über die Geltendmachung von Forderungen, die der Stadt gegen Beate 

Zschäpe wegen des Einsatzes am 04.11.2011 zustehen dürften, wurden dem Aus-

schuss von der Zeugin Dr. Findeiß auf Befragen nachgereicht.581  

VII. Inwiefern sind der Sächsischen Staatsregierung (mit nachgeordneten Behörden) 
Fehler oder Versäumnisse bei der Berücksichtigung von Rechten der Opfer der 
Terrorgruppe NSU anzulasten? 

Mit den Opfern der dem „Trio“ anzulastenden Straftaten hat sich der Untersu-

chungsausschuss angesichts des Umstands, dass die meisten dieser Taten ihre Op-

fer außerhalb Sachsens fanden, nur in einem Fall befasst, nämlich dem Überfall auf 

den Edeka-Markt am 18.12.1998 in der Irkutsker Straße in Chemnitz. Der konnte erst 

                                            
574 Zeuge Hascheck, Protokoll 05.11.2018, S. 6. 
575 Zeuge Hascheck, Protokoll 05.11.2018, S. 15. 
576 Zeuge Hascheck, Protokoll 05.11.2018, S. 16. 
577 Zeugin Dr. Findeiß, Protokoll 26.09.2016, S. 5, 20. 
578 Zeugin Dr. Findeiß, Protokoll 26.09.2016, S. 5. 
579 Zeugin Dr. Findeiß, Protokoll 26.09.2016, S. 5. 
580 Zeugin Dr. Findeiß, Protokoll 26.09.2016, S. 33. 
581 Zeugin Dr. Findeiß, Protokoll 26.09.2016, S. 34 mit Anlage. 
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im Zuge der Ermittlungen nach dem 04.11.2011 der von den Dreien begangenen 

Serie von Raubüberfällen zugerechnet werden.  

An diesem Tag trafen sich mehrere Jugendliche, darunter der damals sechzehn-

jährige Zeuge Falko Kraus, gegen 17 Uhr beim besagten Edeka-Markt, um vor einem 

gemeinsamen Kinogang noch Getränke einzukaufen. Der Zeuge Kraus gab an, vor 

dem Markteingang zwei vermummte Personen und eine aus dem Markt herausren-

nende Person bemerkt zu haben, die dann um den Markt herumgelaufen seien. Er 

rannte ihnen hinterher. Nach 50 Metern drehte sich der Letzte um, sagte: „Bleib ste-

hen!“, zog eine Waffe und schoss dreimal, ein Mal am Kopf des Zeugen und einmal 

an seiner Brust vorbei und einmal in die Wand. Der Zeuge Kraus versteckte sich hin-

ter einem geparkten Auto und rief selbst noch die Polizei. Anschließend ging man 

noch ins Kino.582 

Tage später wurde der Zeuge Kraus von der Polizei lediglich zu einem Raub-

überfall vernommen, nicht zu versuchtem Mord, und zwar als Zeuge und nicht als 

Opfer. Seine Eltern waren bei dieser Vernehmung nicht dabei.583 Man zeigte ihm 

mehrere Personenbilder, versuchte mit ihm ein Phantombild zu erstellen und sprach 

mit ihm über die verwendete Waffe.584 Akten zu diesem Vorgang existieren nicht 

mehr. Zwei bis drei Wochen später suchte ein Vertreter des Edeka-Marktes den 

Zeugen Kraus auf, übergab ihm einen 100 DM-Schein und einen Blumenstrauß und 

bedanke sich bei ihm. Danach hörte er 16 Jahre nichts von dieser Angelegenheit, bis 

seine Eltern ihn 2014 oder 2015 auf einen Beitrag in der „Freien Presse“ aufmerksam 

machten, in dem von diesem Vorfall berichtet wurde, an dem er beteiligt war.585  

Irgendwann rief dann ein Herr Wehner vom Bundeskriminalamt bei ihm an und 

wollte ihn zu diesem Fall sprechen. Man befragte ihn in Chemnitz und kündigte an, er 

werde möglicherweise zum Prozess nach München geladen werden. Sodann wurde 

er tatsächlich zur Aussage vor das OLG München geladen. Er fuhr zusammen mit 

seiner Mutter dorthin, ohne bis dahin mit einem Anwalt gesprochen zu haben oder 

auch nur von staatlicher Seite auf eventuelle Betreuungs- oder Entschädigungsmög-

lichkeiten hingewiesen worden zu sein.586 In München schlief man bei einer Freundin 

seiner Mutter, und er begab sich am nächsten Tag zum OLG München. Dort sei er 

                                            
582  Zeuge Kraus, Protokoll 05.11.2018, S. 3 f. 
583  Zeuge Kraus, Protokoll 05.11.2018, S. 15. 
584  Zeuge Kraus, Protokoll 05.11.2018, S. 10, 11, 12 f. 
585  Zeuge Kraus, Protokoll 05.11.2018, S. 4. 
586  Zeuge Kraus, Protokoll 05.11.2018, S. 4, 7 f. 
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nach einer aufwendigen Kontrolle in die Zeugenschutzstelle hineingebeten und an-

schließend unvorbereitet auf das, was ihn erwartet, und wiederum ohne Hinweis, 

dass er sich einen Anwalt hätte nehmen können, vernommen worden. Erst in einer 

Raucherpause sei er von einem Rechtsanwalt Hoffmann angesprochen worden, 

dessen Kollege Elbering dann sein Anwalt geworden sei. Der Anwalt habe ihn in 

Chemnitz aufgesucht und dann Nebenklage erhoben.587 Seine Mutter habe ihm ges-

tern oder wenige Tage vor seiner Vernehmung vor dem Ausschuss gesagt, sie sei – 

eine Zeitangabe machte der Zeuge insoweit nicht – einmal bei einer Psychiaterin 

gewesen und habe gefragt, ob ein Gespräch möglich sei. Das sei dann einfach so 

unter den Tisch fallen gelassen worden. Es sei einfach nur ein Raubüberfall für die 

gewesen.588  

Von dem zweiten in Sachsen zu beklagenden Opfer der Straftaten des „Trios“, 

dem am 05.10.2006 in Zwickau/Auerbach durch einen Bauchschuss lebensgefährlich 

verletzten Auszubildenden der Sparkasse, wurde dem Ausschuss immerhin berich-

tet, dass die Sparkasse sich sehr intensiv um ihn bemüht hat.589 

Im Übrigen ist im hiesigen Zusammenhang die Bemerkung eines Zeugen und 

Kriminalpolizeibeamten bemerkenswert, der auf die Frage nach dem Umgang mit 

Opfern wörtlich ausführte:  

„Zur damaligen Zeit war das wohl mit dem Opferschutz und mit den ganzen Für-
sorgemaßnahmen, ich sage mal, wahrscheinlich noch nicht so hoch angebunden. 
Heutzutage haben sie einen Haufen Vereine, die dann den Opfern helfen und so wei-
ter, und so fort.“ 590 

und 
„Schlimm genug, was mit den Opfern passiert. Aber Sie als Kriminalist sind in aller 

Regel daran interessiert, den Täter zu ermitteln.“591 

VIII. Welche Schlussfolgerungen sind aus den Untersuchungen zu den vorbenannten 
Punkten für die Organisation und Arbeit der Sächsischen Staatsregierung (mit 
nachgeordneten Behörden) zu ziehen? 

1. Zutage getretene Hauptprobleme 

Als eines der Hauptprobleme des behördlichen Umgangs mit dem NSU-Komplex 

erwies sich bei der Aufarbeitung immer wieder ein dem Komplex nicht angemessener 

                                            
587  Zeuge Kraus, Protokoll 05.11.2018, S. 13 f. 
588  Zeuge Kraus, Protokoll 05.11.2018, S. 4. 
589 Zeugin Dr. Findeiß, Protokoll 26.09.2016, S. 30. 
590  Zeuge Otto, Protokoll 07.04.2017, S. 7. 
591  Zeuge Otto, Protokoll 07.04.2017, S. 8. 
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und nicht hinreichend entwickelter Informationsaustausch zwischen den Behörden. 

Informationen sind nicht immer in der Weise und in dem Ausmaß miteinander ausge-

tauscht worden, wie es zur Aufklärung hilfreich gewesen wäre. Dies wiederum beruh-

te teils darauf, dass einzelne Behörden oder auch nur Behördenmitarbeiter aus ihrem 

Selbstverständnis heraus von ihnen gewonnene Informationen für sich behielten und 

nicht an andere weitergaben. Teils sahen aber auch die einschlägigen Gesetze einen 

Informationsaustausch nicht vor und man unterließ ihn deshalb. Die Ländergrenzen 

taten ein Übriges, denn oft sah man sich nicht veranlasst, nicht in der Lage oder so-

gar als nicht befugt, über die Grenzen des eigenen Bundeslandes hinaus zu kommu-

nizieren. Insofern war es häufig eine Kombination von behördlichem Selbstverständ-

nis, behördlicher Übung und Gesetzeslage, die es verhinderte, dass Informationen 

so miteinander geteilt wurden, dass sich eine frühere Aufklärung ergab. Schließlich 

wurden Ermittlungen mitunter auch allein deshalb nicht in der wünschenswerten 

Weise zielführend vorangetrieben, weil die einzelnen Behördenmitarbeiter sich nicht 

hinreichend stimuliert fühlten, von sich aus aktiver zu sein. 

Eine, wie beschrieben, nur beschränkte Weitergabe gewonnener Informationen 

übten vor allem die Verfassungsschutzämter. Sie handelten damit aber zum Teil in 

Einklang mit der seinerzeitigen Gesetzeslage. So hatte nach altem Recht zwar das 

Bundesamt für Verfassungsschutz Informationen, die ihm über in einem Bundesland 

relevante Dinge zur Kenntnis gekommen waren, an das betreffende Landesamt für 

Verfassungsschutz weiterzugeben; nicht aber hatten umgekehrt die Landesämter 

von ihnen gewonnene und über die Landesgrenze hinaus relevante Informationen 

von sich aus an das Bundesamt zu geben. Das führte beim Bundesamt nicht selten 

zu Informationsdefiziten.592 Außerdem waren die Institutionen der Zusammenarbeit 

unterentwickelt. Eine länderübergreifende Zusammenarbeit erfolgte vornehmlich im 

bilateralen Kontakt zwischen den einzelnen zuständigen Landesämtern für Verfas-

sungsschutz und nicht selten wurde das Bundesamt für Verfassungsschutz dabei 

nicht eingebunden. Hingewiesen wurde auch darauf, dass im präventiven (im Unter-

schied zum sich mit Vergangenem, wie insbesondere mit bereits begangenen Straf-

taten beschäftigenden „repressiven“) Bereich, also dem Bereich der Gefahrenab-

wehr, die Verfassungsschutzbehörden mit einem anderen Gefahrenbegriff arbeiten 

als die allgemeinen Polizeibehörden.593 Dies führt zwischen ihnen mitunter zu einem 

                                            
592  Zeuge Dr. Maaßen, Protokoll 30.01.2017, S. 9. 
593  Zeuge Meyer-Plath, Protokoll 11.12.2017, S.11; Zeuge Dr. Maaßen, Protokoll 30.01.2017, S. 7. 
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unterschiedlichen Blick auf Geschehnisse, der letztlich auch Einfluss auf den Infor-

mationsaustausch zwischen ihnen hat. 

Nachdem weite Kreise der Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland verstö-

renden, ja erschütternden Gesamtvorgang um den NSU-Komplex („Wie konnte das 

nur geschehen und warum wurde es so lange nicht gesehen?“) war es schließlich ein 

Gebot der Stunde, in allen Behörden eine Aufarbeitung der Gründe stattfinden zu 

lassen, warum es so lange gedauert hat, bis die Zusammenhänge am und nach dem 

04.11.2011 endlich aufdeckt wurden.  

2. Bisher eingeleitete Verbesserungen 

Vor dem Hintergrund der unter 1. geschilderten Probleme, die insbesondere die 

Verfassungsschutzämter betrafen und auch vor den beteiligten sächsischen Behör-

den keinen Halt machten, hat der Untersuchungsausschuss gleich mehrere amtie-

rende und ehemalige Präsidenten des Bundesamts für Verfassungsschutz und des 

sächsischen Landesamts für Verfassungsschutz sowie hochrangige Mitarbeiter die-

ses Amtes als Zeugen gehört. Diese räumten die geschilderten Defizite für die Ver-

gangenheit durchweg ein. Sie berichteten aber auch von Konsequenzen bis hin zu 

Gesetzesänderungen, die aus den Erfahrungen des Umgangs mit dem NSU-

Komplex gezogen worden seien und zu einem „Philosophiewechsel“594 geführt hät-

ten.595 

Den Informationsfluss zwischen den Ämtern für Verfassungsschutz betreffend sei 

es heute so, dass das Bundesamt für Verfassungsschutz alle bei den Landesämtern 

anfallenden Informationen ebenfalls bekomme.596 Die Zusammenarbeit zwischen 

den Ämtern habe sich durch die Einrichtung des Gemeinsamen Abwehrzentrums 

gegen Rechtsextremismus (GAR) am 16.12.2011597 sowie eines Gemeinsamen Ext-

remismus- und Terrorismusabwehrzentrum des Bundes und der Länder („GTAZ“) im 

November 2012 entscheidend verbessert.598 In diesem Rahmen würde etwa eine 

Meldung wie die vom 09.09.1998 aus dem Landesamt für Verfassungsschutz Bran-

denburg über die Bemühungen um die Beschaffung von Waffen, die Planung eines 

weiteren Überfalls und die Absicht, nach Südafrika zu gehen, heute seitens eines 

                                            
594  Zeuge Meyer-Plath, Protokoll 11.12.2017, S. 4, 10. 
595  Dazu insbesondere der Zeuge Dr. Maaßen, Protokoll 30.01.2017, S. 3 ff. 
596  Zeuge Dr. Maaßen, Protokoll 30.01.2017, S. 9. 
597  Zeuge Dr. Maaßen, Protokoll 30.01.2017, S. 4 f.; Zeuge Fromm, Protokoll 30.12.2017, S. 20. 
598  Zeuge Dr. Maaßen, Protokoll 30.01.2017, S. 4 f.; Zeuge Meyer-Plath, Protokoll 11.12.2017, S. 15; 

Zeuge Dr. Vahrenhold, Protokoll 28.08.2017, S. 12; Zeuge Fromm, Protokoll 30.12.2017, S. 20. 
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Landesamts für Verfassungsschutz sofort an das betreffende Zentrum gehen und 

„dort auf der Tagesordnung bleiben, bis eine Lösung da ist.“599 

Die gebotene Aufarbeitung des Geschehenen hat in den einzelnen sächsischen 

Behörden auf unterschiedliche Weise stattgefunden. 

Im Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen wurde eine Arbeitsgruppe einge-

richtet, die unter Durchsicht aller einschlägigen Akten und unter Einbeziehung der 

noch im Amt befindlichen und mit diesen Akten befasst gewesenen Mitarbeiter in der 

Vergangenheit gemachten Fehlern nachging.600 Im Übrigen liegen mehrere mittler-

weile einer breiten Öffentlichkeit bekannte Berichte und Stellungnahmen vor, in de-

nen die Arbeitsabläufe im sächsischen Landesamt für Verfassungsschutz dargestellt 

und bewertet sowie die eingeleiteten Reformen behandelt werden.601 Insbesondere 

der Bericht der Projektgruppe zur Umsetzung der Empfehlungen der Expertenkom-

mission zum Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen vom 20.02.2013602 schildert 

ausführlich die beim sächsischen Landesamt für Verfassungsschutz eingeleiteten 

Maßnahmen. 

Von anderen Behörden berichteten viele hier nicht im Einzelnen aufzuzählende 

Zeugen, dass es nach dem 04.11.2011 zwar auf allen Ebenen immer wieder Ge-

spräche über die vergangenen Vorgänge gegeben hat. Eine institutionalisierte Aufar-

beitung scheint aber nicht stattgefunden zu haben. Zumindest scheinen die meisten 

daraufhin befragten Zeugen nichts von einer solchen Aufarbeitung wahrgenommen 

zu haben. 

Mitunter zu beobachtende Defizite in der Motivation einzelner Behördenmitarbei-

ter betreffend formulierte einer der gehörten Zeugen, es müsse unter den Behör-

denmitarbeitern eine „Verantwortungskultur“ entwickelt werden.603 Mit einer solchen 

„Verantwortungskultur“ hätte vielleicht manches früher aufgeklärt werden können.  

                                            
599  Zeuge Meyer-Plath, Protokoll 11.12.2017, S. 23. 
600  Zeuge Dr. Vahrenhold, Protokoll 28.08.2017, S. 4, 9 f., 13; Zeuge Meyer-Plath, Protokoll 

11.12.2017, S. 6 ff; Zeuge Tüshaus, Protokoll 28.08.2017, S. 13, 23. 
601  Vorläufiger Abschlussbericht des Sächsischen Staatsministeriums des Inneren zum Fallkomplex 

„Nationalsozialistischer Untergrund“ als Vorlage an den Innenausschuss des Sächsischen Landta-
ges mit Stand vom 25.06.2012; Vorläufiger Abschlussbericht der Parlamentarischen Kontrollkom-
mission des Sächsischen Landtages im Zusammenhang mit dem Tatkomplex NSU, Sächsischer 
Landtag, Drucksache 5/9529; Bericht über die Untersuchung und Evaluation der Arbeitsabläufe 
und -strukturen des Landesamts für Verfassungsschutz Sachsen unter besonderer Betrachtung 
der Ergebnisse im Zusammenhang mit dem sog. „Nationalsozialistischen Untergrund“ vom 
20.02.2013, erstattet von Monika Harms, Franz Josef Heigl und Helmut Rannacher. 

602  https://www.medienservice.sachsen.de/medien/assets/download/100486 
603 Zeuge Meyer-Plath, Protokoll 11.12.2017, S. 14 f. 
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Gerade Letzteres gilt allerdings nicht nur für die staatlichen Behörden sowie die 

kommunale Ebene, die der Untersuchungsausschuss nur noch exemplarisch be-

trachten konnte, sondern auch darüber hinaus. Angesichts des NSU und seines Un-

terstützernetzwerks zu viel weggeschaut, nicht aufmerksam genug hingeschaut, sich 

bisweilen nur halbherzig gekümmert und gewehrt, die Theorien um die sogenannten 

„Döner-Morde“ allzu bereitwillig für naheliegend gehalten haben über lange Jahre 

nicht nur die Ermittlungsbehörden. Vielmehr haben es weite Teile der Gesellschaft 

der Bundesrepublik Deutschland getan. Deshalb mahnt, was hier in vielen kleinteili-

gen Einzelheiten an Behördenhandeln dargestellt am Ende nur höchst mühsam zu 

einer Aufklärung geführt hat, vor allem zu einem:  

Die Gesellschaft und ihre Strukturen müssen sich im Sinne einer ihrer eigenen 

Verantwortung für die Erhaltung der Grundwerte der Verfassung bewussten Zivilge-

sellschaft hin zu einer insgesamt größeren Wachsamkeit und Immunität gegenüber 

den Gefahren politisch radikaler Strömungen entwickeln. Dazu kann eine Regierung 

viel beitragen. Die eigentliche Leistung muss aber aus der Gesellschaft selbst er-

bracht werden.  
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Die Gefahren, die für die freiheitliche demokratische Grundordnung des Freistaates 

Sachsen und der Bundesrepublik Deutschland von terroristischen Netzwerken 

ausgehen, sind nach der Aufdeckung und schrittweisen Aufklärung der Mord- und 

Gewalttaten des rechtsextremistischen Terrornetzwerks „Nationalsozialistischer 

Untergrund“ deutlich geworden und für einen in unserer schnelllebigen Gesellschaft 

langen Zeitraum in das Licht der öffentlichen Wahrnehmung und Diskussion gerückt. 

 

Den Opfern der Verbrechen des NSU gehört unser Gedenken, ihren Angehörigen 

und allen, die Leid trugen, unsere Anteilnahme. Unser Land ist mit seinem 

gesellschaftlichen und politischen Handeln in der Pflicht, die Menschen in unserem 

Land vor solchen Taten zu schützen. Seit der Aufdeckung des NSU im 

November 2011 haben der Deutsche Bundestag und zahlreiche Landtage, haben 

Justizbehörden, Medien und Vereine gemeinsam intensiv daran gearbeitet, die 

Ursachen für diese Taten umfassend aufzuklären, die Wurzeln von Terrorismus und 

Gewalt zu bekämpfen und die freie Ordnung unserer Gesellschaft zu schützen.  

 

Die Fraktionen von CDU und SPD erachten es als ihre Pflicht, die Bekämpfung von 

Terrorismus und Gewalt immer wieder in den Fokus politischer Debatten und 

Entscheidungen zu rücken. Es ist Aufgabe unserer ganzen Gesellschaft, dafür Sorge 

zu tragen, dass die Ohren nicht nur hören, sondern auch verstehen und die Augen 

nicht nur sehen, sondern auch erkennen, welche Gefahren in 

menschenverachtenden extremistischen und terroristischen Gesinnungen liegen. 

Diese Aufgabe stellt sich jeden Tag aufs Neue. Gesellschaftliches Engagement, 

politische Bildung und gelebte Nächstenliebe sind Grundlagen für die stetige 

Bewältigung dieser Aufgabe.   
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1 Einleitung 
 

Der 1. Untersuchungsausschuss der 6. Wahlperiode des Sächsischen Landtages 

hatte den Auftrag, das Handeln der Staatsregierung und der ihr nachgeordneten 

Behörden im Zusammenhang mit der Entstehung, Entwicklung, Aufklärung und 

Verfolgung der neonazistischen Terrorgruppe NSU und ihres Unterstützerumfeldes 

auf etwaiges Fehlverhalten und mögliche Versäumnisse hin zu überprüfen und zu 

bewerten. Auf der Basis der gewonnenen Erkenntnisse sollte der Ausschuss 

außerdem Schlussfolgerungen hinsichtlich der Arbeit der beteiligten Behörden und 

für eine effektive Bekämpfung rechtsextremistischer Gewalt und der sie tragenden 

Strukturen abgeben. 

 

Auch wenn die Formulierung eines die Regierungs- und Oppositionsfraktionen 

übergreifenden gemeinsamen Einsetzungsantrags nicht gelang, machten die 

Fraktionen der CDU und der SPD bei der Beschlussfassung des Sächsischen 

Landtags zur Einsetzung des Untersuchungsausschusses am 27.04.2015 deutlich, 

dass ihnen die Fortsetzung der bereits in der 5. Wahlperiode begonnenen 

Aufklärungsarbeit wichtig ist.  

 

So formulierte der Abgeordnete Christian Hartmann für die CDU-Fraktion:  

 

 „Wir verschließen uns auch heute nicht der Frage der Fortsetzung dieses 

Untersuchungsausschusses in diesem Hohen Hause. Wir weisen gleichwohl auf 

seine Grenzen hin. Das ist immer dann der Fall, wenn er die Zuständigkeiten des 

Freistaates Sachsen verlässt. Wir sehen es aber durchaus als sinnvoll und geboten 

an. Insoweit ist es auch das Ergebnis des Abschlussberichts des letzten 

Untersuchungsausschusses, dass es … nicht möglich war, alle 120 benannten 

Zeugen zu vernehmen und in der Tat einige weitere Themenkomplexe zu 

behandeln.“ (Plenarprotokoll des Sächsischen Landtages, 6. Wahlperiode, 

11. Sitzung, S. 589) 
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Für die SPD-Fraktion erklärte die Abgeordnete Sabine Friedel:  

 

„Nicht nur der Minderheitenbericht, den wir in der letzten Legislatur mit verfasst 

haben, sondern auch der Mehrheitsbericht ist zu der Ansicht gekommen, dass im 

letzten Untersuchungsausschuss nicht alle Themenkomplexe abgearbeitet werden 

konnten. Deswegen ist die erneute Einsetzung richtig und wichtig. … Schließlich 

haben wir uns damals Folgendes vorgenommen: Wir sollten nicht nur fragen, was 

die Behörden, die mit Sicherheit und Strafverfolgung zu tun haben, zu lernen haben. 

Wir sollten auch fragen, was die öffentliche Hand, die sonstigen Behörden und unser 

Gemeinwesen an sich zu lernen haben. Was können Kommunen, Landkreise, 

Ordnungsämter und der Freistaat Sachsen dazu beitragen, dass kriminelle 

Netzwerke und Strukturen künftig schneller erkannt und besser bekämpft werden 

können? Diese Frage konnten wir noch nicht beantworten. Das sind Gründe, die die 

Einsetzung auf jeden Fall wieder erforderlich machen.“ (Plenarprotokoll des 

Sächsischen Landtages, 6. Wahlperiode, 11. Sitzung, S. 590 f.) 

 

Die Fraktionen der CDU und der SPD legten in der Arbeit des 

Untersuchungsausschusses Wert darauf, die in der Bearbeitung in der 5. Legislatur 

noch offengebliebenen Themenkomplexe abzuschließen. Unter Ausgleich der 

Interessen aller im Untersuchungsausschuss mitarbeitenden Fraktionen ist es aus 

unserer Sicht gelungen, die im Abschlussbericht der 5. Legislatur als „noch offen“ 

gekennzeichneten Themenkomplexe zu beleuchten und mit einem Ergebnis zu 

versehen. 

 

Der 1. Untersuchungsausschuss der 6. Wahlperiode konnte dabei auf die 

umfangreiche Tätigkeit des 3. Untersuchungsausschusses der 5. Wahlperiode des 

Sächsischen Landtages und den Bericht des 2. Untersuchungsausschusses des 

17. Deutschen Bundestages aufbauen. Die dort gewonnenen Erkenntnisse und 

Schlussfolgerungen behalten weiter Gültigkeit und bedürfen an dieser Stelle keiner 

gesonderten Ausführung. 
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2 Bewertung der gewonnenen Erkenntnisse 
 

Die Ergebnisse der Tätigkeit des Untersuchungsausschusses sind im Sachbericht 

des vorliegenden Abschlussberichtes umfangreich durch den Sachverständigen 

Herrn Prof. Dr. Ekkehard Becker-Eberhard, Professor an der Juristenfakultät der 

Universität Leipzig, dargelegt. Die Regierungsfraktionen machen sich die im Bericht 

enthaltenen Darstellungen, Schlussfolgerungen und Bewertungen zu eigen. 

 

Der 1. Untersuchungsausschuss der 6. Wahlperiode hat insgesamt 70 Zeugen 

vernommen. Schwerpunkte lagen hierbei einerseits auf der Vernehmung von Zeugen 

zur Aufklärung der Verbrechen der Terrorgruppe nach ihrem Bekanntwerden. Hier 

legte der Ausschuss besonderes Augenmerk auf die Untersuchungen am Tatort 

Frühlingsstraße in Zwickau, auf die Zusammenarbeit sächsischer Behörden mit den 

ermittelnden Bundesbehörden und auf den Umgang sächsischer Behörden mit 

vorhandenem Aktenmaterial. Einen weiteren Schwerpunkt der Ausschusstätigkeit 

bildete die Vernehmung von Beschäftigten des Landesamtes für Verfassungsschutz 

Sachsen (sog. „Nummernzeugen“), welche im Zusammenspiel mit der Vernehmung 

von Zeugen aus dem polizeilichen Bereich dazu dienen sollte, festzustellen, welche 

Erkenntnisse sowohl zum Aufenthalt der drei Gesuchten als auch zur Struktur ihres 

Unterstützernetzwerkes in Sachsen bei den Behörden vorlagen. 

 

Die durch die Beweisanträge von Oppositions- und Regierungsfraktionen 

vorgenommenen Schwerpunktsetzungen führten dazu, dass die im 

Einsetzungsauftrag des Untersuchungsausschusses formulierten Aufträge in 

unterschiedlicher Tiefe bearbeitet wurden. Es war den Regierungsfraktionen wichtig, 

den vielfältigen Erkenntnisinteressen und Frageschwerpunkten aller im Ausschuss 

vertretenen Fraktionen angemessenen Platz zu geben. Gleichzeitig sollte durch eine 

stringente Planung der Ausschussarbeit genügend Zeit für die Aus- und Bewertung 

der im Ausschuss gewonnenen Erkenntnisse verbleiben. Es ist an dieser Stelle ein 

Dank an die Obleute aller Fraktionen für die konstruktive, die jeweiligen Interessen 

berücksichtigende und zwischen ihnen einen guten Ausgleich schaffende 

Zusammenarbeit zu richten. 
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Durch die mehrfache Durchführung von Sondersitzungen und Blockwochen konnten 

70 der 75 benannten Zeugen vernommen werden, vier Zeugen wurden dabei 

mehrfach vernommen. Im Konsens zwischen den Fraktionen wurde der Schluss der 

Beweisaufnahme zum Ende des Jahres 2018 vereinbart, weshalb auf die 

Vernehmung von fünf Zeugen verzichtet wurde. Damit ist aus Sicht der 

Regierungsfraktionen eine vollständige Abarbeitung der Untersuchungsaufträge 

gelungen. Gerade im Bereich der regionalen Polizeibehörden und des Landesamtes 

für Verfassungsschutz hat der Ausschuss durch die Vielzahl der 

Zeugenvernehmungen eine Reihe von Personen angehört, deren Tätigkeit eher 

mittelbaren Bezug zu den zu untersuchenden Gegenständen hatte. Auch wenn diese 

Gründlichkeit der Untersuchung Zeit in Anspruch nahm, stärkt dieser Ausgriff auf 

Randbereiche des Gegenstands die Einschätzung, dass der Ausschuss keine für die 

Erledigung seines Auftrages relevanten Sachverhalte ausgelassen hat. 

 

2.1 Bewertung der Erkenntnisse zur sächsischen Polizei 
 

Der Ausschuss hat sich durch Einbeziehung der Protokolle der intensiven 

Zeugenbefragungen seines Vorgängerausschusses, durch Akteneinsicht und durch 

eigene Zeugenbefragungen ein umfassendes Bild der polizeilichen Ermittlungen zu 

den Raubüberfällen verschafft. Diese wurden zum größten Teil in Sachsen verübt. 

Die Ermittlungen zu den Morden fanden aufgrund des Tatortprinzips außerhalb von 

Sachsen statt, so dass sich der Ausschuss hiermit nicht befasste. Im Ergebnis der 

Untersuchungstätigkeit des Ausschusses zu den Raubüberfällen ist festzustellen, 

dass trotz gründlicher und umfangreicher kriminalistischer Arbeit kein 

Ermittlungserfolg erzielt werden konnte. Versäumnisse oder Fehler der beteiligten 

Polizeibehörden sind nicht erkennbar: 

 

„Konnten nach alledem die polizeilichen Ermittler in Chemnitz, Zwickau und 

Stralsund die Raubüberfälle schon sehr bald als Serie miteinander in Verbindung 

bringen, so blieben ihnen die an diesen Taten Beteiligten bis zu den Geschehnissen 

um den 04.11.2011 verborgen. Wie allen anderen wurde auch ihnen erst im Zuge 

dieser Geschehnisse bekannt, dass für die Taten Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe 

verantwortlich waren. Keiner der vom Untersuchungsausschuss vernommenen 
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Zeugen hat diese Taten jemals mit der rechtsradikalen Szene in Verbindung 

gebracht, geschweige denn mit dem untergetauchten „Trio“. (Sachbericht, S. 19) 

 

Mit Blick auf die Fahndung nach den drei untergetauchten Thüringer 

Rechtsextremisten Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe ergaben die Untersuchungen 

des Ausschusses, dass vom Frühjahr 1998 bis zum Sommer 1999 mehrere Hinweise 

einen Aufenthalt der Gesuchten in Sachsen nahe legten. Entsprechend gab es auch 

Aktivitäten der sächsischen Polizei, welche insbesondere die Kooperation mit 

thüringischen Dienststellen aufgrund von entsprechenden Amtshilfeersuchen 

betrafen. Die Frage, inwieweit Versäumnisse sächsischer Polizeibehörden dazu 

beigetragen haben könnten, dass der jahrelange Aufenthalt der Terrorgruppe in 

Sachsen unerkannt blieb, muss auf der Grundlage der zahlreichen Zeugenaussagen 

mit der Feststellung beantwortet werden, dass die sächsischen Polizeibehörden den 

ihnen obliegenden Verpflichtungen nachgekommen und insoweit keine 

Versäumnisse im Sinne des Untersuchungsauftrages erkennbar sind: 

 

„Angesichts dieser Konstellation bestand für sächsische Behörden in dieser Sache 

jedenfalls keine eigene Fahndungszuständigkeit, also keine Verpflichtung, selbst 

gezielt und aktiv nach den dreien zu suchen. Wohl aber wäre man verpflichtet 

gewesen, aufgrund der vorliegenden Informationen zuzugreifen, wenn eine der 

untergetauchten Personen in Sachsen angetroffen worden wäre. Außerdem bestand 

die Pflicht, diese Hilfe zu leisten, falls Thüringen um Amtshilfe bei seiner Fahndung 

bat.“ (Sachbericht, S. 27) 

 

Insbesondere die Vernehmung der Zeugen Kleimann und Dressler, welche bei der 

Thüringer Landespolizei mit der Fahndung nach den Gesuchten befasst waren, hat 

deutlich gemacht, dass den im Zuge der Fahndungsmaßnahmen des 

Landeskriminalamts Thüringen an die sächsische Polizei gerichteten Bitten um Hilfe 

und Unterstützung entsprochen wurde. Der Zeuge Kleimann führte hierzu aus: 

 

„Ich kann da jetzt keine Klagen oder keine großen Lobe erwirtschaften. Was ich 

gemeint habe, wurde getan, auch selbst mal einen Vermerk schreiben oder eine 

Überprüfung zu machen. Das wurde erfüllt. Ansonsten kann ich nichts Auffälliges 

sagen.“ (Sachbericht, S. 34) 
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Die Frage, ob Erkenntnisse des Landesamtes für Verfassungsschutz Sachsen dazu 

hätten beitragen können, dass sich den polizeilichen Ermittlungen zur 

Raubüberfallserie zusätzliche Anhaltspunkte offenbart hätten, wurde sowohl im 

Abschlussbericht des Vorgängerausschusses als auch im Abschlussbericht des 

Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestages und in der Öffentlichkeit 

bereits umfangreich diskutiert. Aus Sicht der Fraktionen von CDU und SPD bleibt 

festzuhalten, dass das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen im 

September 1998 Kenntnis von der Meldung einer Quellenmeldung des Landesamtes 

für Verfassungsschutz Brandenburg erlangte, nach welcher das Trio mit zu 

besorgenden Waffen einen „weiteren Überfall“ plane. Diese Erkenntnis war aber 

nicht damit verknüpft, dass sich das Trio tatsächlich in Sachsen aufhalte.  

 

Es ist auch erkennbar geworden, dass Hinweise, die anderen Behörden in anderen 

Bundesländern und beim Bund vorlagen, den sächsischen Behörden zumindest 

teilweise erst zur Kenntnis gelangt waren, als entsprechende polizeiliche Aktivitäten 

in Sachsen nicht mehr entfaltet werden konnten. Hierzu trug eine zum damaligen 

Zeitpunkt undeutliche und nicht in einer bundeseinheitlichen Zentrale 

zusammengeführte Informationslage bei. Deutlich wird dies im folgenden Auszug aus 

dem Sachbericht. Hier wird zwar von einem Telefonat des Böhnhardt im Frühjahr 

1999 von einer Telefonzelle in Chemnitz berichtet, jedoch gleichzeitig dargestellt, 

dass dieser Bericht erst wesentlich später und verbunden mit neuen, eine ganz 

andere Lage skizzierenden Informationen an des Landesamt für Verfassungsschutz 

Sachsen gelangte: 

 

„Der Untersuchungsausschuss hat verschiedene Zeugen aus dem Bereich des 

sächsischen Verfassungsschutzes danach befragt, wie sie diese das Vorangehen 

weiterer Taten andeutende Formulierung verstanden haben. Er wollte wissen, ob sie 

ihnen Anlass war, der Frage nachzugehen, ob es schon davor von den dreien 

begangene Überfälle gegeben hat. Immerhin hat, wie man heute weiß, der den 

dreien zuzuschreibende Überfall auf den Edeka-Markt in Chemnitz schon Ende 1998 

stattgefunden. Der dazu befragte Zeuge Boos, vormals Präsident des Landesamts 

für Verfassungsschutz Sachsen, hat angegeben, keine entsprechenden 

Überlegungen angestellt zu haben. Für den Zeugen Joachim Tüshaus, ebenfalls aus 
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dem Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen, war die Formulierung mit der 

Grund dafür, darauf zu drängen, dass der quellenführende Verfassungsschutz des 

Landes Brandenburg die von ihm verweigerte Zustimmung zur Weitergabe der 

Meldung an die Polizei doch noch erteilt, damit die entsprechend ermitteln kann. Eine 

weitere Zeugin meinte auf entsprechende Frage, eine Information der Polizei sei 

nicht möglich gewesen, weil die Überfälle überall hätten sein können und nicht in 

Sachsen. (Sachbericht, S. 25) 

 

„Genauere Angaben darüber, warum die drei in Sachsen vermutet wurden, konnte 

der Untersuchungsausschuss dagegen von Mitarbeitern der beteiligten 

Landeskriminalämter und Landesämter für Verfassungsschutz erlangen. So setzte 

das Landesamt für Verfassungsschutz Thüringen das Landesamt für 

Verfassungsschutz Sachsen in der zweiten Hälfte Februar 1998 über eine von ihm 

gewonnene Quellenmeldung in Kenntnis, dass das Auto eines Rechtsextremisten, 

mit dem die drei wohl auf der Flucht unterwegs gewesen seien, aus Dresden 

abgeschleppt werden musste. Deshalb – und weil Mundlos über viele Szenekontakte 

nach Dresden verfügte – habe die Quelle vermutet, dass sich die drei Gesuchten im 

Raum Dresden aufhielten oder zumindest aufgehalten hätten. Weiterhin wurde dem 

Ausschuss berichtet, durch eine Telekommunikationsüberwachung des 

Landeskriminalamts Thüringen sei festgestellt worden, dass Rechtsextremisten aus 

Chemnitz 1998 telefonisch Unterstützern des „Trios“ Nachrichten hinterlassen hätten. 

Diese hätten Anweisungen für Treffs und für die Beschaffung von Geld und Kleidung 

etc. zugunsten der Flüchtigen beinhaltet. Deshalb sei anzunehmen, dass die 

Flüchtigen sich in Sachsen aufhielten. Außerdem ist heute bekannt, dass es dem 

Landesamt für Verfassungsschutz in Thüringen gelungen war, Kenntnis von einem 

Telefonat zu erlangen, das Uwe Böhnhardt im Frühjahr 1999 von einer Telefonzelle 

in Chemnitz geführt hatte. Darüber hinaus war die Vermutung Inhalt des auf eine im 

November 1998 ergangenen Bitte des Bundesamts für Verfassungsschutz hin 

erstellten vorläufigen Abschlussberichts des Landesamts für Verfassungsschutz 

Thüringen vom 15.06.1999, der an die anderen Verfassungsschutzbehörden, also 

auch das sächsische Landesamt für Verfassungsschutz, weitergegeben wurde. Darin 

heißt es, dass sich im Frühjahr 1999 Erkenntnisse verdichtet hätten, nach denen sich 

die Gesuchten in Chemnitz aufhielten. Mittlerweile lägen aber eindeutige Hinweise 
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darauf vor, dass das „Trio“ nunmehr im nördlichen Bereich der Bundesrepublik 

untergebracht werden solle.“ (Sachbericht, S. 29 f.) 

 

Der differenzierte Kenntnisstand der Sicherheitsbehörden über die Situation der 

Gesuchten dürfte entscheidenden Anteil am unterschiedlich großen Aktivitätsgrad 

der einzelnen Dienststellen haben: 

 

„Aufgrund dieser Anfangsvermutung über den Aufenthalt des „Trios“ in Sachsen gab 

es in der Folgezeit eine ganze Reihe von Bemühungen, das „Trio“ dort zu finden. An 

diesen Bemühungen haben sich drei Behörden bzw. Behördenebenen Sachsens 

mehr oder weniger aktiv beteiligt. Nachgeordnete Polizeidienststellen waren allenfalls 

peripher befasst […], das Landeskriminalamt Sachsen war es gelegentlich […] und 

das sächsische Landesamt für Verfassungsschutz war es zu Zeiten sogar intensiv.“ 

(Sachbericht, S. 30) 

 

„Dazu, ob und dass regionale Dienststellen der sächsischen Polizei bei der Suche 

nach dem „Trio“ in Sachsen eine nennenswerte Rolle gespielt haben, hat der 

Untersuchungsausschuss bei den Zeugenvernehmungen kaum Erkenntnisse 

gewinnen können. Nicht wenige Zeugen aus diesen Dienststellen gaben von 

vornherein an, von den dreien und ihrem Untertauchen überhaupt erst nach dem 

04.11.2011 und nicht schon früher gehört zu haben, und dies, obwohl sie bereits 

Ende 1998 bundesweit zur Fahndung ausgeschrieben worden waren und es bis 

dahin bereits verschiedene öffentliche Fahndungsaufrufe gegeben hatte.“ 

(Sachbericht, S. 31) 

 

Im Nachhinein erkennbare Ansatzpunkte wie beispielsweise die Verbindung der 

Raubüberfallserie mit der Quellenmeldung des Landesamtes für Verfassungsschutz 

Brandenburg, konnten zum damaligen Zeitpunkt aufgrund nicht erlangter 

Informationen durch die sächsische Polizei objektiv nicht berücksichtigt werden. 

Festzuhalten bleibt aus Sicht der Regierungsfraktionen daher, dass der sächsischen 

Landespolizei insgesamt keine Fehler oder Versäumnisse im Sinne des 

Untersuchungsauftrages anzurechnen sind.  
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2.2 Bewertung der Erkenntnisse zur sächsischen Justiz 
 

Die Untersuchung des Handelns sächsischer Justizbehörden nahm im Vergleich zu 

den übrigen Themen weniger Raum in der Ausschussarbeit ein. Dies ist zuvorderst 

dem Umstand geschuldet, dass die sächsische Justiz mit den in Rede stehenden 

Vorgängen nur zu einem geringen Teil betraut war. Die Fahndung nach den drei 

Gesuchten wurde federführend vom Land Thüringen verantwortet, Amtshilfeersuchen 

richteten sich daher naturgemäß an die sächsischen Polizeibehörden, nicht aber an 

die sächsische Justiz.  

 

Wünschenswert wäre es gewesen, hätte sich der Ausschuss durch einen Ausgriff in 

die Randbereiche des Untersuchungsgegenstands – ähnlich wie bei Polizei und 

Verfassungsschutz – auch im Bereich der Justiz einen generellen Einblick in die 

Strafverfolgungspraxis mit Blick auf rechtsextremistische Deliktfelder verschaffen 

können. Dem standen jedoch die umfangreichen Untersuchungen in den anderen 

gesetzten Schwerpunkten bei gleichzeitig begrenzt zur Verfügung stehender Zeit 

entgegen. Eingehender hat sich der Ausschuss mit den staatsanwaltschaftlichen 

Ermittlungen zu den Raubüberfällen befasst. Hierbei ist deutlich geworden, dass die 

Befassung mit den jeweiligen Verfahren verantwortungsvoll erfolgte: Nach einer 

internen „Bewertung“ wurden die Raubüberfälle als „außergewöhnlich“ angesehen; 

auf Grundlage dieser Einschätzung entschied man, sie gerade nicht als 

Standardsachen zu behandeln und die bei „Standardsachen“ übliche Einstellung zu 

betreiben, sondern vielmehr alle prozessualen Möglichkeiten auszuschöpfen und 

weitere Ermittlungen der Polizei zu ermöglichen: 

 

„Die übrigen neun bis dahin begangenen Taten der Überfallserie wurden im 

November 2005 als gegen Unbekannt gerichtete Ermittlungen, so genannte UJs-

Sachen, von der Polizei in einer Kiste zusammen an die Staatsanwaltschaft 

Chemnitz und dort an den in einem allgemeinen Dezernat tätigen Zeugen 

Staatsanwalt Klaus Schlarb übergeben. Darunter befanden sich auch die zwei in 

Zwickau begangenen und zuvor von der Staatsanwaltschaft Zwickau übernommene 

Taten. Da der Zeuge die Verfahren für UJs-Sachen aus verschiedenerlei Gründen 

als außergewöhnlich empfand, kam er gemeinsam mit der Polizei überein, sie nicht, 
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wie es bei UJs-Verfahren häufig geschieht und im vorliegenden Fall auch nicht zu 

beanstanden gewesen wäre, zumindest vorläufig einzustellen und die Akten „in den 

Keller“ ans Archiv abzugeben, sondern sie zwecks weiterer Ermittlungen sogleich 

wieder an die Polizei zurück zu geben. In der Folgezeit seien die Akten zwei- oder 

dreimal wieder zu ihm zurückgekommen, weil strafprozessuale Entscheidungen der 

Staatsanwaltschaft zu fällen waren, nämlich über eine Präsentation der Taten in der 

Fernsehsendung „Aktenzeichen XY ... ungelöst“, eine von der Polizei 

vorgeschlagene Hausdurchsuchung sowie eine Kontenprüfung. Einen Anlass, einen 

rechtsterroristischen Tathintergrund anzunehmen, habe es bis zum 04.11.2011 zu 

keiner Zeit gegeben, und bis dahin sei auch zu keiner Zeit von mehr als zwei Tätern 

die Rede gewesen. Ebenso wenig seien bei der Staatsanwaltschaft Überlegungen 

angestellt worden, eine Sonderkommission etwa beim Landeskriminalamt Sachsen 

einzurichten. Das wäre Sache der Polizei und nicht der Staatsanwaltschaft gewesen. 

Die vom Landeskriminalamt Sachsen erstellte Fallanalyse war dem Zeugen Schlarb 

nicht mehr erinnerlich, und der Zusammenhang zum Überfall auf den Edeka-Markt in 

Chemnitz im Dezember 1998 wurde ihm erst nach dem November 2011 bekannt.  

 

Die Einordnung der betreffenden Verfahren als UJs-Sachen wurde von der 

Staatsanwaltschaft Chemnitz mit Billigung der Generalstaatsanwaltschaft auch nach 

dem Offenbarwerden der Mittäterschaft jedenfalls von Mundlos und Böhnhardt noch 

beibehalten. Wären sie als Js-Sachen, also als Verfahren gegen (jetzt) bekannte 

Täter fortgeführt worden, so wären sie einzustellen gewesen, da gegen Tote keine 

Strafverfahren stattfinden. Durch die Beibehaltung der Einstufung als UJs-Sache 

konnte erreicht werden, dass die Verfahren als laufende Verfahren an das 

Bundeskriminalamt und den Generalbundesanwalt abgegeben werden konnten und 

man dort frei entscheiden konnte, ob, wie und gegen wen sie fortgeführt werden 

sollten. 

 

Der Zeuge Schlarb hatte nach dem Offenbarwerden der Zusammenhänge der 

Raubtaten, zu denen er ermittelt hatte, in enger zeitlicher Abfolge mehrere Berichte 

an die Generalstaatsanwaltschaft Sachsen zu schreiben, und die entsprechenden 

Ermittlungsakten wurden noch im November 2011 einer Sonderprüfung durch zwei 

Staatsanwälte der Generalstaatsanwaltschaft unterzogen. In diesem Zusammenhang 

hat er auf Anraten seines Abteilungsleiters auch den damaligen Hauptermittler der 
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Raubüberfälle, den vom 3. Untersuchungsausschuss der 5. Wahlperiode des 

Sächsischen Landtages am 19.10.2012 ausführlich vernommenen Mitarbeiter der 

Chemnitzer Polizeiinspektion Jens Merten, zu einem einen ganzen Tag dauernden 

Gespräch einbestellt. Die Generalstaatsanwaltschaft sah im Ergebnis der 

Sonderprüfung keine Gründe zur Beanstandung.“ (Sachbericht, S. 23 f.) 

 

Im Lichte der dem Ausschuss zur Verfügung gestellten umfangreichen Akten und der 

Zeugenaussagen sind im vorgenannten Zusammenhang keine Fehler oder 

Versäumnisse der sächsischen Justiz zu erkennen. Vielmehr ist festzustellen, dass 

die Staatsanwaltschaft dafür Sorge getragen hat, dass die Ermittlungen nicht wegen 

Fristablauf geschlossen werden, sondern auf der Grundlage entsprechender 

verantwortungsvoller strafprozessualer Ermessensentscheidungen fortgesetzt 

werden konnten. 

 

2.3 Bewertung der Erkenntnisse zum Landesamt für Verfassungsschutz 
Sachsen 

 

Das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen ist bereits im Abschlussbericht des 

Vorgängerausschusses Gegenstand umfangreicher Erörterung und Bewertung. Auch 

hier spielte beispielsweise der Umgang des Landesamtes mit der Brandenburger 

Quellenmeldung eine große Rolle. Der Abschlussbericht des Vorgängerausschusses 

vermerkt hierzu: 

 

„Wie bereits ausgeführt, hätte das LfV Sachsen beispielsweise tätig werden können, 

nachdem es vom LfV Brandenburg am 14. September 1998 erfahren hatte, dass 

nach einer Quellenmeldung Jan Werner aus Chemnitz für das Trio Waffen 

beschaffen sollte, mit denen die Untergetauchten einen weiteren Überfall planten. 

Das LfV Brandenburg war zwar wegen des Quellenschutzes nicht bereit, dass die 

Information schriftlich der Polizei zur Kenntnis gebracht wurde, hatte aber nichts 

dagegen, dass ohne Hinweis, aus welchem Land die Information kommt, die 

Information selbst von der Polizei verwertet werden konnte. Da das LKA Thüringen 

darauf beharrte, dass die Information schriftlich zu den Akten gelangen müsste, dies 

aber weiter von dem LfV Brandenburg abgelehnt wurde, wurde vom LKA Thüringen 

diese Information nicht weiter verfolgt. Da mit Jan Werner aber ein Sachsen-Bezug 
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vorhanden war, hätte es nahegelegen, dass das LfV Sachsen diese wichtige 

Information an die Polizei in Sachsen weiterleitete. Das LKA Sachsen hätte in 

besonderer Weise daraufhin gegen das ehemalige „Blood & Honour“ Mitglied Jan 

Werner vorgehen können.“ (Abschlussbericht 3. Untersuchungsausschuss der 

5. Wahlperiode, S. 75) 

 

Die Frage, weshalb das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen eine wie auch 

immer geartete Information der Polizei unterließ, beschäftigte auch den aktuellen 

Untersuchungsausschuss: 

 

„Die Frage, ob es im Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen Überlegungen gab, 

die Information auf ähnlich informellem, vertraulichem Wege wie in Thüringen auch 

der sächsischen Polizei bzw. dem Landeskriminalamt Sachsen zukommen zu lassen, 

beantwortete der Zeuge Tüshaus mit den Worten: 

 

‚Lässt sich so nicht bestätigen, weiß ich nicht … Die Polizei wurde als Einheit 

gesehen. … Also, da haben wir jetzt in der Tat nicht parallel an mehreren Ecken die 

Tischdecke angezündet‘“. (Sachbericht, S. 43) 

 

Die nach dem 04.11.2011 getroffenen Einschätzungen im „Vorläufigen 

Abschlussbericht der Parlamentarischen Kontrollkommission des Sächsischen 

Landtages im Zusammenhang mit dem Tatkomplex NSU“ vom 27.06.2012, im 

„Vorläufigen Abschlussbericht des Sächsischen Staatsministeriums des Innern zum 

Fallkomplex ‚Nationalsozialistischer Untergrund’“ vom 25.07.2012 sowie im „Bericht 

über die Untersuchung und Evaluierung der Arbeitsabläufe und -strukturen des 

Landesamtes für Verfassungsschutz Sachsen unter besonderer Betrachtung der 

Ereignisse im Zusammenhang mit dem sogenannten Nationalsozialistischen 

Untergrund“ vom 20.02.2013 zum Informationsaustausch zwischen den 

Sicherheitsbehörden haben übereinstimmend zu einer Neubewertung der bis dahin 

praktizierten Kommunikation geführt, und es sind inzwischen zahlreiche 

entsprechende Maßnahmen zur Anpassung erarbeitet, eingeleitet und umgesetzt 

worden. Dies wird nicht nur mit Blick auf die in der Folge eingerichteten 

gemeinsamen Organisationseinheiten bzw. Zentren und Datenaustauschplattformen 



Seite 15 von 31 

sichtbar. Auch die Berichts- und Beratungstätigkeit des Landesamtes für 

Verfassungsschutz Sachsen hat seither eine deutliche Neuorientierung erfahren. 

 

Die Untersuchungen des aktuellen Ausschusses widmeten sich erneut intensiv der 

Frage, in welchem Umfang und vor allem in welcher qualitativen Güte dem 

Landesamt für Verfassungsschutz Informationen zu den drei Gesuchten und zu 

möglichen Unterstützern im Freistaat Sachsen vorlagen. Als Ausgangspunkt aller 

weiteren Bewertungen lässt sich hier die Aussage des Zeugen Dr. Vahrenhold vor 

dem 3. Untersuchungsausschuss der 5. Wahlperiode verstehen: 

 

„Betrachtet (man) nunmehr die Ereignisse insbesondere aus der – ich nenne es jetzt 

einmal heißen Phase – der Suche nach den NSU-Mitgliedern aus heutiger Sicht, so 

sind durchaus kritikwürdige Punkte festzustellen. Ein wesentlicher Aspekt ist, dass es 

– zumindest im Verfassungsschutz – kein vollständiges Gesamtlagebild im 

Fallkomplex gab. Ob das auch für die Polizei, insbesondere in Thüringen gilt, ist mir 

nicht bekannt. Die Zuständigkeit hierfür hätte für den Verfassungsschutz an sich 

beim LfV Thüringen gelegen. Doch soweit das nicht erfolgt ist, hätte sich hier auch 

das LfV Sachsen einbringen können, vielleicht sogar müssen. Nur ein 

Gesamtlagebild hätte nämlich eine vollständige Analyse des Falls ermöglicht. Dem 

LfV Sachsen lagen allerdings nicht frühzeitig alle Informationen vor. Auch hier wird 

man darüber nachdenken müssen, ob ein Einfordern dieser Informationen nicht doch 

stärker notwendig gewesen wäre. Somit hätte – trotz Federführung durch Thüringen 

– auch das LfV Sachsen durch konsequentes Nachhaken und darauf aufbauend 

eigene Analyse die vorliegenden Informationen unter Umständen besser nutzen 

können. Ob dies jedoch am Ende zum Auffinden der Gesuchten geführt hätte, ist 

offen.“ (Abschlussbericht 3. Untersuchungsausschuss der 5. Wahlperiode, S. 74) 

 

Die Gründe dafür, dass das Landesamt über kein geeignetes „Gesamtlagebild“ 

verfügte, sind vielfältig. Zuerst fehlten hierfür Informationen, die vom Thüringer 

Landesamt für Verfassungsschutz an die sächsische Behörde nicht übermittelt 

worden sind. Zum Zweiten sind für den Zeitpunkt der späten Neunziger und frühen 

2000er Jahre durchaus personelle Situationen im sächsischen Landesamt zu 

verzeichnen, die eine qualitativ hochwertige Tätigkeit nicht in jedem Fall 

sicherstellten. Zur Rekrutierung von Personal und zu dessen Vorkenntnissen, 
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insbesondere im Bereich Auswertung, macht der Abschlussbericht des 

Vorgängerausschusses bereits die erforderlichen Ausführungen. Der aktuelle 

Ausschuss versuchte, insbesondere durch die Vernehmung von Beschäftigten des 

Landesamtes auf Sachbearbeiterebene zu erkunden, auf welche Weise und an 

welcher Stelle ein geeignetes Gesamtlagebild hätte entstehen müssen. Aus 

mehreren Zeugenvernehmungen hat der Ausschuss den Eindruck gewonnen,  

 

„dass die Verknüpfung zwischen gewonnenen Erkenntnissen nicht schon auf der 

Ebene der Beschaffung stattfinden kann. Sie erfolgt vielmehr in ersten Ansätzen in 

der Auswertung und vollständig erst auf einer in der Behördenhierarchie höheren 

Ebene. Einige der befragten Zeugen gaben an, dass die Informationen im Sinne 

einer Bündelungsfunktion beim Referatsleiter zu einem möglichst vollständigen Bild 

eines Vorgangs zusammenlaufen sollten, andere maßen dem Referatsleiter in dieser 

Hinsicht keine große Funktion bei und wieder andere definierten seine Rolle eher 

abstrakt im Sinne eines Koordinators des Referats.“ (Sachbericht, S. 54 f.) 

 

Es mag dahingestellt bleiben, ob der Schlüssel zu einem Gesamtlagebild nun genau 

und speziell in der Geeignetheit des Personals auf dem Referatsleiterposten gelegen 

hätte. Festgestellt werden kann jedoch, dass zumindest auch auf dieser Stelle der 

erforderlichen fachlichen Geeignetheit bei der Besetzung nicht immer oberste 

Priorität eingeräumt worden ist: 

 

„Allerdings scheinen die wohl häufiger wechselnden Referatsleiter ihre Aufgabe 

unterschiedlich wahrgenommen zu haben. Ein Zeuge meinte, seine von Juli 2002 bis 

Juli 2004 übernommenen Aufgaben als Leiter des Referats Rechtsextremismus im 

Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen hätten sich nicht sehr von den Aufgaben 

eines Referatsleiters in anderen Behörden unterschieden. Täglich seien ihm als reine 

Schreibtischtätigkeit zwischen 50 und 100 Mappen vorgelegt worden, zu denen zu 

überlegen gewesen sei, was zu veranlassen sei. Ohne spezifische Vorerfahrungen 

oder Vorkenntnisse den Bereich Rechtsextremismus betreffend habe er sich auf 

Anregung seines damaligen Abteilungsleiters im Innenministerium unter anderem 

deshalb auf die Stelle beworben, weil es ihm in seinem weiteren Fortkommen 

dienlich schien. Von einzelnen Vorgängen, mit denen er befasst war, wusste er 

nichts zu berichten. Von der Suche nach dem ‚Trio’ will er während seiner Zeit im 
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Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen nichts gehört haben, zumindest kann er 

sich nicht daran erinnern. Das Amt wieder verlassen habe er, weil er gemerkt habe: 

‚Das liegt mir nicht. Das ist nicht mein Ding. Es hatte vielleicht auch ein bisschen 

damit zu tun, dass ich beruflich auch nicht so richtig sah, dass ich da gut vorwärts 

komme. Deswegen habe ich gedacht: Es wäre vielleicht besser, wenn ich etwas 

anderes machen würde’“. (Sachbericht, S. 55) 

 

Die Analysefähigkeit des Landesamtes für Verfassungsschutz Sachsen war zum 

Zeitpunkt der hier in Rede stehenden Vorgänge nicht optimal gegeben. So stellte 

bereits der sogenannte Harms-Bericht („Bericht über die Untersuchung und 

Evaluierung der Arbeitsabläufe und -strukturen des Landesamtes für 

Verfassungsschutz Sachsen unter besonderer Betrachtung der Ereignisse im 

Zusammenhang mit dem sog. ‚Nationalsozialistischen Untergrund’“ vom 20.02.2013) 

fest:  

 

„Das LfV Sachsen weist den niedrigsten Anteil an Stellen im gehobenen Dienst, den 

höchsten Anteil an Stellen im mittleren Dienst auf und ist die einzige 

Verfassungsschutzbehörde, bei der der Anteil des mittleren Dienstes den des 

gehobenen Dienstes übertrifft. … Die Stellenstruktur des LfV mit ihrem 

unterdurchschnittlichen Anteil  insbesondere an gehobenem, aber auch an höherem 

Dienst erschwert allerdings eine Verbesserung der Analysefähigkeit im LfV. … Es 

wird vorgeschlagen, … insbesondere den Anteil an Stellen des gehobenen Dienstes 

des mittleren Dienstes zu erhöhen und Stellen ausschließlich durch Angehörige der 

entsprechenden Laufbahn zu besetzen. … Bei der Gewinnung von Mitarbeitern des 

höheren Dienstes muss der Einsatz von Geisteswissenschaftlern, insbesondere von 

Historikern und Politikwissenschaftlern, verstärkt in den Blick genommen werden, um 

die Analysefähigkeit der Behörde phänomenbereichsübergreifend zu erhöhen. Dies 

darf nicht an den gegenwärtigen Besoldungsstrukturen scheitern.“ (Harms-Bericht, 

S. 39). 

 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Untersuchungen des Ausschusses 

die bereits in vorhergehenden Berichten getroffenen Aussagen zum Landesamt für 

Verfassungsschutz Sachsen bestätigen. Das Landesamt hat weder unmittelbar noch 

mittelbar mit dem „Trio“ zusammengearbeitet, es hat weder das „Trio“ noch sein 
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ermitteltes Unterstützernetzwerk unterstützt oder begünstigt. Diese Feststellungen 

traf bereits die Parlamentarische Kontrollkommission des Sächsischen Landtages in 

ihrem Abschlussbericht vom 25.06.2012. „Gleichwohl hat das LfV Sachsen und auch 

die Polizei nicht – wie bereits ausgeführt – in angemessenem und sich 

aufdrängendem Umfang ermittelt.“ Dieses Fazit des Abschlussberichts des 

3. Untersuchungsausschuss der 5. Wahlperiode (S. 83) gilt fort. Weiterhin ist 

festzuhalten: „Auch in Sachsen war die Bereitschaft des Landesamtes für 

Verfassungsschutz, die ihm vorliegenden Informationen mit anderen Behörden zu 

teilen, zumindest nicht durchweg gegeben“ (Sachbericht, S. 63). Die entsprechenden 

Beispiele und die Gründe hierfür sind im Sachbericht umfangreich erörtert. Und 

schließlich ist einzuschätzen, „dass das LfV Sachsen, obgleich nur auf Ersuchen 

eingebunden, gerade auch die fragmentarischen Informationen einerseits mit mehr 

Nachdruck und anderseits auch selbstständig hätte auswerten müssen“ (PKK-

Bericht, S. 5).  

 

Der Untersuchungsausschuss konnte sich insbesondere im Rahmen der 

Zeugenvernehmungen der Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz 

und des amtierenden Präsidenten des Landesamtes für Verfassungsschutz ein Bild 

davon machen, dass im Lichte der Erkenntnisse zahlreiche strukturelle und 

personelle Veränderungen in der Arbeit der Verfassungsschutzbehörden zu 

verzeichnen sind. So wurden strukturelle Schwächen in der Zusammenarbeit der 

Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder durch neue 

Kommunikationskonzepte und auch die Einrichtung gemeinsamer Lagezentren 

behoben.  

 

2.4 Bewertung der Erkenntnisse zu sächsischen Kommunen 
 

Der Untersuchungsausschuss hat sich in insgesamt fünf Zeugenbefragungen mit der 

Fragestellung befasst, inwieweit die gesellschaftliche Situation in ausgewählten 

sächsischen Kommunen bzw. in der Bundesrepublik Deutschland einen 

begünstigenden Einfluss auf die Herausbildung rechtsextremistischer Strukturen 

ausgeübt oder zumindest deren Bestehen nicht gehemmt hat. Der 

3. Untersuchungsausschuss der 5. Wahlperiode hat dazu mit einer Reihe von 
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Sachverständigenanhörungen bereits zur Erhellung dieses Aspektes des 

Untersuchungsauftrages beigetragen: 

 

„Die Bekämpfung rechtsextremistischer Strukturen allein durch Polizei und 

Verfassungsschutz genüge nicht. Das ist vor allem das Ergebnis der Anhörung der 

sachverständigen Zeuginnen Röpke und Hanneforth. Aber auch die Professoren 

Virchow und Backes haben auf Defizite bei den Verfassungsschutzbehörden 

hingewiesen und für mehr zivilgesellschaftliches Engagement plädiert.“ 

(Abschlussbericht 3. Untersuchungsausschuss 5. Wahlperiode, S. 83) 

 

Nach dem 04.11.2011 hat das Landesamt für Verfassungsschutz unter anderem 

auch seine Beratungstätigkeit gegenüber Kommunen enorm intensiviert. Der Zeuge 

Meyer-Plath erklärte hierzu: 

 

„Was sehr stark auch von mir unterstützt wurde, was dann den Abschlussbericht der 

Expertenkommission anging, war einerseits der sogenannte Philosophiewechsel, das 

heißt, die Abwendung einer abgeschotteten Behörde hin zu einer Behörde, die sich 

als Dienstleister versteht, die ihre Informationen insbesondere daraufhin prüft: Wer 

braucht die jetzt, um tatsächlich erfolgreich gegen politischen Extremismus, zentralen 

politischen Extremismus vorzugehen? Das heißt einerseits eine viel stärkere 

Vernetzung innerhalb der Sicherheitsbehörden, aber auch außerhalb, gerade auch 

mit Behörden und der Zivilgesellschaft, eine viel stärkere Orientierung auf 

Öffentlichkeitsarbeit, auf die Darstellung unserer Ergebnisse eben auch im 

öffentlichen Raum. Wir haben die Veranstaltungen seitdem vervierfacht, die pro Jahr 

mit öffentlicher Beteiligung stattfinden, die Teilnehmerzahl ebenfalls; in diesem Jahr 

werden es über 4.000 Menschen sein, die im Jahr 2017 an Veranstaltungen mit dem 

LfV teilgenommen haben.“ (Protokoll der Zeugenvernehmung vom 11.12.2017, S. 4) 

 

Dass ein solcher Philosophiewechsel nötig und sinnvoll gewesen ist, verdeutlichen 

die Ausführungen der Zeugin Dr. Findeiß mit Blick auf die vorangegangenen Jahre: 

 

„Zeugin Dr. Pia Findeiß: Zwickau hatte und hat Probleme mit rechtsradikalen 

Erscheinungen wie jede andere Stadt in Sachsen, in Ostdeutschland, in 

Deutschland. Das nehmen wir ernst. … Nun sind Wahlergebnisse einer 
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rechtsradikalen Partei nicht allein Ausdruck des politischen Klimas in einer Stadt. 

Auch in Zwickau gab es rechtsradikale Schmierereien, wurden Ausländer angegriffen 

und beleidigt oder ein jüdischer Friedhof geschändet und gab es nationalistische 

Gesänge im Fußballstadion. Davor haben die kommunalpolitisch Verantwortlichen 

nicht die Augen verschlossen. Auch meine Vorgänger im Amt, Herr Rainer Eichhorn 

und Herr Dietmar Vettermann, haben mit ihrem Handeln, ihren Haltungen und ihren 

Entscheidungen immer das demokratische Miteinander gestärkt und sind sehr 

entschlossen gegen radikale Tendenzen aufgetreten. … 
 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Das Landesamt für Verfassungsschutz: Wie oft sind Sie 

eigentlich als Oberbürgermeisterin in Kontakt mit dem Landesamt für 

Verfassungsschutz, um auch Informationen zu relevanten Entwicklungen in Ihrer 

Stadt zu erfahren? 
 

Zeugin Dr. Pia Findeiß: Ich muss jetzt fragen: Ist das eine Sache, die der 

Geheimhaltung unterliegt? Ich denke, eher nicht, oder? – Also, meine Antwort wäre 

auch hier: Ich hatte noch nie Kontakt zum Landesamt für Verfassungsschutz.  
 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Also, es geht nicht darum, ob – – Also, offizielle 

Informationen haben Sie von der Seite zu derartigen Entwicklungen nie vom 

Landesamt für Verfassungsschutz bekommen? 
 

Zeugin Dr. Pia Findeiß: Das ist richtig.  
 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: „Freies Netz Zwickau“. Sagt Ihnen das etwas? 
 

Zeugin Dr. Pia Findeiß: Ja, das sagt mir etwas. 
 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: Da würde mich jetzt interessieren, was Sie über „Freies 

Netz Zwickau“ denn für Informationen haben? 
 

Zeugin Dr. Pia Findeiß: Diese Informationen habe ich nur durch Recherchen meines 

eigenen Pressebüros und nur aus den Medien. 
 

Stellv. Vors. Kerstin Köditz: „Nationale Sozialisten Zwickau“? 
 

Zeugin Dr. Pia Findeiß: Alle die Dinge kenne ich nur aus den Medien und durch 

Recherchen meines eigenen Pressebüros.“  
 

(Protokoll der Zeugenvernehmung vom 26.09.2016, S. 3 f. und 13 f.) 
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In anderer Weise macht auch die Befragung des Zeugen Hascheck deutlich, dass 

eine aktive Information und Sensibilisierung kommunaler Ebenen zum 

Aufgabenspektrum der Sicherheitsbehörden des Freistaates Sachsen gehören muss: 

 

„Weiterhin hat der Untersuchungsausschuss den Bürgermeister der Stadt 

Johanngeorgenstadt angehört. Der hat sich der Wahrnehmung eines Problems mit 

rechtsradikalen Strömungen in seiner Stadt eher verschlossen. Die Frage, ob er 

festgestellt habe, dass es rechtsmotivierte Jugendliche in Johanngeorgenstadt gibt, 

beantwortete er wörtlich wie folgt: 
 

‚Was heißt rechtsmotivierte Jugendliche? Ich sage mal, wenn ich das Ergebnis von 

Wahlen sehe, dann lässt sich sicherlich auch ableiten – – Eine Wahl ist ja ein Spiegel 

der Bevölkerung. Ich gehe mal davon aus, dass darunter auch Jugendliche sind.’ 
 

Auf konkrete, in Verbindung mit Johanngeorgenstadt gebrachte rechte Gruppen und 

Personen angesprochen, etwa die ‚Brigade Ost’, will er von deren Entwicklung keine 

Kenntnis gehabt haben, hat aber im November 2011 einmal gegenüber einem 

Journalisten eingeräumt, sie zu kennen.“ (Sachbericht, S. 57) 

 

Der Ausschuss konnte sich durch die Befragungen von Zeugen aus der kommunalen 

Ebene zumindest ansatzweise mit einem wichtigen Aspekt jenseits der polizeilichen 

und nachrichtendienstlichen Arbeit von Behörden befassen; nämlich mit der Frage, 

ob und inwieweit für den Erhalt demokratischer Strukturen und Einstellungen neben 

der Beobachtung verfassungsfeindlicher Bestrebungen und der Strafverfolgung 

entsprechender Delikte auch eine aktive Stärkung zivilgesellschaftlicher und 

demokratischer Strukturen erforderlich ist bzw. eine Unterlassung oder 

Geringschätzung entsprechender Maßnahmen negative Folgen hat. Die 

Ausführungen der beiden Sozialarbeiter Frau G. und Herr Bindrich, welche von 1994 

bis 1999 bzw. 1993 bis 2001 im Chemnitzer Jugendklub „Piccolo“ tätig waren, legen 

nahe, dass der präventiven Arbeit im Bereich der Stärkung demokratischer 

Strukturen mindestens ebenso große Aufmerksamkeit und Sorgfalt 

entgegengebracht werden muss wie der strafverfolgenden Tätigkeit der Polizei und 

der Aufklärung demokratiefeindlicher Bestrebungen durch den Verfassungsschutz: 
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„Eine weitere Anleitung zum Umgang mit den Jugendlichen gab es nicht; weder mein 

Kollege noch ich hatten eine Ausbildung dafür. Es gab kaum Fortbildungen – oder: 

es gab keine Fortbildungen für uns –, sondern es war lediglich unsere Aufgabe, die 

Jugendlichen von der Straße zu holen und entsprechend zu betreuen. … Wir haben 

uns einfach alleingelassen gefühlt. Wir haben beide, gerade im Jahr 1994, quasi 

sieben Tage die Woche gearbeitet. Wir hatten die Auflage, den Jugendklub täglich zu 

öffnen. Wir haben zu zweit dort gearbeitet. Die ABM-Kraft, die dort noch war, hat von 

Montagmorgen bis Donnerstagmittag gearbeitet; ansonsten war es unsere Arbeit. 

Wir hatten massive Überstunden. Wir haben von unseren Überstunden Urlaub 

gemacht. Es war sozusagen nur das Ziel, die Einrichtung zu öffnen, die Jugendlichen 

reinzuholen und Ärger zu vermeiden. Wir haben uns da schon sehr alleingelassen 

gefühlt. Man war auch schnell ermüdet.“ (Protokoll der Zeugenvernehmung von 

Frau G. vom 03.09.2018, S. 3 und S. 14) 

 

„Jetzt, im Nachhinein, denke ich, dass man, wenn man diese akzeptierende Arbeit 

nicht zielgenau auf die Klientel, auf die einzelne Person angewandt hat, dass die 

eher rechtsgerichtete Strukturen gestärkt hat. Bei den zehn, die ich bei mir hatte, 

hätte ich, wenn ich mehr Kenntnisse zu diesen Motiven und den Hintergründen für 

das Betätigen gehabt hätte, zum Teil auch anders reagieren können.“ (Protokoll der 

Zeugenvernehmung von Herrn Bindrich vom 03.09.2018, S. 18) 

 

Gerade die Erkenntnisse aus diesen beiden Befragungen machen die hohe 

Relevanz der Unterstützung zivilgesellschaftlicher Strukturen und Initiativen deutlich, 

auf die bereits der Abschlussbericht des 3. Untersuchungsausschusses der 

5. Wahlperiode hinwies: 

 

„Allerdings ist festzustellen, dass die Staatsregierung in Sachsen 2004 ein 

Förderprogramm „Weltoffenes Sachsen für Demokratie und Toleranz“ aufgelegt hat, 

mit dem zivilgesellschaftliche Initiativen unterstützt worden sind. Finanziert wurde das 

Projekt zunächst mit 2 Millionen Euro, die später aufgestockt worden sind auf 

3 Millionen Euro. Anzumerken ist allerdings, dass die punktuelle Finanzierung über 

ein Förderprogramm, wenn es um die Stärkung der Zivilgesellschaft geht, nicht 

ausreichend ist, weil natürlich dann, wenn beispielsweise Kommunen und 

Gebietskörperschaften unter finanziellen Druck geraten, als erstes die freiwilligen 
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Leistungen gestrichen werden, das heißt zum Beispiel im Bereich der Jugendhilfe 

und im Bereich der Jugendarbeit gekürzt wird.“ (Abschlussbericht 

3. Untersuchungsausschuss der 5. Wahlperiode, S. 85) 
 

Die in den letzten Jahren vielfach verstärkte Förderung des Freistaates zugunsten 

von Vereinen und Maßnahmen der Jugend- und Demokratiearbeit erscheinen auch 

vor diesem Hintergrund richtig und zielführend. Anfang der Neunzigerjahre waren 

derartige Förderinstrumente bei Weitem nicht in der heutigen Form und Breite 

ausgestaltet. Die kommunale Ebene ist als bürgernähste staatliche Ebene dabei in 

einer besonderen Rolle, die demokratische Beteiligung und das gesellschaftliche 

Engagement der Bürgerinnen und Bürger zu fördern und demokratiefeindlichen 

Bestrebungen aktiv zu begegnen.  

 

3 Schlussfolgerungen  
 

Das Bekanntwerden der Straftatenserie des NSU im November 2011 hatte im 

Freistaat Sachsen zu einer grundsätzlichen Neubewertung der Gefährdungslage im 

Bereich der politisch motivierten Kriminalität (PMK) – rechts – und 

rechtsextremistischer Bestrebungen geführt. Ausgehend von dieser Neubewertung 

haben Polizei, Verfassungsschutz und Justiz eine Vielzahl von Maßnahmen 

getroffen, um herausragende Tatkomplexe der PMK-rechts noch effektiver zu 

bekämpfen, den Rechtsextremismus besser aufzuklären und die Zusammenarbeit 

der Behörden in diesem Bereich weiter zu optimieren. Da eine Reihe der 

Maßnahmen bereits im Abschlussbericht des 3. Untersuchungsausschusses der 

5. Wahlperiode sowie im Bericht des Sächsischen Staatsministeriums des Innern zur 

Evaluierung des Reformprozesses im Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen 

vom 26.03.2015 dargelegt worden sind, sollen hier lediglich zusammenfassende 

Ausführungen erfolgen. 

 

3.1 Stärkung der Zusammenarbeit im Verfassungsschutzverbund 
 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz übernahm eine Zentralstellenfunktion im 

Verfassungsschutzverbund, die Richtlinie zur Zusammenarbeit des Bundesamtes mit 

den Landesämtern wurde grundlegend neu gestaltet. Die Sächsische 
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Staatsregierung schätzt ein, dass eine Verbesserung und effizientere Gestaltung des 

Informationsflusses im Verfassungsschutzverbund gelungen sei. Dieser 

Einschätzung schließen sich die Regierungsfraktionen von CDU und SPD an.  

 

Voraussetzung für eine wirksame Arbeit Sachsens im Verfassungsschutzverbund ist 

natürlich eine hohe Leistungsfähigkeit des Sächsischen Landesamtes für 

Verfassungsschutz. Bereits im „Vorläufigen Abschlussbericht des Sächsischen 

Staatsministeriums des Innern zum Fallkomplex ‚Nationalsozialistischer Untergrund’“ 

vom 25.06.2012 legt die Staatsregierung dar, welche umfassenden Konsequenzen 

mit Blick auf die Arbeit und Struktur der Sicherheitsbehörden im Freistaat Sachsen 

gezogen werden. Die entsprechenden Maßnahmen sind Gegenstand des 

Abschlussberichts des 3. Untersuchungsausschusses der 5. Wahlperiode. Eine 

„Evaluierung des Reformprozesses im Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen“ 

legte das Staatsministerium des Innern am 26.03.2015 vor. Auf beide Papiere sei 

hier verwiesen. Aus Sicht der Fraktionen von CDU und SPD ist das Landesamt für 

Verfassungsschutz Sachsen heute gut und leistungsfähig aufgestellt. Vor dem 

Hintergrund des sich künftig weiter verschärfenden Wettbewerbs um 

hochqualifiziertes und loyales Personal wird in den kommenden Jahren ein Fokus auf 

die Werbung und Ausbildung neuen Fachpersonals und die Weiterbildung der 

aktuellen Beschäftigten zu legen sein. 

 

3.2 Stärkung der Zusammenarbeit von Polizei und Verfassungsschutz 
 

Das Gemeinsame Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum (GETZ) wurde im 

November 2012 als Kommunikationsplattform für Polizei und Nachrichtendienste auf 

Bundes- und Länderebene zur Bekämpfung des Rechts-, Links- und 

Ausländerextremismus/-terrorismus sowie der Spionageabwehr einschließlich 

proliferationsrelevanter Aspekte eingerichtet. Ziel des GETZ ist es, die 

Fachkompetenz aller beteiligten Behörden zu bündeln und einen möglichst 

lückenlosen und schnellen Informationsfluss sicherzustellen. Das GETZ setzt sich 

aus den Polizeilichen und Nachrichtendienstlichen Informations- und Analysestellen 

(PIAS und NIAS) zusammen. Die Federführung obliegt dem Bundesamt für 

Verfassungsschutz und dem Bundeskriminalamt. Im GETZ sind das Landesamt für 

Verfassungsschutz Sachsen und das Sächsische Landeskriminalamt eingebunden. 
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Auskünfte zur Arbeitsweise und Effektivität der eingeführten Strukturen gibt die 

Antwort der Bundesregierung vom 23.07.2018 auf eine Kleine Anfrage (BT-

Drs 19/3530). Weiterhin wurde eine bundesweite Verbunddatei Rechtsextremismus 

(RED) errichtet, durch die der Informationsaustausch zwischen Polizei und 

Nachrichtendiensten verbessert werden soll.  

 

3.3 Stärkung von Extremismusbekämpfung und Strafverfolgung 
 

Im Freistaat Sachsen wurde am 29.11.2012 das Operative Abwehrzentrum (OAZ) in 

Leipzig gebildet, in welchem eine Bündelung der Ermittlungskompetenz im Bereich 

Extremismus erfolgte. 2017 wurde begonnen, das OAZ zu einem Polizeilichen 

Terrorismus- und Extremismusabwehrzentrum (PTAZ) auszubauen, in welchem die 

Kompetenzen von LKA und OAZ für alle Bereiche der politisch motivierten 

Kriminalität gebündelt werden.  

 

Angesichts der gestiegenen Fallzahlen im Bereich der politisch motivierten 

Kriminalität wurde im Oktober 2015 bei der Generalstaatsanwaltschaft Dresden 

kurzfristig das Sonderdezernat zur Bekämpfung von politisch motivierter Kriminalität 

– INES-PMK – eingerichtet. Staatsanwaltschaft und Polizei arbeiten bei INES-PMK in 

besonders herausgehobenen Staatsschutzsachen mit einem besonderen Blick auf 

mögliche Verknüpfungen von Straftaten und damit ggf. zusammenhängenden 

Täternetzwerken institutionell intensiv zusammen. 

 

Um der steigenden Zahl der Ermittlungsverfahren im Bereich der politisch motivierten 

Straftaten und des politischen Extremismus weiter Rechnung zu tragen, wurde in der 

Abteilung III der Generalstaatsanwaltschaft Dresden zudem zum 01.12.2017 die 

Zentralstelle Extremismus in Sachsen (ZESA) eingerichtet. Die ZESA spiegelt 

insbesondere die polizeilich in Sachsen beim PTAZ gebündelte Spezialkompetenz 

auf staatsanwaltschaftlicher Seite wider. Als Zentralstelle ist sie einerseits eine 

zentrale Ansprechstelle für die sächsischen Staatsanwaltschaften und 

Polizeibehörden bei Ermittlungsverfahren zu politisch motivierter Kriminalität, 

andererseits obliegt ihr auch die Verantwortung für den Austausch mit dem 

Generalbundesanwalt, den Zentralstellen anderer Bundesländer, dem GTAZ und 

dem BKA. 
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Schließlich wurden im Jahr 2014 Staatsschutzkonferenzen auf regionaler Ebene 

eingerichtet und 2016 durch eine Neuausrichtung der Mobilen Einsatz- und 

Fahndungsgruppen (MEFG) der Fahndungs- und Kontrolldruck auf die 

rechtsextremistische Szene in Sachsen weiter verstärkt. Zum 01.10.2018 wurde im 

PTAZ eine Task Force Gewaltdelikte (TFG) eingerichtet. Sie soll die 

Polizeidirektionen bei ihren Erstmaßnahmen zur Bekämpfung von herausragenden 

politisch motivierten Gewaltdelikten im Sinne einer schnellen Eingreiftruppe 

unterstützen und gleichzeitig die Übernahme der Verfahren ins PTAZ vorbereiten. 

 

Nach Auskunft der Sächsischen Staatsregierung befinden sich darüber hinaus 

weitere Maßnahmen in Umsetzung. So soll die konsequente Anwendung des 

beschleunigten Verfahrens, welche in der Rundverfügung des Generalstaatsanwalts 

vom 10.09.2018 dargelegt worden ist, auch einen generalpräventiven Effekt in Bezug 

auf rechtsextremistische Straftaten entfalten. Durch eine anlassbezogene 

Vernetzung der im Bereich Internetaufklärung des polizeilichen Staatsschutzes 

tätigen Spezialisten soll noch im Jahr 2019 eine schlagkräftige virtuelle Einheit (das 

sogenannte KIA-Netz, Koordinierte Internetaufklärung) eingerichtet werden. Die 

Gemeinsame Informations- und Analysestelle (GIAS), in der das Landesamt für 

Verfassungsschutz Sachsen und das Sächsische Landeskriminalamt bereits seit 

2012 ihre Aktivitäten bündeln, soll im laufenden Jahr durch die Einrichtung eines 

gemeinsamen Lagemonitorings mit den örtlichen Staatsschutzdienststellen und der 

ZESA ausgebaut werden. 

 

Diese Bestrebungen der sächsischen Sicherheitsbehörden nach konsequentem 

Ausbau der anlassbezogenen Vernetzung und Aufklärung werden ausdrücklich 

unterstützt. 

 

3.4 Stärkung der Zivilgesellschaft 
 

Im Freistaat Sachsen engagiert sich eine Vielzahl von Bürgerinnen und Bürgern aktiv 

für unsere demokratische Gesellschaft. Aus Sicht der Regierungsfraktionen ist dieses 

bürgerschaftliche Engagement Grundlage einer wehrhaften Demokratie, welche den 

Gefahren extremistischer Bestrebungen entgegenwirken kann. Der Freistaat 
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Sachsen eröffnet durch eine Vielzahl von Förderprogrammen zahlreiche 

Möglichkeiten, mit denen Bürgerinnen und Bürger bei ihren ehrenamtlichen 

Aktivitäten unterstützt werden. Besonders im Kontext der Arbeit des 

Untersuchungsausschusses hervorzuheben sind die vom Freistaat Sachsen 

geförderten Maßnahmen zur Demokratieförderung.  

 

So hat der Freistaat Sachsen zum 01.04.2016 das Demokratie-Zentrum Sachsen 

eingerichtet. Es ist am Sächsischen Sozialministerium, Geschäftsbereich 

Gleichstellung und Integration, angesiedelt und bündelt die Aktivitäten aller 

staatlichen und zivilgesellschaftlichen Akteure, die sich für die Stärkung der 

Demokratie und gegen extremistische und menschenfeindliche Bewegungen im 

Freistaat Sachsen engagieren. Dies umfasst ausdrücklich alle extremistischen 

Phänomenbereiche und die der gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit: vom 

klassischen Rechtsextremismus, über den Antisemitismus, die 

Reichbürgerbewegung bis hin zur linken Militanz. Speziell für die Phänomenbereiche 

des islamistischen Extremismus sowie der Islam- und Muslimfeindlichkeit ist 

innerhalb des Demokratie-Zentrums Sachsen zudem die Koordinierungs- und 

Beratungsstelle Radikalisierungsprävention, kurz KORA, eingerichtet worden. 

 

Mit dem Landesprogramm „Weltoffenes Sachsen für Demokratie und 

Toleranz“ (WOS) fördert und stärkt der Freistaat Sachsen das zivilgesellschaftliche 

Engagement. Mithilfe des WOS können Projekte für Demokratie und Toleranz in 

Sachsen finanziell gefördert, beratend begleitet und miteinander vernetzt werden. 

Seit dem 01.01.2015 liegt das Programm in der Verantwortung des 

Geschäftsbereichs der Sächsischen Staatsministerin für Gleichstellung und 

Integration im Sächsischen Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz. 

Die dortige Stabsstelle Demokratieförderung koordiniert alle Aktivitäten des WOS 

und wird bei dieser Arbeit von einem Beirat fachlich beraten. Schwerpunkt des 

Programms sind Maßnahmen und Projekte, die im Sinne von Toleranz, Weltoffenheit 

und einer demokratischen Kultur wirken. Das Förderprogramm wurde bereits im Jahr 

2004 eingerichtet, erste Anträge ab dem Jahr 2005 bewilligt. Das jährliche 

Fördervolumen betrug zunächst etwa 1,2 Millionen Euro und stieg bis zum Jahr 2014 

auf rund 2,6 Millionen Euro an. Es wurde mehrfach evaluiert und auf der Grundlage 

der hierbei gewonnenen Erkenntnisse weiterentwickelt und verbessert. Das WOS 
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zeichnet sich besonders dadurch aus, dass es sich explizit auch an kleine Vereine 

und Initiativen richtet, welche durch Beratung und Netzwerkarbeit bei der 

Weiterentwicklung und Umsetzung ihrer Projektideen gefördert werden. Mit dem 

Übergang in den Geschäftsbereich der Sächsischen Staatsministerin für 

Gleichstellung und Integration Ende 2014 wurde das WOS novelliert und sukzessive 

weiterentwickelt. Neben längerfristigen Projekten bietet das WOS auch die 

Möglichkeit der kurzfristigen Förderung von Mikroprojekten und Bildungsfahrten, wie 

zum Beispiel des Besuchs von Gedenkstätten. Für die Umsetzung des WOS stehen 

im Jahr 2019 insgesamt rund 5,14 Millionen Euro zur Verfügung. 

 

Eine Stärkung der Zivilgesellschaft und des demokratischen Engagements erschöpft 

sich nicht in der Förderung entsprechender Projekte und Initiativen, sondern reicht 

wesentlich weiter. In den letzten Jahren hat der Freistaat Sachsen besondere 

Schwerpunkte im Bereich der schulischen Bildung und der Erwachsenenbildung 

gesetzt. Im Verantwortungsbereich des Sächsischen Staatsministeriums für Kultus 

wurde mit dem Konzept „W wie Werte“, welches von einem vielfältig 

zusammengesetzten Expertengremium erarbeitet worden ist, eine wichtige 

Arbeitsgrundlage für die Verbesserung der demokratischen Bildung im schulischen 

Kontext vorgelegt. Nahezu alle hierin enthaltenen Empfehlungen sind bereits in der 

Umsetzung. So wird beispielsweise ab dem Schuljahr 2019/20 mit der Einführung 

des Gemeinschaftskundeunterrichts ab Klassenstufe 7 die politische Bildung an den 

sächsischen Schulen erweitert. Die Schulen erhalten darüber hinaus künftig ein 

Budget zur Qualitätsentwicklung, welches auch zur Entwicklung von 

Beteiligungsverfahren für die Schülerinnen und Schüler sowie zur Nutzung von 

Angeboten des Demokratie-Zentrums verwendet werden kann. In der 

Lehrkräftefortbildung wurden Module wie „Demokratische Schulkultur“ oder Angebote 

zu Konfliktschlichtung und Wertevermittlung gestärkt, Schulnetzwerke wie „Schule 

ohne Rassismus“ im Landeshaushalt langfristig abgesichert. Ebenfalls gestärkt 

wurde die Tätigkeit des Landesbeauftragten für die Aufarbeitung der SED-Diktatur, 

welche mit Bildungsangeboten für Schüler und Lehrkräfte nicht nur zur SED-Diktatur 

im engeren Sinne, sondern auch zu Themen wie Ideologisierung und Mechanismen 

der Meinungsbildung einen wichtigen Beitrag zur Demokratiebildung leistet. Im 

Bereich der Erwachsenenbildung wurden in den letzten Jahren ebenfalls zahlreiche 

Maßnahmen umgesetzt. Die Landeszentrale für politische Bildung wurde mit 
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zusätzlichen Personal- und Projektmitteln gestärkt, die Förderung der sächsischen 

Weiterbildungslandschaft von jährlich 6 auf nunmehr 10 Millionen Euro erhöht.  

 

Im Verantwortungsbereich des Sächsischen Staatsministeriums des Innern wurde 

bereits im Jahr 2008 der Landespräventionsrat Sachsen eingerichtet, dessen 

Tätigkeitsfeld sich auch in Reaktion auf die Aufdeckung des NSU in den letzten 

Jahren deutlich erweitert hat. In themenbezogenen Arbeitsgruppen werden 

kommunale, staatliche und gesellschaftliche Akteure vernetzt und ihre Aktivitäten 

gebündelt, beispielsweise zu gemeinwesenorientierter Prävention oder zur 

Begrenzung von Störungen und Sicherheitsrisiken bei Fußballspielen durch 

gewaltbereite Fans. Mit dem Aussteigerprogramm „Raus in die Zukunft“ wendet sich 

der Freistaat Sachsen an Jugendliche und Erwachsene, die sich in gewalttätigen und 

militanten Gruppenzusammenhängen befinden und unterstützt sie bei ihrem 

Ausstieg. Aktuell hat die Sächsische Staatsregierung mit der Gründung der „Allianz 

Sichere Sächsische Kommunen (ASSKomm)“ im Jahr 2019 nunmehr zahlreiche 

Initiativen und Programme zusammengeführt, um den Auf- und Ausbau kommunaler 

Präventionsstrukturen weiter zu stärken.  

 

Insgesamt hat der Freistaat Sachsen in den letzten Jahren ein großes Augenmerk 

auf die Stärkung staatlicher, kommunaler und zivilgesellschaftlicher Strukturen zur 

Förderung der demokratischen Teilhabe und des gesellschaftlichen Zusammenhalts 

in unserem Land gelegt. Hierzu tragen einzelne Maßnahmen, wie beispielsweise das 

Projekt des Landesfeuerwehrverbands, zur Stärkung von demokratischer Kultur und 

Kameradschaft „Handeln, bevor es brennt“ genauso bei wie strukturelle Maßnahmen, 

so beispielsweise die in dieser Legislaturperiode vorgenommene Erhöhung der 

Jugendpauschale zur Stärkung jugendhilflicher Angebote.  

 

3.5 Nachhaltige Absicherung von Personal und Strukturen 
 

Sowohl mit Blick auf die Tätigkeit der Sicherheitsbehörden als auch die Förderung 

der Zivilgesellschaft im Freistaat Sachsen ist festzuhalten, dass der Erfolg aller 

Maßnahmen auch und wesentlich von der nachhaltigen Sicherung der hierfür 

erforderlichen personellen und finanziellen Ressourcen abhängig ist. Die 

Regierungsfraktionen haben in den in dieser Legislatur beschlossenen 
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Staatshaushalten verantwortungsvoll dafür Sorge getragen, dass im Freistaat 

Sachsen der „Starke Rechtsstaat“ keine Worthülse bleibt, sondern auch durch eine 

personell verstärkte Polizei und Justiz sowie finanziell untersetzte 

kommunalpräventive Maßnahmepakete seine Umsetzung findet. 

 

Der Freistaat Sachsen hat auch vor diesem Hintergrund im Jahr 2015 neben der 

„Kommission zur umfassenden Evaluation der Aufgaben, Personal- und 

Sachausstattung (Personalkommission)“ eine „Fachkommission zur Evaluierung der 

Polizei des Freistaates Sachsen“ einberufen. Sie hatte im Jahr 2015 empfohlen, die 

Zahl der Polizistinnen und Polizisten in Sachsen zunächst um 1000 zu erhöhen. Der 

Einstellungskorridor für Polizeianwärter wurde schrittweise von 300 Stellen im 

Jahr 2014 auf nunmehr 700 Stellen erhöht. Auch im Bereich der Justiz wurden 

zusätzliche Stellen für Richter, Staatsanwälte und Justizvollzugsbedienstete 

geschaffen. Mit dem Doppelhaushalt 2019/20 hat der Sächsische Landtag eine 

Neuausrichtung der sächsischen Personalpolitik umgesetzt und für eine 

aufgabenorientierte nachhaltige Stellenentwicklung gesorgt.  

 

Die Bekämpfung extremistischer Straftaten und die Auseinandersetzung mit 

gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit ist eine Daueraufgabe in einer 

demokratischen Gesellschaft. Die Stärkung demokratischer Grundwerte ist nichts, 

das sich durch Projekte abschließen lässt. In einer offenen, demokratischen 

Gesellschaft wird es immer wieder neue und sich verändernde Gefährdungen der 

Demokratie geben. Deshalb hat der Sächsische Landtag mit der Weiterentwicklung 

des Programms Weltoffenes Sachsen eine mehrjährige verbindliche Finanzierung 

der Demokratieförderung ermöglicht. Die Ergebnisse der wissenschaftlichen 

Evaluationen und Begleitungen von Landes- und Bundesprogrammen sowie 

einzelner Träger und Projekte müssen auch künftig Berücksichtigung in der 

Programm- und Maßnahmenplanung finden.  
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4 Schlussbemerkung 
 

Die Regierungsfraktionen danken in besonderer Weise den Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern im Sekretariat des 1. Untersuchungsausschusses der 6. Wahlperiode, 

des Juristischen Dienstes und des Stenographischen Dienstes des Sächsischen 

Landtages für die umfangreiche, unermüdliche und sorgfältige Begleitung und 

Unterstützung der Ausschussarbeit. Ebenfalls Dank gilt den Beauftragten der 

Staatsregierung für die Koordination der Aktenbeiziehung sowie den Beschäftigten in 

den Auskunft gebenden Behörden innerhalb und außerhalb des Freistaates 

Sachsen. 
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